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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 
V o r  s i t z  e n d  e :  Präsident Benya, Zweiter Geschäftsordnung 'in der nächsten Sitzung zu­

Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. weisen. 

Präsident: Die Sitzung 'ist e r  Ö f f n e t. 

Die amtlichen Protokolle der 50. Sitzung 
vom 23. November und der 5 1 .  Sitzung vom 
24. November 1 972 sind in der Kanzlei auf­
gelegen und unbeanständet geblieben. 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Dr. Kreisky, Horr, Dr. Gruber, Staudinger, 
Brandstätter und Dr. Eduard Moser. 

Die eingelangten Berichte weise ich zu wie 
folgt : 

Bericht der Bundesregierung betreffend 
Elektronische Datenverarbeitung, Erhebungs­
bericht 1 972, Bedarfsprognose 1 972 bis 1 975 
(III-66 der Beilagen) , dem Verfassungsaus­
schuß ; 

Bericht der Bundesregierung betreffend die 
55. Tagung der Internationalen Arbeitskonfe­
renz (Seeleute) (III-67 der Beilagen) dem Aus­
schuß für soziale Verwaltung; 

Einlauf und Zuweisungen Bericht des Bundesministers für Finanzen 
Präsident: Die seit der letzten Haussitzung über den Finanzschuldenbericht 1 972 der 

eingelangten Anfragebeantwortungen wurden Osterreichischen Postsparkasse (III-69 der Bei­
den Anfragestellern übermittelt. Diese An- lagen) dem Finanz- und Budgetausschuß. 
fragebeantwortungen wurden auch vervielfäl-
tigtund an alle Abgeordneten verteilt. Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 

Nun ersuche ich den Schriftführer, Herrn über die Regierungsvorlage (460 und Zu 460 
Dipl.-Ing. Dr. Leitner, um die Verlesung des der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 

Einlaufes. 1913 (546 der Beilagen) 

Schriftführer Dipl. -Ing. Dr. Leitner: Sehr ge­
ehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Von der 
Bundesregierung sind folgende Regierungs­
vorlagen eingelangt: 

Bundesgesetz über die Zählung von Arbeits­
stätten (Arbeitsstättenzählungsgesetz) (563 der 
Beilagen) ; 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein: Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1 973, 
Generalbericht sowie Spezialdebatte über die 
Beratungsgruppen I und H. 

Ich darf zu den Budgetverhandlungen be­
merken, daß die Beratung in der Spezial­
debatte nach Beratungsgruppen durchgeführt 
wird. Wird dagegen ein Einwand erhoben? -
Das ist nicht der Fall. Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bun­

des-Verfassungsgesetz in der Fassung von 
1 929 hinsichtlich des Schulwesens neuerlich Die Parteien sind weiters übereingekommen, 

von einer Generaldebatte Abstand zu neh­
geändert wiird (584 der Beilagen) i 

Bundesgesetz betreffend Grundsätze für die 
Organisation und den Wirkungsbereich der 
land- und forstwirtschaftlichen Schulbeiräte 
(585 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Religionsunter­
richtsgesetz hinsichUich der land- und forst­
wirtsd�aftlichen Schulen geändert wird (Reli­
gionsunterrichtsgesetz-Novelle 1973) (586 der 
Beilagen) i 

men. Dafür wird aber den Abgeordneten die 
Möglichkeit gegeben, anläßlich der gemein­
samen Verhandlung über die Gruppen I und II 
gegebenenfalls zu Fragen Stellung zu nehmen, 
die ansonsten Gegenstand einer General­
debatte wären. 

Die Debatte über die Gruppen I und II soll 
einvernehmlich unter einem abgeführt werden. 
Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Es 
ist nicht der Fall. 

Bundesgesetz betreffend die land- und forst- Die Abstimmung über die einzelnen Bera-
wirtschaftlichen Privatschulen (Land- und tungsgruppen erfolgt, sobald die Debatte über 
forstwirtschaftLiches Privatschulgesetz) (587 eine Beratungsgruppe abgeschlossen ist. 
der Beilagen) ; Die Abstimmung über die Entschließungs-

Bundesgesetz betreffend die Grundsätze für anträge erfolgt nach der dritten Lesung. 
land- und forstwirtschaftliche Berufsschulen Ich bitte nunmehr den Herrn Generalbericht-
(588 der Beilagen) ; erstatter, Abgeordneten Troll, um seinen Be-

Bundesgesetz, mit dem das Landarbeits- richt. 
gesetz geändert wird (Landarbeitsgesetz-No­
velle) (589 der Beilagen) . 

Generalberichterstatter Troll: Herr Präsi-
dent ! Hohes Haus!  Als Generalberichterstatter 

Präsident: Ich werde die vom Schriftführer obliegt es mir, die Beratungen über das Bun­
soeben als eingelangt bekanntgegebenen Re- desfinanzgesetz für das Jahr 1 973 samt dessen 
gierungsvorlagen gemäß § 41 Abs. 4 der Anlagen einzuleiten. 
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Troll 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den Ich stelle daher den Antrag, in die Spezial-
von der Bundesregierung vorgelegten Ent- debutte des Bundesvoranschlages für das Jahr 
wurf des Bundesfinanzgesetzes samt Bundes- 1973 (/,.nlage I des Bundesfinanzgesetzes für 
voranschlag, Gesamtübersichten , Konj unktur- das Jahr 1973) - einschließlich des Konjunk­
ausgleich-Voranschlag, Systemisierungsplan . turausgleich-Voranschlages (Anlage II des 
der Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge, Syste- Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 1973) -
misierungsplan der Datenverarbeitungsanla- einzugehen. 
gen sowie Dienstpostenplan iin neun S itzungen 
zwischen dem 6. und 16. November 1972 
vorberaten. Die Gesamtdauer der Ausschuß­
beratung betrug mehr als 67 Stunden; das 
ist länger als im vergangenen Jahr - damals 
waren es nur etwa 62112 Stunden -, aber 
weniger als 1970, in welchem Jahr ungefähr 
77 Stunden für den gleichen Zweck aufge­
wendet werden mußten. Die Parlaments­
korrespondenz hat errechnet, daß heuer die 

Präsident: Ich bitte jene Damen und Herren, 
eiie dem Antrag des Generalberid1terstatters 
auf Eingehen in die Spezialdebatte ihre Zu­
stimmung geben, sich von den Si.tzen zu er­
heben. - Das 'ist einstimmig angenommen . 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe I 

Ausschußdebatte über dem Durchschnitt der Kaf)itel 01: Präsidentschaftskanzlei 

Budgetc1ebatten für 1966 bis 1972 lag, der Kc:.pitel 02: Bundesgesetzgebung 
rund 65 Stunden beträgt. 

Im Verlaufe der vielstündigen Beratungen 
erfolgten 241 Wortmeldungen von Abgeord­

neten und 41 Wortmeldungen der Präs.identen 
des Hauses, des Präsidenten und des Vize­
präsidenten des Rechnungshofes, des Bundes­
kanzlers, der Bundesminister und von Staats­
sekretären. Es wurde errechnet, daß sid1 
78 Prozent aller Mitglieder des Nationalrates 

in irgendeiner Form - sei es als Debatten­
redner, als Berichterstatter oder als Leiter von 
Zentralstellen - an den Verhandlungen des 
F;inanz- und Budgetausschusses beteiligten. 
Von den 241 Wortmeldungen von Abgeord­
neten in der Debatte entfielen 65 auf die SPO, 
154 auf die OVP und 22 auf die FPO. 

Kapitel 03: Verfassungsgerichtshol 

Kapitel 04: VerwaUungsgericbtshof 

Kapitel 06: Rechnungshof 

Kapitel 
stellen 

Beratungsgruppe II 

10: Bundeskanzleramt 

Kapitel 70: Staatsdruckerei 

mit Dienst-

Präsident: Wir gehen in die Spezial debatte 
ein und gelangen zu den Beratungsgruppen I 
und U, über die die Debatte unter einem abge­
führt wird. 

SpezialberichterstaUer zu den Beratungs­
gruppen I und II ist der Herr Abgeordnete 
Wielandner. Ich ersuche ihn um seine beiden 
Berichte. 

Während der Beratungen des Finanz- und Spezial berichterstatter Wielandner: Herr 
Budgetausschusses wurden auch 31 Anträge Präsident! Hohes Haus! Namens des Finanz­
gestellt , zu deren Vorberatung ein Unteraus-
schuß eingesetzt war, dem die Abgeordneten 
Dr. Broesigke, Gratz, Dr. Haider , Lanc, Mühl­
bacher, Dr. Neuner, Sandmeier, Dr. Tull und 
Wielandner angehörten. Am 16. November 
1972 - also so zeitig wie kaum je zuvor -
rand die Abstimmung im Ausschuß über das 

und Budgetausschusses berichte ich zunächst 
zu Beratungsgruppe I, und zwar Kapitel 01: 
Präsidentschaftskanzlei, Kapitel 02: Bundes­
gesetzgebung, Kapitel 03: Verfassungsgerichts­
hof, Kapitel 04: Verwaltungsgerichtshof, Kapi­
tel 06: Rechnungshof. 

Bundesfinanzgesetz, die Beratungsgruppen des Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Bundesvoranschlages, den Konjunkturaus- in der Beratungsgruppe I zusammengefaßten 
gleich-Voranschlag, den Systemisierungsplan finanzgesetzlichen Ansätze des Bundesvoran­
der Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge des I schlages für das Jahr 1973 in seiner Sitzung 
Bundes, den Systemisierungsplan der Daten- vom 13. November 1972 einer Vorberatung 
verarbeitungsanlagen des Bundes sowie den unterzogen. 
Dienstpostenplan statt. 

Im Budget jahr 1973 sind in der Beratungs-
gruppe I Gesamtausgaben von 320,589 Mil-

Das Ergebnis der Ausschußberatungen be- lionen Schilling veranschlagt. Hievon entfallen 
züglich des Bilndesvoranschlages ist den Be- I 89,126 Millionen Schilling auf persönliche und 
richten der Spezialberichterstatter zu entneh- 1 223,361 Millionen Schilling auf sachliche lau­

men, denen aud1 die vorn Ausschuß zu den fende Ausgaben. Auf die Vermögensgebarung 
einzelnen Beratungsgruppen angenommenen 

I 
entfallen 8,102 Millionen Schilling. An Gesamt­

Anträge beigedruckt sind. einnahmen wird in dieser Beratungsgruppe 
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"Nielandner 
für das kommende Jahr mit 5,681 Millionen 
Schilling gerechnet. 

Bei Kapitel 0 1 ,  Präsidentschaftskanzlei, sind 
zusammen 15 ,2 Millionen Schilling veran­
schlagt ( 1 972: 14,5 Millionen Schilling, Erfolg 
1971 : 12,6 Millionen Schilling) . Es entfallen 
auf den Personalaufwand 6 Millionen Schilling 
( 1 972 :  5,8 Millionen Schilling, Erfolg 1 97 1 : 
4,8 Millionen Schilling), auf den Sachaufwand 
9,2 MiUionen Schilling (1 912 :  8,1 Millionen 
Schilling, Erfolg 1 911 : 7,8 Millionen Schilling) . 
Die Erhöhung des Personalaufwandes ab 1 972 
ist auf die Bezugserhöhungen für Bundes­
bedienstete sowie auf Personal vermehrungen 
zurückzuführen. 

Die höheren Sachaufwendungen gegenüber 
d em Erfolg 1 971  sind überwiegend durch die 
Aufwendungen für offizielle Staatsbesuche, ab 
1973 auch durch Auswirkungen des Bezüge­
g esetzes, BGBl. NI. 273/1 972, bedingt. 

Die Präsidentschaftskanzlei führt auch die 
Agenden der Ehrenzeichenkanzlei. Für O rden 
und Ehrenzeichen sind beim Ansatz 1 /0 1 008 
830.000 S vorgesehen. 

Bei Kapitel 02,
" 

Bundesgesetzgebung, sind 
zusammen 221 ,553 Millionen Schilling veran­
schlagt; das sind um 7 1 ,760 Millionen Schil­
ling mehr, als für 1 972 vo rgesehen. �u! den 
Nationalrat entfallen hievon 1 96,632 Mllhonen 
Schilling, auf den Bundesrat 24,921 Millio nen 
Schilling. Die Einnahmen sind mit 4,387 Mil­
lionen Schilling um 1 ,575 Millionen Schilling 
höher, als im laufenden Jahr präliminiert . " Die 
Steigerung des Personalaufwandes um 
2 059 Millionen Schilling ist auf die Bezugs­
e�höhung auf Grund der 24. Gehaltsgesetz­
Novelle und der analogen Bestimmungen für 
die Vertragsbediensteten, auf di,e Vorsorge 
für die gesetzlichen Vorrückungen und die 
Beförderungen sowie auf eine geringe Ver­
mehrung der Dienstposten zurückzuführen. 

Der Sachaufwand verz
"
eichnet b ei Titel 02 1 

Nationalrat" eine Erhöhung von 1 1 5,807 Mi!­iionen Schilling auf 1 74,2 1 5  Millionen Schil­
ling, bei Titel 022 "Bundesrat" eine solc�e 
von 13 ,628 Millionen Schilling auf 24,921 MIl­
lionen Schilling. Die Erhöhung des Sachauf­
wandes ist im wesentlichen auf Preiserhöhun­
gen zurückzuführen sowie auf die Erhöhung 
der Bezüge der Organe der Bundesgesetz­
gebung und der Ruhe- und Versorgungsbezü

.
ge 

für die ausgeschiedenen Mandatare und Hm­
terbliebenen auf Grund des Bezügegesetzes, 
BGBl. Nr. 273/1972. 

Die Intensivierung der parlamentarischen 
Tätigkeit und höhere Beiträge für die Offent­
lichkeitsarbeit mußten ebenfalls berücksichtigt 
werden. 

Auf den Kopf der Bevölkerung umgerechnet 
entfällt für die Kosten der Bundesgesetz­
geb ung ein Betrag von jährlich rund 29,70 S. 
Er ergib t sich folgende prozentuelle Auftei­
lung der einzelnen Aufwandsgruppen im Ver­
hältnis zum Gesamtaufwand bei Kapitel 02 : 
Personalaufwand 1 973 10, 1  Prozent, 1 972 
13,6 Prozent; Verwaltungsaufwand 1 973 
6,8 Prozent, 1972 7,7 Prozent; Anlagen 1 973 
2,7 Prozent, 1 972 3, 1 Prozent; Bezugsvo r­
schüsse 1 973 0 , 1  Prozent, 1 972 0, 1 Prozent; 
Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtun­
gen) 1 973 79,4 Prozent, 1 972 74,S Pro zent; 
So nsti ge Aufwandskredite 1 973 0,9 Prozent, 
1 972 1 ,0 Prozent. 

Bei Kapitel 03, Verfassungsgerichtshof, sind 
an Ausgaben veranschlagt: 1 913 Personalauf­
wand 2,6, Sachaufwand 8,0, zusammen 
1 0,6 Millionen Schilling; 1 972 Personalauf­
wand 2,3, Sachaufwand 4, 1 ,  zusammen 6,4 Mil­
lionen Schilling; Erfolg 1 97 1  Personalauf­
wand 1 ,7 ,  Sachaufwand 3,4, zusammen 5,1 Mil­

lionen Schilling. 

Die Steigerung des Perso nalaufwandes ab 
1 972 ist auf die Bezugserhöhung für Bundes­
bedienstete zurückzuführen. Der höhere Sach­
aufwand ab 1 972 ist im wesentlichen durch 
die umfangreichere Aktenvo rb ereitung und 
die dadurch bedingte längere Dauer der Ver­
handlungsperioden sowie durch die Einrich­
tung der Amtsräume im Zuge der General­
sanierung des Amtsgebäudes Wien I, Juden­
platz 11, ab 1 973 insbesondere durch die 
höheren Entschädigungen der Mitglieder des 
Verfassungsgerichtshofes gemäß BGBl . 

NI. 273/1 972 verursacht. 

Bei Kapitel 04, Verwaltungsgerichtshof, s' ind 
an Ausgaben veranschlagt: 1 973 Personalauf­
wand 20,7, Sachaufwand 2,0, zusammen 
22,7 Millionen Schilling; 1 972 Personal auf­
wand 1 9,5, Sachaufwand 2,0, zusammen 
2 1 ,5 Millionen Schilling; Erfolg 197 1  Personal­
aufwand 1 6,2, Sachaufwand 2,0, zusammen 
1 8,2 Millionen Schilling. 

An Einnahmen sind 892.000 S vorgesehen, 
das sind um 1 43.000 S mehr als 1 972. 

Das Mehrerfordernis beim Personalaufwand 
ab 1 912 ist auf die Bezugserhöhungen für 
Bundesbedienstete zurückzuführen. 

Der geringfügig erhöhte Sachaufwand ist 
im wesentlichen durch Mehrausgaben für 
Brennstoffe und durch Ausgaben im Zusam­
menhang mit dem geplanten Fernheizwerk 
sowie dem dringend notwendigen Nachhol­
bedarf bei den veralteten Einrichtungsgegen­
ständen bedingt. 
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Bei Kapitel 06, Rechnungshof, sind an Aus­
gaben veranschlagt: 1973 Personalaufwand 
37,4, Sachaufwand 13,1, zusammen 50,S Mil­
lionen Schilling; 1972 Personalaufwand 
33,4, Sachaufwand 10,0, zusammen 43,4 Mil­
lionen SchilHng ; Erfolg 1971 Personalaufwand 
26,1, Sachaufwand 8,8, zusammen 34,9 Mil­
l ionen Schilling. 

Die Einnahmen sind mit 237.000 S annähernd 
gleich wie in den Vorj ahren budgetiert. 

Das Mehrerfordernis beim Personalaufwand 
ab 1972 hat seine wesentlichen Ursachen in 
den Bezugserhöhungen für Bundesbedienstete, 
in einer Zunahme der Prüfungsbeamten 
(Höherer Dienst: 8, Gehobener Dienst: 3 und 
Fachdienst: 1) und in der Neuregelung des 
Zulagenwesens sowie Vorrückungen und Be­

förderungen. 

Der höhere Sachaufwand ab 1972 ist haupt­
sächlich auf Mehrerfordernisse bei den In­
landsreisen infolge verstärkter Prüfungstätig­
keit, höhere Aufwandsentschädigungen und 
auf zusätzliche Kosten durch Anmietung wei­
terer Büroräume, ab 1973 auch noch auf die 
Auswirkungen des Bezügegesetzes, BGB!. 
NI. 273/1972, zurückzuführen. 

Beim Ansatz 1/06008 " Gen eralsekretariat 
der INTOSAI" (bis 1972 "Sekretariat der 
Obersten Rechnungskontrollbehörden' ') sind 
die Kosten für ein weiteres Seminar für lei­
tende Rechnungskontrollbeamte in Entwick­
lungsländern im Jahre 1973 mit 1,3 Millionen 
Schilling vorgesehen. 

In der Debatte, die s ich an die Ausführungen 
des Spezialberichterstatters anschloß, ergriffen 

die Abgeordneten Glaser ,  Peter,  Robert Weisz, 
Dr. Prader, Stohs, Dr. Heinz Fischer, Doktor 
Ermacora, Hahn und Kinzl das Wort. Die 
aufgeworfenen Fragen wurden durch den Prä­
sidenten des Nationalrates Benya, den Zwei­
ten Präsidenten des Nationalrates Dr. Maleta, 
den Präsidenten des Rechnungshofes Doktor 
Kandutsch, den Vizepräsidenten des Rech­
nungshofes Dr. Marschall sowie Staatssekretär 
Dr. Veselsky beantwortet. 

Bei der am 16. November 1972 durchge­
führten Abstimmung wurden die finanzgesetz­
lichen Ansätze der in der Beratungsgruppe I 
zusammengefaßten finanzgesetzlichen Ansätze 
in der Fassung der R eg'ierungsvorlage mit 
Stimmeneinhelligkeit a ngenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt so­
mit den A n  t ra g, der Nationalrat wolle 
beschließen: 

'. Dem Kapitel 01: Präsidentschaftskanzlei, 
dem Kapitel 02: Bundesgesetzgebung, 

dem Kapitel 03: Verfassungsgerichtshof, 

dem Kapitel 04: Verwaltungsgerichtshof und 

dem Kapitel 06: Rechnungshof 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1973 

(460 der Beilagen) wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

Da die beiden Beratungsgruppen unter 
einem verhandelt werden, berichte ich sogleich 
zu Beratungsgruppe II: Kapitel 1 0: Bundes­
kanzleramt mit Dienststellen, Kapitel 70: 

Staatsdruckerei. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
in der Beratungsgruppe II zusammengefaßten 
Kapitel 10 "Bundeskanzleramt mit Dienst­
stellen" und 70 "Staatsdruckerei" (einschließ­
l ich Konjl:nkturausgleich-Voranschlag) des 
Bundesvoransc:hlages für das Jahr 1973 am 
6. November 1 972 der Vorberatung unter­
zogen. 

Im Bundesvoranschlag für Kapitel 10 "Bun­
deskanzleramt mit Dienststellen" ist für das 
Budget jahr 1973 ein Ausgabenbetrag von 
508,579.000 S vorgesehen. Von den Ausgaben 
fallen 21 0,504.000 S auf den Personalaufwand, 
der zwar wegen der Reduzierung des der 
Veranschlagung zugrunde gelegten Personal­
standes um 87 Bedienstete eine Verringerung 
erfahren hätte, j edoch wegen der allgemeinen 
Bezugserhöhungen und der Neugestaltung des 
Nebengebührenrechtes um einen Gesamt­
betrag von 28,426.000 S erhöht werden mußte. 
L.ur Bestreitung des Sachaufwandes s ind 
298,075.000 S veranschlagt, das sind um 
105,856.000 S mehr al s  im Vorjahr; 63,983.000 S 
dieses Mehrbetrages entfallen auf gesetzliche 
Verpflichtungen. 

Die Einnahmen bei Kapitel 10 "Bundes­
l ... anzleramt mit Dienststellen" sind für das 
kommende Jahr mit  2 2,872.000 S veranschlagt; 
dies bedeutet eine Erhöhung gegenüber dem 
Jahr 1972 um 2,556.000 S.  

Bundeskanzleramt 

Erstmalig sind die  Ausgaben des Bundes­
kanzleramtes selbs t und die der Osterreichi­
schen Delegation bei der OECD in einem, 
und zwar unter Paragraph 1000, veranschlagt. 
Diese Ausgaben werden im kommenden Jahr 
294,599.000 S betragen. 

Der Personalaufwand liegt hier mit 81 Mil­
lionnen Schilling um 14,922.000 S über dem 
Vorjahresbetrag wegen der schon erwähnten 
bezugsrechtlichen Maßnahmen und der Er­
höhung des veranschlagten Standes um 26 Be­
dienstete. 

Auf den Verwaltungsaufwand entfallen 
21,450.000 S, das i s t  um 5,698.000 S mehr als 
im Vorjahr. Hier ergeben sich insbesondere 
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Mehrausgaben für die Heranziehung von Ex- I 
perten für Fragen des Einsatzes von EDV­
Anlagen und für Probleme der Raumplanung, 
weiters für die Einrichtung und den Betrieb 
der Verwaltungsschule und für Mikroverfil­
mung von Aktenmaterial. 

Die Anlagenkredite liegen mit 1,580.000 S 
um 149.000 S über dem Vorjahresbetrag, bein­
halten aber erstmalig beim Bundeskanzleramt 
veranschlagte Kredite für den Austausch von 
Dienstkraftwagen der Landeshauptmänner in 
der Höhe von 454.000 S. 

Als gesetzliche Verpflichtung sind Aufwen­
dungen von 133,364.000 S zu erwarten, 
38,415.000 S hievon als Förderungsausgaben. 
Der Mehrbedarf gegenüber dem Vorj ahre re­
sultiert im wesentlichen aus dem Bezügegesetz 
(BGBl. Nr. 273/1972) , in welchem Zusammen­
hang hi,er auch die bisher im Bereich "Inneres" 
verrechneten Aufwendungen für die Landes­
hauptmänner und deren Stellvertreter veran­
schlagt sind, weiters aus der Förderung staats­
bürgerlicher Bildungsarbeit sowie der Publizi­
stik (BGBL Nr. 272/1972) und aus der höheren 
Beitragsleistung für die OECD. 

Die Aufwandskredite betragen 53,800.000 S 
und berücksichtigen die Mehrerfordernisse des 
Bundespressedienstes, für den Auslandsdienst 
des Kurzwellenfunks, für Leistungen der 
Austria V/ochenschau Ges. m. b. H. und bei 
den Repräsentationsausgaben. 

Die Kosten des Druckes und Vertriebes des 
Bundesgesetzblattes und der " Amtlichen 
Sammlung wiederverlautbarter österreichi­
scher Rechtsvorschriften" sind unter Ansatz 
1 0038 veranschlagt; sie werden für das kom­
mende Jahr auf 6,800.000 S geschätzt. 

Unter Ansatz 10046 "Familienpolitische 
Maßnahmen" sind zur Förderung von Institu­
tionen, die auf dem Gebiete der Familien­

Statistisches Zentralamt 

Die Kredite des Statistischen Zentralamtes 
werden unter Titel 1 02 ausgewiesen. Sie be­
ziffern sich auf insgesamt 1 88,470.000 S, sind 
also um 11,576.000 S höher als im Vorjahr. 
Der Mehrbetrag resultiert mit dem größten 
Teil, nämlich 11,104.000 S, aus dem Personal­
aufwand. Trotz Verminderung des veran­
schlagten Standes um 113 Bedienstete war 
der Vorjahresansatz für den Personalaufwand 
wegen der allgemeinen Bezugserhöhungen 
und der Neugestaltung des Nebengebühren­
rechtes auf 114,104.000 S zu erhöhen. 

Der Verwaltungsaufwand beträgt 58 Mil­
lionen Schilling und berücksichtigt in seiner 
Erhöhung von 15,070.000 S die Miet- und 
Adaptierungskosten eines leistungsfähigeren 
Datenverarbeitungssystems und den Aufwand 
für den Kongreß des Internationalen Statisti­
schen Institutes. 

Für die Anschaffung von Anlagengütern 
sind 2, 1 00.000 S vorgesehen, also etwa der 
gleichhohe Betrag wie im Vorjahr. 

Bei den gesetzlichen Verpflichtungen des 
Statistischen Zentralamtes ergibt sich eine 
wesentliche Verminderung des Bedarfes, weil 
für die Pauschalentschädigungen an Gemein­
den für die Durchführung der ordentlichen 
Volkszählung 1971 gemäß BGBL Nr. 148/1972 
nur mehr Restzahlungen anfallen werden. Ver­
anschlagt sind hier 14,266.000 S.  

Osterreichische Staatsdtuckerei 

Im Bundesvoranschlag tür Kapitel 70 
"Staatsdruckerei" sind für das Budget j ahr 
1973 Betriebsausgaben von 324,080.000 S und 
Betriebseinnahmen in der Höhe von 
308,661 .000 S vorgesehen, sodaß sich ein 
kassamäßiger Betriebsabgang von 15,419.000 S 
ergibt. 

Von den Ausgaben entfallen 
politik tätig werden, 1,400.000 S vorgesehen. auf den Personal aufwand und 

171,960.000 S 
152,120.000 S 

Staatsarchiv und Archivamt auf den Sachaufwand. 

Die Aufwendungen für das Staats archiv und 
Archivamt sind unter Titel 10 1 mit insgesamt 
17,310.000 S veranschlagt. Das Mehrerfordernis 
von 2,420.000 S gegenüber dem Vorjahr resul­
tiert fast ausschließlich aus dem Personal­
aufwand, bei welchem bei unverändertem 
Personalstand die bereits erwähnten bezugs­
rechtlichen Maßnahmen zu berücksichtigen 
waren. 

Beim Staatsarchiv und Archivamt werden 
der Personalaufwand 1 5,400.000 S, der Verwal­
tungsaufwand 1,700.000 S, die Ausgaben für 
.Anlagen 170.000 S, die Förderungsausgaben 
10.000 S und die Aufwandskredite 30.000 S be­
tragen. 

Der Personalaufwand ist gegenüber dem 
Voranschlag 1972 um 27,928.000 S ( 1 9, 4 Pro­
zent) erhöht worden. Der Aktivitäts aufwand, 
der mit 144,054.000 S präliminiert ist, wurde 
um 26,641.000 S (22,7 Prozent) und der Pen­
sionsaufwand, welcher mit 27,906.000 S ver­
anschlagt ist, um 1,287.000 S (4,8 Prozent) er­
höht. 

Der Mehrbedarf b eim Aktivitätsaufwand er­
gibt sich aus der Erhöhung der Kollektiv­
vertragslöhne mit Wirkung vom 4. September 
1972 um insgesamt 5 Prozent, der Erhöhung 
von Zulagen, der Vermehrung des der Ver­
anschlagung zugrunde gelegten Standes um 
18 Arbeiter und 3 Vertragsbedienstete, aus 
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den allgemeinen Bezugserhöhungen und der 
Neugestaltung des Nebengebührenrechtes. 
(Abg. Z ei 11 i n ger: Man hört überhaupt 
nichts! - Ruf bei der avp: Lau ter sprechen!) 

Die allgemeinen Bezugserhöhungen wirken 
sich auch bei den Ruhe- und Versorgungs­
bezügen, also auch beim Pensionsaufwand, 
aus, der trotz einer geringfügigen Verringe­
rung der Anzahl der Pensionsparteien erhöht 
worden ist. 

Der Sachaufwand liegt um 6,522.000 S 
(4,5 Prozent) über dem im Vorjahr prälimi­
nierten. 

Der finanzgesetzliche Ansatz 1110313 "An­
lagen" wurde um 5,193.000 S (13,1 Prozent) 
niedriger veranschlagt als im Vorjahr, weil 
dort die Zahlung von drei im Jahre 1970 
bestellten Großmaschinen vorgesehen war. 

Die Förderungsausgaben wurden infolge 
einer zu erwartenden vermehrten Anzahl von 
Bezugs- und Lohnvorschußbewerbern um 
197.000 S (41 Prozent) höher veranschlagt als 
im Vorjahr. 

Der finanzgesetzliche Ansatz 1/70347 " Auf­

wandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen) " 
wurde um 10,613.000 S vermindert, weil ab 
1973 die Umsatzsteuer durchlaufend zu ver­
rechnen ist. 

Die Mehrausgaben von 22,131.000 S 
(27,9 Prozent) bei den Aufwandskrediten er­

geben sich durch erhöhten Papierbedarf, 
wegen Mehrbedarfes an Fertigmaterial für 
Buchbinderei, einer Vermehrung der fremden 
Lohnarbeiten, durch Freimachungskosten be­
züglich des Gebäudes Rennweg 44 und vor 
allem durch Preissteigerungen. 

Die Betriebseinnahmen wurden um 
53,408.000 S (20,9 Prozent) höher veranschlagt 
als im Vorj ahI. Die Mehreinnahmen werden 
in der H auptsache bei den finanzgesetzlichen 

Ansätzen 2170604 "Erzeugung", 2110614 " Ver­

lag" und 2170404 "Wiener Zeitung" erwartet, 
weil den erhöhten Gestehungskosten mit einer 
Erhöhung der Preise für Druckerzeugnisse zu 
folgen sein wird und weiters eine Ausweitung 
der Produktion erwartet werden kann. 

An der Debatte des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Beratungsgruppe II be­
teiligten sich außer dem Spezialberichterstatter 
die Abgeordneten Dr. Ermacora, DI. Broesigke, 
Robert Weisz, Dkfm. Gorton, Gradinger, 
Burger, Brauneis, Ing. Rudolf Heinz Fischer, 
DI. Koren ,  DI. Heinz Fischer, Hahn, Stohs 
und Hellwagner. Bundeskanzler Dr. Kreisky, 
Staatssekretär Elfriede Karl und Staatssekre-

Bei der Abstimmung am 16. November 
1972 wurden die finanzgesetzlichen Ansätze 
der Beratungsgruppe II unverändert angenom­
men. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle be­
schließen:  

Dem Kapitel 10: Bundeskanzleramt mit 
Dienststellen, und dem Kapitel 10: Staats­
druckerei, (einschließlich Konjunkturausgleich­
Voranschlag) des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1973 (460 der Beilagen) wird die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Ich beantrage, in die Spezialdebatte über 
die Beratungsgruppen I und II einzugehen. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Dr. Schleinzer. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl. -Ing. Dr. Schleinzer 
(OVP)  : Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die Beratungen über das Kapitel 
Oberste Organe und Bundeskanzleramt geben 
mir Gelegenheit zu einigen grundsätzlichen 
Bemerkungen. 

Zunächst einmal : In seiner Einbegleitungs­
rede zum Budgetentwurf für das kommende 
Jahr hat der Finanzminister besonderen Wert 
auf den Eindruck. gelegt, daß die Regierung 
mit diesem Budget einen wesenUichen Beitrag 
zur Stabilisierung leiste. Die Stabilisierung 
der Preise ist zweifellos heute eine der wich­
tigsten Aufgaben, ja ich glaube in der gegen­
wärtigen Entwicklung sogar die wichtigste 
Aufgabe , die das Budget zu erfüllen hätte. 
(Beifall bei der avp.) 

Allerdings, meine Damen und Herren, er­
füllt das Budget diese Aufgabe nicht. Es be­
wirkt vielmehr genau das Gegenteil : es wird 
den Kosten- und Preisauftrieb weiter anheizen 
und nicht zur Stabilisierung einen Beitrag 
leisten. 

Alle Kenner der Wirtschaft haben bereits 
im Frühjahr, als die Vorarbeiten für dieses 
Budget angelaufen sind, klar und eindringlich 
darauf aufmerksam gemacht, daß angesichts 
der Konjunkturentwick.lung dem Budget und 
dem Bundeshaushalt für 1973 eine zentrale 
Rolle bei der Dämpfung des Preisauftriebes 
zufallen wird. Alle Mahnungen und Warnun­
gen wurden in den Wind geschlagen: In dem 
Augenblick, in dem alles darauf ankommt, die 
inflationistische Entwicklung zu bekämpfen, 
legt diese Regierung ein Budget vor, das die 
Inflation weiter verstärken muß . Die Maß-

tär Dr. Eugen Veselsky nahmen in mehrfachen n ahmen, zu denen sich die Bundesregierung 
Wortmeldungen zu den während der Beratung im Zusammenhang mit den Stabilisierungs­
aufgeworfenen Fragen Stellung. vereinbarungen der Sozialpartner herbeiließ. 
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machen diese negative Wirkung ihres Budgets 
in keiner Weise wett ! 

In einem allerdings - und das möchte ich 
doch auch sagen - ist die Bundesregierung 
sicherlich konsequent: sie hat nämlich von 
Anfang an eine inflationisbische Budgetpolitik 
betrieben. Sie hat sich seit ihrer Amtsüber­
nahme nicht preisstabilisierend, sondern preis­
treibend betätigt. Sie hat von Anfang an 
keine Fähigkeit zur richtigen Einschätzung der 
wirtschaftlichen Möglichkeiten und Tatsachen 
gezeigt, hat Illusionen propagiert, leichtfertige 
Versprechungen gemacht, mit massiven Preis­
und Tariferhöhungen einen gefährlichen Preis­
und Kostenauftrieb ausgelöst und mit beden­
kenlosen Budgetdefiziten die Inflation ange­
heizt. (Zustimmung bei der avp.) 

Das ist, Hohes Haus, leider alles nicht neu, 
genausowenig neu wie unsere Warnungen, 
unsere Kritik und unsere Vorschläge, mit 
denen wir immer wieder eine andere, ver­
nünftigere wirtschafts- und budgetpolitische 
Linie verlangt haben. 

Wie gesagt: daß diese Regierung wirt­
sdlaftspolitisch nicht sattelfest ist, das ist nicht 
neu. Nur werden, meine Damen und Herren 
- und das ist gar nicht anders zu erwarten -, 
die Folgen dieser Politik von Jahr zu Jahr 
mehr spürbar, von Jahr zu Jahr schwerer 
zu bekämpfen und von Jahr zu Jahr gefähr­
licher für unser Land und unsere Bevölkerung! 
(Neuerliche Zustimmung bei der OVP.) 

Für mich hat sich nach der damaligen 
Budgeteinbegleitungsrede des Finanzministers 
die Frage gestellt, warum er angesichts dieser 
Tatsachen so nachdrücklich versucht, den Ein­
druck zu erwecken, die Regierung leiste mit 
ihrem Budget 1973 einen gewichtigen Beitrag 
zur Preisstabilisierung. Damit, meine Damen 
und Herren, sind wir bei einem zweiten 
Punkt, in dem die Politik dieser Regierung 
zweifellos konsequent ist : .sie hat nämlich 
von Anfang an der Offentlichkeit über ihre 
Politik ein anderes Bild zu vermitteln ver­
sucht, als es der Wirklichkeit dieser Politik 
entsprach. 

Von Anfang an tat sie alles,  um eine 
Politik des Kosten- und Preis auftriebs als 
Politik der relativen Stabilität zu verkaufen, 
hausgemachte Inflation in eine importierte In­
flation umzudeuten, eine Politik der Demon­
tage des Heeres als Politik der Aufbaureform 
für das Bundesheer zu propagieren, eine wach­
sende Bürokratisierung und personelle Auf­
blähung der Verwaltung als Rationalisierung 
der Verwaltung anzubieten, totale Konzept­
losigkeit in der Gesundheitspolitik als end­
lichen Beginn einer modernen Gesundheits­
politik darzustellen und den zunehmenden 

Kampf gegen Meinungsfreiheit und gegen die 
Unabhängigkeit des Rundfunks als eine 
Aktion für die demokratische Meinungsfrei­
heit zu deklarieren! (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Meine Damen und Herren!  Dieser systema­
tische Versuch zur Vernebelung ihrer Politik 
ist kein Verhalten der Regierung, dem wir 
bei diesem Budget 1 973 etwa zum erstenmal 
begegnen würden. Dieses Budget ist dafür 
nur ein Beispiel unter vielen anderen ! Ein 
Beispiel dafür, daß die Regierung die Praxis 
ihrer Politik anders darstellt, als es dem Inhalt 
ihrer Politik entspricht. Und ein Beispiel 
dafür, daß diese Regierung vielfach das 
Gegenteil von dem tut, was sie angekündigt 
und der Bevölkerung versprochen hat. Ver­
sprochen vor den Wahlen und in ihren Regie­
rungserklärungen. 

Versprochen, meine Damen und Herren, hat 
die Regierung - und zwar unter großem 
Propagandaaufwand - vor bald drei Jahren 
die öffentliche Ausschreibung von Dienst­
posten, ein modernes, leistungsgerechtes 
Dienst- und Besoldungsrecht, Sparsamkeit in 
der Verwaltung. Nichts davon wurde ver­
wirklicht. Tatsächlich hat die Regierung die 
schrittweise Verminderung der Dienstposten 
durch die vorherige OVP-Regierung rück­
gängig gemacht und in jedem ihrer Budgets 
die Dienstpostenzahl noch weiter erhöht : ohne 
Lehrpersonal, ohne Bundesbetriebe und ohne 
Bundesbahn 1971 um 943 Dienstposten mehr, 
1972 um weitere 640 Dienstposten mehr und 
1973 wieder um 390 Dienstposten mehr, also 
insgesamt um rund 2000 Dienstposten mehr, 
seitdem die Sozialisten in Osterreich reg,ie­
ren ! (Abg. G r a f: Grauenhait!) 

Versprochen hat die Regierung, daß der 
Forschungsanteil auf 1 ,5 bis 2 Prozent des 
Bruttonationalproduktes angehoben und daß 
die für Werbetätigkeit der Bundesregierung' 
verwendeten Mlittel der Forschung zugeführt 
werden sollen. Meine Damen und Herren! Tat­
sächlich sind die Public-Relations-Ausgaben 
der Bundesregierung eher angestiegen. 

Versprochen hat die Regierung ein neues 
Ministerium: ein Wissenschaftsministerium. 
Dieses Versprechen hat sie durchgeführt. Wo 
es um neue Amtsstellen geht, da kann man 
sich ziemlich darauf verlassen : Was diese Re­
gierung an zusätzlichen Verwaltungsappara­
ten verspricht, das wird an zusätzlichen Ver­
waltungsapparaten auch tatsächltich aufge­
baut. Nur : Die Wissenschaft und die For­
schung haben nichts davon! (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Versprochen hat die Regierung im April 
1970, Osterreich - wie sie sich damals C.us-
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drückte - systematisch mit einem Netz 
moderner Sportstätten zu überziehen, das 
allen Staatsbürgern ohne große Kosten zur 
Verfügung steht, 

versprochen hat sie im April 1970 ein. 
Mehrstufen-Finanzierungskonzept für Kran­
kenanstal ten, 

die Lösung der Finanzierungsfragen für den 
Umweltschutz. 

Nichts da von wurde verwirklicht. 

Dagegen wurde das Versprechen, ein neues 
Ministerium für Gesundheit und Umweltschutz 
zu errichten, selbstverständlich in die Tat um­
gesetzt. Da hält man, wie gesagt, was man 
verspricht. Auch hier ist der neue Amts­
apparat - man muß es fast nicht eigens 
erwähnen - ohne wirklichen Nutzen für die 
Sache. Es fehlt ihm eine ausreichende Auf­
gabenkonzeption und es fehlen ihm ent­
sprechende Kompetenzen - mit einem Wort : 
Die Regierung hat ein zusätzliches Amt, aber 
das kommt weder der Gesundheitspolitik 
noch dem Umweltschutz zugute! (Zustimmung 
bei der OVP.) 

Versprochen hat die Regierung im April 
1 970, daß pro Jahr 5000 Wohnungen mehr 
gebaut würden. Das Gegenteil ist geschehen: 
die Zahl der jährlich gebauten Wohnungen 
ist nicht größer, sondern kleiner geworden. 
Sie ist gesunken, und zwar gemäß den Berich­
ten des Statistischen Zentralamtes von 49.130 
im Jahre 1969 auf 44.480 im Jahre 1970, auf 
44. 270 im Jahre 1971. Das sind die Tatsachen !  

Versprochen für die Land- und Forstwirt­
schaft hat die Regierung im April 1970 eine 
Verbesserung der Einkommenslage . Auch hier 
ist das Gegenteil

' 
geschehen: Das Institut für 

Wirtschaftsforschung mußte berichten, daß im 
Jahre 1971 die Landwirte trotz Anstiegs der 
Erzeugerpreise um 4 Prozent - als Folge 
der Kosteninflation - keine Einkommensstei­
gerungen erzielen konnten, sondern merkliche 
Einkommensverluste hinnehmen mußten. Das 
ist  die wirklidle Entwicklung. (Zustimmung 
b ei der avp. - Abg. P a n  s i: Das is t un­
richtig!) - Ich bitte das Heft Ill/1972 des  
Instituts für Wirtschaftsforschung nachzulesen . 

(Beifall bei der avp. - Abg. P a n  si: 
Schauen Sie den Grünen Bericht an!) 

Nun, meine Damen und Herren, ein paar 
Bemerkungen zur verstaatlichten Industrie. 

Mit über 100.000 Beschäftigten ist die ver­
staatlichte Industrie Osterreichs ein wesent­
licher Bestandteil unserer W,irtschaft. Ob s ie  
e rtragreich geführt wird oder nicht, ob s ie  
Verluste hat oder nicht, ist nicht nur für die 
dort beschäftigten Menschen von grundlegen­
dem Interesse, sondern für alle Osterreicber. 

Im Hinblick auf die Bedeutung dieser Indu­
striegruppe ist mit dem OIAG-Gesetz der Ver­
such unternommen worden, die verstaatlich­
ten Unternehmungen, soweit dies eben poli­
tisch möglich schien, aus dem politischen 
Tageskampf herauszunehmen und ihnen eine 
einigermaßen kontinuierliche Entwicklung zu 
sichern, sodaß nicht zumindest alle vier Jahre 
eine neuerliche Diskussion um Führung und 
Qualität dieser Industriegruppe in der Offent­
lichkeit entbrennen sollte. Daher normiert 
auch das OIAG-Gesetz, daß der OIAG-Auf­
sichtsrat nach dem Kräfteverhältnis und den 
Vorschlägen der im Nationalrat vertretenen 
p olitischen Parteien zusammengesetzt ist. Da­
mit hat der Gesetzgeber klar zum Ausdruck 
gebracht, daß in der OIAG die tragenden 
politischen Kräfte dieses Landes zusammen 
wirken sollen. 

W.ir haben nun auf Grund der Ereignisse 
der letzten eineinhalb Jahre erheblichen 
Grund zur Besorgnis. Wir haben zwar nicht 
die Absicht, die verstaatlichte Industrie wieder 
zu einem Gegenstand der politischen Ausein­
andersetzung zu machen, im Interesse der 
dort Beschäftigten und letztlich aller Oster­
reicher müssen wir aber doch mit allem ge­
botenen Ernst warnen. Was in der letzten 
Zeit an Verwirrung, an Zickzackkurs, an 
widersprechenden Erklärungen in die Offent­
lkhkeit gelangt ist, gibt tatsächlich zu ernster 
Besorgnis Anlaß, wobei ich ausdrücklich d ar­
auf hinweisen möchte, daß alle diese Äußerun­
gen nicht von Personen abgegeben wurden, 
die über Vorschlag der Volkspartei in die 
Organe der OIAG entsandt worden sind. 

Lassen Sie mich dafür nur einige Beispiele 
anführen. Verschiedentlich wurde der Offent­
lichkeit bekanntgegeben, die neue Elektrolyse 
in Ranshofen werde gebaut, und fast in 
gleichem Atemzug wurde festgestellt, daß sie 
nicht gebaut wird. Meine Damen und Herren! 
Beurteilen Sie selbst, ob das für ein großes 
und bedeutendes Industrieunternehmen vor­
teilhaft ist, und zwar sowohl betriebsintern 
als auch auf den Märkten, auf denen es seine 
Produkte zu verkaufen hat. 

Im Eisen- und Stahlbereich wurde noch 
zu Beginn dieses Jahres offiziell festgehalten, 
daß eine große Fusion überhaupt nicht ,in 
Frage komme. Ja selbst noch ,in der Verein­
barung vom Februar dieses Jahres wurde uns 
mitgeteilt, daß die große Lösung im Eisen­
und Stahlbereich kaum ,in e:iner Phase durch­
führbar ist. 

Nach e,iner wenig gut vorbereiteten Be­
schlußfassung in der OIAG, die wir natürlich 
kritisiert haben, ist nun die Rechtfertigung 
unserer Kritik bereits eingetreten. Das Hohe 
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Haus wird sich sicher noch mit einem Fusions­
gesetz zu beschäftigen haben. Wenn die Be­
schlüsse in der OIAG, so wie es sich gehört 
hätte , sorgfältig ausgearbeitet und vorbereitet 
gewesen wären, bräuchte man kein Fusions­
gesetz. Aber diese Beschlüsse waren eben 
nicht sorgfältig ausgearbeitet und vorbereitet, 
sodaß nun eine Sanierung durch ein Gesetz 
notwendig geworden ist. 

Beurteilen Sie selbst, meine Damen und 
Herren, ob das eine zielführende Arbeit ist !  
(Beifall bei der OVP.) 

Ebenso - und auch das möchte ich nicht 
verschweigen - ist die Offentlichkeit von 
einem neuen OIAG-Konzept überrascht wor­
den, das in keinem einzigen Organ der 
Gesellschaft besprochen wurde. Dieses Kon­
zept sah vor, daß aus der OIAG schließIich 
und endliich ein Unternehmen gemacht werden 
soll , in das alle Töchter aufgehen sollen, und 
das, meine Damen und Herren, in einer Zeit, 
in der große internationale Konzerne mehr 
und mehr Verantwortung aus der Spitze in 
ihre Töchter delegieren als umgekehrt in der 
Spitze Entscheidungsbefugnisse zu konzen­
trieren ! 

So ließe sich noch eine Reihe von Beispielen 
anführen. Ich bin mit meinen Freunden in 
der OIAG einer Meinung, daß dies eine wenig 
glückliche Industriepolitik ist. 

Kader sei seit 1 .  August 1 972 um 123 Personen 
angestiegen. Der Verteidigungsminister hat 
allerdings verschwiegen, daß es sich hier nicht 
um Militärpersonen, sondern um zivile Hilfs­
kräfte handelt. Es wurde also der ganz falsche 
Eindruck erzeugt, es gehe mit dem Kader­
personal des Heeres bereits aufwärts, wäh­
rend es in Wirklichkeit rasant weiter ab­
wärts gehtl 

Meine Damen und Herren! Das ist nur ein 
kleines, aber bezeichnendes Beispiel der Irre­
führung der Offentlichkeit durch diese Regie­
rung. (Zustimmung bei der OVP.) 

Tatsache i st,  daß der jährliche Bedarf an 
rund 80 bis 100 ausgemusterten Leutnants 
bis 1 970 im großen und ganzen knapp gedeckt 
werden konnte. Tatsache ist aber auch, daß 
für 1973 kaum mehr als 50 und für 1 974 sogar 
nur 25 neue Offiziere zu erwarten sind. Die 
Zahl der Reserveoffi7jiersanwärter ist von rund 
3000 vor 1 970 auf jetzt 300 abgesunken. 

Wir haben heute im Bundesheer bei den 
Ausbildern bereits einen Fehlbestand von 
50 Prozent. 

Meine Damen und Herren ! "  Die Rolle, die 
der Herr Bundeskanzler und sein Verteidi­
gungsminister bei der Demontage des Bundes­
heeres spiielen, ist ein bedenkliches Kapitel 
dieser staats- und neutralitätspolitischen 
Tragödie. Darüber wird beim Kapitel Landes­
ver teidigung noch mehr zu sagen sein. 

Wenn irgend jemand, meine Damen und 
Herren, ein echter Gegner der verstaatlichten 
Industrie ist, dann müßte er sich über diesen 
Zi ckzackkurs freuen. - Wir tun es nicht. Die Bundesregierung ist aber auch dabei ,  

Auch hier geht es  um Industrieeigentum, das nicht nur die Glaubwürdigkeit der Neutralität 

allen Osterreichern gehört und alle Oster- unseres Staates im Bereich der Landesver­

reicher angeht. (Zustimmung bei der tJVP.) teidigung in Frage zu stellen, sondern sie ist 
auch im Begriffe, die Glaubwürdigkeit Oster-
reichs als ein Land, das seine staatsvertrag­
lichen Verpflichtungen erfüllt, in ein Zwiel'icht 
zu rücken. 

Nun noch zu einer anderen Frage : Ich 
möchte es heute hier nicht verschweigen, 
Hohes Haus, daß ich das Versagen der Regie­
rung im Bereich der Landesverteidigung als 
staatspolitisch für besonders bedenklich und Die beispiellose Ungeschicklichkeit der Re­

gefährlich halte. Die Oberflächlichkeit und gierung Kreisky in der Kärntner Ortstafel­

Verantwortungslosigkeit, mit der hier seit frage hat Osterreich in die unangenehmsten 

zweie1inhalb Jahren gefuhrwerkt wird, hat außenpolitischen Schwierigkeiten seit den 

kein Beispiel. Ein Durcheinander angeblicher fünfziger Jahren hineinmanövriert. (Zustim­

Konzepte, Psychopläne, Beratungen über eine mung bei der OVP.) Schon vorher hat es 

neue Doktrin und so weiter sollen davon ab- die SPO-Regierung durch Nichtbeantwortung 

lenken, daß das Bundesheer in Wirklichkeit der Note über das Einsickern kroatischer 

demontiert w,ird. Seit Anfang 1 97 1  bis Ende Terror.isten an Festigkeit fehlen lassen. Dann 

Oktober 1 972 sind rund 2500 Unteroffiziere hat man Jugoslawien geradezu das Stichwort 

und Chargen abgewandert. Nachwuchs ist so zur Einmischung in die Kärntner Ortstafelfrage 

gut wie keiner vorhanden. geliefert und hat das diesbezügliche Memoran-
dum, das seit 1959 die erste offizielle Inter-

Meine Damen und Herren! Dazu jetzt eine vention Jugoslawiens gewesen ist, bis heute 
Bemerkung - sie mag wie ein Detail er- noch nicht beantwortet - und das alles in 
scheinen -: Auf eine offenbar bestellte Frage einer Zeit, in der Jugoslawien eine .schwierige 
im F;inanz- und Budgetausschuß machte der Phase seiner Politik durchmacht und aller 
Verteidigungsminister die Mitteilung, der Welt bewußt ist, welche Bedeutung die Ent-
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wicklung Jugoslawiens für das europäische digung der Meinungsfreiheit mobilisieren 
Gleichgewicht besitzt. würde. 

Hohes Haus ! Ausdrücklich mÖchte ich be­
tonen, daß wir die Rechte der Minderheiten 
voll respektieren. Wir haben dies bei der 
B ehandlung des von Ihnen, meine Damen und 
Herren von der Sozialistischen Partei , hier 
durchgepeitschten Ortstafelgesetzes klar ge­
sagt. Und wir haben dies vor allem in den 
vorangegangenen Jahren als Regierungspartei 
durch unsere Arbeit öfter als einmal unter 
B eweis gestellt l 

Die sozialistische Regierung hat es in dieser 
Frage, leider, muß ich sagen, an staats­
männischer Haltung fehlen lassen. Sie haben 
es daher auch zu verantworten, daß Sie jetzt 
unter so wenig erfreulichen Begleitumständen 
Beratungen über dieses Thema führen müssen, 
die Sie vor der Beschlußfassung über das 
Ortstafelgesetz bedauerlicherweise aus politi­
schem Hochmut abgelehnt h aben. (Zustim­
mung bei der GVP.) 

Wir fragen daher die Bundesregierung : 
Wann soll die in Rede stehende Kommission 
die Arbeiten aufnehmen, wie w ird sie zu­
sammengesetzt sein, welchen Arbeitsauftrag 
soll sie erfüllen, und wie soll es in dieser 
F:'a�'�  vleitergehen? 

Meine Damen und Herren !  Je mehr das 
Versagen dieser Regierung offenkundig wird, 
je mehr der Widerspruch zw.i schen Verspre­
chungen und Handlungen deutli ch zutage 
tritt, desto unduldsamer wird diese Regierung 
aber auch gegen die Kritik. Die Haltung des 
Bundeskanzlers und bestimmter Kräfte seiner 
Partei gegenüber dem unabhängigen Rund­
funk sind für uns ein alarmierendes Beispiel. 

Die demokratische Gesinnung einer Partei 
steht auf dem politischen Prüfstand, wenn sie 
sich im Besitze der entsch e idungsfähigen 
Mehrheit und der vollen Verantwortung be­
findet und ,in dieser Position der Kontrolle 
und Kritik der freien öffentlichen Meinung 
ausgesetzt ist. Hier zeigt e s  s i ch dann, ob 
eine Partei auf Kritik durch das Bemühen 
um bessere Leistungen oder durch den Ver­
such zur Unterdrückung der Kritik reagiert. 
Das ist der Maßstab, an dem die demokrati­
sche Haltung einer Partei letzten Endes ge­
messen wird . (Beifall bei der G VP.) 

Hohes Haus! Wir lassen keinen Zweifel 
dar an, daß wir einer Bedrohun g  elementarer 
Einrichtungen der freien Berichterstattung und 
Meinung nicht tatenlos zusehen werden. Ich 
bin übe:;:zeugt: Hier würde e i n  Widerstand 
entstehen, der weit über die Parteigrenzen 
hinaus die demokratischen Kräfte zur Vertei-

Die Bevölkerung eines demokratischen 
Staates muß das Recht und die Möglichkeit 
besitzen, eine freie und damit auch e ine 
kritische Information über das öffentliche Ge­
schehen zu erhalten. Nur dann verfügt sie 
über die notwendigen Grundlagen ihrer eige­
nen demokrati schen Entscheidungen. Nur 
wenn die Offentlichkeit darüber informiert 
wird, welche Ursachen bestimmte Entwicklun­
gen haben, wird sie in der Lage sein, durch 
entsprechende politische Entscheidungen dazu 
beizutragen, die Entwicklung in der von ihr 
gewünschten Richtung zu beeinflussen. 

Es ist daher notwendig, daß die Offentlich­
keit erfährt, wo die Ursachen einer der wirt­
schaftlichen Hauptgefahren dieser Zeit liegen, 
nämlich die des Preisauftriebs und einer mehr 
und mehr inflationistischen EntwiCklung. Es 
ist notwendig, daß Fehlentscheidungen als 
Fehlentscheidungen erkannt werden, daß die 
Offentlichkeit uneingeschränkt informiert 
wird, um sich e in Urteil zu b ilden, und daß 
ihr bewußt gemacht wird, wer an der Teue­
rung die maßgebende Schul d  in Osterreich 
trägt. 

Und hier, meine Damen und Herren, ge­
hören neben vielen anderen Fehlentscheidun­
gen der Regierung auch Zeitpunkt und Art 
der Einführung der Mehrwertsteuer dazu. Ich 
spreche es heute ganz deutli ch aus :  Die SPO 
hat bei der Einführung d e r  Mehrwertsteuer 
mehr an Wahlen als an den Schilling gedacht. 
Sie hat an der Einführung einer überhöhten 
Mehrwertsteuer m it Wirkung vom 1 .  Jänner 
1 973 auch dann noch festgehalten, als es längst 
kleu war, daß wir im zwe iten Halbjahr 1 972 
einen Teuerungsrekord von 7 Prozent errei­
chen werden. Die Bundes reg ierung hält an 
diesem Termin auch heute noch unbeirrt fest, 
weil es 1 973 nur eine Landtagswahl geben 
wird, 1 974 aber bereits deren vier und 
spätestens 1975 Nationalratswahlen. Hier han­
delt es sich um parteipolitische Motive! Das 
ist eine für wirtschaftli che Entscheidungen 
bedenkliche Haltung. Sie steht im Wider­
spruch zu den Erklärungen dieser Regierung , 
der Stabilität des Geldwertes und der Preise 
den gebührenden Rang einzuräumen. (Zustim­
mung bei der avp.) 

Hohes Haus ! Je mehr zeitl ichen Abstand 
wir vom Frühjahr 1 970, vom Augenblick der 
Amtsübernahme der Regierung Kreisky, ge­
winnen, desto deutlicher wird, daß mit diesem 
Zeitpunkt ein Bruch in der österreichischen 
Wirtsd1aftspolitik und in der Wirtschaftsent­
wicklung unseres Lan d e s  eingetreten ist. 
Dieser Bruch war verbunden mit einer Ande-
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rung der Preisentwicklung. An ihr wurde er Preisauftriebs sowie auch die Tatsache aufzu­
besonders deutlich sichtbar. zeigen, daß diese Fehler nicht abgestellt wur­

Die durchschnittliche Preisentwicklung war 
in Osterreich bis dahin äußerst konstant. Sie 
betrug zwischen 1954 und Ende 1 970 im 
Jahresdurchschnitt 3, 1 Prozent. Daran hatte 
die planmäßige und rechtzeitige Bremswirkung 
einer konjunkturpolitisch im wesentlichen 
richtig angesetzten Budgetpolitik den entschei­
denden Anteil. Das ist ein Beweis für die 
zentrale Rolle und Aufgabe, die den Budgets 
in der Konjunktur-, Kosten- und Preispolitik 
zukommt. 

Seit 1970 trat nun eine andere Entwicklung 
ein. Ab da führt der Weg des Kosten- und 
Preisauftriebs ohne Unterbrechung sozusagen 
einen aufsteigenden Grat entlang. 1 970 lag 
die Inflationsrate bei 4,4 Prozent, 1 97 1  bei 
4,7 Prozent, 1 972 wird die jahresdurchschnitt­
liehe Steigerung der Verbraucherpreise über 
6 Prozent liegen ; für 1 973 gibt es keine 
Prognose, die nicht ein weiteres Ansteigen 
annimmt. 

Hohes Haus ! An dieser Entwicklung Kritik 
zu üben, ist nicht nur das Recht, sondern die 
Pflicht der Opposition. (Zustimmung bei der 
OVP.) Was das Maß dieser Kritik betrifft, 
brauchen wir die Verantwortung gemessen an 
den Tatbeständen der Entwicklung und im 
Vergleich zur Oppositionspolitik der Soziali­
sten ;in gar ke:iner Weise zu scheuen. 

Ich kann es mir heute ersparen, Sie, meine 
Damen und Herren der sozialistischen Frak­
tion, an Ihre seinerzeitige Haltung zu erinnern. 

Es ist zweifellos die große Stärke der 
Demokratie - die nur oberflächlich denken­
den Menschen oder unfähigen Regierungen als 
unwillkommene Schwäche erscheint -, daß 
auch in schwierigen Zeiten, ja auch in Krisen, 
die öffentliche Kritik nicht verstummt, son­
dern die öffentliche Kontrolle gegenüber den 
Verantwortlichen weiterfunktioniert ! Nur da­
durch wird es möglich, Fehler der Verant­
wortlichen aufzuzeigen und damit die Chance 
zu wahren, solche Fehler abzustellen, wenn 
sie am gefährlichsten sind, nämlich in kriti­
schen Situationen, in denen falsche Maßnah­
men der Regierung besonders schwerwiegende 
Folgen für das Land und seine Bevölkerung 
haben können. 

Das, meine Damen und Herren, ist auch 
eine der Begründungen, warum wir es ab­
lehnen, eine inflationistische Politik anders zu 
bezeichnen als eben eine inflationistische 
Politik (Beifall bei der OVP), daß wir uns 
auf gar keinen Fall davon abhalten lassen 
werden, die falsche Regierungspolitik und die 
von ihr heraufbesdlworenen Ursadlen des 

den, sondern vielmehr mit diesem Budget 
wiederholt und fortgesetzt werden! 

In dem vor wenigen Monaten vom Finanz­
ministerium - unter dem jetzigen Finanz­
minister - herausgegebenen Finanzbericht 
über die längerfristige Entwicklung in Oster­
reich unterstreichen die Autoren nicht nur die 
zentrale Bedeutung der Budgetpolitik. Sie 
schreiben darüber hinaus zum Thema "Kon­
j unkturpolitischer Einsatz des Budgets für die 
Jahre zwischen 1 955 und 1970" wörtlich :  "Die 
Budgetpolitik des Bundes hat zumindest der 
Tendenz nach konjunkturstabilisierend ge­
wirkt und damit ihre gesamtwirtschaftliche 
Aufgabe erfüllt." Ein sehr positives Zeugnis -
für die Jahre 1 955 bis 1 970. 

Ein ·auch nur annähernd Gleiches kann man 
für die Budgets der Jahre 197 1 ,  1972 und auch 
für den Budgetentwurf 1 973 nicht sagen. 

In den Jahren 1971 und 1 972 wurde mit 
dem Bundesvoranschlag "prozyklisch" vedah­
ren. Das gleiche gilt für 1973. Im Jahr der 
höchsten seit gut 20 Jahren zu erwartenden 
Inflationsrate präsentiert diese Regierung 
einen Bundesvoranschlag, der im Vergleich zu 
allen bisher je vorgelegten Bundesvoran­
schlägen eine tatsächHch explosions artige Zu­
nahme der Budgetausgaben vorsieht, nämlich 
eine Zunahme gegenüber dem Vorjahresent­
wurf um nidlt weniger als rund 13 ,3 Prozent ! 

Alle hinterher verkündeten "Bindungen" 
bestimmter Ausgabenprozentsätze sind, nadl­
dem man diese Ausgaben einmal in das 
Budget aufgenommen hat, fragwürdig - was 
ja für Erklärungen und Ankündigungen dieser 
Regierung ganz allgemein gilt. 

Das Defizit 1 973 wurde mit brutto 1 1 ,2 Mil­
liarden Schilling noch um weitere 1 8  (!) Pro­
zent höher angesetzt als das heurige Defizit !  
Nach diesem Voranschlag beträgt das inlands­
wirksame Defizit die gewaltige Summe von 
5 Milliarden Schilling ! Und das alles in einer 
Konjunktur- und Preisentwicklung, die ohne­
dies von einer alarmierenden Inflationsten­
denz geprägt wird. 

Di,eses dritte sozialistische Budget seit 1970 
wird den Preisauftrieb demnach weiter ver­
schärfen, den die beiden ersten sozialistisdl€.n 
Budgets 1971  und 1 972 entscheidend mit aus­
gelöst haben! 

Dieses Budget der Reg,ierung Kreisky 
unterläuft damit die verantwortungsbewußten 
und dankenswerten Bemühungen der Sozial­
partner um Preisstabilität und damit die 
Bereitschaft zu Opfern, die beide Sozial- und 
Wirtschaftspartner im Interesse der Stabilität 
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zu bringen bereit sind ! Dabei, Hohes Haus, 
handelt es sich um Opfer, die ja ohnedies 
nichts anderes bedeuten, als daß damit ver­
sucht werden muß, den Auswirkungen der 
Fehler entgegenzuwirken, mit denen sich 
diese Regierung gegen die Gebote einer preis­
stabilisierenden und damit längerfristig auch 
gegen die Gebote einer sozialen Wirtschafts · 
politik versündigt hat ! 

Auf eine Änderung dieser falschen Regie­
rungspolitik hinzuwirken, das ist in meinen 
Augen heute nicht allein Aufgabe der parla­
mentarischen Opposition. Im Interesse der Zu­
kunft der Arbeiter und Angestellten und der 
Sicherung ihrer Arbeitsplätze gehört in die 
Reihen derer, denen diese Aufgabe gestellt 
ist, heute auch der Osterreichische Gewerk­
schaftsbund! (Beifall bei der OVP.) 

Ich sage dies gerade deshalb, weil ich von 
der konstruktiven Rolle, die der OGB in 
unserem Staate bisher stets einnahm, vollen 
Respekt habe. Ich sage dies auch aus der 
Erfahrung, die wir in der Zeit der OVP­
Alleinregierung mit dieser konstruktiven und 
objektiven Rolle des DGB machen konnten! 

Ich verkenne nicht die heutige Situation. 
Ich verstehe, daß es für den OGB bei der 
politischen Struktur, die er besitzt, gegenüber 
einer sozialistischen Alleinregierung keines­
wegs einfach ist. Aber mehr als alles andere 
- so bin ich überzeugt - muß die Tatsache 
wiegen, daß sich diese Regierung immer deut­
licher als unfähig erweist, die realen Mög­
lichkeiten der Wirtschaftsentwicklung abzu­
schätzen, ihre Politik auf Tatsachen und nicht 
auf Phantastereien zu gründen, daß sich diese 
Regierung als unfähig erweist, die Fundamente 
des Aufbaues zu stärken, und nicht sie zu 
unterhöhlen, und daß das energische Halt, 
das dieser Regierung entgegengerufen und 
entgegengesetzt werden muß, nicht durch 
Parteibindungen abgeschwächt oder verhindert 
werden darf, sondern daß über j ede Partei­
bindung hinweg hier  die Verantwortung 
gegenüber den Millionen Arbeitern und Ange­
stellten stehen muß - gleichgültig welche 
Farbe die Regierung trägt, deren Politik die 
Interessen der Arbeiter und Angestellten und 
der gesamten Bevölkerung heute aufs Spiel 
setzt ! (Beifall bei der O VP.) 

Budget und mit der Mehrwertsteuer bereits 
die nächste Teuerungswelle heraufbeschwört ! 

Weil die Politik der Teuerung - wie 
Dr. Kreisky in Zeiten der OVP-Regierung bei 
3 Prozent Teuerung betont hat - vor allem 
die Millionen Bezieher kleiner Einkommen 
trifft, ist die Regierung Kreisky nicht allein 
eine wirtschaftlich unfähige, sondern auch eine 
außerordentlich unsoziale Regierung ! 

Wenn wir die Fehlleistungen dieser Regie­
rung mit ins Auge fassen, die sie durch 
außenpolitische Ungeschicklichkeiten und 
durch wehrpolitisches Versagen herbeigeführt 
hat und wenn wir den für unsere Demokratie 
höchst bedenklichen Kampf dieser Regierung 
gegen die Meinungsfreiheit einbeziehen, dann 
rundet sich allein dadurch schon das Bild 
einer Regierung, die, nicht nur wegen des 
vorliegenden Budgets für 1973, sondern wegen 
ihrer gesamten Haltung und Politik nicht 
unsere Zustimmung finden kann. (Langanhal­
tender Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Als nächster Redner zum Wort 
gemeldet ,ist der Herr Abgeordnete Dr. Heinz 
Fischer. IdI erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Heinz Fischer (SPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Hohes 
Haus! Der Herr Bundesparteivorsitzende der 
Osterreichischen Volkspartei hat gleich am 
Beginn seiner Rede selbst gesagt, daß das 
alles nicht neu sei. Und das erspart es mir, den 
Nachweis zu führen, wie wenig man sich 
bemüht hat, hier am Beginn dieser Budget­
debatte nach einem angeblich richtungweisen­
den Parteitag neue G edanken oder neue Uber­
legungen in die Debatte einfließen zu lassen. 
Ich habe das Gefühl, daß es nicht nur für die 
linke Seite · dieses Hauses nichts Neues war, 
sondern daß es auch für die rechte Seite dieses 
Hauses, zumindest für jene, die am Parteitag 
der OVP teilgenommen haben, sehr vertraut 
war, weil ja fast d asselbe vor drei Tagen in 
Salzburg gesagt wurde. 

Aber eines, meine Damen und Herren, wäre 
wirklich neu : nämlich daß der Vertreter der 
OVP, der erste Sprecher der Osterreichisdlen 
Volkspartei, angesichts einer Bundesregie­
rung, die in zwei einhalb Jahren mehr ver­
wirklicht und mehr durchgesetzt hat und mehr 
reformiert hat als die OVP in vier Jahren, 
hier den Versuch machen will, darzulegen, 

Wir unterstützen - das soll ausdrücklich die Regierungserklärung werde nidlt verwirk­
betont werden - die Bemühungen um Stabili- licht. (Beifall bei der SPO.) Dieser Versuch, 
sierung. Aber gerade weil wir das Gelingen Hohes Haus, wird nicht gelingen .

. 
Wir st�h�n 

dieser Anstrengunge n  wünschen, üben wir am Beginn einer Budgetdebatte, dIe so WIe m 
heftige Kritik dar an, daß die Bundesregierung den vergang�nen Jahren durch 7� Stunden 
es ist, die selbst am wenigsten dazu beiträg�, I hindu�ch im Fma

.
nza�ss�uß vorbereitet wurde 

die von ihr heraufbe s chworene Teuerung mit und dIe voraussIchtlIch Jetzt 100 Stunden das 
Erfolg zu bekämpfen, j a  daß sie mit diesem Plenum des Nationalrats beschäftigen wird. 
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Es ist also nicht gelungen, Herr Dr. Withalm, 
wie wir im Protokoll vom Vorjahr festge­
halten haben, zu einer Reform dieser Budget­
debatte zu kommen, sondern wir werden sie 
im wesentlichen in der gleichen Art und Weise 
durchführen wie in den vergangenen Jahren. 

Aber, meine Damen und Herren von der 
Opposition, nehmen Sie die Versicherung ent­
gegen, daß wir insofern aus der Not eine 
Tugend machen werden, als wir in dieser 
Budgetdebatte von der ersten bis zur letzten 
Stunde den Nachweis für die systematische 
Verwirklichung der Regierungserklärung lei­
sten werden, daß wir es uns nicht so einfach 
machen werden, über die einzelnen Probleme 
hinwegzugehen - Kärntner Ortstafelgesetz : 
Regierung hat Verhandlungen abgelehnt ! ,  ob­
wohl es die OVP war, die abgelehnt hat, die 
Sache auf die Tagesordnung des Verfassungs­
ausschusses zu setzen, wie das der Kollege 
Gratz beantragt hat. (Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. K o r  e n: Das ist unwahr!) Wir wer­
den den Nachweis für die systematische Ver­
wirklichung der Regierungserklärung im Inter­
esse der österreichischen Bevölkerung führen 
und wir werden auch, meine Damen und 
Herren, den Nachweis für die Inkonsequenz 
und Widersprüchlichkeit in der Politik der 
großen Oppositionspartei führen. Und ich bin 
überzeugt, j e  länger diese Budgetdebatte fort­
schreitet, je länger ein Kapitel nach dem 
anderen, ein Regierungsbereich nach dem an­
deren verhandelt wird, umso deutlicher wird 
der Offentlichkeit dieser Grundwiderspruch 
(Abg. S c  h w i m m e r: . . .  im Budgetf) in der 
Politik der Osterreichischen Volkspartei be­
wußt werden (Abg. G r a t  z :  Sie sind nervös, 
meine Herren!), der Grundwiderspruch, meine 
Damen und Herren, der darin besteht, gerade­
zu Tag für Tag höhere Ausgaben zu verlangen 
und gleichzeitig ein geringeres Defizit haben 
zu wollen ; der Grundwiderspruch, der darin 
besteht, eine Sparpolitik zu empfehlen, aber 
- ich werde es nachweisen - eine Lizitations­
politik zu treiben ; der Grundwiderspruch, der 
vor allem, meine Damen und Herren, darin 
besteht, Partner für morgen sein zu wollen, 
wenn man Politik von gestern macht. (Beifall 
bei der SPO.) 

Ich gehe in dieser Generaldebatte, am Be­
ginn der Budgetdebatte, gar nicht so weit wie 
die OVP-Regierung im Jahre 1 966, die von 
der damaligen Opposition ein Alternativ· 
budget gefordert hat. Ich gehe auch nicht so 
weit wie die OVP im Jahre 1 967, wo der 
sozialistischen Budgetalternative, die in Form 
eines Minderheitsberichtes einschließlich Be­
deck.ungsvorschlägen vorgelegt wurde, ent­
gegengehalten wurde, das sei zu spät am 
Schluß der Beratungen im Finanzausschuß, 

das müsse am Beginn der Ausschußberatungen 
vorgelegt werden, wenn es ernst genommen 
werden soll. So weit gehe ich nicht, meine 
Damen und Herren, aber eines geht zu weit: 
daß man das ganze Jahr hindurch fesch Forde­
rungen erhebt, daß man das ganze Jahr hin­
durch zeigt, daß einem nichts zu teuer ist und 
daß man sich dann am Schluß des Jahres in 
der Budgetdebatte weigert, die Summe dieser 
Forderung�n gelten zu lassen, daß man .sich 
weigert, für die Politik geradezustehen, die 
man betrieben hat, sondern einfach umsteckt, 
und -- weil es jetzt momentan populär ist 
und paßt -, nach Kürzungen, Einsparungen 
und Abstrichen ruft, das heißt genauer ge­
sagt, die Regierung auffordert, solche Kürzun­
gen, Einsparungen und Abstriche vorzuneh­
men. Dazu werden Sie Farbe bekennen müssen 
bei jedem Kapitel. \ 

Wenn der Herr Klubobmann Dr. Koren 
kürzlich in einem Pressegespräch, wie mir 
erzählt wurde und wie auch in den Zeitungen 
berichtet wurde, gesagt hat, das mag schon 
sein, das sind Forderungen, die verschiedene 
Leute aufgestellt haben, aber das sind ja keine 
Initiativanträge, dafür tragen wir im Parla­
ment nicht die Verantwortung, dann sage 
ich :  Meine Damen und Herren! Abgesehen von 
der Tatsache, daß ja auch die aVP-Initiativ­
anträge nicht gerade billig sind und nicht 
gerade Mehreinnahmen gebracht hätten - :  
Was gehen uns die Koordinationsmängel 
zwischen Klub und Parteizentrale an? Was 
geht es uns an, daß die Idee des Herrn Partei­
obmanns Dr. Schleinzer von dem Lebenskapi­
tal von 50.000 S,  eine Maßnahme, die ja auch 
nicht gerade stabilitätsfördernd gewirkt hätte, 
vom Klub ignoriert wurde und nicht zum 
Gegenstand eines Initiativantrags gemacht 
wurde? Was geht es uns an, daß vielleicht im 
Klub der eine oder andere einsieht, wie unreal 
die in die Milliarden gehenden Forderungen 
des Herrn Wiesinger - wenn man einmal 
alles zusammenzählt - sind? Was geht es 
uns an, wenn der Klub der avp oder zumin­
dest der Klubobmann von den meisten Ideen 
des sogenannten Fünfzehnerausschusses offen­
sichtlich nicht viel mehr hält, als wir, die 
Regierungspartei, das tun? Das geht uns alles 
nichts an, meine Damen und Herren, denn 
nach außen, gegenüber der Regierung und vor 
allem gegenüber der Offentlichkeit und der 
österreichisdlen Bevölkerung können Sie sich 
nicht auf eine Zwei-Firmen-Theorie ausreden, 
sondern Sie tragen die ungeteilte Verantwor­
tung für das ,  was von der avp gefordert, 
was im OVP-Pressedienst publiziert und was 
von den einzelnen aVP-Mandataren draußen 
in der Offentlichkeit vertreten wird. (Beifall 
bei der SPO.) 
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Aber, meine Damen und Herren, die Situa­
tion ist leider j a  noch viel grotesker. Doktor 
Schleinzer hat ja den Beginn und den Schluß 
seiner Rede der Preisentwicklung und den 
Stabilisierungsbemühungen gewidmet. In der 
vorigen Sitzung des Nationalrates, in jener 
Sitzung, wo Vizekanzler Häuser und Finanz­
minister Androsch am 22. November Berichte 
über Stabilisierungsmaßnahmen erstattet 
haben, eine Sitzung, die vom Fernsehen über­
tragen wurde, hat der Herr Klubobmann Dok­
tor Koren in seiner vom Fernsehen Wort für 
Wort übertragenen Rede die auf Publikums­
wirksamkeit abgestellten Sparappelle formu­
liert. Er hat gesagt - das stenographische 
Protokoll liegt noch nicht vor, aber die 
maschingeschriebene Niederschrift -: Was 
uns fehlt, ist der ernste Versuch, die Aus­
gabenflut, die Sie eingeleitet haben, echt zu 
beschränken . . .  wir müssen von der über­
steigerten Ausgabenpolitik abrücken. - Und 
er hat auch das uns nicht sehr gefallende -
aber bitte ! - Wort von der Gefälligkeitsdemo­
kratie verwendet. Das war die Rede des Klub­
obmanns, die von diesem Pult hier gehalten 
worden ist. Aber am gleichen Tag, am Vor­
mittag, in der Fragestunde, da kommt dann 
die Frau Abgeordnete Hubinek - das braucht 
sie ja ,  sie muß ja hinausgehen in die Offent­
lichkeit und sich dort einführen - und ver­
langt, daß die Familienbeihilfen nicht um 20 S, 
sondern um mehr als das Doppelte erhöht 
werden und überläßt es ruhig dem Finanz­
minister, wo er die 400 Millionen Schilling 
hernimmt und wie er das Kunststück zu­
stande bringt, meine Damen und Herren, das 
zu tun ohne das Defizit zu erhöhen. Denn die 
Belastungen, die Sie dem Fond aufbürden, 
gehen ja über die Einnahmen des Fonds be­
reits hinaus (Zwischenruf des Abg. Dr. P r a­
d e r), wie i n  der Beratung im Finanz- und 
Budgetausschuß - Kollege Pr ader, Sie waren 
ja nicht d abei ;  bei dieser Debatte - klar­
gestellt wurde. (Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Damit Sie ein 
bißchen Auswahl haben, gebe ich Ihnen ein 
anderes B eispiel, ein noch groteskeres. Buch­
stäblich in der  gleichen Minute, wie der Herr 
Klubobmann Koren hier von diesem Pult gegen 
die Ausgabensteigerungen polemisiert hat, 
ist der Ordner der OVP dort zum Pult gegan­
gen und hat eine schriftliche Anfrage hinaus­
gelegt. In d e r  steht halt nicht mehr oder nicht 
weniger drinnen als die Forderung nach der 
Angleidlung - Sie haben das auch am Partei­
tag als Forderung beschlossen, wie ich den 
Materialien entnehmen konnte - der land­
wirtschaftli chen Zuschußrentner an die Bau­
empension. Ein echtes Problem, ein Problem, 
über das m an reden muß. Aber eine Forde-

rung, die dem Staatshaushalt eine runde 
Milliarde Schilling kostet. Koren appelliert 
hier zur Sparsamkeit, und die Abgeordneten 
verlangen vom Sozialminister die Einbringung 
einer Regierungsvorlage, die einen derart 
eminenten Aufwand verursachen sollte. Das 
ist Ihre - ich will nicht sagen - Doppel­
züngigkeit -, aber das ist jedenfalls Ihre 
Taktik in dieser Frage. (Abg. Dr. H a u  s e  r: 
Herr Fischer! Eine Anfrage wird doch noch. 
erlaubt sein, wie die Regierung arbeiten will!) 
Herr Kollege Hauser! Wenn Sie hier erklären, 
daß die Anfragen der OVP nicht ernst gemeint 
sind, es sind eh so viele, dann nehme ich das 
gerne zur Kenntnis. (Beifall bei der SPO.) 
Aber wenn sie ernst gemeint sind, dann 
müssen Sie sich diese Anfragen auch anrech­
nen lassen. (Abg. Dr. H a u  s e r :  Die Frage 
geht doch nur dahin, wie sich die Regierung 
dem von Ihnen selbst als ernst erklärten 
Problem stellt!  Das war meine Anfrage!) Nein! 
Sie fragen nicht, wie die Regierung dieses 
Problem sieht, sondern ob die Regierung be­
reit ist, und daraus geht die Absicht deutlich 
hervor, einen solchen Gesetzentwurf vorzu­
legen. Wenn der Sozialminister sagen muß : 
Aus budgetären Gründen bin ich leider nicht 
in der Lage, dann werden Sie von Versamm­
lung zu Versammlung rennen und sagen: 
Schaut den unsozialen Sozialminister an, der 
will nicht einmal etwas tun. So wird es doch 
sein ! (Beifall bei der SPO. - Abg. A. S e h  1 a­
g e r: Herr Kollege Fischer! Der Sozialminister 
sagt, daß diese Forderungen unmoralisch sind! 
Unmoralisch, sagt er! - Vizekanzler lng. 
H ä u s e r: Nein, das ist  unwahr! - Abg. 
A. S c  h 1 a g  e r: Der Sozialminister hat von 
einem unmoralischen Verlangen gesprochen!) 

Meine Damen und Herren! Sie können ja  
beim Budgetkapitel Soziale Verwaltung oder 
beim Budgetkapitel Landwirtschaft, je nach­
dem, wo es Ihrer Meinung nach hinpaßt, dar­
tun, wie Sie sich die Bedeck.ung dieser Forde­
rung vorstellen und dann kann man darüber 
reden. Aber bedeckungslose Forderungen auf 
den Tisch legen und gleichzeitig nach einer 
Eindämmung der Ausgaben zu fordern, das 
erscheint uns eine unfaire Politik zu sein. 
(Beifall b ei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Noch etwas, 
und damit zu einer zweiten Dberlegung. Die 
Formulierungen vieler OVP-Redner, audl jetzt 
des Herrn Partei vorsitzenden Dr. Schleinzer, 
sind j a  so, daß, wenn jemand eine dünne 
Haut hätte, so wie der Bundeskanzler Klaus 
manchmal eine dünne Haut gehabt hat, 
man eigentlich sich sagen müßte, da liegt 
schon allerhand an Zumutung, an Unterstel­
lung drinnen, wenn einem verschiedene Ab­
sichten in die Schuhe geschoben werden, die 
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man nicht hat. Damit sind wir immer wieder 
konfrontiert. Das stellen wir immer wieder 
fest. Unsere Antwort auf diese Frage oder 
unsere Antwort auf die Frage, worin das be­
gründet sein mag, lautet, daß der Verlust der 
Macht für eine konservative Partei scheinbar 
ein derartig unfaßbares traumatisches Ereignis 
zu sein scheint und das Ziel, diese Macht 
wieder zu erringen, in Ihren Prioritäten, meine 
Damen und Herren, etwas derart Hochran­
giges, alle anderen Zielvorstellungen Uber­
treffendes ist, daß Sie auf dem Standpunkt 
stehen : Kreisky und seine Regierung und 
seine Erfolge müssen bekämpft werden, koste 
es, was es wolle. (Beifall bei der SPO.) In der 
Sprache von Bert Brecht würde das heißen: 
"Wer gegen Kreisky kämpft, hat von allen 
Tugenden nur eine : daß er gegen Kreisky 
kämpft:' Und das ist halt ein bißehen zu 
wenig. (Beifall bei der SPO.) 

Aber, meine Damen und Herren! In der 
Politik trägt bekanntlich jede Partei selbst die 
Verantwortung für das, was s ie tut und für 
das, was sie sagt. Das haben wir uns gegen­
seitig mehrfach versichert, da gibt es gar keine 
Meinungsverschiedenheiten. Ich bin nur der 
Meinung, daß sich diese Verwantwortung, die 
die Parteien tragen, nicht nur auf die Ziele der 
Politik erstrecken, sondern auch auf die Mittel, 
mit denen diese Ziele angestrebt werden. 
Darum sage ich, meine Damen und Herren: 
Uberlegen Sie, ob nicht j emand, der so blind 
dreinschlägt, Gefahr läuft, nicht zu treffen. 
Ob nicht jemand, der so dick aufträgt, Gefahr 
läuft, daß man 'ihm nicht glaubt, und ob nicht 
der, der so voll Wut und Aggressivität kämpft 
wie Sie, das Augenmaß verliert und Gefahr 
läuft, unglaubwürdig zu werden. (Beifall bei 
der SPO.) 

Es hat einmal eine Zeit gegeben, da hat der 
Parteivorsitzende Dr. Schleinzer gesagt : "Kri­
tik um der Kritik willen ist kein Konzept". 
Aber wir haben dann in den letzten Monaten 
und im letzten Jahr die Erfahrung machen 
müssen, daß sich diese Uberlegung doch nicht 
zur Maxime der Volkspartei durchkämpfen 
konnte. 

Wenn ich etwa denke, wie Sie in den 
Mittelpunkt Ihrer - ich weiß nicht, warum 
Sie die militärische Terminologie so lieben -
Frühjahrsoffensive die Kritik an den unter 
der OVP-Regierung begonnenen UNIDO­
Bauten gestellt haben, wie Sie sich in dieser 
Debatte bis zum Vorwurf einer gigantischen 
Schiebung an die Adresse des Bundeskanzlers 
und seiner Mitarbeiter verstiegen haben, dann 
kann ich nur sagen : die Devise "Kritik um der 
Kritik willen ist kein Konzept", scheint auf 
keinen fruchtbaren Boden gefallen zu sein. 

Auch wenn diese UNIDO-Angelegenheit nicht 
zur Diskussion steht, sie wird uns vielleicht 
beim Kapitel Bauten beschäftigen - ich weiß 
es nicht -, so stelle ich doch fest, daß die 
ansonsten nicht zimperliche und in ihrer poli­
tischen Ausrichtung sehr eindeutige "Südost­
Tagespost". immerhin den Mut und die Fair­
neß gehabt hat, zu Ihrem Vorwurf, zum Vor­
wurf der Schiebung in einem Leitartikel zu 
sagen : "Den Vorwurf der Schiebung im Zu­
sammenhang mit dem Architektenwettbewerb 
zur UNO-City, dem wir in Wiedergabe von 
Behauptungen opposit:ioneller Abgeordneter" 
- das waren Sie - "Raum gaben, können wir 
im Lichte der Weiterentwicklung nicht auf­
rechterhalten. Gleiches gilt für den erhobenen 
Vorwurf, es mangelt der Regierung an Gefühl 
der Korrektheit. " Soweit die Zeitung, die nur 
das wiedergegeben hat, was andere behauptet 
haben. Eine gleiche klare Distanzierung, eine 
gleiche klare Feststellung von denen, die nicht 
nur berichtet haben, sondern selbst diese Be­
hauptung in die Welt gesetzt und unterschrie­
ben haben, steht bis heute aus, meine Damen 
und Herren von der Opposition. (Beifall bei 
der SPO.) So viel zur Frühjahroffensive der 
OVP. 

Aber auch auf dem Gebiet, das Sie jetzt 
im Herbst - ich weiß nicht, wie lange Sie 
noch die Absicht haben, dies zu tun - in 
den Mittelpunkt Ihrer Angriffe gegen die 
Regierung stellen, auf dem Sektor der Preis­
entwicklung können wir uns des Eindruckes 
nicht erwehren, Herr Doktor Schleinzer, Herr 
Doktor Koren, daß das Hauptanliegen der 
OVP nicht primär der Kampf gegen die 
europaweiten Preissteigerungen, sondern eben 
der Kampf gegen die Regierung Kreisky ist. 
Wenige Wochen, zehn Tage zirka vor den 
Wahlen in der Deutschen Bundesrepublik, in 
einer Situation, die an sich mit der in Oster­
reich durchaus vergleichbar war, wenn man 
davon absieht, daß der Wahlkampf in der 
Bundesrepublik doch Entschuldigung für den 
einen oder anderen Tiefschlag bietet, eine 
Entschuldigung, die es in Osterreich nicht gibt, 
schrieb ein Journalist, ich kenne ihn nicht, 
ich habe noch nie von ihm etwas gehört, Ralf 
Schwarz, in der "Frankfurter Rundschau" : "Die 
Preise können manchmal gar nicht so schnell 
steigen, wie es manche Wahlstrategen der 
Union am liebsten haben möchten. Sogar der 
einst von seinen Parteifreunden ver.stoßene 
Ludwig Erhart wird in Sorge um Geldwert und 
Marktwirtschaft entmottet und erinnert an die 
Verg angenhei t." 

Genau das, meine Damen und Herren, ist 
der Eindruck, dem wir uns auch hier in Oster­
reich nicht entziehen können. Wenn man den 
Namen des verstoßenen Ludwig Erhart durch 
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den Namen Hermann Withalm ersetzt, dann 
paß t da.s Zitat, wie der letzte Parteitag gezeigt 
hat , j a  überhaupt in jeder Beziehung auf 
die Situation in der Osterreichischen Volks­
partei. (Beifall bei der SPO.) Denn auch in 
Osterreich kämpft die Opposition, wie ihren 
Aktionen deutlich zu entnehmen ist, nicht 
primär gegen die Preissteigerungen, sondern 
mit Hilfe der Preissteigerungen gegen die 
Regierung. Auch in Osterreich ist für die 
Osterreichische Volkspartei die Preisentwick­
lung ein politischer Strohhalm, an den man 
sich zu klammern versucht. Und auch in Oster­
reich betrachtet die Opposition - der Finanz­
minister hat mehrfach die Vergleichszahlen 
gebracht - das europaweite Steigen des Preis­
index nicht aus der Sicht des Dammbauens, 
sondern aus der Perspektive des Trockendocks, 
in das endlich ein bißehen Wasser kommen 
soll. 

Ich sage das auch jetzt,  zu einem Zeitpunkt, 
meine Damen und Herren, wo, wie wir glau­
ben und hoffen, die Dämme gegen diese 
Hochwassergefahr bereits errichtet sind. Wir 
setzen volle Zuversicht in eine korrekte Durch­
führung und in eine entsprechende Wirkung 
des zwischen den Sozial- und Wirtschafts­
partnern abgeschlossenen Dbereinkommens. 
Und ich sage dazu : Wir sind auch froh ,  daß 
es auf der Ebene · der Wirtschaftspartner ge­
schlossen wurde. 

Soviel zu jener OVP, wie sie sich un� bisher 
im Parlament und in der Offentlidlkeit präsen­
tiert hat. Vielleicht wird mancher sagen, und 
vielleicht kann man auch sagen : Das ist die 
alte OVP gewesen, das ist die OVP gewesen, 
für die noch das Klagenfurter Manifes t  galt, 
(Abg. L i b a l: Die gib t es ja nicht mehr!) 
jenes Dokument, von dem ein Angestellter in 
der Kärntner Straße, Dr. Wilflinger, k ürzlich 
gesagt hat - jemand von der SPO hätte es 
nicht wagen dürfen, da,s zu sagen -, es  wäre 
ein völlig unrealistisches Dokument, das e:ine 
"liebe heile Welt" , also "Zustände von vor­
gestern", beschreibt. Diese Zustände von vor­
gestern waren halt bis gestern, so hoffe ich, 
die Leitlinie und die programmatische Basis 
für die Tätigkeit der Osterreichischen Volks­
partei, und man hat das an den Auswirkungen 
der Tätigkeit dieser konservativen Parte i  auch 
gemerkt. 

Daher setze ich persönlich, ich leugne das 
nicht und sage es hier in aller Offentl ichkeit, 
gewisse Hoffnungen in ein neues Programm, 
das Sie beschlossen haben, Hoffnungen darein, 
daß Sie es mit Ihrer Ankündigung,  meine 
Damen und Herren, eine Partei der fortschritt­
lichen Mitte zu werden - die Betonung liegt 
auf "werden" - ernst nehmen; denn dann 

entsteht die wirklich faszinierende Perspek­
tive , daß in Osterreich der Dialog über gesell­
schaftspolitische Veränderungen in Hinkunft 
nicht zwischen einer sozialdemokratis chen und 
einer konservativen Partei geführt wird, son­

dern daß dieser Dialog zwischen einer sozial­
demokratischen Partei und einer Partei statt­
findet, die sich als Partei der fortschrittlichen 
Mitte bezeichnet. Das würde ja bedeuten, daß 
das konservative Lager, das sich b isher so 
machtvoll allen Reformen entgegengestellt hat, 
das ganze Lager rechts von der Mitte, das den 
Status quo mit Zähnen und Klauen nicht nur 
mit Hilfe, sondern unter Führung der OVP 
verteidigt hat, daß dieses Lager in Hinkunft 
ohne politische und ohne programmatische 
Verteidigung dasteht. 

Denn die FPO steht ja  bekanntlich zwischen 
SPO und OVP, also zwischen einer Partei der 
fortschrittlichen Mitte und einer sozialdemo­
kratischen Partei, und hat demnach, wenn ich 
diesen Aussagen glauben darf, gleichfalls 
keine Lust, den konservativen Part im gesell­
schaftspolitischen Trio Osterreichs zu spielen. 
Das wiederum hätte zur Folge, daß die gesell­
schaftspolitischen Veränderungen und Evolu­
tionen, die wir anstreben, viel rascher voran­
schreiten können, daß die Dynamik der gesell­
schaftlichen Entwicklung zunimmt und daß 
wir bei der Verwirklichung der Zielsetzungen 
der Regierungserklärung in Hinkunft :r<ascher, 
reibungsloser und ohne diffamierende Kritik, 
ohne Unterstellungen fortschreiten können. 
(Beifall bei der SPO.) 

Ich will mir j etzt gar nicht ausmalen, dazu 
fehlt mir auch die Zeit, welche Perspektiven 
sich daraus für die rasche und wirklich sub­
stantielle, von der Regierungspartei  j a  ange­
zielte Schaffung eines modernen S trafrechtes 
ergeben, wie sich die Stellung der DVP zu 
einer umfassenden Hochschulreform ändern 
wird ; denn die Aussage kann der Herr Doktor 
Schleinzer dann nicht aufrecht erhalten, daß 
die Mitbestimmung der Studenten - und 
diese Aussage habe ich ihm wirklich persön­
lich übelgenommen - nur zu einer Diktatur 
der debattierenden Minderheit über die studie­
rende Mehrheit führen wird ; und auch für das 
Bodenrecht und für alle anderen Bereiche er­
geben sich wirklich neue Perspektiven. 

Aber, meine Damen und Herren, umso kata­
strophaler wäre es für die Glaubwürdigkeit der 
OVP, und umso nachdrücklicher würden wir 
es anprangern, wenn es sich hier nur um eine 
verbale Standortveränderung, nur um eine 
verbale Modernisierung handelt, wenn das 
neue OVP-Programm nur auf dem Papier steht 
und nicht zu einer wirklichen Änderung der 
Politik jener OVP führt, wie wir sie bisher 

304 
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kennengelernt haben ; eine Änderung, die 
umso signifikanter sein muß, weil ja die 
Personen, die dieses neue Programm durch­
führen sollen, bekanntlich die gleichen ge­
blieben sind. 

Wenn Dr. Withalm in seiner Parteiti!-gsrede 
gesagt hat, sofern der APA-Bericht stimmt : 
"Schon morgen werden wir gefragt werden, 
wie es jetzt weitergehen soll" , dann greife ich 
das auf und .stelle ganz bewußt auch am Be­
ginn dieser Budgetdebatte, in der ein Bereich 
der Politik nach dem anderen durchdiskutiert 
wird, konkret die Frage : Was wird sich also 
ändern an der Politik der OVP? Worin wird 
sich der Wechsel vom Klagenfurter Manifest 
mit seiner statischen Schwerfälligkeit, die 
noch die Handschrift des Dr. Klaus trägt, zum 
Salzburger Programm manifestieren? Worin 
wird sich der neue Schleinzer von dem kon­
servativen Schleinzer, wie ihn dieses Haus 
kennengelernt hat, unterscheiden? Worin 
wird sich der bisherige Bünde- und Interessen':' 
vertreter Sallinger vom neuen - wie heißt es 
jetzt? - vom neuen Teil-Organisationsver­
treter Sallinger unterscheiden? Vielleicht kön­
nen Sie auch hinzufügen, weil wir ja auch das 
Ganze in einem größeren Zusammenhang 
sehen wollen : Worin wird sich die DVP von 
ihrer zweifellos konservativen Schwester­
partei CDU/CSU unterscheiden? Auch das 
wäre eine interessante Frage. 

Die OffentIichkeit hat ein Recht, zu erfahren, 
ob Sie diese Fragen beantworten können, ob 
das neue Programm ernst gemeint ist oder ob 
es nur zu einer weiteren Vergrößerung der 
Kluft zwischen Programm und Praxis bei der 
OVP führen wird. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte zwei 
Probleme, die auch für dieses Haus von Be­
deutung sind, ganz präzise darstellen. Im 
Programmentwurf der UVP, der im September 
von der Bundesparteileitung, also einem 
immerhin maßgeblichen Organ der Volks­
partei, beschlossen wurde, ist der an sich, wie 
ich glaube, selbstverständliche, aber für eine 
konservative Partei doch bemerkensw erte 
Satz gestanden : "Alle sollen gleiche Rechte, 
gleiche Pflichten und gleiche Möglichkeiten 
haben." - Und jene, die das als Kernsatz 
des neuen DVP-Programms und als Beweis für 
die Position der fortschrittlichen Mitte be­
zeichnet haben, waren leider ein bißehen vor­
eilig, denn der Wirtschaftsbund hat gegen 
diesen Satz Einspruch erhoben, hat eine kleine 
Korrektur vorgenommen, und jetzt heißt es : 
"Alle sollen gleiche Rechte bei gleichen Pflich­
ten haben." Damit 'ist aus einem mutigen 
Postulat eigentlich eine Leerformel geworden, 
die nichts anderes besagt, als daß unterschied-

lichen Rechten auch unterschiedliche Pflichten 
gegenüber.stehen, und umgekehrt. 

Aber immerhin, Sie haben den Satz im 
Programm, Sie müssen sich ja etwas gedacht 
haben, als Sie dieses Postulat ins Programm 
hineingenommen haben. Ich hoffe, daß die 
Konsequenz sein wird, daß Sie aufhören, die 
Versuche um ein höheres Maß an Gleichheit 
in unserer Gesellschaft als Gleichmacherei und 
Nivellierung zu diskreditieren. (Beifall bei der 
SPO.) 

Und der zweite interessante Satz, meine 
Damen und Herren, im Programmentwurf 
lautete : "Die OVP lehnt jede Form der Mani­
pulation ab." Im Antragsheft war ein Antrag 
des Wirtschaftsbundes kurz und bündig : Die­
ser Satz - wonach die DVP jede Form der 
Manipulation ablehnt - ist ersatzlos zu 
streichen. - Aber in diesem Fall hat sich der 
Wirtschaftsbund nicht durchgesetzt, der Satz 
ist zwar woanders hingekommen, aber er ist 
im Programm geblieben, und es bleibt also 
aufrecht, daß die DVP gegen jede Form der 
Manipulation ist. 

Meine Damen und Herren! Ich habe kein 
Recht, der Volkspartei zu unterstellen, daß 
sich dieser Satz etwa auf das größte und 
wichtigste Medium unseres Landes, auf den 
ORF, nicht erstreckt. 

Wenn wir übereinstimmen, daß auch im 
ORF jede Manipulation und auch eine durch 
den ORF abzulehnen ist, dann ist doch eine 
Gesprächsbasis gegeben für Uberlegungen, 
wie man dem Gedanken der Meinungsvielfalt 
im Rundfunk stärker zum Durchbruch verhel­
fen kann ; wie man den journalistischen Frei­
heitsraum gegenüber einer nicht in Uberein­
stimmung mit dem Volksbegehren stehenden 
allumfassenden Weisungsbefugnis des Gene­
ralintendanten erweitern kann ; wie man die 
interne Position der Rundfunkmitarbeiter 
durch ein Redaktionstatut stärken kann ; wie 
man eine verstärkte Mitwirkung der Hörer 
und Seher etwa in Form eines Beirates - es 
gibt verschiedene Formen, wie man diesen 
auswählt und zusammensetzt - sicherstellen 
kann ; wie man der wirtschaftlichen und politi­
schen Bedeutung der Rundfunkgebühren durch 
eine institutionalisierte Beziehung zur Pari­
tätischen Kommission Rechnung tragen kann 
und so weiter. 

Ich glaube, daß Sie bei keiner einzigen 
dieser Uberlegungen mit Grund die Behaup­
tung aufstellen können, daß es ,sich hier in 
irgendeiner Weise um die Schaffung eines 
Regierungsrundfunks, Parteirundfunks oder 
was immer handelt, sondern Punkt für Punkt 
um Maßnahmen, die einer objektiveren, aus­
gewogeneren Berichterstattung im Rundfunk 
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dienen. Wir waren der Meinung, daß, wenn 
es der Doktor Schleinzer mit seinem Programm 
ernst nimmt, er sich einen großen Teil seiner 
Rede am Parteitag - nämlich die betreffenden 
Passagen und außerdem heute einen Teil 
seiner Rede, die er hier gehalten hat -, 
sparen hätte können, weil es sich um eine 
Unterstellung handelt, wenn man behaupten 
will, daß hier ein Parteirundfunk oder etwas 
Ähnliches etabliert werden soll . (Beifall bei 
der SPO.) 

Die Tatsache, daß der Herr Generalintendant 
Bacher erst jetzt - im fünften Jahr seiner 
Tätigkeit, glaube ich - einzelne dieser Punkte 
aufzugreifen beginnt, zeigt, daß wir auf dem 
richtigen Wege sind. 

Ich habe mir erlaubt, meine Damen und 
Herren, auch in dieser Generaldebatte auf 
einige Aspekte dieses OVP-Programms einzu­
gehen, nicht nur deshalb, weil traditions­
gemäß in der Generaldebatte zum Budget 
politische Fragen allgemeiner Natur ange­
schnitten werden - der Herr Dr. Withalm 
hat sich voriges Jahr mit dem schwedischen 
Myrdalreport befaßt -, sondern weil Sie 
mehrfach angekündigt haben, daß Ihr neues 
Programm schon in dieser Debatte sei.nen 
Niederschlag finden werde. 

Damit ist natürlich die Frage nach dem 
Spannungsverhältnis zwischen Theorie und 
Praxis, aber auch die Frage nach dem 
Spannungsverhältnis zwischen verschiedenen 
Meinungen gestellt. Es ist durchaus legitim, 
daß dieses Spannungsverhältnis von Doktor 
Schilcher, dem Sie sehr applaudiert haben, bis 
ganz weit rechts zu Mitterer, Ermacora, oder 
wen immer Sie wollen, reicht.  Es ist erfreulich 
- das füge ich ausdrücklich hinzu -, daß 
Kollege Doktor Schilcher, dessen Beitrag in 
dem Buch "Die Zukunft der Volkspartei" eine 
sehr interessante Lektüre ist - nämlich wie 
er diese Volkspartei beurteilt -, und der sich 
sehr vehement gegen einen unreflektierten 
Antisozialismus und gegen eine Begriffswelt 
von vorgestern gewandt hat, wesentlich mehr 
Beifall erhielt als beispielsweise Kollege 
Mitterer, der gesagt hat - so haben mir 
Journalisten berichtet -: Wenn die Soziali­
sten von Demokratie reden, dann meinen sie 
meistens den Weg in den roten Terror. 

Aber wahr ist leider auch, meine Damen 
und Herren, daß zwar der Dr. Schilcher 
Applaus in der Volkspartei bekommt, aber 
daß die Schilchers nichts zu reden haben, daß 
die Politik von den Mitterers und ihren 
Freunden gemacht wird. (Beifall bei der SPO.) 

Wahr ist leider auch, daß die Schluß rede 
des Partei vorsitzenden Dr. Schleinzer sich in 
meinen Augen als erste nicht bestandene 

Probe aufs Exempel insofern erwiesen hat, 
als sie ganz von vorne und ganz wie gehabt 
sehr viel unreflektierten Antisozialismus ent­
halten hat. (Abg. H a  h n: Unsere Jungen 
haben wenigstens Ideen!) Herr Kollege Hahn ! 
Was geschieht denn mit den Ideen von den 
Jungen? Die landen am Misthaufen ! (Beilall 
bei der SPO. - Abg. H a  r w a l  i k :  Herr 
Dr. Fischer! Der Schilcher ist Mitarbeiter der 
Landesparteileitung der 

�
O VP!) Ja, Herr Kol­

lege, aber im Parlament sitzt der Herr Ing. 
Rudolf Fischer und nicht der Dr. Schilcher aus 
der Steiermark. Das ist der Unterschied ! (Bei­
fall bei der SPO. - Abg. H a r w a l  i k :  Das 
ist nicht Ihre Angelegenhei t! Das ist auf einer 
anderen Ebene!) Das ist eine andere Ebene , 
nur ist das leider die entscheidende Ebene , 
Herr Kollege Harwalik ! (Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren!  Wenn sich der 
Parteiobmann der Volksparte i, der hier so­

eben gesprochen hat - Kollege Gratz hat 
mich aufmerksam gemacht, daß seine Rede 
im Parlament streckenweise sogar wörtlich 
identisch war mit der Parteitagsrede -, in  
seiner Schluß rede nach einem Programmpartei­
tag, nach einem Parteitag, in dem sich die 
Volkspartei ein neues Programm gibt, die 
Frage stellt: "Warum eigentlich Volkspartei?" 
und auf diese zentrale Frage antwortet: "weil 
jeder Fortschritt überlegt und sachlich erar­
beitet werden muß",  oder "weil die Zukunft 
den Menschen gehören muß und nicht dem 
Apparat" - also Selbstverständlichkeiten, die 
von jeder Partei in dieser Form bejaht werden, 
und die die Volkspartei in keiner Weise vor 
den anderen Parteien in diesem Hause aus­
zeichnet, dann wundere ich mich, daß man die 
Frage "Warum Volkspartei?" nicht mit etwas 
anderem als nur mit einer Leerformel beant­
worten kann: "weil jeder Fortschritt sachlich 
bearbeitet werden muß" ,  das könnte sogar 
"warum Persil" ,  oder "warum OMO" , oder 
warum irgend etwas ,anderes sein. 

Wie immer dem sei, meine Damen und 
Herren, Sie werden in nächster Zeit zu be­
weisen haben, wie Sie Ihre Politik gestalten, 
ob Sie einfach eine Fortsetzung dessen an­
bieten, was Sie in den vergangenen Monaten 
praktiziert haben - Herr Dr. Schleinzer hat 
heute lückenlos an seine früheren Reden an­
geschlossen -, oder ob Sie es mit dieser 
Veränderung, mit diesen Reformen ernst mei­
nen. Das ist Ihre Sache. Unsere Sache ist es 
- dazu stehen wir -, die Modernisierung 
dieses . . . (Abg. Dr. H a u  s e r: Das kann 
doch nicht heißen, daß wir alles schlucken, 
was Sie für richtig befinden!) Nein, Herr 
Kollege Dr. Hauser, Sie müssen nicht 
schlucken, was wir für richtig befinden. Wir 
haben Ihnen j a  nicht gesagt, Sie sollen ein 
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neues Programm machen. Das war j a  Ihre I führt : "Kritik ist in der Demokratie mehr als 
eigene Idee ! (Beifall bei der SPO.) Ich will ein Recht. Sie ist ein Akt des Patriotismus in 
Sie nicht mit unserem Programm identifizieren, e iner höheren Form . "  
sondern ich will  Ihnen nur sagen , meine 
Damen und Herren , daß wir - egal ob die 
OVP konservativ bleibt, so wie bisher, oder 
ob sie sich ändert - eine Politik der Moderni­
sierung dieses Landes vorantreiben werden, 
und zwar nicht nur in technischer und ökono­
mischer Hinsicht, sondern auch in bezug auf 
seine gesellschaftlichen Strukturen ; daß wir 
die historisch gesehen im Rüdc.zug b efind­
lichen, aber noch immer vorhandenen und 
weit über die individuellen Unterschiede zwi­
schen den Menschen hinausgehenden Un­

Das überaus ernst gemeinte kritische, aber 
nicht aggressive Nein der Freiheitl ichen zum 
Budgetentwurf 1 973 wurzelt im Sinne Ful­
brights im Positiven. Diese Kritik ist nicht 
von dem 'Gedanken getragen, der sozialisti­
schen Regierungsmehrheit eins ans Zeug zu 
flicken. Sie berücksichtigt vielmehr die Tat­
sache, daß auf Grund der unbewältigten Pro­
bleme niemand - und damit auch keine Par­
tei - den Bogen überspannen darf. 

Unsere freiheitliche Kritik will Verdienste 
gleichheiten und Chancenunterschiede . ab- der sozialistischen Alleinregierung dort nicht 

bauen wollen ; daß wir der Entfaltung der ignorieren, wo solche zu verzeichnen sind. Wo 

menschlichen Persönlichkeit, zu der ,sich alle immer wir Freiheitlichen der Meinung waren, 

Parteien bekennen, neue Wege erschließen daß die sozialistische Minderheits- oder Mehr­
werden, indem wir rational nicht begründbare heitsregierung zu großen und notwendigen 
Herrschaftsverhältnisse abbauen und die Mög- Reformen ansetzt, wie das bei den Abkommen 

lichkeiten der Mitbestimmung erweitern wer- mit den Europäischen Gemeinschaften und bei 
den. Zu diesem Zweck halten wir - was der Mehrwertsteuer der Fall war, haben wir 
selbstverständlich ist - die in der Regierung

.

s- I an Stelle der Kritik und des Nein die positive 
erklärung ganz konkret formulierten Zusagen Tat, das Ja gesetzt. 
für eine systematische Reformarbeit, von der I Wir haben aber nicht nur die Tat gesetzt, 
ein beträchtlicher Teil bereits getan ist - wie sondern darüber hinaus auch dann Verantwor­
wir nachweisen werden -, aufrecht und laden tung mit übernommen, wenn das auch gerade 
alle, die eine Politik der fortschrittlichen Mitte nicht populär war. 
wirklich wollen und nicht nur auf dem Papier I W ' 

, 
ankündigen, ein, die Zusammenarbeit mit uns l

eder m, der XII. noc� lIJ. der XIII. Geset�­

zu intensivieren um die Widerstände des gebungspenode des NatIonalrates haben WIr 
konservativen Lagers, den hinhaltenden Parolen, wie ?p�o�tunismus oder Lizit.ation, 

Widerstand den direkten Widerstand den auf unsere freiheItlIchen Fahnen geschneben. 

verleumdenden Widerstand zu überwind�n. Im Gegenteil, e ine Politik der Vernunft, des 
, Maßes und des Ausgleiches über gesellschafts-

Aber auch das konservative Lager, wer politische Gegensätze hinweg war und bleibt 
immer .sich äußerlich oder nur innerlich dazu 
bekennt, laden wir zu einem Ideenwettstreit 
ein. Persönliche Verunglimpfungen sollten 
dabei zurückstehen und nicht vorkommen. Die 
parlamentarische Arbeit , die heuer im Herbst 
schon geleistet wurde und die noch geleistet 
werden wird, betrachten wir als wichtigen 
Bestandteil zur Verwirklkhung dieser Ziel­
setzungen und das vorliegende Budget 
wiederum als wichtigen Bestandteil unserer 
parlamentarischen Arbeit. Daher werden wir 
alles daransetzen - ich denke, es wird uns 
gelingen -, innerhalb des von der Präsidial­
sitzung vereinbarten Zeitplanes oder vielleicht 
einige Tage später - das wird sich j a  in 
nächster Zeit herausstellen -, diesen Haus­
haltsvoranschlag für das Jahr 1 973 zu verab­
schieden. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Der nächste Redner ist der Herr 

die Grundlage freiheitlichen Handeins in der 
österreichischen Volksvertretung. 

Dieser Politik der Vernunft fühlen wir Frei­
heitlichen uns angesichts des von der Bundes­
regierung nicht bewältigten Preisanstieges und 
auf Grund der fortschreitenden Geldwertver­
dünnung in der gegebenen unübersichtlichen 
La�e besonders verpflichtet ! 

Wir Freiheitlichen stehen auch nicht an, 
einzelnen Kapiteln des Bundesfinanzgesetzes 
1 973 dort zuzustimmen, wo uns die.ses Ja im 
Detail sachlich gerechtfertigt erscheint. Dieses 
Ja im Detail ist von den freiheitlichen Grund­
sätzen her entschieden und nicht von der 
Frage einer finanziellen Gegenleistung der 
sozialistischen Regierungsmehrheit bestimmt 
worden. 

Uberall dort, wo diese Voraussetzungen ge-Abgeordnete Peter. geben waren und wo vor allem das Gemein-
Abgeordneter Peter (FPO) : Herr Präsident! same das Trennende - wie auf dem Gebiet 

Meine Damen und Herren! Der US-Senator der Außenpolitik - überwiegt, stimmen wir 
Fulbright hat ,in seinem "Plädoyer für den , Einzelkapiteln zu. Das gilt für die Haushalts­
kritischen Patrioten" unter anderem ausge- I gruppen Oberste Organe, Justiz, Wissenschaft 
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und Forschung sowie Außenpolitik. Mit unse­
rem Ja zum Kapitel Wissenschaft und For­
schung identifizieren wir uns aber keinesfalls 
mit den Vorstellungen der Bundesregierung 
zum Uni versi tä ts-Organisationsgesetz. 

Hohes Hausl  Wir Freiheitlichen sind aber 
zu kritisch, um 'in dem vom Bundesminister 
für Finanzen für 1 973 vorgelegten Bundes­
finanzgesetzentwurf ein zur Steuerung des 
Preisauftriebes und der Geldentwertung taug­
liches budgetpolitisches Instrument zu sehen. 
Daher lehnen wir das Bundesfinanzgesetz 1 973 
in der vorliegenden Fassung ab. 

Ich möchte von meiner Fraktion schon bei 
der ersten Lesung Gesagtes nicht wiederholen 
und beschränke mich am Beginn der zweiten 
Lesung mit folgender knapper Zusammenfas­
sung : 

Der Bundesfinanzgesetzentwurf für 1 973 ist 
ein Budget der negativen Höhepunkte. Es ist 
das Budget mit dem höchsten Ausgabenrah­
men; es ist das Budget, das die höchste Beam­
tenzahl ausweist j es ist das Budget mit den 
meisten Dienstautos j es ist das Budget mit 
den größten Inlandsschulden. Es ist aber auch 
das Budget des größten Defizites und es ist 
das Budget mit der höchsten Preissteigerungs­
rate seit 20 Jahren. Mit einem V/ort, Herr 
Bundesminister für Finanzen, es ist - so wie 
es "Berichte und Informationen" ausdrück-

'ten - ein "ideales Inflationsbudget" ! 

In der Budgetrede, aber auch in den "Erläu­
ternden Bemerkungen" fehlt es weder an ein­
sichtigen Worten des Herrn Dr. Androsch noch 
an einsichtigen Worten jener, welche die "Er­
läuternden Bemerkungen" verfaßt haben. 

Der Budgetentwurf selbst jedoch' ist ein 
Konzentrat der Entschlußlosigkeit, das nicht 
die notwendigen Konsequenzen aus den dar­
gelegten Einsichten zieht. 

Der Bundesfinanzgesetzentwurf für 1973 ist 
aber auch ein Budget des Ziffernrausches. Man 
fragt sich, Herr Bundesminister für Finanzen, 
woher Sie in dieser Situaiion den Mut zu 
diesem 1 39-Mill iarden-Budget mit seinem 
20-Milliarden-Defizi t nehmen. 

Bundesminister, begleicht aber zum gegebenen 
Zeitpunkt nicht die sozialistische Alleinregie­
rung, sondern sie wird von der Familie Oster­
reicher beglichen werden müssen. 

\!\Tenn unser  kritisches Nein zum Budget 
Sie, Herr Bundesminister für Finanzen, nicht 
zur Einkehr und zum Umdenken zu bewegen 
vermag, dann tragen Sie persönlich die Haupt­
last der Verantwortung für den finanz- und 
budgetpolitisch falschen Weg Osterreichs im 
Jahre 1 973. 

Und falsch i st dieser Weg, wenn Sie nach 
Abschluß des Stabilitätsabkommens zwisdlen 
den Sozialpartnern auf Budgetbindungen be­
harren, anstatt dem Nationalrat einschnei­
dende Kürzungen für das Budget 1 973 vorzu­
schlagen. 

Wo der Weg eines Finanzministers endet, 
der sich der besseren Einkehr und dem Mut 
zur Umkehr verschließt, hat der Fall des Dok­
tor Schmitz bereits deutlich und unmißver­
ständlich vor Augen geführt, nämlich im vor­
zeitigen Rücktritt ! 

Es ist bedauerlich, daß der Kapitän des 
roten Regierungsschiffes aus gesundheitlichen 
Gründen derzeit nicht mit ganzer Kraft auf 
der Kommandobrücke steht. Wir wünschen 
Herrn Dr. Kreisky baldige Genesung. 

Umso stärker, Herr Bundesminister für 
Finanzen, lastet die Verantwortung aber in 
dieser Situation auf Ihnen; auf Ihnen als dem 
Steuermann des derzeit infolge der Teuerung 
und der Inflation nicht voll seetüchtigen Regie­
rungsschiffes .  

Herr Bundesminister für Finanzen! Gehen 
Sie auf einen besseren Kurs, solange es noch 
raöglich ist, s onst steuern Sie im Anschluß· an 
eie Osterreichische Volkspartei die sozialisti­
sche Alleinregierungsfregatte im Jahre 1 973 
in das Trockendock. 

Noch ist es Zeit, Ihren Budget-Irrtum, der 
dem Bundesfinanzgesetz 1 973 zugrunde liegt, 
zu korrigieren. Vor einem solchen Irrtum ist 
kein Finanzminister gefeit, noch dazu wenn 
er dieses verantwortungsvolle Amt in so jun­
gen Jahren antreten mußte wie Sie. 

Das kritische Nein der Freiheitlichen zum Für Männer Ihrer Jahre, Herr Bundesmini-
Budget 1 973 soll für Sie, Herr Bundesminister, ster für Finanzen, hat ein erfahrener europäi­
Impuls und Denkanstoß zur Einsicht und Um- scher Politiker e inmal folgendes Wort geprägt: 
kehr sein. 

Sie, Herr Dr. Androsch, reiten mit diesem 
Ziffernrausch für 1 973 die Sozial- und Wirt-

"Irren ist fast Pflicht im Eifer, Irren ist fast 
Pflicht im Elan der Jugend und Irren ist fast 
Pflicht in jenen überschäumenden Jahren, die 
dem reifen Mannesalter vorausgehen." schaftspartner in e ine noch schwierigere Situa­

tion hinein, als s ie  heute bereits vor uns steht. 
Sollten Sie aber daran glauben, Herr Bun­

Das könnte uns Freiheitlichen als Opposi- desminister (Abg. Dr. A n  d l O S  e h: Herr 
tionspartei nicht nur gleichgültig, sondern ge- Abge . . .  ) - .ich bin gleich fertig, dann ,ist Zeit 
radezu recht sein. Ihre falsche Rechnung, Herr für einen Zwischenruf -, daß dieser Irrtum 
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eine finanz- und budgetpolitische Pioniertat 
darstellt, dann sind Sie auf dem Holzweg ! 
Bitte. (Abg. Dr. A n  d r 0 s c h :  Herr Abgeord­
neter! Ich darf Sie auf eine Inkonsequenz hin­
weisen: Sie haben davon gesprochen, daß Sie 
Verantwortung für die Zustimmung zur Mehr­
werts teuer übernommen haben! Die Mehrwert­
steuerlücke, die Sie mitverantworten, rechnen 
Sie dem Defizit zu und machen sie mir zum 
Vorwurf!) Nein, Herr Bundesminister! Sie wis­
sen ganz genau : Das, was Sie an Budgetbin­
dungen für 1 973 ausweisen, wird sicher in der 
zweiten Hälfte des kommenden Jahres ausge­
geben, weil die Versuchung einfach zu groß 
ist. Und weil Sie sich nicht die Selbstbeschrän­
kung auferlegen wollen oder können, zu Bud­
getkürzungen zu greifen, darum sind nicht wir 
Freiheitlichen inkonsequent, sondern die In­
konsequenz, Herr Bundesminister, liegt doch 
auf Ihrer Seite, auf Ihrer Seite auch deswegen, 
weil man nicht den Sozial- und Wirtschafts­
partnern derartige Einschränkungen und Opfer 
zumuten und auferlegen kann, ohne daß die 
Bundesregierung mit den Gebietskörperschaf­
ten mit gutem Beispiel vorangeht. (Beifall bei 
der FPO.) 

Es liegt doch schon auf der Hand, daß die 
Gemeinde Wien für den Sommer 1 973 Gebüh­
ren- und Tariferhöhungen, die Erhöhung des 
Straßenbahntarifes, der Stromkosten und der 
Gaspreise ankündigt. 

Warum, Herr Bundesminister, hat diese 
·sozialistische Alleinregierung, bevor sie den 
Sozialpartnern den schweren Weg eines Stabi­
litätsabkommens zumutete, nicht mit den Ge­
bietskörperschaften, den Ländern, dem Städte­
bund und dem Gemeindebund eine verbind­
liche Garantie erarbeitet, sodaß nicht nur den 
Sozialpartnern im Jahre 1973 beziehungsweise 
in der ersten Hälfte des Jahres 1 973 Maß­
halten zugemutet wird? Wo ist die Garantie 
für die Sozialpartner dafür gegeben, daß auch 
die Regierung, die Länder und die Gebiets­
körperschaften in ihrer Gebühren- und Tarif­
politik maßhalten? Diese Garantie fehlt. Sie 
soll angeblich morgen, am 5. Dezember, erar­
beitet werden. Warten wir ab, Herr Bundes­
minister, wie diese Garantien der Inkonse­
quenz aussehen werden. (Beifall bei der FPO.) 

Sie kommen mir vor, Herr Bundesminister 
- und das scheint mir für einen jungen dyna­
mischen Mann, wie Sie einer sind, nicht rich­
tig zu sein �, yvie jemand, der bereit ist, die 
Zukunft zu opfern, wenn er im Augenblick 
die Schwierigkeiten der Gegenwart auf ein 
Mindestmaß drücken kann. 

Ich glaube, daß Sie beim Festhalten an 
Ihrem Ausgabenrahmen von 1 39 Milliarden 

Schilling nicht an das Morgen, sondern zu 
sehr an das Heute, an den Augenblick, denken. 

Wir sind ,sid1er eines Sinnes, Herr Bundes­
minister für Finanzen, daß Osterreich vor gro­
ßen Reformen steht, Reformen, zu deren Gelin­
gen alle verfügbaren Kräfte mobilisiert wer­
den müssen. 

Der Weg Osterreichs zu den Europäischen 
Gemeinsmaften und die Teilnahme Osterreims 
am Markt der 300 Millionen Menschen werden 
aber - darüber sind wir uns alle im klaren -
nicht zuletzt deswegen steinig und dornenreich 
sein, weil dieser Weg zu einem sehr späten 
Zeitpunkt beschritten wird. 

Vor ähnlichen Problemen stehen wir bei der 
Einführung der Mehrwertsteuer. Diese Pro­
bleme laste ich bestimmt nicht der sozialisti­
schen Alleinregierung an. Bleibt die Mehrwert­
steuer, so wie es jetzt der Fall ist, Zankapfel 
der tagespolitischen Auseinandersetzung, wie 
wir es heute bereits erlebten, so wird damit 
in der Endkonsequenz allen Osterreichern ein 
schlechter Dienst erwiesen. 

Die Bundesregierung, aber nicht nur Bun­
desregierung, sondern auch die Kammern, alle 
Kammern wären gut beraten, wenn sie Ver­
säumnisse in der Aufklärung der Bevölkerung 
über die Mehrwertsteuer endlich umgehend 
beseitigten. Diese Aufklärung ist von beiden 
Ebenen her nach unserer Kenntnis der Dinge 
zuwenig umfangreich geleistet worden und zu 
einem sehr späten, wenn nicht zu späten Zeit­
punkt in Angriff genommen worden. 

Da die verstaatlichten Unternehmungen nun­
mehr vom Bundeskanzler betreut werden, muß 
man bei den heutigen Haushaltsgruppen dar­
auf eingehen. Wie von der Mehrwertsteuer 
redet man auch seit Jahren von der Stahlreform 
in den verstaatlichten Unternehmungen. Mehr­
wertsteuer und Stahlreform standen bereits 
zur Zeit der OVP-Alleinregierung auf der 
Tagesordnung. Beide Reformen wurden hin­
ausgesmoben und gerieten dadurch unter Zeit­
druck. Daraus ergeben sich zusätzliche Pro­
bleme, die die Lösung noch schwieriger 
machen, als sie von Haus aus war und ist. 

Nun soll mit 1. Jänner 1 973 nach Auffas­
sung der sozialistischen Alleinregierung die 
neue Stahl-AG funktionsfähig werden. In aller­
letzter Zeit sind wohl die geschäftsordnungs­
mäßigen Voraussetzungen für eine parlamen­
tarische Behandlung dieser Gesetzesmaterie 
geschaffen worden, die Beratungen des zustän­
digen Ausschusses allerdings sind nom nicht 
einmal angelaufen. Ob und wann sie anlaufen 
sollen, ist zumindest bis j etzt noch in keiner 
Präsidialkonferenz von der sozialistischen 
Mehrheit gesagt worden. 
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Gerüchte besagen, daß die Parteienverhand­
lungen zwischen der SPO und der OVP über 
den Personalproporz noch nicht abgeschlossen 
sind. Das Tauziehen, ob rot-schwarzer "Kram­
pusproporz" alter Prägung oder Ausschrei­
bung der Führungspositionen im Sinne Kreis­
kyscher Reformankündigungen, scheint noch 
nicht beendet zu sein. Im Gegenteil : Sah es 
vor der Erkrankung des Bundeskanzlers so 
aus, als gehörte der "Krampusproporz" der Ära 
Klaus ein für allemal der Vergangenheit an, 
so deutet jetzt mandle.s darauf hin, daß der 
Totalproporz von den Vorständen über die 
Direktoren hinunter bis zu den Prokuristen 
zementiert werden soll. Die Antireformer 
smeinen während der Krankheit des Bundes­
kanzlers am Werke gewesen zu sein. 

Wann werden, meine Damen und Herren 
von der Sozialistischen Partei und von der 
Osterreichischen Volkspartei, die altkoalitio­
nären Relikte endlim zur Kenntnis nehmen, 
daß die Stahlreform eine Aufgabe für Fach­
leute ist, bei der die' Politiker die Hände aus 
dem Spiel lassen sollen? (Beifall bei der FPtJ.) 

Die Verantwortlichen unserer verstaatlich­
ten Industrie sagen es jedem, der es hören 
will, daß "Zeit" im wahrsten Sinne des Wortes 
bei der Bewältigung der Stahlreform "Geld" 
ist. Nicht nur der Gesetzesauftrag, sondern 
aum wirtschaftliche Notwendigkeiten und die 
Entwicklung auf dem Weltmarkt erfordern 
zwingend die unverzüglime Durchführung der 
ö.sterreichischen Stahlreform. 

Wir haben uns bei der Lösung dieser Auf­
gabe nicht am rot-schwarzen Proporz, sondern 
bei vergleidlbaren Wirtschaftspartnerstaaten 
zu orientieren. 

Die Schweiz und die Niederlande -werden 
unter anderem deswegen zu Vergleichen nicht 
herangezogen werden können, weil deren 
multinationale Industrieeinheiten als Ver­
gleichsmaßstäbe ungeeignet sind. Dr. Kreiskys 
Verdienst, den entscheidenden Reformimpuls 
ausgelöst zu haben, sei hier überhaupt nicht 
bestritten. 

Wenn aber Gewerkschaftsbundpräsident 
Benya des öfteren öffentlich erklärte, die 
Stahlreform sei Sache der Fachleute, dann soll 
man die Fachleute durch die Politiker nicht an 
der Arbeit hindern und behindern. Aufgabe 
der Politiker hingegen ist es, für die Stahl­
reform eine taugliche Gesetzesgrundlage zu 
schaffen. 

das jetzt abzeichnet, ist zum Scheitern verur­
teilt. Die österreidüsche Stahlreform darf nicht 
zum Exerzierfeld des parteipolitisdlen Kräfte­
messens werden. Das Stahlgesetz muß iden­
tism sein mit einem Gesamtkonzept für unsere 
Stahlindustrie, das sinnvoll dem mitteleuro­
päischen Stahl raum angepaßt ist. 

An konkreten Vorschlägen unserer Mana­
ger mangelt es nicht. Jedoch haben diese Vor­
stellungen der Fachleute in dem dem Natio­
nalrat vorliegenden Gesetzentwurf leider kei­
nen Niederschlag gefunden. Das Gegenteil ist 
der Fall. Die Vorsdlläge der Fachleute wurden 
durch die Bundesregierung verwässert. Die 
Proporzeinflüsse haben dafür gesorgt, daß die 
Führungsfrage unbefriedigend definiert wurde. 
Wenn es beim Inhalt des jetzigen Entwurfes 
bleibt, ist es fraglich, ob Osterreichs verstaat­
lichte Stahlindustrie den Weg der Qualitäts­
und Erfolgsstraße in Zukunft so erfolgreich 
beschreiten kann, wie das in der Vergangen­
heit der Fall war. 

Ein Unternehmen, das künftig rund 
70.000 Mitbürgern den Arbeitsplatz für die 
siebziger Jahre simern soll, kann nicht mit 
regionalpolitischen, sondern muß mit europäi­
schen Maßstäben gemessen werden. Die Kon­
zernerfordernisse dürfen nicht auf dem Altar 
der Regionalpolitik geopfert werden, sonst 
könnten eines Tages die Arbeitsplätze dieser 
70.000 Menschen in Frage gestellt sein. 

Aufgabe der Bundesregierung ist es, 
moderne Lösungen zwischen Industrie- und 
Regionalpolitik mit allen Beteiligten zu erar­
bei ten. Ob man es hören will oder nimt, man 
wird die Erkenntnis berücksichtigen müssen, 
daß die Konkurrenz eines Tages umso härter 
sein wird, je problematismer die Regional­
problerne sind. Wir wollen nicht nur einen 
Föderalismus, der neben einer begrenzten 
autonomen Gesetzgebung eine einfache und 
sparsame Verwaltung ermöglicht. 

Wir Freiheitlimen bekennen uns zu jenem 
modernen Föderalismus, der im Sinne der 
Festigung der Wettbewerbsfähigkeit auch eine 
Kos ten-Nutzen-Analyse anstellt. Stellt man 
eine .solche Uberlegung zum Beispiel bei der 
österreichischen Energiewirtschaft an, dann 
kommt man zu Ergebnissen, die mehr als 
überprüfungsbedürftig sind. 

Ob sich Osterreich in der Wettbewerbssitua­
tion von heute, meine Damen und Herren, 
morgen noch immer 400 Elektrizitätsgesell­
schaften leisten kann, wage ich persönlich zu 

Die Stahlreform der verstaatlichten Unter- bezweifeln. Neben der Verbund- und den vier 
nehmungen wird aber nur gelingen, wenn für Sondergesellschaften j edem Landeshauptmann 
Mutter und Töchter klare Kompetenzen ge- noch immer in den siebziger Jahren seine 
schaffen werden. Eine Obergesellschaft mit eigene Landesenergiegesellschaft, auch dar­
schwachen Lenkungsmöglichkeiten, so wie sidl über wird man in nicht allzu ferner Zukunft 
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in diesem Hohen Hause gründlich debattieren für die anderen Bereiche der Bundesverwal­
müssen. 

Meine Damen und Herren! Eine Reform, die 
überfällig ist, ist die Parlamentsreform. Diese 
darf nicht auf die Reform der Geschäftsord­

tung zutrifft. Diese Kontrolle des Parlaments 
über EDV-Einrichtungen und Datenbank kann 
und darf nie der Bundesregierung überantwor­
tet werden. (Beifall bei der FPO.) 

nung beschränkt bleiben. Jedem Abgeordneten Ich richte namens meiner Fraktion das drin­
in diesem Hohen Haus nicht nur seinen Sessel gende Ersuchen an die sozialistische Mehrheit, 
im Plenarsaal, nicht nur seinen Sessel in den die Bestrebungen der Oppositionsparteien zur 
Ausschüssen, sondern auch seinen modernen Reform des Parlaments nicht nur im Geschäfts­
Arbeitsplatz in einer modernen Volksve.rtre- ordnungsbereich, sondern darüber hinaus auch 
tungl (Beifall bei der FPO.) endlich in den von mir aufgezeigten anderen 

Daß diese Forderung im Jahre 1 972 über- Bereichen zu unterstützen. 

haupt erhoben werden muß, erinnert an die Hohes Haus ! Nun möchte ich zu der Be­
Versäumnisse der großen Koalition gegen- hauptung des Bundeskanzlers vom Herbst 1 972 
über dem Parlament. Nachdem seit dem Ende Stellung nehmen, wonach zwei Drittel des 
der großen Koalition bereits sechs Jahre ver- Regierungsprogramms be�eits erfüllt seien. 
gangen sind, wird hier auf ein zügiges Reform- Obwohl diese Erklärung von der "Sozialisti­
tempo im Jahre 1 973 zu achten sein. sehen Korrespondenz" groß herausgebracht 

Die Nachrichtenübermittlung aus den Klubs, wurde, nehme ich an, daß sie selbst von Dok­
meine Damen und Herren, liegt ebenso im tor Kreisky nicht ernst gemeint wurde. 
argen. Keinem Klub steht ein Fernschreiber 
zur Verfügung. Die Fraktionen müssen die 
Fernschreiben von ihren Parteizentralen an­
fordern. Direkte Presseaussendungen der 
Klubs können nicht vom Parlament aus abge­
setzt werden, sondern nehmen den Weg zu 
den Massenmedien wieder über die zustän­
digen Parteisekretariate. Ein Parlament ohne 
Fernschreiber ist meines Erachtens in den sieb­
ziger Jahren undenkbar, meine Damen und 
Herren! 

Wir bitten ebenso um eine Verbesserung 
der technischen Einrichtungen. Die Proj ektion 
des Lauf- und Stehbildes im Plenarsaal ist 
kein Luxus, wie das einmal Vizekanzler Pitter­
mann dargelegt hat, sondern eine unerläß­
liehe Notwendigkeit, um sich zum Beispiel auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes oder der 
Raumordnung entsprechend verständlich 
machen zu können. 

Schweden wird von den Sozialisten so oft 
zum Vorbild genomme�. Wir wünscl}en uns 
nicht mehr als jene Arbeitsbedingungen, die 
heute im neuen schwedischen Reichstag, der 
eine Ubergangslösung darstellt, vorhanden 
sind. 

Zum Thema der besseren Informationsmög­
lichkeiten möchte ich heute nicht Stellung neh­
men, weil uns dazu die entsprechenden Vor­
schläge von der Bundesregierung am kommen­
den Montag unterbreitet werden sollen. 

Keinen Zweifel, meine Damen und Herren, 
kann es aber daran geben, daß auf dem Ge­
biete der Information Waffengleichheit zwi­
schen der Bundesregierung und der Opposi­
tion gewährleistet sein muß. EDV-Einrichtun­
gen und Datenbank sind genauso der Kon­
trolle des Parlaments zu unterwerfen, wie das 

Es liegt auf der Hand, daß bei der Prüfung 
der Frage, wie viel oder wie wenig von einem 
Regierungsprogramm realisiert werden 
konnte, nicht gezählt, sondern dem sachlichen 
Gehalt nach gewogen werden muß. Das bloße 
Addieren von Gesetzestiteln besHzt doch nur 
einen sehr geringen Aussagewert. 

Bemerkenswert ist immerhin der beinahe 
schon skurrile Ehrgeiz dieser sozialistischen 
Alleinregierung, die, nachdem erst ein Viertel 
der Gesetzgebungsperiode verstrichen ist. 
schon zwei Drittel ihres Regierungsprogramms 
unter Dach und Fach gebracht haben will. 
Dieser Ehrgeiz steht in einem krassen Gegen­
satz zur Realität. 

Welchen Bereich man immer näher unter 
die Lupe nimmt, handelt es sich um die Wirt­
schaft, die Wi.ssenschaft oder die Bildungspoli­
tik, um nur wenige Beispiele zu nennen, so 
findet man in der Substanz Ergebnisse vor, 
die noch sehr, sehr viel zu wünschen und 
ebenso viel offen lassen. Die stolz hinaus­
posaunte Zwischenbilanz von den zwei Drit­
teln, die vom Regierungsprogramm angeblich 
schon Realität .sein sollen, ist eine der dick­
sten Schwaden der Selbstbeweihräucherung, 
die je aus dem Bundeskanzleramt aufgestiegen 
sind. 

An dieser Stelle muß einmal auch der 
Legende entgegengetreten werden, daß die 
Bundesregierung ein konkretes Versprechen 
bereits dann so gut wie erfüllt habe, wenn 
die betreffende Materie die Gestalt einer 
Regierungsvorlage angenommen hat. 

Wie wenig dies tatsächlich zutrifft, haben 
erst in jüngster Zeit die Ausschußberatungen 
über zwei so umfassende Materien wie das 
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Einkommensteuergesetz 1972 und die 
29. ASVG-Novelle deutlich gemacht. 

Zwei weitere Vorwürfe habe ich namens 
meiner Fraktion an die Adresse der Bundes­
regierung zu richten. Zunächst ist es die 
schlechte Qualität der legistischen Arbeiten 
der Bundesregierung und zum zweiten ist es 
das ausgesprochen mangelhafte Timing dieser 
Bundesregierung. Das führt immer wieder 
dazu, daß die Beratungen wichtiger Gesetzes­
materien zu Lasten der Sorgfalt und der 
Gründlichkeit auf einen eng begrenzten Zeit­
raum zusammengedrängt wird. Beide Kritiken 
lassen sich an Hand der soeben genannten 
Gesetzesmaterien hinreichend untermauern. 

So war es die am 1 0. Oktober dieses Jahres 
im Nationalrat eingebrachte Regierungsvor­
lage betreffend das Einkommensteuergesetz 
1 972, zu welcher neben zahlreichen Abände­
rungen der Oppositionsfraktionen auch Abge­
ordnete der Regierungspartei - ich erinnere 
an den Antrag Hofstetter und Genossen -
Abänderungsanträge einbrachten, von denen 
der erste 36 und der zweite 9 Punkte umfaßte. 

Nicht genug damit enthielt der zweite zu 
dieser Regierungsvorlage von Abgeordneten 
der Regierungspartei gestellte Abänderungs­
antrag zwei Bestimmungen, welche die SPO, 
kaum hat der Nationalrat am 24. November 
mit sozialistischer Mehrheit den Gesetzesbe­
schluß gefaßt, nunmehr bereits durch eine 
Novelle. abzuändern wünscht. 

Das neue Einkommensgesetz 1 972 hatte noch 
gar nicht den Bundesrat basiert, da wollten 
die Sozialisten in Form eines Ausschußantra­
ges bereits am 27. November die Novellierung 
erreichen. Nur weil das verfassungs rechtlich 
Bedenkliche einer derartigen Vorgangsweise 
allzu manifest war, überlegte es sich die 
Regierungspartei dann doch anders. 

Was die Dauer beziehungsweise Intensität 
der Vorberatung eines so umfassenden G eset­
zeswerkes mit 125 Paragraphen anlangt, so 
erschienen der SPO neben einer mehrstündi­
gen Diskussion im Finanz- und Budgetaus­
schuß zwei ganztägige Unterausschußsitzun­
gen hiefür ausreichend. Auch das verdient 
hier festgehalten zu werden. 

Noch krasser ist das Beispiel für die 
29. ASVG-Novelle : In der ersten Sitzung des 
zur Vorberatung dieser Materie eingesetzten 
Unterausschusses, die erst am 8. November 
stattfand, legte das Bundesministerium für 
soziale Verwaltung zu dem von ihm selbst 
ausgearbeiteten Novellierungsentwurf eine 
sage und schreibe 1 55 Seiten umfassende Ab­
änderungs grundlage vor. Gleichzeitig wurde 
ein weiteres Paket mit "nur" 28 Seiten vorge-

legt. Im großen und ganzen handelte es sich 
dabei neben Richtigstellungen um Fragen, 
über die das Ministerium nach erfolgten Ab­
sprachen mit dem Hauptverband der Sozial­
versicherungsträger nachträglich seine Mei­
nung geändert hatte. 

Es seien "neue Gesichtspunkte aufgetreten" , 
so lautete der lapidare Kommentar zu diesem 
Pfusch und zu dieser Konfusion größten Aus­
maßes. 

In einem Expertengespräch am 10 .  Novem­
ber mußte mühsam gesichtet werden, welche 
Bestimmungen des gegenständlichen N ovellie­
rungsvorhabens "politischen Charakter" haben 
und welche nur gesetzes technischer Natur sind. 
Diese zweite rein sachlich durchaus nicht unbe­
deutende Gruppe von Punkten wurde im Hin­
blick auf den zeitlichen Druck. zur G änze aus 
den Beratungen ausgeklammert. 

Es ist das zweifelsohne ein Vorgang, der 
mit dem Selbstverständnis eines Parlaments 
·unvereinbar sein sollte. Dies habe ich, bei 
allem Vertrauen zu den Experten,  namens 
meiner Fraktion in diesem Zusammenhang zu 
deponieren. 

Nachdem sich führende Politiker der be iden 
anderen Parteien in den le tzten Tagen mit 
der Freiheitlichen Partei auseinandergesetzt 
und zu di esem Thema Erklärungen abgegeben 
haben, gestatten Sie mir dazu einige Feststel­
lungen: 

Wir Freiheitlichen haben die Ausführungen 
des Herrn Bundesparteiobmannes Dr. Schlein­
zer dazu auf dem DVP-Bundesparteitag in 
Salzburg aufmerksam verfolgt. Dabei war für 
uns von Interesse, daß sich mit Dr. S chleinzer 
zum ersten Mal ein Bundesparteiobmann vor 
dem höchsten Forum der Osterreichischen 
Volkspartei zur Mehrparteiendemokratie be­
kannte. 

Wiewohl es sich dabei um einen späten, 
aber nicht zu späten Nachvollzug durch die 
DVP handelt, wollen wir dieses neue Element 
in der Politik der Osterreichischen Volkspartei 
gebührend beachten. 

Die Sozialistische Partei hat - das muß 
der historischen Wahrheit halber b e i  dieser 
Gelegenheit festgehalten werden - durch die 
seinerzeitige Zustimmung zur Reform des 
Wahlrechtes und damit durch Gewährleistung 
einer größeren Wahlgerechtigkeit a n  der Er­
richtung des Fundaments der Dreiparteien­
demokratie entscheidend mitgewirkt. 

Ich gebe bei dieser Gelegenheit d e r  Erwar­
tung Ausdruck, daß SPD und OVP hinsichtlich 
einer größeren Wahlgerechtigkeit in den Land­
tagen besser als bisher ansprechbar sind. Mit 
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Ausnahme des oberösterreichischen Landtages 
sind bei der OVP und bei den Sozialisten 
bisher leider keine ernsthaften Reformansätze 
bezüglich der Verbesserung des Wahlrechtes 
in den Landtagen erkennbar. 

Ich hoffe zudem, meine Damen und Herren, 
daß die Osterreichische Volkspartei - wenn 
es eines Tages um eine noch umfassendere 
Verankerung der Dreiparteiendemokratie 
gehen sollte - ihrem Bundesparteiobmann 
ebenso folgen wird, wie ,seinerzeit die Sozia­
listische Partei ihrem Bundesvorsitzenden bei 
der Wahlrechtsreform gefolgt ist. 

Die Feststellung des Herrn Klubobmannes 
Gratz auf dem Landesparteirat der oberöster­
reichischen SPO und die Erklärung des Herrn 
Bundesparteiobmannes Dr. Schleinzer auf dem 
OVP-Bundesparteitag in Salzburg be.stätigen, 
daß die Freiheitliche Partei heute Gesprächs­
partner für die beiden anderen Parteien dieses 
Hohen Hauses ist. 

Wir sehen in dieser Tatsache eine Bestäti­
gung und Anerkennung jener Arbeit, die nun 
bald 25 Jahre hindurch Abgeordnete des Ver­
bandes der Unabhängigen und der Freiheit­
lichen Par.tei für die Zweite Republik Oster­
reich geleistet haben und leisten. 

Keinesfalls sehen wir unsere Aufgabe darin, 
diese nun nach beiden Seiten und Parteien 
hin bestehende Gesprächsgrundlage dazu zu 
benützen, um die eine Partei gegen die andere 
Partei auszuspielen. 

Wir Freiheitlichen wollen in dieser XIII. Ge­
setzgebungsperiode im Hohen Hause eine 
positive, sadlbezogene und kritische Arbeit 
leisten, um mit Hilfe dieser qualitativen Lei­
stung unser Wählerfundament zu verbreitern. 
Es wäre über nie zu dieser Gesprächsgrund­
lage der Freiheitlichen mit den beiden anderen 
Parteien gekommen, wenn die OVP und die 
SPO in den letzten Jahren nicht den Weg 
der großen Koalition verlassen hätten. 

Eine weitere Voraussetzung für diese Ge­
sprächsgrundlage sehe kh persönlich aber auch 
darin, daß die Soziali.sten unter Dr. Kreisky 
und die Osterreichische Volkspartei - und 
damit komme ich zu Dr. Fischers Ausführun;.. 
gen - unter Dr. Schleinzer sich in Ridltung 
zur politischen Mitte zu bewegen begannen. 

In diesem Zusammenhang, darf ich daran 
erinnern, daß wir Freiheitlichen bei der Neu­
ordnung unseres eigenen poLitischen Lagers 
in den Jahren 1 955 und 1 956 den Standort der 
nationalfreiheitlidlen und sozialen Mitte be­
zogen haben. Dies wurde in den folgenden 
Jahren sogar in der Sitzordnung des National­
rates durch die OVP und SPO anerkannt. 

Angesichts der politischen Richtungsbewe­
gung der beiden anderen Parteien sei daher 
auch eine kurze Anmerkung . zum FPO-Stand­
ort im Jahre 1 972 gestattet : 

Ziel von uns Freiheitlichen ist es, nicht nur 
eine eigenständige, unabhängige und nach bei­
den Seiten hin offene Partei zu sein. 

Wir wollen durch Arbeit und Leistung in 
diesem Hohen Hause den Platz in der Mitte 
rückwärts mit dem in der Mitte vorne ver­
tauschen. 

Wenn Arbeit und Leistung des einzelnen 
Abgeordneten so gewichtig zu Buche stehen 
würden wie Macht und Stärke der anderen 
Fraktionen, müßten wir Freiheitlichen in die­
sem Hohen Hause unseren Platz in der Mitte 
vorne schon längst eingenommen haben! 

Als Partei des sozialen Aufstieges und als 
Partei der soz·ialen Aufsteiger kann unser 
Platz als Freiheitliche Partei nicht zwisdlen 
den Blöcken OVP und SPO sein. Wir wollen , 
und werden auf der Grundlage des eigenen 
Programms und mit Hilfe des freiheitlidlen 
Manifestes zur Gesellschaftspolitik uns den 
Platz in der Mitte vorne in Osterreichs Politik 
erarbeiten! (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst (der inzwischen den Vor­
sitz übernommen hat) : Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Vizekanzler Ing. Häuser. Er hat 
das Wort. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren I Ich glaube, daß es 
für eine demokratische Auseinandersetzung 
über die Budget- und Regierungspolitik selbst­
verständlich ist, daß von den Sprechern der 
Oppositionspartei kr:itische Bemerkungen ge­
macht werden. Diese kritischen Bemerkungen 
sollen so, wie es j etzt ausgeführt worden ist, 
allerdings sachbezogen und in der Zielrich­
tung vorgenommen werden, wie man seitens 
der einzelnen Partei zu diesem Problem eine 
bessere Lösung vorlegt. Ich bedaure, daß das 
nicht geschehen ist. (Abg. L i  n s b  a u e  r: 'Vas 
hat Fischer gemacht? - Weitere Zwischenrufe 
bei der OVP.) 

Was von den Parteien in der Offentlichkeit 
draußen erwartet wird, liegt darin, daß man 
zu den von den einzelnen Parteien und jetzt 
beim Budget von der Regierung vorgelegten 
Programmen und Zielrichtungen eine Gegen­
meinung, einen Gegenvorschlag hat. Wenn 
sich das darin äußert, wie es im wesentlichen 
in dem Beitrag des Herrn Parteiobm'annes der 
Dsterreidlisdlen Volkspartei vorgenommen 
wurde, der ganz allgemeine Vorwürfe ohne 
jedwede Sachlidlkeit vorgetragen hat (Wider­
spruch bei der OVP - Abg. Dr. K o r  e n: No, 
no! Sie haben hier doch nicht zu qualifizieren!), 
dann erlauben Sie mir, daß ich aus meiner 
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grundsätzlichen Einstellung als Techniker, der 
ich den Satz gelernt habe:  Nur dort allein ist 
reine Wahrheit, wo ein Beweis erst schafft die 
Klarheit ! ,  die Unrichtigkeit dieser allgemeinen 
Feststellungen der Kritik an der R,egierungs­
politik mit Zahlen untermauere. (Abg. Dipl.­
Ing. T s c h i d a: Haben Sie keine Beweise?) 

Es ist gesagt worden, die Regierung sei 
wirtschaftlich nicht sattelfest. (Abg. Doktor 
K o r  e n: StimmtJ) 

Ich stelle dem gegenüber: In der Zeit von 
1 966 bis 1 969 ist der reale Wert des Brutto­
nationalproduktes von 253 Milliarden Schil­
ling auf 276 Milliarden Schilling angestiegen, 
,in der Zeit von 1 969 bis 1 971  von 276 Mill iar­
den allein auf 315  Milliarden. Ich habe sehr 
bewußt den realen Zuwachs genommen, damit 
Sie nicht mit dem Argument kommen, das sei 
nur nominell, das sei durch die Prei.sentw ick­
lung beeinflußt. 

Das heißt mit anderen Worten ausgespro­
chen, daß in diesen drei Jahren der sozialisti­
schen Regierung (Abg. H a  h n: Wieso 1 969?) 
- das ist mehrfach hier besprochen worden -
eine Kontinuität im Rahmen unseres Wirt­
schaftaufstieges vorhanden war,  wie wir das 
in der Periode von 1966 bis 1 969 nicht erlebt 
haben. (Beifall bei der SPO.) 

Ich darf Ihnen ein zweites sagen, eben weil 
wir hörten, die Regierung sei wirtschaftlich 
nicht sattelfest. (Abg. Dr. K o r  e n: Stimmtf) 

In der Zeit von 1966 bis 1 969 (Ruf bei der 
G VP: Was ist mi t 1970?) hat es im Jahre 1 968 
einen Tiefstand in der Beschäftigtensituation 
gegeben, die um 60.000 niedriger war als 1966 
(neuerliche Zwischenrufe bei der OVP), ob­
wohl wir uns 1968 bereits w ieder am Beginn 
eines Konjunkturaufstieges befunden haben. 
In der Zeit von 1 969 bis 1 97 1  ,ist die Zahl 
der Beschäftigten um 1 1 5.000 und 1 972 um 
neuerlich 50.000 angestiegen. Das ist unsere 
politische Tat auf der wirtschaftlichen Ebene, 
und es gehört wahrlich viel dazu, dann zu 
behaupten, man sei hier nicht sattelfest ! (Bei­
fall bei der SPO.) 

Herr Dr. Schleinzer hat Kritik geübt und 
hat die Behauptung aufgestellt, bei den Dienst­
posten gäbe es ohne Lehrer und Betriebe 
um 2000 mehr. (Rufe bei der GVP: Stimmtl) 
Es wird behauptet, daß das stimmt. Ich werde 
Ihnen j etzt die mir schriftlich übermittelten 
Zahlen im Detail zur Kenntnis bringen. (Abg. 
S t e  i n e r: Wer hat die ermi ttel t?) 

Der Gesamtdienstpostenstand - Sie können 
gleich mitschreiben - betrug im Jahre 1970 
273.2 18 Dienstposten, ohne den Unterrichts­
und Wissenschaftssektor 239.596 und ohne die 
Bundesbetriebe 97.868. 

Die gleichen Zahlen des Jahres 1 973 sind : 
279.947 Gesamtdienstpo�tenstand, 239.6 1 0  
Dienstposten ohne Unterricht und Forschung 
und 93. 1 46 Dienstposten ohne Bundesbetriebe. 

Dementsprechend ergibt sich ohne Unter­
richt und Wissenschaft und Forschung ledig­
lich eine Vermehrung von 14 Dienstposten 
und ohne Bundesbetriebe eine Vermehrung 
von 278 Dienstposten - und nicht von 2000, 
wie sehr allgemein behauptet wurde. (Beifall 
bei der SPO: - Abg. S k r i t e  k: Der Herr 
Parteicbmann hat eine Null dazugehängtf) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Schleinzer hat 
die Behauptung aufgestellt, daß in dieser Zeit 
der sozialistischen Regierung eine Verschlech­
terung der Einkommensverhältnisse der Land­
wirtschaft eingetreten sei.  (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Ich bitte Sie, die letzte Nummer des Wirt­
schaftsforschungsinstituts zur Hand zu nehmen. 
Daraus werden Sie im Rahmen der Entwick­
lung zum Nationalprodukt nominell für den 
einzelnen Wirtschaftsberei ch ,  hier Landwirt­
schaft, feststellen : 

1964 insgesamt nominell für die Landwirt­
schaft 21 ,73 Milliarden, 1 969 - im letzten 
Jahr der OVP-Regierung - 23 ,46 Milliarden. 
In diesen sechs Jahren fast ständig um diese 
Zahl. 1 970 steigt dieser nominelle Bruttonatio­
nalproduktanteil der Landwirtschaft auf 
25,84 Milliarden und sinkt 1 971  auf 24,9 Mil­
liarden, also fast 25 Milliarden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  
Wenn Sie vielleicht nicht w issen sollten, worin 
die Ursache der Entwicklung 1971 liegt, dann 
sage ich Ihnen, daß auf Grund der Einführung 
des Pensionsrechtes mehr als 30.000 Selbstän­
dige in der Landwirtschaft abgewandert sind, 
daß wir ein Strukturproblem gehabt haben; 
dann heißt das, an den sachlichen Dingen 
ganz einfach vorbeigehen. (Zustimmung bei 
der SPO. - Zwischenrufe der Abg. K e r n  
und S t e i n  i n g e r.) 

Der Herr Abgeordnete Dr. Schleinzer hat 
gegen die Budgetpolitik und vor allem auch 
im Zusammenhang mit der  Staatsschuld darauf 
verwiesen, daß eine inflationäre Entwicklung 
vorhanden sei. Bezüglich des Budgets hat sich 
auch der Herr Abgeordnete Peter dem ange­
schlossen, ohne auf die Bemerkung selbst ein­
zugehen, daß gerade im Zusammenhang mit 
der Einführung der Mehrwertsteuer und den 
verminderten Eingängen nur ein wesentiich 
schwierigerer Vergleich zum Budget 1972 mög­
lich ist. Aber gestatten Sie mir, ganz konkret 
zu den Budgetentwicklungen dem Herrn Dok­
tor Schleinzer zu antworten. 
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1 966 hat der Budgetanteil bezogen auf das 
Bruttonationalprodukt 26,6 Prozent betragen. 
1 969 ist er auf 28 ,0 Prozent gestiegen. 1 97 1  
ist e r  wieder auf 26,8 Prozent gesunken und 
wird - man möge sich die Zahlen in den 
Erläuternden Bemerkungen zum gesamten 
Budget ansehen - 1 973 nur 26,4 Prozent be­
tragen, das heißt unter dem Prozentwert von 
1 966, als Sie die Regierung übernommen 
haben, liegen. Daß von der Budgetseite eine 
inflationäre Tendenz ausgeht, kann man sach­
lich überhaupt nicht behaupten . 

Und jetzt ein Zweites. Der Herr Abgeord­
nete Dr. Schleinzer hat auch noch die Finanz­
schuld als inflationär hingestellt. 1 966 betrug 
sie 29.276 Millionen , das waren 10 ,94 Prozent 
des Bruttonationalproduktes, 1 969 43.603 Mil­
lionen, das waren 13,13 Prozent des Brutto­
nationalproduktes. 197 1 ,  die letzte exakte Zif­
fer, die j emand vorlegen kann, 46.847 Millio­
nen, aber das sind n.ur mehr 1 1 ,27 Prozent des 
gesamten Bruttonationalproduktes. 

nehmlich mit der Frage der topographischen 
Bezeichnung und der Anschriften sich zu be­
fassen haben. Wie weit auch andere Probleme 
gelöst werden sollen, wird dann bei der Bera­
tung der Herr Bundeskanzler selbst beein­
flussen. 

Nun zur Frage des Herrn Abgeord­
neten Dr. Schleinzer :  Warum ist das jugosla­
wische Memorandum von 1959 nicht beant­
wortet worden? Hiezu kann ich keine Aussage 
machen, denn das war eine Angelegenheit, 
die außerhalb der sozialistischen Regierung 
gelegen ist. 

Ein letztes Wort, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, zu 'dem Vorwurf, den der 
Herr Abgeor9nete Peter hier bezüglich der 
schlechten Qualität bei den legistischen Arbei­
ten gemacht hat. Er hat ganz konkret meinen 
Bereich zitiert, und daher erlaube ich mir zu 
diesem Bereich einiges Sachliches zu sagen. 

Sie wissen , daß die 29. ASVG-Novelle eine 
sehr umfangreiche Novelle ist, auch schon in 

Soweit also zu diesen Feststellungen, mit ihrer Regierungsvorlage etwa 1 70 Paragraphen 
denen ich, so glaube ich, ei�deutig bewiesen behandelt hat und daß im Rahmen der Begut­
habe , daß die Vorwürfe n.ur allgemeine Be- ad1tungsfrist und der Feststellung , um diese 
hauptungen, Verdächtigungen waren, denen Vorlage in die Regierung zu bringen, noch 
jedwedes sachliche Fundament gefehlt hat. e ine Reihe von Gegebenheiten zu berücksich­
(Beifall bei der SPO.) I tigen waren, die man nun in der Zwischenzeit 

Nun hat der Herr Abgeordnete Dr. Schlein- eben berücksichtigt hat. Das heißt, man hat auf 

zer zur Frage des Kärntner Minde rheitenpro- verschiedene sachliche Argumente Rücksicht 

blemes Stellung genommen und konkrete Fra- genommen, wie das j a  auch v,ielfach im Rah-

gen gestellt. Ich darf sie beantworten. men der Beratungen selbst de
_
r Fall ist. 

Wie wird die Kommission zusammengesetzt Ich denke hier ganz konkret an die Pro-
sein? bleme im Zusammenhang mit der Lebensge-

. .. . . fährtin, ich denke an die Fragen, die mit der 
Aus Vertretern der 1m Landtag tahgen poll- Ärztekammer durch viele Monate. beraten wur-

tischen Parteien. I den und an eine Reihe anderer. Aus diesen 
Aus einigen Bürgermeistern der in Betracht I Uberlegungen ist es doch sinnvoll ,  wenn 

kommenden Kärntner Gemeinden. man eine solche große Novelle dann dem 

Aus Vertretern der slowenischen Minder- Hohen Hause vorlegt, sie doch möglichst in 

heit. einem Zustand vorzulegen, der gle ichsam den 

Aus Vertretern der Windischen Gruppe. 
letzten Wünschen der Beteiligten entspricht. 
Soweit es sich um Fragen handelt, Herr Abge­

Aus Sachverständigen des Völkerrechtes, ordneter Peter, die also von den sogenannten 
des Minderheitenrechtes und der Slawistik. Experten behandelt wurden, so waren das Pro­

bleme, die man bereits 1 967 - 1 967 ! - bei 
Aus Vertretern der beiden großen Kirchen der Eisenstädter Tagung b ehandelt, allerdings 

und Religionsgemeinschaften. dort nicht zur Realisierung gebracht, sondern 
Die Kommission wird konstituiert werden, 

sobald alle zur Erstattung Eingeladenen ihre 
Vorschläge gemacht haben und die Vorge­
schlagenen bereit sind, mitzuarbeiten. 

liegen gelassen hat. Hier war man sich also 
vielfach im Rahmen der Fachleute einig, diese 
administrativ rechtlichen Veränderungen vor­
zunehmen. (Zwischenruf des Abg. M e  1 t e  r.) 
Ich bedaure ,  Herr Abgeordneter Melter, Sie 

Das ist auch gleich die Antwort auf die haben ja auch einen Experten genannt ; daß 
zweite gestellte Frage. er dann an diesen Vorbesprechungen nicht hat 

Zur dritten Frage : Welchen Arbeitsauftrag teilnehmen können, das entzieht sich meiner 
wird die Kommission haben? Einflußnahme. 

Soweit ich es als Vertreter des Herrn Bun- Aber soweit es sich dann um die meritori-
deskanzlers übersehen kann, wird sie vor- schen Fragen gehandelt hat, ist es eben darum 
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gegangen, die Standpunkte der einzelnen poli­
tischen Parteien ' zur Lösung dieser Probleme 
zur Diskussion zu stellen. Das war bislang 
immer die Aufgabe des Sozialausschusses und 
der sonstigen zuständigen Gremien, sich eben 
über die Politik, die mit einer Gesetzesvorlage 
vorgenommene, auseinanderzusetzen. Und das 
ist hier geschehen, und ich glaube, daß allein 
in dem Umstand, daß man sich vier Tage 
in einem Unterausschuß mit den Fachfragen 
beschäftigt hat und daß man am Montag bis 
spät in die Nacht die einzelnen Gesetzesmate­
rien durchdiskutiert, die einzelnen konkreten 
Abänderungsanträge besprochen und dann 
eben zur Abstimmung gebracht hat, ein Be­
weis dafür liegt, wie sehr wir uns darum be­
mühen, daß alle diese Fragen auf der demo­
kratischen, parlamentarischen Ebene einen 
breiten Raum finden, eine Unterstützung wo­
möglich aller hier im Haus vertretenen Par­
teien. Ab er selbstverständlich werden immer 
wieder noch die Entscheidungen ·in dem Sinne 
getroffen werden, als es eben Aufgabe einer 
politischen Partei ist, auch gewisse Ziele zu 
vertreten. Und das ist auch hier geschehen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner " ist der 
Herr Abgeordnete Glaser. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Glaser (GVP) : Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herren! Dem' Herrn Vize­
kanzler Häuser und mit ihm allen Mitgliedern 
der sozialistischen Bundesregierung möchte ich 
mit Großbuchstaben eines klar und deutlich 
ins Stammbuch schreiben. (Abg. G r a t  z: 
Jetzt kaufe ich mir bald ein Stammbuch! Das 
ist schon das ach te Mal, daß ich mir etwas 
ins Stammbuch schreiben so1l!) : Das Parlament 
ist jener Ort, an dem die Mitglieder der 
Bundesregierung Rede und Antwort zu stehen 
haben. Das Parlament ist jener Ort, in dem 
die Mitglieder der Bundesregierung ihre 
Handlungen und Unterlassungen zu verant­
worten haben. Abe r  Belehrungen, Zurechtwei­
sungen und Polemiken von der Regierungs­
bank aus, die , Herr Vizekanzler, können Sie 
sich ersparen. (Beifall bei der GVP.) 

Ich gehe nur auf einen Teil Ihrer Rede, 
Herr Vizekanzler, e in. Sie meinten, daß die 
Regierung wirtsch aftlich nicht am Ende, son­
dern wirtschaftli ch. sattelfest sei, und haben 
dabei die Ausführungen des Herrn Abgeord­
neten und Bundesparteiobmannes Dr. Schlein­
zer kritisiert. 

Herr Vizekanzle r !  Sind Ihnen denn Artikel, 
etwa aus der "Kleinen Zeitung" vom 1 1 . 1 1 .  
1972 nicht bekannt? Dort schreibt Herr Herbert 
Weissenberger - ich hatte nicht vor, diesen 
Artikel heute zu z itieren, aber die Ausführun­
gen des Herrn Vizekanzler zwingen mich 

dazu -: "Zuerst verloren sie den Tritt, dann 
die Nerven. Jetzt irrt die Regierungsmann­
schaft durch den Wald der Probleme. Der 
Fixpol ist plötzlich verschwunden, auf 
Kreiskys Kompaß tanzt die Nadel wild im 
Kreis . . .  " 

Oder sind Ihnen Artikel, Herr Vizekanzler, 
wie aus den "Salzburger Nachrichten" vorn 
1 6. Novembe r  von Herrn Barazon, über­
schrift: "KonkursreHe Wirtschaftspolitik" ,  
wirklich entgangen? 

Meine Damen und Herren! Es bedarf keiner 
Feststellungen etwa durch Redner der Opposi­
tionspartei, denn das österreichische Volk hat 
längst gemerkt, daß diese Regierung mit ihrem 
wirtschaftlichen Latein am Ende angelangt ist. 
(Beifall bei der GVP.) 

Und nun noch einige Sätze zu den Aus­
führungen des Herrn Abgeordneten und Klub­
sekretärs der sozialistischen Parlamentsfrak­
tion Dr. Fischer. Seine Ausführungen waren 
sicherlich interessant, aber, meine Damen und 
Herren, er hat eindeutig den Versuch unter­
nommen, die Budgetdebatte umzufunktionie­
ren. Diesen Versuch, Herr Dr. Fischer, weisen 
wir von vornherein zurück. Uns ist aufge­
fallen, daß Sie  nicht im leisesten den Ver­
such unternommen haben, das Budget, das 
Finanzminister D r. Androsch vorgelegt hat, zu 
verteidigen. (Beifall bei der GVP.) Sie haben 
lediglich einer sozialistischen Tradition, seit 
die SPO Regierungspartei ist, folgend, die 
Versprechungspolitik fortgesetzt. Sie haben 
angekündigt, S ie  werden sich mit dem Nach­
weis befassen b eziehungsweise Sie werden 
nachweisen, was Sie alles getan haben. Rieh- · 
tiger, und wenn Sie ehrlich gewesen wären, 
hätten Sie sagen müssen, Sie werden nach­
weisen - ich werde es nämlich j etzt dann 
tun -, wie groß die Unterschiede zwischen 
Ihren Wahlversprechungen und Ihren Hand­
lungen gewesen sind. Ich stelle noch einmal 
fest : Nicht einmal den Versuch haben Sie 
unternommen,  das den Preisauftrieb und die 
Schillingverdünnung fördernde Budget des 
sozialistischen Finanzministers zu verteidigeI4 

Meine Damen und Herren! Noch nie seit 
der Wiedererrichtung der Republik Osterreich 
ist vor Wahlen dem österreichischen Volk 
von der Sozialistischen Partei so viel ver­
sprochen worden. Noch nie wurden so viele 
Ankündigungen gemacht, wie das diesmal der 
Fall gewesen ist. Aber ebenso noch nie wur­
den innerhalb kürzester Zeit so viele gegebene 
Versprechungen nicht gehalten, wurden ge­
gebene Versprechungen gebrochen. Ich scheue 
mieh nicht, hier  den Ausdruck zu gebrauchen: 
Damit hat die Sozialistische Partei das Volk 
vor den Oktoberwahlen 1971 und vor den 
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Märzwahlen 1970 getäuscht. Wenn es noch 
eines Beweises bedurft hätte, dieser Beweis, 
Herr Dr. Fischer, wurde von der Regierungs­
bank selbst erbracht. Noch nie ist es der Fall 
gewesen, daß von der Regierungsbank aus 
ein Minister,  nämlich Lütgendorf, dezidiert 
erklärte : "Aus taktischen Gründen ist es 
manchmal notwendig, nicht die volle Wahrheit 
zu sagen. 

Meine Damen und Herren! Die Reaktion 
auf diese ungeheuerliche Äußerung des Ver­
teidigungsministers, des dem sozialistischen 
Kabinett angehörenden Ministers Lütgendorf 
läßt auf der sozialistischen Seite bis heute 

Meine Damen und Herren! Die sozialisti­
sche Propaganda vor den beiden letzten 
Nationalratswahlen hat es verstanden. Doktor 
Kreisky als j enen Mann hinzustellen, der für 
alle da wäre, der für die Sorgen, Nöte und 
Anliegen aller Schichten und Gruppen der 
Bevölkerung ein offenes Herz und Verständnis 
hätte und der auch für alles einen Ausweg 
wüßte. Oder wenn wir es auf einen einfachen 
Nenner bringen wollen : Dr. Kreisky, ist 
gewissermaßen der "liebste" Bundeskanzler, 
den es je gab. Aus diesem "liebsten" Bundes­
kanzler, meine Damen und Herren, ist inner­
halb von 21/2 Jahren der teuerste Bundes­
kanzler geworden, den es je gegeben hat. 

auf sich warten. Mir ist zwar in Erinnerung, 
daß die damals neben dem Herrn Verteidi- Und erinnern Sie sich jetzt, meine Damen 

und Herren - auch wenn Sie es nicht hören gungsminister sitzende Frau Minister Doktor 
Firnberg bei dieser Äußerung die Hände über 
dem Kopf zusammengeschlagen hat - Ihr ist 
offenbar sofort klar geworden, worum es 
geht -, aber bis heute haben weder der 
soziali stische Bundeskanzler, noch die soziali­
stische Parlamentsfraktion, noch die Sozialisti­
sche Partei aus dieser Äußerung die ent­
sprechenden Konsequenzen gezogen. Daher 
bleibt uns nur der Schluß übrig, daß es zur 
Taktik der Sozialistischen Partei gehört, dem 
Volk nicht die volle Wahrheit zu sagen. (Zu­
s timmung bei der avp.) 

Wir von der Volkspartei werden uns aber '  
bemühen, dafür zu sorgen, daß das Volk die 
volle Wahrheit erfährt. Auch dann, Herr 
D r. Fischer, wenn Sie meinen, daß das eine 
oder andere schon einmal gesagt wurde, daß 
es nicht mehr neu wäre. Wenn Sie sich bei 
Ihrem Fraktionskollegen Blecha erkundigen, 
wird er Ihnen bestätigen, daß es gewisse 
Fragen und Probleme gibt, die 15 bis 20mal 
gesagt werden müssen, bis sie tatsächlich der 
Masse des Volkes bekanntgeworden sind. Wir 
werden 15, 20, 25 und 30mal nicht davor 
zurückscheuen, immer wieder die Wahrheit 
zu sagen. Und damit das Volk die volle 
Wahrheit erfährt, möchte ich nun einige 
Punkte aufgreifen: 

Erinnern Sie sich, meine Damen und Herren 
von der Sozialistischen Partei,  was sagte Ihr 
Bundesparteivorsitzender und Bundeskanzler 
Dr. Kreisky etwa generell e inmal zu Budgets? 
"Ein Budget mit einem Defizit von 8 Milliarden 
Schilling, das ist doch ein Wahnsinn." Ja wenn 
Dr. Kreisky j etzt mutig wäre, wenn er bei der 
Wahrheit bliebe, dann müßte er sich doch 
wirklich sagen: Budgets mit einem Defizit von 
1 1  und mehr Milliarden, das ist Wahnsinn 
zur Potenz. Bis heute haben wir eine der­
artige Erklärung, eine derartige Äußerung 
nicht gehört. 

wollen -: Bei einer Preissteigerung, bei einer 
Teuerung von nur drei Prozent unter der 
OVP-Alleinregierung hat die Sozialistische 
Partei ein Preisultimatum gestellt. 

Ich habe hier einen Auszug aus der "Arbei­
ter-Zeitung" vom 4. Februar 1 970, wo im 
Rahmen einer Pressekonferenz ,insbesondere 
die damalige Abgeordnete und heutige Frau 
Minister Dr. Firnberg sinngemäß etwa sagte : 
"Die Preiswelle der allerjüngsten Vergangen­
heit hat in der österreichischen Bevölkerung 
Unruhe ausgelöst. " - "Von 1 966 bis Oktober 
1 969 stieg der Verbraucherpreisindex um elf 
Prozent ."  Frau Minister Firnberg hat innerhalb 
von vier Jahren nur eine Preissteigerung von 
elf Prozent festgestellt und sagt dann weiter :  
"Hier ist es b ewiesen, die  Politik dieser Regie­
rung" - also damals der OVP-Regierung -
"macht die Armen noch ärmer." Und heute, 
meine Damen und Herren, bei einer Teuerung, 
bei einer Preissteigerung von sieben Prozent 
innerhalb eines Jahres warnt die Sozialistische 
Partei, warnen sozialistische Regierungsmit­
glieder und Abgeordnete vor einer Preis­
hysterie. 

Man kann dazu wirklich nur sagen: Oster­
reich ist keineswegs moderner, Osterreich ist 
auf alle Fälle nur teurer geworden, seit es 
eine sozialistische Alleinregierung gibt. 

Ich kann es Ihnen auch nicht ersparen, 
einige wenige Äußerungen ,in Erinnerung zu 
rufen, die von sozialistischen Mandataren zur 
Preisentwicklung getan wurden. So hat bei­
spielsweise der heutige Handelsminister Dok­
tor Staribacher als Abgeordneter im Parlament 
am 8. März 1 967 unter anderem gesagt : "Die 
Bundesregierung hat die Möglichkeit, der 
Preisentwicklung Einhalt zu bieten." Ich gebe 
zu, vielleicht hat sich Herr Minister Stari­
bacher das damals tatsächlich so vorgestellt. 
Jetzt sitzt er selbst schon zweieinhalb Jahre 
in dieser Bundesregierung. Offenbar hat er 
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entweder nicht die Möglichkeit, der preisent- I· Gemeinschaften zu ergreifen, sind die soziali­
wicklung Einhalt zu gebieten, dann hat er stischen Regierungsmitglieder zu den Ver­
damals eine irrige Behauptung aufgestellt, handlungen ohne Vorschläge, j a  selbst ohne 
oder er ist entgegen seiner ursprünglichen ein Stück Papier erschienen. Hier hat sich 
Ansicht nicht in der Lage, dieser Preisent- wohl gezeigt, daß dieser Computer außer 
wicklung Einhalt zu gebieten. Rasselgeräuschen nichts von sich gibt, j a  nicht 

Oder darf ich Herrn Präsidenten Benya 
zitieren. Es wurde hier schon einmal festge­
stellt, daß Äußerungen von Präsident Benya, 
die er nicht in seiner Eigenschaft als Präsident 
des Nationalrates getan hat, hier selbstver­
ständlich nicht tabu sind. Präsident Benya 
selbst hat sich in diesem Sinn einmal einge­
schaltet. So sagte Präsident Benya in einem 
Interview mit den "Salzburger Nachrichten" 
am 29. Jänner 1972 : "Der Preisindex muß 
1972 unter 4,5 Prozent bleiben." 

"Diese Obergrenze" - so Benya - "darf 
schon deshalb nicht überschritten werden, da 
sonst infolge der zu erwartenden Preissteige­
rungen von ein bis zwei Prozent nach Ein­
führung der Mehrwertsteuer im kommenden 
Jahr die Preise davonlaufen, ' ·  

Meine Damen und Herren ! Bedarf es nach 
diesen wenigen Zitaten, die von sozialistischen 
Abgeordneten, von sozialistischen Funk­
tionären abgegeben wurden, noch etwa eines 
Beweises ,  daß diese Bunde.sregierung wirklich 
nicht in der Lage ist, die Preisentwicklung in 
den Griff zu bekommen? Bedarf es noch eines 
Beweises für die Behauptung, daß diese Bun­
desregierung mit ihrem wirtschaftlichen Latein 
am Ende ist? 

Der österreichischen Bevölkerung hat man 
seinerze it erklärt, die Regierung Kreisky sei 
die bestvorbereitete, die es je  gegeben hat. 
1400 Experten hätten für alle Fachgebiete die 
notwendigen Konzepte erarbeitet. 

Lassen Sie mich einen Vergleich anstellen, 
einen Vergleich ,  der mir gerade in unserer 
modernen und fortschrittlichen Zeit ange­
bracht e rscheint : Der Durchschnittsösterreicher 
mußte nach diesen Erklärungen den Eindruck 
bekommen, die sozialistische Bundesregierung 
verfügt über einen Computer mit 1400 Knöp­
fen, es braucht im j eweiligen Fall nur der 
eine oder andere Knopf gedrückt werden und 
die Bundesregierung weiß dann, was sie zu 
tun hat. Bis jetzt stellte sich aber heraus', 
daß d ieser Computer auf keinen Fall funk­
tioniert ,  daß in ihm entweder falsche Werte 
gespeichert wurden oder daß die Innenein­
richtung dieses Computers nicht richtig zu­
sammengeschlossen, nicht richtig gekoppelt 
wurde .  

einmal ein Leerblatt auf Grund der Knopf-
drücke herausgekommen ist. 

Was hat man der österreichischen Bevölke­
rung sonst noch alles versprochen? 

Eine Bundesheerreform : Was wurde daraus? 
- Ein Bundesheerdebakel. Meine Damen und 
Herren !  Zwei Dutzend zerstörte oder beschä­
digte Brücken konnte dieses Bundesheer ohne 
die Heranziehung von 700 Reservisten nicht 
instandsetzen. Bedarf es eines weiteren Be­
weises, daß die Wehrpolitik, die Verteidi­
gungspolitik der sozialistischen Regierung zu 
einem Bundesheerdebakel geworden ist? 

Hat man der österreichischen Bevölkerung 
nicht versprochen, j ährlich 5000 Wohnungen 
mehr zu bauen, also nicht nur 5000 mehr 
gegenüber der Zeit der OVP-Regierung, son­
dern j ährlich 5000 Wohnungen dazu? Das 
hätte bedeutet, in einem Jahr 55.000, -im nädl­
sten Jahr 60.000 und im folgenden Jahr 
65.000 Wohnungen zu bauen. So sind die 
sozia listischen Apostel von Haus zu Haus ge­
zogen. Wie sieht die Wahrheit aus ? - Es 
wurden 4000 Wohnungen weniger gebaut als 
in der Zeit der OVP-Regierung. 

Statt Verwaltungsreform, Herr Vizekanzler 
Häuser, eine Aufblähung des Verwaltungs­
apparates. Wieder rund 3000 neue Dienst­
posten mehr. 

Aus einer Erklärung, die etwa lautete : 
Kampf dem Sterben vor der Zeit - was ist 
daraus geworden? Obwohl Osterreich einen 
beachtlichen Prozentsatz seines Bruttonational­
produkts für Sozialleistungen ausgibt und 
damit an der Spitze der Sozialstaaten steht, 
ist  die durchschnittliche Lebenserwartung in 
Osterreich niedriger als in allen vergleich­
baren europäischen Staaten. Nur Portugal , 
P olen und Jugoslawien, Herr Vizekanzler , 
rangieren hinter Osterreich. 

In Osterreich gibt es die höchste Säuglings­
ste rblichkeit von Europa und die Kreislauf­
erkrankungen sind zur Volkskrankheit Num­
mer eins geworden. Osterreich steht in de r 
Weltgesundheitsstatistik über Krebssterblich­
kei t an erster und bei tödlichen Gefäßkrank­
he iten an zweiter Stelle. Es ist noch nicht 

Ein kleines Beispiel nur : Als es etwa darum g elungen, ausreichendes Grundlagenmaterial 
ging, Begleitmaßnahmen im Zusammenhang über die Morbiditätsstruktur in Osterreich z u  
mit dem Abkommen mit den Europäischen e rarbeiten. 
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Dafür aber gibt es einen Katalog von An­
kündigungen der Frau Minister Leodolter, was 
sie alles zu tun gedenke und welche Ab­
sichten sie habe. Der Herr Sozialminister und 
Vizekanzler Häuser wird sicherlich Gelegen­
heit haben im Sinne seiner heutigen beleh­
renden Ausführungen vor allem der Frau 
Minister Leodolter klarzumachen, daß ihre 
Gesundheitspläne ohne Bedeckung nur eine 
Farce, nur Srnaumschlägerei sind. (Beifall bei 
der avp.) 

Meine Damen und Herren ! Die Reihe ge­
brochener Versprechungen, die Reihe der Be­
weise des Debakels der sozialistischen Regie­
rung könnte man stundenlang fortsetzen. Ich 
will es vorläufig mit dem bisher Gesagten 
bewenden lassen und mich nun mit der 
Situation im Parlament selbst befassen, bietet 
doch die Budgetdebatte eine der wenigen Ge­
legenheiten, daß das Parlament auch über sich 
selbst redet, daß sich das Parlament mit der 
Situation hier im Hause, mit dem Verhältnis 
zur Reg'ierung und so weiter befassen kann. 

Ich glaube, daß ich mit ziemlidl allen Mit­
gliedern des Nationalrates übereinstimme, 
wenn ich sage, daß der Nationalrat derzeit 
nicht in der Lage ist, seinen verfassungs­
mäßigen Aufgaben hundertprozentig nachzu­
kommen. Im Artikel 52 Abs. 1 des Bundes­
Verfassungsgesetzes heißt es unter anderem:  

"Der Nationalrat und der  Bundesrat sind 
befugt, die Geschäftsführung der Bundesregie­
rung zu überprüfen, deren Mitglieder über 
alle Gegenstände der Vollziehung zu befragen 
und alle einschlägigen Auskünfte zu verlan­
gen sowie ihren Wünschen über die Aus­
übung der Vollziehung in Entschließungen 
Ausdruck. zu geben." 

Meine Damen und Herren ! Ich glaube,  
weder die gegenwärtig geltenden verfahrens­
rechUidlen Vorschriften, also die Geschäfts­
ordnung, noch die mangelnden technisch­
administrativen Einrichtungen reichen für die 
Erfüllung dieser Aufgaben vollkommen aus. 
Ein wissenschaftliches Instrumentarium steht 
unserem Parlament überhaupt nicht zur Ver­
fügung. 

Ganz abgesehen davon ist eine wirksame 
Kontrolle der Regierung durch das Parlament 
dann nicht möglich, wenn sich die Parlaments­
mehrheit im allgemeinen nur als Erfüllungs­

gehilfe der Bundesregierung betätigt. Von 
einem echten Gegengewicht des Parlaments 
zur Regierung, wie es wohl dem Geist und 
dem Sinn der Verfassung entspräme, kann 
jedenfalls keine Rede sein. Einschläg-ige Arti­
kel, einschlägige Literatur für die Richtigkeit 
dieser Auffassung gibt es in Hülle und Fülle. 

Auch bei den Ausschußberatungen vor weni­
gen Wornen wurde von Sprechern aller Par­
teien diese Auffassung geteilt. 

Ich darf auch hier nur dem Titel nach einen 
Artikel zitieren, der von dem früheren soziali­
stischen Klubobmann Dr. Bruno Pittermann 
stammt, erschienen in der Zeitung "Die 
Presse" vom 1 5./ 16.  Juli dieses Jahres, und 
den Dr. Pittermann mit der Uberschrift ver­
sah: "Demokratischer Notstand im Parlament" . 
Untertitel : "Zuwenig Geld, zuwenig Personal, 
zuwenig Verständnis für die Kontrollrechte" 
des Parlaments. Ich glaube, daß jedenfalls 
unter den gegenwärtigen Bedingungen und 
Voraussetzungen der Grundsatz, der in 
unserer Verfassung verankert ist, nämlidl der 
Grundsatz der Gewaltentrennung, zur Farce 
geworden ist . 

Im übrigen darf ich sagen, daß sich einer 
unserer nächsten Redner, mein Fraktions­
kollege Dr. Withalm, noch sehr eingehend 
mit dem Problem der Parlamentsrefor.m be­
fassen wird. Jedenfalls stimme ich mit dem 
Herrn Abgeordneten Peter überein, daß mit 
einer Reform der G eschäftsordnung allein 
keineswegs eine wesentliche Änderung der 
insgesamt unbefriedigenden Situation erreirnt 
werden kann, sicher aber einige Verbesserun­
gen durch eine Reform der Geschäftsordnung 
möglich sind. 

Vor allem bin ich, wie Abgeordneter Peter, 
der Auffassung :  Im Zeitalter der Datenspeiche­
rung - die Datenspeicherung gibt doch so 
viele neue Möglichkeiten - dürfen diese 
Mittel, dürfen die Computer nicht nur der 
Regierung zur Verfügung stehen. Auch die 
Gesetzgebung, ja ich gehe einen Schritt weiter, 
auch die Rechtsprechung muß die Möglichkeit 
haben, sich dieser neuen Errungensdlaften zu 
bedienen. Auch zu diesem Thema werden noch 
Fraktionskollegen von mir Stellung nehmen. 

Meine Damen und Herren ! Das Parlament 
verfügt derzeit weder über einen entsprechen­
den Beratungs-, gesmweige denn über einen 
notwendigen Kontrollapparat. Wenn Sie die 
Aussmußberatungen hernehmen, daI!.n stellen 
Sie doch fest: Die gleichen Experten, die 
Wochen vorher oder vielleicht auch Monate 
vorher die Mitglieder der Bundesregierung 
beraten haben, treten nun bei den Ausschuß­
beratungen auf, um - seien Sie nicht böse, 
wenn ich es so sage - die Abgeordneten 
aufzuklären, warum sie so und nicht anders 
stimmen sollen beziehungsweise was sie be­
schließen sollen. Ich will damit nicht ein ein­
ziges Wort gegen die Beamtenschaft im allge­
meinen oder im besonderen sagen, sondern 
im will nur die gegenwärtige Situation, die 
gegenwärtige Lage schildern. 
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Geht es Ihnen anders wie mir? Der ein­
zelne Abgeordnete erstickt doch in einer Flut 
von Vorlagen, von Vorlagen, die man kaum 
in Zahlen, viel besser in Kilogramm des 
Papiergewichtes ausdrücken kann. Ohne Mit­
arbeiterstab, ohne parlamentarischen Bera­
tungsdienst ist j a  nicht einmal ein Durchlesen, 
geschweige denn ein Studium all dieser Unter­
lagen möglich. 

Darf ich abschließend e1mge Anregungen 
machen, von denen ich mir vorstellen könnte, 
daß sie bei Verwirklichung zumindest in klei­
nen Schritten zu einer Verbesserung der par­
lamentarischen Gegebenheit und Situation füh­
ren könnten. 

wird, wenn beispielsweise nur jeder Abgeord­
nete der OVP-Fraktion zum gleichen Thema 
eine halbe Stunde sprechen würde, dann 
hätten wir allein von .seiten der Volkspartei 
eine 40stündige Redezeit. All das, was gegen 
eine Beschränkung der Redezeit ins Treffen 
geführt wird, würde damit automatisch zur 
Farce werden. 

Darf ich auch auf einen anderen Umstand , 
der sicherlich schon freiwillig geändert wer­
den könnte, zu sprechen kommen. Bei Ein­
führung der mündlichen Fragestunden haben 
wir alle, die damals dieses Geschäftsordnungs­
gesetz mit beschlossen haben, andere Vor­
stellungen gehabt, als sich nun die Praxis 
entwickelt hat. Vor allem, glaube ich, geht 
es auf die Dauer doch nicht an, daß im 

Zunächst einmal : Es wäre sicherlich möglich, 
im Parlament ohne Anderung der Geschäfts­
ordnung verschiedene Verbesserungen vorzu- �arlamen� , also i
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konnten. Zu einem zweiten Punkt. Wir wissen alle, 
I ch kann mir auch vorstellen, daß es doch I daß sich seit längerer Zeit ein Komitee mit 

möglich sein müßte, ähnlich wie im deutschen i der Reform der Geschäftsordnung b efaßt. So­
Bundestag, zu freiwilligen Vereinbarungen zu ' I bald die �rst� Lesung d�s GeSch
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gelangen, in denen festgehalten wird, daß für gesetzes m dIesem KomItee abgeschlossen 1st ,  
die Darlegung bestimmter Standpunkte eine I könnte ich mir vorstellen, daß dann eine ein­
bestimmte Zeit ausreicht. Zum gleichen Thema I gehende Beratung in den einzelnen Klubs 
1 2, 14 und mehr Stunden reden zu müssen, durchgeführt wird. Aber eines, glaube ich, 
ist sicherlich im allgemeinen nicht notwendig. müßte bei einer Geschäftsordnung sreform un­
Wir erleben es j a  auch :  Das Echo von solchen bedingt gemacht werden :  Einer qualifizierten 
Sitzungen in der Presse, im Rundfunk und I Minderheit müssen wesentlich mehr Rechte 
im Fernsehen ist im allgemeinen nicht  anders als bisher zugestanden werden. 
als bei Beratungen, die nach wenigen Stunden 
beendet werden. Hier darf ich auch auf eine Äußerung des 

Herrn Ministers Häuser beziehungsweise des 
Weiters könnte ich mir auch vorstellen, 11 Abgeordneten Dr. Fischer im Zusammenhang 

daß eine freiwillige Begrenzung der Redezeit mit dem Kärntner Ortstafelgesetz eingehen. 
für die einzelnen Abgeordneten sicherlich, zu- I Meine Damen und Herren!  Es ist nicht richtig, 
mindest bei gewissen Tagesordnungspunkten, I daß die üVP eine Behandlung od e r  eine Be­
dem Ansehen, aber auch der Arbeitsweise I ratung dieses Problemkreises abgelehnt hätte. 
des Parlaments dienlich wäre. Meine Damen ' Ganz im Gegenteil ! Klubobmann Dr. Koren 
und Herren ! Gegen die Redezeitbeg renzung hat vorgeschlagen, den zuständigen Ausschuß 
wird ja immer eingewendet: Jeder muß das in Permanenz zu erklären und e i nen Unter­
Recht haben, all das, was er sagen will, zu ausschuß einzusetzen, der die Mög l i chkeit be­
sagen. Wenn das einmal wirklich praktiziert I kommen sollte, über die Sommerwochen und 

305 
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-monate diesen komplizierten Fragenkomplex 
eingehend durchzuberaten. Wir von der 
Volkspartei haben uns damals dagegen ge­
wehrt und wehren uns auch heute dagegen, 
daß solche wesentliche Probleme, solche 
wesentliche Gesetze innerhalb von 48 oder 
einigen Stunden mehr durchgepeitscht werden. 
Dieses durchgepeitschte Gesetz hat ja letzten 
Endes gezeigt:  Sein Ergebnis hat - um einen 
Ausdruck des ehemaligen Vizekanzlers Doktor 
Pittermann zu gebrauchen - das Husch-Pfusch­
Verfahren bestätigt, mit dem es in die Welt 
gesetzt wurde. (Beifall bei der OVP.) 

Wir glauben daher, daß eine qualifizierte 
Minderheit das Recht bekommen sollte, bei 
Gesetzesanträgen zu verlangen, daß eine be­
stimmte Frist zur Beschlußfassung vergeht, 
daß beispielsweise innerhalb von vier Wochen 
verschiedene Instanzen zu einer Begutachtung 
eingeladen werden, jedenfalls daß eine ein­
gehende Beratungs-, Besprechungs- und Infor­
mationsmöglichkeit gegeben werden muß. 

Ich glaube, daß es aber vor allem auch 
notwendig wäre, für eine Offentlichkeitsarbeit 
des Parlaments überhaupt zu sorgen. Derzeit 
gibt es keine solche Offentlichkeitsarbeit. 

Meine Damen und Herren, überlegen Sie 
nur folgendes: Es war doch schon wiederholt 
der Fall, daß Sitzungen unterbrochen wurden, 
entweder weil über die Auslegung von Be­
stimmungen der Geschäftsordnung unter­
schiedliche Auffassungen bestanden oder weil 
es sonst irgendwelche Unklarheiten gab. 

Was geschieht nach einer solchen Unter­
brechung? Die nicht im Saal Befindlichen 
strömen nun zusammen und fragen: Was ist 
los? Alle Journalisten und Reporter kommen 
und verlangen Auskunft. Sie bekommen die 
verschiedensten Aussagen zu hören, es ist 
jedoch keine Stelle da, die nun etwa berech­
tigt und in der Lage wäre mitzuteilen: Aus 
diesem oder jenem Grunde wurde die Sitzung 
unterbrochen; die Präsidialkonferenz wird sich 
mit der Materie befassen und wird nach 

Ein drittes :  Wie kann, wie soll der Apparat Klärung diesen oder j enen Vorschlag machen, 

des Parlaments ausgebaut werden? Auch hie- diese oder j ene Entscheidung treffen. 

für gibt es eine Reihe von Vorschlägen, von Ich könnte mir beispielsweise vorstellen, 
denen ich weiß, daß sie nicht von heute auf daß es wirklich eine Informationsstelle gibt, 
morgen verwirklicht werden können. Aber die bei solchen Fragen entsprechend Auskunft 
auch hier wäre der Weg der kleinen Schritte geben kann. 
sicherlich der ridllige. 

Meine Damen und Herren! Ich hoffe, mit 
Meine Damen und Herren ! Ich nehme an, diesen wenigen Vorschlägen doch einige kon­

daß Sie mir zustimmen, wenn ich sage : Eine krete Anregungen in der Richtung gemacht 
politische Kontrolle, die wirksam sein soll, zu haben, wie die Arbeit des Parlaments im 
verlangt eine Kenntnis der wichtigsten fakti- allgemeinen und die der Abgeordneten im 
sehen Zusammenhänge und Elemente einer besonderen verbessert und wirkungsvoller ge­
bestimmten Problemstellung. Dies führt doch staltet werden könnte. (Beifall bei der OVP.) 
dazu, daß in den Parlamenten anderer Länder, Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
beispielsweise in der Bundesrepublik Deutsch- der Herr Abgeordnete Dr. Fleischmann. Er hat 
land, j ene Experten, Wissenschaftler und das Wort. 
Arbeitsinstrumente zur Verfügung gestellt · 
werden, die · es den Abgeordneten erlauben, Abgeordneter Dr. Fleischmann (SPO) : Herr 

in zentralen Fragen ihre politische Urteils- Präsident ! Hohes Haus ! Lassen Sie mich am 

bildung auf eine ' Untersuchung und Informa- Anfang meiner Ausführungen ein Wort zu 

tion über die faktischen Zusammenhänge auf- der vom Kollegen Glaser geäußerten Kritik 

zubauen. Eine erste Reformstufe zur Sidler- an der Rede des Herrn Vizekanzlers sagen. 

stellung einer entsprechenden administrativen Ich habe noch die Sitzung des Finanz- und 
und fachmännisch-wissenschaftlichen Betreu- Budgetausschusses vom 1 3. November 1 972 
ung der Abgeordneten könnte daher Maß- in Erinnerung, in der das Kapitel Oberste 
nahmen umfassen wie etwa : Einrichtung einer Organe behandelt wurde. Präsident Doktor 
parlamentarischen Informationsstelle, einer Maleta meldete sich damals zu Wort und 
Informationsstelle, die man dann sicherlich vertrat folgenden Standpunkt: Es muß einem 
nach sachlichen Gebieten gliedern ko" nnte, vor Minister möglich sein, sich gegen Angriffe 
allem aber Einrichtung eines juristischen zu verteidigen. Es muß einem Minister auch 
Hausdienstes, der von allen Abgeordneten bei möglich sein, einen politischen Standpunkt zu 
der Formulierung von Anträgen, Anfragen, vertreten und damit einen entgegengesetzten 

. Gesetze.sinitiativen und so weiter in Anspruch Standpunkt
· 
eines Abgeordneten abzulehnen 

genommen werden kann. Hier wäre sicherlich beziehungsweise diesen zu begründen. 
eine Möglichkeit gegeben, die Arbeit der Ab-
geordneten entsprechend zu verbessern und Meine Damen und Herren! Ich glaube, damit 
zu erleichtern. scheint dom von kompetenter Seite, und zwar 
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vom Zweiten Präsidenten unseres Hohen 
Hauses, klargestellt zu sein, was von der 
Regierungsbank her noch gesagt werden kann 
und was nicht mehr gesagt werden darf. Bisher 
haben sich diese Ausführungen immer in ent­
sprechendem Rahmen, den der Herr Präsident 
hier vertreten hat, gehalten. (Beifall bei der 
SPO.) 

Ich habe die heutige Rede des Herrn 
Bundesparteiobmannes Dr. Schleinzer vor mir 
und entnehme ihr einen höchst interessanten 
Passus : "Die Bevölkerung eines demokrati­
schen Staates muß das Recht und die Mög­
lichkeit besitzen, eine freie und damit auch 
eine kritische Information über das öffentliche 
Geschehen zu erhalten. Nur dann verfügt sie 
über die notwendigen Grundlagen ihrer 
eigenen demokratischen Entscheidungen." 

Ich halte diese Ausführungen für besonders 
bemerkenswert, weil sie im Zusammenhang 
mit dem ORF gebracht wurden , von dem Herr 
Dr. Schleinzer und andere Herren der rechten 
Seite dieses Hauses meinen, daß nunmehr ein 
mittelgroßes Malheur im Werden sei, weil 
man sich mit dem ORF etwas näher beschäftigt. 

Meine Damen und Herren! 19 Minuten 
Schleinzer in der Sendung "Zeit im Bild" 
anläßlich des Bundesparteitages der Osterrei­
chischen Volkspartei sind ein überzeugender 
Beweis dafür, daß die Dinge hier offenbar 
genauso liegen, wie wir sie uns vorstellen. 
Was ist das für ein Generalintendant, der 
in seinen umgangssprachlichen Äußerungen 
ständig sagt, wenn er von Soz'ialisten spricht: 
"Die roten Gfraster ! " ?  Ist das für eine große 
demokratische Partei überhaupt zumutbar? 

Dann eine weitere Frage : Wo hat der Herr 
Generalintendant Bacher bei  den Veranstal­
tungen seinen Platz gehabt? Ich habe die 
Fernsehübertragung sehr aufmerksam verfolgt 
und konnte feststellen, daß Herr General­
intendant Badler bei unserem Parteitag in 
Villach auf der Besuchergalerie gesessen ist. 
Nicht so beim Bundesparteitag der Oster­
reichischen Volkspartei :  Dort saß er unter 
den Delegierten. Ob er nun Delegierter war 
oder nicht, entzieht sich meiner Kenntnis. Be­
zeichnend ist seine Piatzwah l l  (Abg. G 1 a s e  r: 
Sie waren nicht dabei, aber wir! Er saß bei 
den Reportern! - Zwischenruf des Abg. 

S t e  i n e  r.) Wir haben es doch im Fernsehen 
gesehen: Er ist im Parterre und nicht auf 
der Galerie gesessen. 

Der Herr Generalintendant, der im großen 
und ganzen von - ich möchte sagen -
Objektivität trieft, hat e s  für nötig erachtet, 
bei der Ubertragung der Rede des Herrn 
Bundesparteiobmannes Schleinzer vorher aus­
drücklich darauf hinweisen zu lassen, daß die 

Passage über den ORF in genau der gleichen 
Ausführlichkeit gebracht werde wie die 
Passage, die unser Bundesparteiobmann, der 
Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky, auf unserem 
Parteitag gemacht hat. Mir erschien es jedoch 
als besonders bezeichnend, daß es nicht dabei 
blieb, daß nur die Passage über den ORF in 
ihrer ganzen Ausführlichkeit gebracht wurde, 
sondern es blieb - und auch hier darf ich 
wiederholen, was Kollege Fischer schon gesagt 
hat - dem Herrn Bundesparteiobmann auf 
weiten Strecken vorbehalten, durch das Fern­
sehen mitteilen zu können, wie unfähig diese 
Regierung sei. 

Meine Damen und Herren von der Oster­
reichischen Volkspartei !  Das ist ja nicht neu, 
was Sie da behaupten. Es ist auch gar nicht 
neu, daß es eines Ihrer politischen Ziele ist, 
das. nachzuweisen. 

Einer Ihrer Herren Abgeordneten, der 
Kollege Dr. Ermacora ,  hat ja  das in der 
IAKW-Debatte von diesem Rednerpult aus 
ausdrücklich gesagt: Es ist unser Anliegen, 
das Ansehen dieser Regierung zu untergraben. 

Auch das ist nicht mehr eine vertretbare 
Politik, sondern das ist Diffamierung, die wir 
uns auf die Dauer nicht bieten lassen können. 
(Zustimmung bei der SPO.) 

Der Herr Bundesparteiobmann Dr. Schlein­
zer hat außerdem in seiner Rede der Ein­
führung der Mehrwertsteuer politische Motive 
unterschoben, mit dem Hinweis darauf, daß 
es im nächsten Jahr lediglich eine Landtags­
wahl gäbe und daß daher das nächste Jahr 
politisch das vertretbarste Jahr für die Ein­
führung der Mehrwertsteuer sei. 

Nun, meine Damen und Herren, muß man 
folgendes sagen: Von der Mehrwertsteuer ist 
ja  nicht seit gestern die Rede, sondern von 
der Mehrwertsteuer wird schon seit 1966, seit 
Sie die Alleinregierung übernommen haben, 
geredet. Es ist aber bisher nur geredet worden, 
und es hat sich von Ihnen niemand aufraffen 
können, hier einen Schritt weiter zu gehen 
und zu handeln. Das ist  uns vorbehalten ge­
blieben ! Wir haben gefunden, daß wir, wenn 
wir endgültig in den 300-Millionen-Markt 
gehen, diese Mehrwertsteuer brauchen und 
daß diese Mehrwertsteuer eingeführt werden 
muß , gleichgültig, ob dann passende oder un­
passende Wahlen vorhanden sind oder nicht. 

Nun ein anderes Wort. Der Herr Bundes­
parteiobmann Dr. Schleinzer hat darüber 
hinaus gleich zu Anfang seiner Rede gesagt : 
"Die Stabilisierung der  Preise ist zweifellos 
eine der wichtigsten Aufgaben. In der gegen­
wärtigen Entwicklung sogar die wichtigste 
Aufgabe, die dieses Budget zu erfüllen hat. 
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Allerdings erfüllt das Budget diese Aufgabe 

nicht. Es bewirkt vielmehr genau das Gegen­
teil .  Es heizt · den Kosten- und Preisauftrieb 
weiter an. " 

Meine Damen und Herren, es bleibt Ihnen 
unbenommen, eine Meinung zu haben. Ich 
darf aber darauf verweisen, daß wir vor einer 
Woche in diesem Hause eine sehr umfang­
reiche Stabilisierungsdebatte abgeführt und 
uns auch sehr ausführlich mit der Budget­
politik des Bundes befaßt haben. Der Herr 
Finanzminister hat ausdrücklich erklärt, daß 
wesentliche Maßnahmen vorgesehen sind, um 
die Budgetpolitik des Bundes entsprechend 
der Konjunktur und den Stabilitätsbestrebun­
gen einzurichten. Zum Beispiel haben wir die 
Bindung der Ermessenskredite, die von Ihnen 
so bekrittelt wird und von der Sie immer 
sagen: "Na j a, das wird schon nichts , das 
glauben wir Ihnen nicht, das Geld werden 
Sie dann doch ausgeben ' ' ' ,  im heurigen Jahr 
sehr genau eingehalten. Es ist in keinem Fall 
z u einer Freigabe von Beträgen gekommen, 
die gebunden gewesen waren. 

Es ist weiterhin eine Verlagerung der nadl­
fragewirksamen Ausgaben für das zweite 
Halbjahr 1 973 vorgesehen. Hier muß ich 
sagen, daß der Herr Bundesparteiobmann der 
Freiheitlichen Partei, der Herr Kollege Peter, 
sich ja irgendwie zu diesem Maßhalten in 
der ersten Hälfte 1 973 bekannt hat. Er hat 
aber gleichzeitig darauf hingewiesen, daß 
heute schon bekannt ist, daß die Gemeinde 
Wien und andere öffentliche Stellen beab­
sichtigen, ,in der zweiten Hälfte des Jahres 
1 973 Tarife und Gebühren zu erhöhen. 

Nun, meine Damen und Herren, muß man 
doch folgendes sagen : Wir hören von Ihnen 
immer wieder als der Weisheit letzter Schluß 
- es tut mir sehr leid, daß der Herr Kollege 
Dr. Mussil nicht da ist, denn er hat das 
erst vor ein paar Tagen gesagt -: Es läßt 
sich das j a  nicht auf Dauer aufstauen, sondern 
der Rückstau, der hier vorgenommen wird, 
wird nur zu einer größeren Welle führen. -
Worauf ist es uns aber bei den Stabilisie­
rungsmaßnahrnen angekommen? Uns ist e·s 
doch in erster Linie darauf angekommen, das 
über einen breiteren Zeitraum zu verteilen und 
zugleich dafür Sorge zu tragen, daß die Vor­
teile, die die Einführung der Mehrwertsteuer 
und der Abbau der Zölle bringen soll, ent­
sprechend weitergegeben werden können, da­
mit auf diesem Sektor eine Beruhigung ein­
tritt. 

Wenn dann auf der anderen Seite gesagt 
wird: Sie heizen das ja an mit der Ver­
schwendungsaktion Schulbücher und so weiter, 
dann meine Damen und Herren, es ,ist sehr 

erstaunlich, daß in einem Antrag der Oster­
reichischen Volkspartei, den ich erst vor kur­
zem in der Hand hatte, zu lesen war, daß 
nicht nur die Schulbücher für die allgemein­
bildenden höheren Schulen in Hinkunft frei­
gegeben werden sollen, sondern daß darüber 
hinaus auch freie Studienbehelfe für Universi­
tätsstudenten zu geben wären. Und da muß 
man sagen: Bitte schön, das nennen Sie dann 
Sparpolitik? 

Ich habe hier eine Äußerung des Kollegen 
Glaser aus dem vorherigen Diskussionsbeitrag 
vorliegen, in dem er sagt : Der Herr Kollege 
Dr. Fischer hat nicht mit einem Wort das 
Budget verteidigt. Meine Damen und Herren! 
Dieses Budget, das brauchen wir nicht zu ver­
teidigen. Diese.s Budget, das hier vorliegt, ist 
ausgewogen, das ist ein Budget, das genau 
in unsere Konzeption paßt, und diese werden 
wir uns von Ihnen nicht zerstören lassen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Wenn ununterbrochen gesagt wird, die 
Taktik der SPO sei es, der Bevölkerung nicht 
die volle "Wahrheit zu sagen, so ist das auch 
nicht ganz so. (Zwischenrufe bei der OVP.) 
Denn die Bevölkerung wird nicht nach den 
Reden urteilen, wie Sie vielleicht glauben, 
wenn Sie hier so auf die Barrikaden steigen 
und Dinge sagen, die manchmal gar nicht ver­
tretbar sind, sondern die Bevölkerung wird 
in erster Linie die Handlungen dieser Regie­
rung beurteilen, und da werden Sie nichts 
dreinzureden haben. (Beifall bei der SPO.) 

Deswegen ist es auch völlig sinnlos, von 
Beweisen ddeses "Debakels" zu reden. Denn, 
meine Damen und Herren, die Beweise für 
dieses Debakel,  die Sie bisher auf den Tisch 
des Hauses gelegt haben, sind leere Behaup­
tungen, und kein Mensch wird diese Behaup­
tungen auch nur annähernd akzeptieren kön­
nen. Aber das bringt mich auf ein anderes 
Gebiet. 

Die OVP hat doch immer wieder hier die 
Bereitschaft zum Dialog betont. Nun ist es 
sehr interessant, festzustellen, wie dieser 
Dialog ausschaut. Wenn ich nun hier zu 
zählen beginne, so habe ich eins, zwei, drei, 
vier, fünf, sechs, sieben, acht, neun, zehn, elf 
Abgeordnete, zwölf Abgeordnete der Oster­
reichischen Volkspartei in diesem Saal. 
(Ruf bei der OVP: Wie viele sozialistische 
Abgeordnete waren herinnen, wenn wir ge­
redet haben ?) Und da muß man sagen, da 
wollen Sie einen Dialog haben? Das ist doch 
wirklich etwas lustig. (Erneute Zwischenrufe 
bei der OVP.) Gerade der Herr Kollege Hahn, 
der hier immer wieder die Wiener Politik 
ins Parlament bringt, hat es notwendig ge­
habt, zu sagen, daß sich der Herr Kol1ege 
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Fischer nur mit einem Satz mit diesem Budget i Sätze zu den Ausführungen meines Vorred-
beschäftigt hat. ners sagen. 

Meine Damen und Herren! Da müßte man 
dem Kollegen Hahn sagen, er soll wieder in 
den 'Niener Gemeinderat zurückkehren, von 
wo er hergekommen ist, denn dort ist er 
besser am Platz . (Abg. G I  a s e  r: Sehr hoch 
schätzen Sie den Wiener Gemeinderat nich t 
ein!) Das hat mit der Einschätzung nichts zu 
tun, sondern hier geht es lediglich darum, 
daß hier nicht der Platz ist, Wiener Probleme 
zu diskutieren. Nichts anderes. (Abg. S t e i­
n e  r: Das sollen sich die Herren Ihrer Partei 
merken!) 

Nun habe ich hier vor mir ein Paket, das 
aus 33 Seiten besteht. Es sind die Anträge 
der Osterreichischen Volkspartei zum vorlie­
genden Budget. Meine Damen und Herren! 
Da reden Sie von Sparpolitik, aber wenn 
man sich anschaut, was Sie da alles haben 
wollen, dann müßte man eher sagen, von 
Sparen ist hier nicht mehr die Rede und von 
Stabilisierung kann nicht im entferntesten 
mehr die Rede sein ; denn es geht hier um 
Millionen und Hunderte von Millionen, die 
ausgegeben werden sollen. Ich rede gar nicht 
von den diversen Sonntagsreden Ihrer Funk­
tionäre, die immer weitere Dinge fordern und 
verlangen (Abg. S t e  i n  e r: Hal ten Sie heute 
eine Sonntagsrede?), aber hier . in diesem 
Hohen Hause dann sagen : Aber jetzt muß 
mehr 'yespart werden! Herr Kollege Kern, so 
geht das nicht. (Ruf bei der GVP: Kollege 
Steiner, bit te!) Ja,  Steiner. Entschuldigung. So 
geht das also nicht. Wir haben im Rahmen 
der Stabilisierungsbemühungen (Abg. K e r n: 
Heute habe ich gar nichts gesagt! Diesmal 
war ich unschuldig!) - ausnahmsweise - ein 
sehr konkretes Paket vorgelegt und wir sind 
sehr froh darüber, daß sich die Sozialpartner 
über dieses Paket einigen konnten, denn die 
Sozialpartner s ind uns in diesem Fall, vor 
allem auch von Ihrer Seite , die Gewähr dafür, 
daß wir doch dorthin kommen werden, wo 
wir hinkommen wollen. 

Daß das Budget, über das wir heute spre­
chen, ein ausgeglichenes Budget sei, hat in die­
sem Hause wirklich noch niemand behauptet, 
nicht einmal der Finanzminister selber. (Zu­
stimmung bei der FPG und bei Abgeordneten 
der GVP.) 

Das ist das erste. Das zweite : Von Wiener 
Problemen, von den Problemen der Bundes­
hauptstadt d ieses Landes, wird man doch auch 
in diesem Hause sprechen können und spre­
chen müssen. Es haben alle Fraktionen von 
dieser Notwendigkeit in der Vergangenheit 
bereits sehr ausgiebig Gebrauch gemacht. Es 
erscheint das insbesondere insoweit notwen­
dig, als das VJiener Budget mit dem Bundes­
budget in einem wirtschaftlichen oder son­
stigen Zusammenhang steht. Und da Wien 
nun einmal die größte Gebietskörp erschaft 
dieses Landes ist, kann es bei der Behand­
lung von wirtschaftlichen Problemen Oster­
reichs nicht gleichgültig sein, wie sich diese 
Gebietskörperschaft verhält. Ich habe daher 
auch hier schon zum wiederholten Male darauf 
aufmerksam gemacht, daß es völlig sinnlos 
ist, wenn die Bundesregierung sich vornimmt, 
keine Tariferhöhungen, keine Erhöhungen von 
Gebühren vorzunehmen, und dann kommt 
eine Gebietskörperschaft, ganz gleichgültig ob 
die Gemeinde Wien oder eine andere Gebiets­
körperschaft, und holt das nach, was die 
Bundesregierung - unter Anführungszeichen 
gesprochen - "versäumt" hat. 

Es wäre aber auch dem Herrn Vizekanzler 
Häuser etwas zu sagen - er ist leider nicht 
da. Er hat hier eine Erklärung in den Raum 
gestellt, die ungefähr so gelautet hat : Die 
Opposition argumentiert nur mit allgemeinen 
Erklärungen, sie argumentiert völlig unsach­
lich. 

Nun, ich würde dem Herrn Vizekanzler emp­
fehlen - und vielleicht richten es ihm einige 
seiner Parteifreunde aus -, selber einmal 
die Erläuternden Bemerkungen zu seinem 

Abschließend lassen Sie mich noch einmal Budget nachzulesen. Er wird dann feststellen 
sagen : Dieses Budget, über das wir in den können, daß dort errechnet ist, daß das Budget 
nächsten Tagen und Wochen zu reden und mit 5 Milliarden inlandswirksam ist. Was 
zu befinden haben werden, .ist ein Budget, bedeutet nun inlandswirksam? Inlandswirk­
in dem wieder ein kleines Stück sozialistischer sam bedeutet, daß diese 5 Milliarden die Preis­
Vorstellungen und sozialistischer Regierungs- steigerungen weiter antreiben werden und 
politik berücksichtigt werden. (Beifall bei der sonst gar nichts anderes. Da kann man sich 
SPG.) doch nicht hier herstellen - ob von der 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Broesigke. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Regierungsbank oder vom Rednerpult aus, ist 
ganz gleichgültig - und behaupten, es sei 
einfach nicht wahr, wenn die Ziffern das 
Gegenteil aussagen und wenn alle Sachver-

Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Präsident! ständigen auf diesem Gebiet das Gegenteil 
Meine Damen und Herren! Darf ich einige aussagen, daß nämlich ein solches Monster-
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budget naturgemäß seine Wirkungen im Jahre 
1 973 ausüben muß und ausüben wird. (Beifall 
bei FPO und Abg. K e r n.) 

Ich möchte aber noch etwas hier anführen. 
Der Herr Finanzminister - er ist leider auch 
nicht da - hat sich vorhin als Zwischenrufer 
betätigt und hat darauf verwiesen, daß die 
FPO ja dem neuen Umsatzsteuergesetz zuge­
stimmt habe, und sie könnte daher - so 
meinte er - nicht zum Vorwurf machen, daß 
es eine Lücke von 9 Milliarden im Budget 
gebe. Das ist völlig richtig. Nur : Der Irrtum 
besteht darin, daß er glaubt, daß wir ihm 
das zum Vorwurf machen - das haben wir 
ihm niemals zum Vorwurf gemacht. Zum 
Vorwurf machen wir diesem Budget, daß zu 
dieser durch die Mehrwertsteuer gegebenen 
Lücke noch 1 1  Milliarden dazukommen! (Bei­
fall bei der FPO.) Diese 1 1  Milliarden bringen 
ja eigentlich das inlandswirksame Defizit, sie 
beinhalten es ja  in der Größenordnung v o n  
5 Milliarden, wie es in den Erläuterungen er­
rechnet ist. 

Ich glaube also, daß die Behauptung äußerst 
kühn ist, wenn behauptet wird, daß die 
Bundesregierung bei der Erfüllung des Regie­
rungsprogramms rüstig weiterkomme und 
schon vieles verwirklicht habe. 

Wenn wir uns in Erinnerung zurückrufen, 
daß im April 1 970, aber auch im Oktober 
1971  die Stabilität auch im Regierungspro­
gramm ausdrücklich als eines der Ziele der 
Bundesregierung hervorgehoben wurde, und 
wenn wir damit die tatsächliche Entwicklung 
vergleichen, dann müssen wir doch zu dem 
Ergebnis kommen, daß von einer solchen Er­
füllung des Regierungsprogramms keine Rede 
sein kann. 

Aber lassen Sie mich nun auch einiges zu 
der in der Offentlichkeit ja auch vieldisku­
tierten Frage einer besseren Wirksamkeit des 
Parlaments sagen. Ich will nicht auf die Dinge 
eingehen, die jenes Geschäftsordnungskomitee 
berät, das heute schon erwähnt wurde. Ich 
möchte nur einige Dinge erwähnen, die auch 
mit der derzeitigen Geschäftsordnung ohne­
weiters durchgeführt werden könnten und 
nach Auffassung der freiheitlichen Fraktion 
eine sehr segensreiche Wirkung ausüben wür­
den. 

Nehmen Sie doch etwa den Beginn der heu­
tigen BudgetdebaUe. Es beginnt damit, daß der 
Herr Berichter·statter - damit sei nichts gegen 
ihn gesagt - das vorliest, was im gedruckten 
Ausschußbericht drinnensteht. Natürlich 
herrscht allgemeine Unruhe, und es paßt nie­
mand auf - aus dem einfachen Grunde, weil 
jeder Abgeordnete ja das selber lesen kann. 

Es muß ihm j a  nicht in gekürzter Ausfertigung 
von dort vorgetragen werden. 

Infolgedessen wäre es ja viel einfacher und 
für alle zeitsparender - vor allem für die, 
die ständig nach Reform der Budgetdebatte 
rufen -, wenn der Berichterstatter auf den 
gedruckten Ausschußbericht verweist und 
etwas, was er für wichtig hält, vielleicht 
noch hervorhebt oder etwas hinzufügt, was 
seiner Meinung nach noch hinzugefügt wer­
den müßte. Das würde dann fünf Minuten 
statt einer halben Stunde dauern, würde die 
Verhandlungen wesentlich abkürzen und wäre 
mit der Geschäftsordnung völlig konform. 

Ein weiterer Punkt. Er betrifft auch wieder 
die Berichterstatter. Wir erleben es immer 
wieder, daß am Schluß einer Debatte vor der 
Abstimmung plötzlich der Berichterstatter auf­
steht und sagt: Ich trete diesem Antrag bei, 
oder : Ich trete diesem Antrag nicht bei. Das 
ist geschäftsordnungsmäßig überhaupt nicht 
gedeckt. Der Berichterstatter hat gar keine 
Ermächtigung, hier im Haus gestellten An­
trägen entweder beizutreten oder nicht beizu­
treten. Es ist auch gar nicht notwendig, daß 
er eine Erklärung dazu abgibt. Es ist das eine 
j ener Uberflüssigkeiten, die sich eingebürgert 
haben, die vielleicht nicht lange Zeit in An­
spruch nehmen - es sind ja nur einige 
Sätze -, die aber durchaus entbehrlich sind. 

Das Schwergewicht würde ich aber darauf 
legen, daß eine Bestimmung der Geschäfts­
ordnung eingehalten wird, die mir sehr 
wesentlich erscheint, das ist die Frage der 
Manuskripte. Es ist bekanntlich in der Ge­
schäftsordnung darüber nur indirekt etwas 
ausgesagt. Es ist gesagt, wer lesen darf, es 
ist nicht gesagt, daß jemand nicht lesen darf. 
Aber durch Umkehrschluß läßt sich sehr leicht 
ableiten, daß die Geschäftsordnung natürlich 
meint, daß diejenigen, denen das Lesen durch 
die Geschäftsordnung nicht erlaubt ist, hier 
im Haus frei sprechen sollen. Wenn das so 
gehandhabt würde, wie es in früheren Zeiten 
hier im Haus gehandhabt worden ist, erübrig­
ten sich sehr viele Verlängerungen einer De­
batte. Wenn einmal ein Redner auf ein Argu­
ment vergißt, das er auch noch sagen wollte, 
so - würde ich meinen - ist das dem­
gegenüber kein Unglück, sondern das wesent­
liche wäre, daß sich etwas in der freien Rede 
immer besser und kürzer zusammenfassen läßt 
als das, was in langweiligen Vorlesungen hier 
sehr oft geboten wird. 

Es wäre daher erforderlich - und das er­
fordert gar keine Änderung der Geschäfts­
ordnung, sondern nur eine Handhabung der 
Geschäftsordnung -, daß das Verlesen von 
Manuskripten hier im Haus wiederum unter­
bunden wird. (Beifall bei der FPO.) 
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Es wurde auch in einer Zeitung die Frage 
aufgeworfen, ob es nicht zweckmäßig wäre, 
hier im Haus die Sitz ordnung in dem Sinne 
zu ändern, daß ein bestimmter Teil für die 
Regierungspartei, ein anderer Teil  für die 
Oppositionsparteien bestimmt ist. 

Ein solches Parteiengesetz müßte natürlich 
eine ganze Reihe von Fragen regeln, für die 
es derzeit keinerlei rechtliche Grundlage gibt. 
Es gibt, soviel ich weiß, in der Bundesrepublik 
Deutschland eine derartige Regelung; ich rufe 
nicht danach, daß man sie abschreiben soll, 
aber wenn wir wesentliche Grundlagen ge-

Ich glaube, daß dieser seinerzeitige Vor- stalten wollen, dann gehört die Schaffung 
schlag nicht zielführend ist, weil er die Ver- eines Parteienrechtes naturgemäß auch dazu. 
hältnisse des englischen Parlamentes voraus­
setzt und im Auge hat. Aber eines ist sicher : 
Die Sitzordnung, die wir hier haben, mit der 
Regierungsbank hinter dem Redner, ist falsch, 
weil die Konfrontation des Redners sich natür­
lich mit den anderen Abgeordneten des 
Hauses und mit der Bundesregierung voll­
zieht. 

Ich halte also etwa - der Kollege Doktor 
Fleischmann wird mir verzeihen - die Sitz­
ordnung in Wien im Landtag, wo der Stadt­
senat, also die dortigen Regierungsmitglieder, 
in der ersten Reihe sind, für die zweck­
mäßigere, weil hier der Redner sowohl dann 
mit der Regierung als auch mit den übrigen 
Abgeordneten des Hauses konfrontiert ist, 
was ich für einen wesentlichen Vorteil halte . 
Das Sprechen vom Platz bei einer halbkreis­
förmigen Sitzordnung wie hier halte ich nicht 
für durchführbar, weil dann die Konfronta­
tion nicht gegeben wäre. Das sind Dinge, die 
in keiner Geschäftsordnung drinstehen müssen 
und drinstehen sollen, die aber naturgemäß 
auch zur Reform des Parlamentes dazugehören. 

Es wurde heute schon gesagt, daß man 
etwas fünfundzwanzig- oder dreißigmal sagen 
müsse,  allerdings in bezug auf die öffentliche 
Meinung ; ich würde meinen, man muß es so 
oft auch in diesem Hause sagen, bis es viel­
leicht einmal Anklang findet, und dazu gehört 
die T atsache, die wir bei jeder Budgetdebatte 
wiederholen : daß es erforderlich ist - und 
es i s t  sicher 27 Jahre nach Kriegsende nicht 
verfrüht -, ein Parteiengesetz zu schaffen. 
Eigentlich müßte nicht die FPO nach dem 
Parte iengesetz rufen, sondern die anderen 
politischen Parteien, denn die FPO ist ja 
nach dem Vereinsgesetz konstituiert und hat 
im Vereinsgesetz eine gesetzliche Grundlage. 
Die OVP und SPO haben eine solche gesetz­
liche Grundlage nicht. Sie leiten ihre Rechts­
persönlichkeit nur aus einer Entscheidung des 
Obersten Gerichtshofes aus dem Jahre 1946 
ab, was fürwahr als eine nicht sehr solide 
Grundlage angesehen werden kann, wenn man 
keine gesetzliche Bestimmung anführen kann, 
aus der sich die juristische Persönlichkeit einer 
Parte i  ergibt, sondern sich nur auf eine Ent­
scheidung berufen kann, die im wesentlichen 
sagt : Da sie vorhanden sind, müssen sie auch 
Rechtspersönlichkeit haben. 

Zu den Sachen, die man fünfundzwanzig­
bis dreißigmal sagen muß, gehört auch der 
Ruf nach dem Haushaltsrecht. Das war schon 
einmal in einer Vereinbarung ausdrücklich 
festgelegt, daß es ehestens zu schaffen sei, 
das wurde im vorigen Jahr als unmittelbar 
bevorstehend angekündigt, und ich hoffe, daß 
es nicht zu einem Standardbestandteil von 
BUdgetdebatten wird, daß immer im Dezember, 
vor Weihnachten neu der Ruf nach dem Haus­
haltsrecht ertönt und daneben aber das derzeit  
unübersichtliche, veraltete und zum Teil un­
verständliche Haushaltsrecht verbleibt. 

Eine weitere Sache ist das mit dem Bundes­
gesetzblatt. Ich habe in Erinnerung, daß der 
Herr Bundeskanzler erklärt hat, da wäre etwas 
in Vorbereitung. Das haben wir auch schon 
seit längerer Zeit gehört. Wir müssen regi­
strieren, daß das Bundesgesetzblatt in seinem 
Umfang ständig zunimmt, vor allem durch 
die vielen internationalen Verträge, daß es 
unübersichtlich ist und daß nach Möglich­
keiten Ausschau gehalten werden muß, es 
ü bersichtlicher zu gestalten. Es wurde zwar 
vorher vom Herrn Vizekanzler die Qualität 
der österreichischen Gesetzgebung im allge­
meinen und die der 29. Novelle zum ASVG 
im besonderen verteidigt, wir müssen aber 
trotzdem sagen - aus meiner Berufserfah­
rung, da ich ja auch in der Lage bin, Gesetze 
immer praktisch anwenden zu müssen -, daß 
die  Qualität der österreichischen Gesetz­
gebung nicht auf jener Höhe ist, die wir uns 
vielleicht wünschen könnten. 

Die Richtlinien, die der Herr Bundeskanzle r  
voriges Jahr i n  der Budgetdebatte zitiert hat,  
b etreffen ja nur den formalen Tei l, die Art, 
wie  zitiert werden soll, wie ein Gesetz aufge­
b aut werden soll und dergleichen mehr. Abe r  
d i e  Form, i n  der der Wille des Gesetzgebe rs 
zum Ausdruck kommt, diese Form ist bei uns 
äußerst mangelhaft und auch sprachlich nicht 
zufriedenstellend. Ich kann mich erinnern, 
früher hatte der österreichische Nationalrat 
auch einen Berater, der die Gesetze vom 
sprachlichen Standpunkt begutachtete. Auch 
das wäre zweckmäßig, denn wir müssen immer 
wieder feststellen, daß sich in Gesetzen Sätze 
finden, die jeder Lehrer seinen Schülern rot 
anstreichen würde. 
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Lassen Sie mich beim Thema "Oberste 

Organe" noch zu einer aktuellen Forderung 
kommen, bezüglich deren es j a  auch eine 
Regierungsvorlage und einen Unterausschuß 
gibt: das ist die Frage des sogenannten 
Ombudsmans oder, wie es ,in der Regierungs­
vorlage heißt, Volksanwaltschaft. Ich möchte 
hier nicht auf das Für und Wider des Ent­
wurfes, der in parlamentarischer Beratung ist, 
eingehen, sondern ich möchte nur auf den 
Grundgedanken eingehen, der der Forderung 
nach einer zusätzlichen Einrichtung zugrunde 
lag, und dieser Grundgedanke ist doch der, 
daß der Rechtsschutz in Osterreich verbessert 
werden soll. Niemand wird behaupten können, 
daß der Rechtsschutz in der gegenwärtigen 
Form zufriedenstellend ist. Es gibt zahlreiche 
Lücken und es gibt zahlreiche Fälle ,  wo der 
einzelne keinen Weg finden kann, seine Sache 
vor das Höchstgericht, das seiner Art nach 
zuständig wäre, zu bringen, also Verfassungs­
gerichtshof, Verwaltungsgerichtshof oder 
Oberster Gerichtshof. 

lichen Rechte schafft. (Präsident Dr. M a l  e t a 
übernimmt den Vorsitz .) 

In diesem Zusammenhang ist es aber auch 
erforderlich, die Frage des Instanzenzuges in 
Osterreich überhaupt zu überprüfen und neue 
Uberlegungen anzustellen. Ich möchte an 
einem Beispiel sagen, was ich meine : Wenn 
jemand eine Verkehrs ordnungswidrigkeit be­
geht, die keinen Personenschaden zur Folge 
hat, dann ist das bekanntlich eine Verwal­
tungsübertretung. In dieser Sache entscheidet 
nun in erster Instanz in Wien das Polizei­
kommissariat, in zweiter Instanz der Landes­
hauptmann, in dritter Instanz der Verwal­
tungsgerichtshof. Dabei sind zwei Instanzen, 
die die Sachfrage überprüfen, und drei, die 
die Rechtsfrage überprüfen. 

Wurde dabei j emand verletzt, so entscheidet 
das zuständige Bezirksgericht und als Instanz 
das Kreis- oder Landesgericht. Hier sind nur 
mehr zwei Instanzen : Zwei, die die Tatfrage 
und die Rechtsfrage überprüfen. 

Nun, diesem Mangel kann man in zwei Handelt es sich aber um ein Vergehen, 

Arten abhelfen: auf der einen Seite dadurch, dann entscheidet in erster Instanz das Landes­

daß man sich die Frage vorlegt, wo gericht und in zweiter Instanz der Oberste 

diese österreichische Rechtsordnung noch Gerichtshof. Dann ist nur mehr eine Instanz, 
weiter ausgebaut werden kann, wo sie aus- die die Tatfrage überprüft, und zwei, die die 
gebaut werden muß . Ich darf hier gleich ein Rechtsfrage überprüfen. Das heißt mit anderen 
konkretes Beispiel sagen : Nehmen wir an, ,'Vorten : Je geringfügiger das Delikt, umso 
daß im ASVG eine Bestimmung verfassungs- größer der Rechtsschutz ; je größer das Delikt, 
widrig wäre, so hat der, der dadurch betroffen umso geringer der Rechtsschutz. Das läßt sich 
ist, keine Möglichkeit, diese Verfassungs- nur historisch erklären. 
widrigkeit geltend zu machen, denn die 
Schiedsgerichte der Sozialversicherung haben 
einen Rechtszug an das Oberlandesgericht 
Wien und das Oberlandesgericht Wien ist 
nicht berechtigt, beim Verfassungsgerichtshof 
einen Antrag auf Gesetzesprüfung zu stellen. 
Infolgedessen gibt es, wenn nicht eine Landes­
regierung eine solche Bestimmung anficht, 
keine Möglichkeit, an den Verfassungsge­
richtshof her,anzukommen, auch dann, wenn die 
Verfassungswidrigkeit der betreffenden Be­
stimmung offensichtlich wäre. 

Es gibt eine weitere Anzahl von Fällen, 
das ist der ganze Bereich der sogenannten 
PrivatwirtschaftsverwaItung, wo es überhaupt 
keine oder nur sehr wenige Möglichkeiten 
gibt, den Rechtsstandpunkt geltend zu machen 
und zu verfolgen. Das sind die Schönheits­
fehler der österreichischen Rechtsordnung, und 
es wäre jetzt eine Abhilfe in zwei Etappen 
sehr angezeigt, nämlich dadurch, daß man 
einerseits sieht, was mit den - unter Anfüh­
rungszeichen gesagt - "klassischen" Mitteln, 
durch Ausbau dieser klassischen Mittel noch 
zu machen ist,  und auf der anderen Seite einer 
Volksanwaltschaft oder wie die Institution 
immer heißen mag, als Ergänzung die erforder-

Wenn man zu einer Neugestaltung des 
Rechtsschutzsystems in Osterreich kommt, so 
muß man doch zumindest zu dem Ergebnis 
kommen, daß drei Instanzen allgemein einge­
führt werden. Das bedingt nicht unbedingt, 
daß damit ein Mehr an Verwaltungsarbeit 
erforderlich ist, sondern eher ein Weniger. 
Denn es gibt in Osterreich eine große Anzahl 
von Sachen, wo vier Instanzen befaßt sind, 
und das ist wohl des Guten zuv,iel. Es wäre 
ein Beitrag zur Verwaltungsreform, wenn man 
einen solchen Vier-Instanzenzug auf einen 
Drei-Instanzenzug reduzieren würde. Es gäbe 
das eine Menge von Möglichkeiten, nicht nur 
eine Vereinfachung herbeizuführen, sondern 
auch den Rechtsschutz in asterreich besser 
auszubauen. 

Dazu gehört auch noch - das möchte ich 
als letztes anführen - die Frage, wer berech­
tigt sein soll, die Verfassungswidrigkeit eines 
Gesetzes vor dem Verfassungsgerichtshof gel­
tend zu machen. Hier ist bekanntlich das 
Projekt, daß eine EindrHtelmehrheit der be­
treffenden gesetzgebenden Körperschaft auch 
zur Anfechtung berechtigt sein soll . Ich finde, 
daß man hier nicht so ängstlich sein sollte, 
und nicht meinen sollte : Wie furchtbar ist 
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es, wenn es viele Leute und Institutionen 
gibt, die berechtigt sind, eine Verfassungs­
widrigkeit geltend zu machen. 

sagt, das Budget sollte sparsamer sein. Wir 
Freiheitlichen haben dies in dieser Budget­
debatte nicht getan. Ich möchte das ausdrück­

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es l ich hervorheben. Wir haben von Anfang an 
bekanntlich die Popularklage und doch ist der die Tatsache kritisiert, daß in dieser Konjunk­

Gerichtshof in Karlsruhe in der Lage, seinen turlage gerade von der Bundesregierung, die 
Aufgaben nachzukommen. Wir fordern nun mit gutem Beispiel vorangehen sollte, ein 
keineswegs die Popularklage. Aber wir Frei- Budget solchen Umfanges vorgelegt wurde, 
heitlichen sind der Meinung, daß man nicht und wir haben dementsprechend keine Er­
zu ängstlich sein soll ,  wenn man das Recht höhungsanträge gestellt. Aber eines darf man 
der Anfechtung einräumt, sondern daß es eine nicht machen. Hier möchte ich ein Vlort zu 
ganze Anzahl von Institutionen und Personen dem sagen, was über den Familienlastenaus­
gibt, denen man es einräumen könnte : etwa gleich gesprochen wurde. Es wurde hier der 
den Kammern. Warum sollen die Kammern, Vorwurf gegen die erhoben, die einer Er­
die im Begutachtungsverfahren auch herange- I 

höhung der Familienbeihilfe das \Ivort reden. 
zogen werden, nicht das R echt haben, ein I Wie ist das denn? Man kann doch nicht die 
Gesetz, das ihnen verfassungswidrig scheint, Mittel des Familienlastenausgleichs für das 
zu bekämpfen'? Warum soll nur eine Ein- berühmte Wegwerfschulbuch verwenden, und 
drittelmehrheit des Nationalrates oder eines dann sagt man, es sind keine Mittel da. Das 
Landtages oder des Bundesrates berechtigt ist ja nicht eine Frage der Erhöhung, sondern 
sein, eine solche Anfechtung durchzuführen? das ist eine Frage der entsprechenden Ver­
Warum nicht jeder Abgeordnete, wenn er bei wendung der Mittel. Und wo wir meinen, daß 
der Beschlußfassung dagegenstimmt und seine die vorhandenen Mittel besser verwendet 
Gegenstimme entsprechend begründet? Wir werden können, daß gespart werden könnte 
glauben also, daß man bei den Reformen, und daß dafür auf der anderen Seite etwas 
wenn man wirklich so fortschrittlich ist, als ausgegeben werden könnte, wo wir das 
man immer wieder tut, nicht so ängstlich und meinen, werden wir es uns auch nicht nehmen 
so behutsam sein soll, sondern daß man sehr lassen, zu sagen, daß hier eine Erhöhung 
wohl eine erforderliche Erweiterung, nicht gerechtfertigt ist, insbesondere in einer Zeit, 
auf jedermann, aber auf eine Reihe von Per- wo sich ja für die breite Masse der Bevölke-
sonen und Institutionen durchführen soll .  rung und vor allem für die Kinderreichen die 

Ich komm d ' t Ab hl ß d .. I Teuerung besonders stark auswirkt. (Beifall 
• e amI zum sc u , un mOCl1te b . do FPO 

nur noch einige Dinge erwähnen, die in der , 
e1 � r  .) 

Debatte zum Ausdruck gekommen sind. Es Im übrigen werden wir wie im Ausschuß 
wurde sehr viel über konservativ und fort- dem Kapitel Oberste Organe zustimmen, die 
schrittIich gesprochen. Ich glaube, daß man Beratungsgruppe II aber ablehnen. (Beifall bei 
hier keine klare Abgrenzung machen kann, der FPO.) 

denn was bedeutet konservativ? Es bedeutet, 
daß man das Bestehende erhalten w,ill .  Was 
bedeutet fortschrittlich? Daß man ändern will. 

Nun will jeder Mensch vieles erhalten und 
vieles ändern. Es ist eine Frage der Akzen­
tuierung, was im Vordergrund steht. 

Nach meiner Meinung ist die Mehrheitsver­
waltung in Wien, um noch einmal auf Wien 
zu kommen, das Konservativste, das es in 
Osterreich überhaupt gibt. Zumindest aus 
den Erfahrungen, die wir in der Vergangen­
heit mit der Einführung neuer Einrichtungen, 
neuer Projekte in dieser Stadt gehabt haben. 
So sehe ich auf vielen Gebieten konservative 
Institutionen und Politiker, die s ich dessen­
ungeachtet bei j eder passenden Gelegenheit 
mit dem Etikett des Fortschrittlichen 
schmücken oder zu schmücken versuchen. 

Ein Grundwiderspruch - damit kehre ich 
zum Budget zurück - liegt zweifellos darin, 
wenn man auf der einen Seite zusätzliche 
Ausgaben fordert und auf der anderen Seite 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Withalm. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Withalm (OVP) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Die Budget­
debatte zur Gruppe Oberste O rgane ist, wie 
sich heute bereits gezeigt hat, willkommener 
Anlaß für eine Bestandsaufnahme. Vielleicht 
sollten wir richtiger sagen, daß uns die 
Budgetdebatte zur Gruppe Oberste Organe 
auch Anlaß zu einer DiagnosesteIlung bietet. 
Ich glaube, daß es uns sehr gut tut, wenn 
wir uns zumindest einmal im Jahr ein biß ehen 
mit uns selbst beschäftigen, wenn wir uns 
die Frage vorlegen : Wie steht es  denn mit 
uns, hat die Volksvertretung üb erhaupt noch 
eine echte Aufgabe zu erfüllen? Sind wir nicht 
schon ein Relikt aus vergangener Zeit? 

Meine Damen und Herren ! Wenn ich mich 
heute dieser Aufgabe unterziehe , dann möchte 
ich zumindest versuchen, nicht als Angehöri­
ger einer Fraktion zu sprechen, s ondern als 
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Volksvertreter schlechthin zu Problemen und 
Fragen Stellung zu nehmen, die nach meiner 
Auffassung für die Zukunft der parlamen­
tarischen Demokratie von eminenter Bedeu­
tung sind. 

Wir alle gehen davon aus, daß die Grund­
voraussetzung für das Funktionieren der par­
lamentarischen Demokratie die Trennung der 
Gewalten : der Gesetzgebung, der Vollziehung 
und der richterlichen Gewalt, ist. Diese 
Gewaltentrennung war die große Errungen­
schaft der vergangenen Jahrhunderte. Nur 
dort, wo diese Gewaltentrennung nicht nur in 
den Verfassungen verankert war, sondern auch 
tatsächlich strikte durchgeführt wurde, konnte 
man mit Fug und Recht von einer p arlamen­
tarischen Demokratie sprechen. 

Stimmen diese Voraussetzungen, die noch 
vor nicht allzulanger Zeit als völlig unbe­
stritten gegolten haben, im Jahre 1 972 mit 
der Wirklichkeit unserer Tage überein ? Kann 
heute tatsächlich und mit Uberzeugung davon 
gesprochen werden, daß · speziell die gesetz­
gebende und die vollziehende Gewalt ein­
ander ebenbürtig oder zumindest annähernd 
ebenbürtig sind? 

Als dann nach dem 6. März 1 966 die Zeit 
der Konfrontation einer Alleinregierung mit 
einer fast gleich starken Opposition gekom­
men war, hatten sich viele gesagt, j etzt komme 
nach der Zeit der Ohnmacht der Gesetzgebung 
eine neue Ära, die die Volksvertretung end­
lich die Rolle spielen lassen werde, die ihr 
in der parlamentarischen Demokratie zu­
komme. Jetzt seien, so hieß es,  die gesetz­
gebende und die vollziehende Gewalt endlich 
gleichwertig, einer starken Regierung stünde 
nunmehr ein starkes Parlament gegenüber. 

Ich erinnere mich in diesem Zusammenhang 
an manches Gespräch, das ich mit meinem 
damaligen Klubobmannkollegen Dr. Pitter­
mann hatte. Dr. Pittermann versuchte immer 
wieder, darauf hinzuweisen, daß das Parla­
ment als Ganzes der Regierung gegenüber­
stünde und daß zu diesem Parlament die 
Regierungsfraktion genauso gehöre wie die 
Opposi ti onsp arteien. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang fest­
halten, daß in der Präsidialkonferenz der Jahre 
1 966 bis 1 970 auch tatsächlich des öfteren 
alle drei Fraktionen den Standpunkt der 
ganzen Volksvertretung gegenüber der Regie­
rung vertreten haben. Theoretisch hatte Ich bekenne mich nicht nur aus Uber- Dr. Pittermann auch durchaus recht. 

zeugung, sondern vor allem auch aus lang-
jähriger Erfahrung, wobei für uns Altere 
natürlich die Erinnerung an die erlebte Dikta­
tur nachwirkt, dazu, daß eine reinliche Tren­
nung und eine zumindest annähernde Gleich­
wertigkeit und Ebenbürtigkeit der Gewalten 
Gesetzgebung und Vollziehung eine absolute 
Notwendigkeit ist, wenn das System der par­
lamentarischen Demokratie auf Dauer funk-
ticnieren soll. 

Zu Zeiten der Monarchie war diese Frage 
insofern !1kht problematisch, als dem Monar­
chen und der durch ihn ernannten Regierung 
die gesetzgebende Körperschaft als solche und 
als Ganzes gegenüberstand. 

Seither haben sich die Dinge gründlich ge­
ändert. Die Älteren in diesem Hause erinnern 
sich noch lebhaft an die Zeiten der Koalition. 
In diesen Jahren von 1945 bis 1 966 hatten 
der Nationalrat und natürlich auch der 
Bundesrat das zu sanktionieren, was der 
Koalitionsausschuß vorher beschlossen bezie­
hungsweise ausgehandelt hatte. 

Dr. Fischer, damals Klubsekretär der soziali­
stischen Fraktion und jetzt Abgeordneter im 
Hause, hatte in diesem Zusammenhang sehr 
treffend von einer, wie er sagte, "meist rei­
bungslos laufenden Gesetzgebungsmaschine" 
gesprochen. Ein sehr zutreffender, aber leider 
für unser Haus nicht sehr schmeichelhafter 
Ausdruck. 

Es hat sich allerdings relativ bald gezeigt, 
daß eine Regierungspartei in erster Linie dazu 
da ist, die Regierung zu stützen und ihr die 
Verwirklichung ihres Programms zu ermög­
lichen. Das galt für die OVP-Regierung genau­
so, wie es heute für die sozialistische Regie­
rung gilt. Damit ist allerdings ein wesentlicher 
Teil der Problematik aufgezeigt, mit der wir 
konfrontiert sind. 

Meine Damen und Herren ! Es wurde bereits 
darauf hingewiesen, daß zu Zeiten der Monar­
chie das Parlament als solches dem Monarchen 
und seiner Regierung gegenüberstand. Heute 
sind die vollziehende Gewalt auf Bundesebene 
und die Mehrheit des Bundesgesetzgebers, das 
heißt infolge des Mehrheitsprinzips faktisch 
der Bundesgesetzgeber, ident. Das war im 
übrigen 1 966 bis 1 970 gar nicht anders. Dazu 
kommt - das scheint mir nun ein sehr wesent­
licher Umstand zu sein -, daß heute die 
Parlamente - ich spreche hier ganz bewußt 
im Plural, weil das ja nicht nur eine öster­
reichische Erscheinung ist - ja gar nicht 
mehr in erster Linie die Gesetzesinitiatoren, 
sondern vielmehr nur mehr die beschluß­
fassenden Organe bezüglich der Gesetze sind, 
die zum allergrößten Teil ja von den Regie­
rungen vorgelegt werden. 

Die vollziehende Gewalt hat diesbezüglich 
den gesetzgebenden Körperschaften gegenüber 
einen nicht aufzuholenden Vorsprung, der 
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nicht zuletzt darauf zurückzuführen ist, daß 
die Parlamente auch nicht annähernd über die 
Möglichkeiten verfügen, wie sie den Regierun­
,gen und bei uns in Osterreich etwa den. 
Kammern zur Verfügung stehen. Beide Um­
stände schaffen ein Faktum, das auch nicht 
dadurch aus der Welt zu schaffen ist, wenn 
etwa die gesetzgebenden Körperschaften 
wesentlich besser auf dem personellen Sektor 
und bezüglich ihrer Arbeitsmöglichkeiten aus­
gestattet würden, als das derzeit der Fall 
ist. Es ist eben hier ein vVandel im Institu­
tionellen eingetreten, der zur Kenntnis ge­
nommen werden muß, ob uns das nun paßt 
oder nicht paßt. Dadurch und damit ist selbst­
verständlich eine Schwächung der Stellung 
der Parlamente eingetreten beziehungsweise 
verbunden. 

Ich bin nun zutiefst davon überzeugt, daß 
das Parlament nach wie vor eine entschei­
dende Rolle zu spielen haben muß , wenn die 
parlamentarische Demokratie nicht ernstlich 
Schaden leiden soll. Einer starken vollziehen­
den Gewalt muß ein Parlament gegenüber­
st.ehen, das eine echte Aufgabe zu erfüllen 
hat. Wenn das heute nicht mehr in erster 
Linie die Rolle des Gesetzesinitiators sein 
kann und sein wird, dann muß das Parlament 
echte, wenn notwendig neue Aufgaben er­
hrll �2:1. Und diese echten Aufgaben oder die 
speziell echte Aufgabe erblicke ich in erster 
Lill.ie in einer erweiterten Kontrollfunktion 
gegenüber der Regierung. Ich halte mich hier 
ganz an das, was Broda-Gratz in ihrer Bro­
schüre "Für ein besseres Parlament, für eine 
funktionierende Demokratie" geschrieben 
haben und was speziell  Dr. Broda unter 
anderem im Heft 8/9 Ende April 1 969 in der 
"Zukunft" geschrieben h at. Es bestehe - so 
hieß es dort - Ubereinstimmung darüber, 
daß sich die Kontrollfunktionen des Parla­
mentes seit den Zeiten der konstitutionellen 
Monarchie geändert haben.  Wenn früher Par­
lament und Monarch einander gegenüber­
standen, so haben heute diese Rollen die 
Opposition - die Parlamentsminderheit -
und die Regierung - die Parlamentsmehr­
heit - übernommen. Wil l  man der Opposition 
ausreichende Kontrollfunktionen gegenüber 
der Regierung einräumen, muß man die ver­
fassungsmäßigen Befugnisse der Opposition 
erweitern. Gewisse Kontrollrechte, die auf 
Grund der geltenden Verfassungslage nur dem 
Parlament als ganzem, das heißt der Parla­
mentsmehrheit, zustehen ,  sollten in Zukunft 
sdlon von einer Parlamentsminderheit ausge­
übt werden können. Ja was hat es denn - so 
heißt es weiter - für einen Sinn, wenn es 
in wichtigen Fragen nur der Parlamentsmehr­
heit vorbehalten bleibt, s i ch selbst, das heißt 
die Regierungsmehrheit, zu kontrollieren? 

Meine Damen und Herren ! In diesem Zu­
sammenhang wird auf die Erweiterung des 
Interpellationsrechtes der Abgeordneten (Arti­
kel 52 des Bundes-Verfassungsgesetzes) , auf 
die Erweiterung der parlamentarischen Min­
derheitsrechte - zum Beispiel Einsetzung von 
parlamentarischen Untersuchungsausschüssen 
auf Verlangen einer qualifizierten Minderheit 
von Abgeordneten -, Berechtigung einer 
qualifizierten Minderheit zur Anfechtung von 
Gesetzen beim Verfassungsgerichtshof ver­
wiesen. Ich füge meinerseits als weitere Mög­
lichkeiten hinzu: das Resolutionsrecht, das 
Enqueierecht, die Berechtigung, eine Uber­
prüfung verschiedener Vorgänge durch den 
Rechnungshof zu verlangen. 

Eine überaus bedeutungsvolle Frage scheint 
mir eine Verstärkung der parlamentarischen 
Mitwirkung an der Vollziehung zu sein. Ich 
greife hier einen Gedanken auf, den Broda­
Gratz entwickelt haben ,  als sie die Hoffnung 
aussprachen, es möge die Wahl eines Parla­
mentsbeauftragten für die Modernisierung 
und Erneuerung der öffentlichen Verwaltung 
ins Auge ge faßt werden, in dessen besondere 
Obsorge alle Maßnahmen zur Koordinierung 
und Planung des Einsatzes von elektronischen 
Datenverarbeitungsanlagen in der öffentlichen 
Verwaltung übertragen werden sollen. Ich 
glaube, meine Damen und Herren, daß diese 
Frage heute noch wesentlich aktueller ist als 
im Zeitpunkt, da diese B roschüre geschrieben 
wurde. 

Zur Verbesserung der Voraussetzungen für 
die Arbeit des Natio nalrates hatten Broda­
Gratz einige weitere sehr interessante Vor­
schläge gemacht, so zum Beispiel : die Mit­
wirkung des Hauptausschusses bei Ernen­
nungsvorschlägen der Bundesregierung für lei­
tende Beamte oder die Mitwirkung des Haupt­
ausschusses bei Ernennung von leitenden 
Organen der Nationalbank, der verstaatlichten 
Banken, der verstaatli chten Unternehmungen, 
der Monop ole und Bundesbetriebe. 

Meine Damen und Herren ! Ich habe mich 
mit der Broschüre Broda-Gratz nicht deshalb 
beschäftigt, und ich zit iere aus dieser Bro­
schüre auch nicht aus dem Grunde, um die 
beiden Autoren an das zu erinnern, was sie 
vor wenigen Jahren in ihrer Oppositionszeit 
geschrieben und gefordert haben, das wissen 
beide nur allzu gut, und dazu bekennen sie 
sich heute ohne jeden Zweifel genauso wie 
damals. Ich zitiere aus dieser Broschüre des­
halb, weil ich mich weitgehend zu Forderun­
gen und Gedanken, die in ihr enthalten sind, 
bekenne, so zum Beispiel zur ersten Schluß­
folgerung, die aus den parlamentarischen Er­
fahrungen der neuen Ära österreichischer 
Innenpolitik, die 1966 begonnen hat, gezogen 
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Dr. Withalm 

wird, wenn es heißt:  "Das Parlament muß 
seine verfassungsmäßigen Rechte in vollem 
'Umfang wahren. Das gilt in gleicher Weise 
für die parlamentarischen Kontrollrechte 
gegenüber der Vollziehung wie für seine Be­
fugnisse bei der Mitwirkung an der Voll­
ziehung." 

Noch zwei Sätze möchte ich zitieren, mit 
denen ich mich voll und ganz identifiziere. 
Sie stammen aus einern Artikel Dr. Brodas 
- ich habe ihn bereits zitiert - in der 

nicht als Parteipolitiker, auch nicht als Ange­
hörige einer Regierungspartei oder vom 
Standpunkt des Oppositionspolitikers sehen, 
sondern schlicht und einfach als Demokraten, 
als Demokraten, die gerade deshalb, weil die 
meisten von uns schon andere Zeiten erlebt 
haben, um den Wert der Demokratie wissen. 
Gerade deshalb sollten wir alles tun, was 
geeignet ist, die Demokratie und den Parla­
mentarismus auszugestalten und damit zu 
festigen. 

"Zukunft" vom April 1969. Dort heißt es : Chefredakteur Hans Thür hat in der "Tiroler 

"Die Aufgaben des Parlaments in der moder- Tageszeitung" vom 21. August 1�72 zur Frage 

nen Gesellschaft sind heute größer, als sie der Parlamentsreform einen Leitartikel ge­

es je gewesen sind. Parlamentsreform heißt schrieben, der den Titel trug "Gesagt ist alles, 

daher : Stärkung der Stellung des Parlaments es fehlt nur noch der Wille". 
durch Verbesserung seiner Funktionsfähigkeit Meine Damen und Herren! Wer hindert uns 
und Anpassung seiner Arbeitsvoraussetzun- daran, die im Februar dieses Jahres begonnene 
gen an die Erfordernisse unserer Zeit. " - Ich Arbeit zügig fortzusetzen und ehestens abzu­
kann mir nicht vorstellen, daß auch nur ein schließen? Eine Arbeit, die letzten Endes, um 
einziger Abgeordneter in diesem Hohen Hause noch einmal mit Dr. Broda zu sprechen, eine 
sitzt, der diesen Feststellungen nicht beipflich- Verbesserung der Funktionsfähigkeit des Par­
ten würde. Ich halte beiden Autoren zugute,. laments und eine Anpassung seiner Arbeits­
daß sie, als sie im Jahre 1 969 ihre Broschüre voraussetzungen an die Erfordernisse unserer 
schrieben und diverse Forderungen erhoben, Zeit bringen soll. Der Titel der B roschüre 
die insgesamt auf eine Stärkung der Stellung Dr. B rodas aus dem Jahre 1 969 beziehungs­
des Parlaments nicht zuletzt durch Stärkung weise 1 970 trug den Titel "Die Stunde der 
der Rechte der Minderheit hinausliefen, dies Parlamentsreform ist gekommen" . Ich bin mit 
gar nicht so sehr, Herr Kollege Gratz, als ihm ganz einer Meinung. Jawohl ! Die Stunde 
Angehörige der damaligen großen Opposi- der Parlamentsreform ist gekommen. 
tionspartei taten, sondern als Demokraten und 
Parlamentarier. Dasselbe, nicht mehr, aber Meine Damen und Herren! Das gilt nun 
auch nicht weniger, nehme ich für mich in für alle in diesem Haus. Nützen wir diese 
Anspruch, wenn ich mich heute mit der Frage Stunde, nützen wir sie im Interesse der p ar­
der Stärkung der Stellung unserer gesetz- lamentarischen Demokratie in Osterreich. Ich 
gebenden Körperschaft beschäftige. 

Und damit komme ich bereits zu den 
Schlußfolgerungen. Ich fasse zusammen: Im 
Laufe gerade der letzten Jahrzehnte ist ein 
nicht unwesentlicher Wandel im Verhältnis 
zwischen Vollziehung und Gesetzgebung ein­
getreten, wobei die Verschiebung eindeutig 
zugunsten der vollziehenden Gewalt erfolgte. 
Eine gesunde parlamentarische Demokratie 
erfordert aber nicht nur eine voll funktions­
fähige Voll ziehung und eine voll funktions­
fähige richterliche Gewalt, sondern ebenso 
eine Gesetzgebung, die ihrer Aufgabe - und 
das kann nicht eine verkümmerte Aufgabe 
sein - in j eder Beziehung gerecht wird. Ein 
voll funktionsfähiges Parlament mit einer 
echten AufgabensteIlung ist für die parlamen­
tarische Demokratie geradezu eine Lebens­
frage . (Beifall bei der GVP.) 

Hohes Haus ! Ja wer könnte denn über­
haupt noch von einer parlamentarischen 
Demokratie reden, wenn das Parlament in 
dieser Demokratie womöglich keine Rolle 
mehr spielte? Ich meine, daß wir alle überein­
stimmen, wenn ich sage, daß wir diese Fragen 

gl aube, daß die, die nach uns kommen, es uns 
zu danken wissen werden, daß wir die Zeichen 
der Zeit erkannt haben. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort . gemeldet 
ist der Abgeordnete Deutschmann. Idl erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Deutschmann (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Ich möchte mich heute, 
wie schon drei Abgeordnete vor mir, mit 
einern Thema befassen, welches bei uns in 
Kärnten sehr viel Unruhe verursacht hat. Der 
Herr Vizekanzler , der heute als Vertreter des 
Bundeskanzlers hier ,in der Regierungsbank 
sitzt, hat schon dem Herrn Abgeordneten Dok­
tor Schleinzer zu diesem Thema einige Ant­
worten gegeben. Ich habe in diesem Zusam­
menhang noch einige wesentliche Fragen zu 
stellen. Ich hoffe, Herr Vizekanzler, es wird 
mir anders ergehen als bei der Beratung des 
Ortstafelgesetzes, wo weder der Herr Bundes­
kanzler noch der Herr Staatssekretär ,  der ein 
Kärntner Mandat führt, mir eine Antwort ge­
geben hat. Der Herr Abgeordnete Dr. Fischer 
- ich weiß nicht, ob er im Saal ist - hat in 
seiner Rede behauptet, daß die Fragen, die 

52. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)44 von 179

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 52. Sitzung - 4. Dezember 1972 4405 

Deutsdlmann 
Herr Bundesparteiobmann Dr. Schleinzer hier 
in dieser Sache aufgeworfen hat, Punkt für 
Punkt beantwortet werden. 

Ich muß dazu sagen, daß noch keine einzige 
Frage beantwortet wurde. Aber wir haben in 
den letzten Wochen beziehungsweise seit dem 
6. Juli, wo dieses Gesetz hier im Haus be­
schlossen wurde, etwas sehr Merkwürdiges 
feststellen können: Man hat die Wahrheit auf 
den Kopf gestellt. Man hat, als eine gewisse 
Unruhe in Kärnten bemerkbar wurde, Schul­
dige gesucht und hat - dann letzten Endes auch 
Schuldige gefunden. Ich muß mit Bedauern 
feststellen, daß die Wahrheit ganz anders liegt, 
meine sehr geehrten Damen und Herren des 
Hohen Hauses. Ich möchte in aller Kürze ver­
suchen, noch einmal kurz aufzuzeigen, wie es 
wirklich war. 

lichkeit geben, über diese Materie zu verhan­
deln. Sie haben gesagt : Diese Materie wird 
am 6. Juli dieses Jahres im Hohen Haus ver­
abschiedet - mit oder ohne die Stimmen der 
Opposition. 

Das war damals Ihre Einstellung, meine sehr 
Geehrten. Ich habe damals hier in diesem 
Haus erklärt, warum das gemacht wird : Des­
halb, weil die Kärntner Landesregierung schon 
acht Tage vorher die zuständigen Bürgermei­
ster angerufen hat, die notwendigen zwei­
sprachigen Tafeln zu bestellen, obwohl hier 
im Haus diese Materie noch gar nicht behan­
delt worden ist. Und das nennen Sie Demo­
kratie? (Abg. 0 f e n b  ö c k: Wurscht, was die 
Opposition sagt!) Das nennen Sie, gerade Sie, 
Herr Klubobmann Gratz, Aufwertung des Par­
lamentes? (Beifall bei der GVP.) 

Es handelt sich bei diesem Gesetz nicht um Dazu noch etwas anderes, meine sehr Ge-

eine Regierungsvorlage , sondern es hat sich ehrten. Wir haben diesen damaHgen Initidtiv­

damals um einen Initiativantrag der Abgeord- antrag ohne Unterlagen behandeln müssen. 

neten Gratz, Robert Weisz, Wielandner, Dok- Wir haben festgestellt, daß dieser Initiativan­

tor Reinhart, Harr, Libal , Haberl, Müller, trag oder dieses Gesetz letzten Endes eng 

Horej s ,  Pansi und Heinz gehandelt. Man hat mit dem Staatsvertrag zusammenhängt. Wir 

bei Einbringung dieses Initiativantrages zu- haben auch hier gebeten, man soll doch nicht 

gleich die Fristsetzung verlangt, und diese mit einer so hauchdünnen Mehrheit ein solches 

Fristsetzung wurde mit der Mehrheit beschlos- Gesetz beschließen. Wir haben und die Oster­

sen. Wir haben im Verfassungsausschuß ver- reicher haben das Recht, daß Ausführungs­

sucht, Sie, meine sehr geehrten Damen und gesetze zum Staatsvertrag von einer breiten 

Herren der Sozialistischen Partei, zu überzeu- Basis des Parlamentes getragen werden. Auch 

gen, daß dieses Problem ein sehr heißes Eisen dazu haben Sie nein gesagt ! 

darstellt. Wir haben uns bereit erklärt, wie Die Auswirkungen sind in diesem Zusam-
schon gesagt wurde, einen Unterausschuß ein- menhang nicht ausgeblieben. Als man aber 
zusetzen. (Abg. G r a t  Z :  WO haben Sie das sah, daß die Welle der Emotion im Lande 
versucht?  Im Verfassungsausschuß?) Herr Kärnten sehr hoch ging, versuchte man, letzten 
Klubobmann, im Verfassungsausschuß . (Abg. Endes doch noch einzulenken. Man hat die 
G r a t  z :  Wann haben Sie das im Verfassungs- Bürgermeister eingeladen De H B d -
ausschuß e ht2  A 

. .  
I 2 

. r err un es 

. 
v rsuc . m WleVle ten . ) Am kanzler - ich möchte das hier ausdrücklich 

3. Juli, Herr Klubobmann Gratz, hat es betonen - hat damals erklärt - ich habe 
Herr Klubobmann Koren versucht. Aber es das mitgeschrl'eben - d ß d ' Z 
k .. 1 ·  h . 

I 
' a lese usammen-

d 
a�n

s·
m7 lC selll, Herr Klubob�ann �ratz, kunft mit den Bürgermeistern nur der Infor-

. � 
le as vergessen haben. (BeIfall bel �er maUon dienen soll .  Er hat damals auch erklärt, 

GVP. - Abg. G r a t  Z: Das Protokoll lasse ICh er sei nicht be · t 
. d' Z h 

mir holen!) .. 
rel , m Iesem usammen ang 

uberhaupt etwas zu tun. Als dann die Bürger-

Ich habe hier e ine Aussendung der "Arbei- meister dem Herrn Bundeskanzler eine Resolu­

ter-Zeitung" :  "Keine Verzögerung der Orts- Hon vorgelegt haben, hat er eingelenkt. Er hat 

tafeln - Ortstafeln noch vor dem Sommer versprochen, daß eine Kommission eingesetzt 

zweisprachig." D iese Presserneldung kam von werden wird, die sich mit dieser Materie be­

Ihnen, Herr Klubobmann! (Abg. G r a t  Z: Ja!) schäftigen wird. Der Herr Vizekanzler hat 

Sie haben dann in weiterer Folge erklärt : heute erklärt (Abg. S u p p a n: Die Regierung 

"Wir bedauern, daß die OVP aus parteipoli- hat sich aufgelöst! - Rufe bei der GVP: Ist 

tischen Erwägungen in Kärnten eine sachliche auch nicht m ehr da! - Der Kärntner hält die 

Behandlung dieser Materie abgelehnt hat." Stellung! - Die Frau Staatssekretär ist da!) 

(Abg. G r a t  Z: Richtig!) Herr Klubobmann! - er ist nicht mehr da -, daß diese Kommis­

Was sollen wir mehr tun, als zu bitten, man si�n sicher in der nächsten Zeit einmal konsti­

möge diese Materie einem Unterausschuß zu- tmert werden wird. 

ordnen, ��eser Unterausschuß so
.
ll für ��rma- I Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 

nent erklart werden, man soll
. 
dIe Be�ellIg�

.
en 

I 
Am 3. Juli hat man die Bereitschaft, mit uns 

zusammenrufen und man soll Ihnen dIe Mog- zu verhandeln, nicht bekundet. Am 6. Juli 
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Deutschmann 

wurde dieses Gesetz mit Ihrer Mehrheit be­
schlossen. 

Wir Bürgermeister sind in weiterer Folge 
am 2. November beim Herrn Bundeskanzler 
gewesen, und der Herr Bundeskanzler hat uns 
versprochen, daß diese Kommission eingesetzt 
wird. Bis heute weiß kein Mensch, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, wann diese Kom­

ler halten, wenn er mir schriftlich mitteilt : 
Nein, Geheimhaltungspflicht, der Abgeordnete 
Suppan kann jedoch Einsicht nehmen. Ich 
möchte wirklich fragen: Bin ich Abgeordneter 
zweiter oder dritter Klasse, oder wie halten 
Sie es eigentlich als sozialistische Mehrheits­
fraktion in diesem Hause? (Beifall bei der 
OVP.) 

mission die Arbeit aufnehmen wird und wie In diesem Zusammenhang ist folgendes 
viele Personen in dieser Kommission sein wer- wirklich sehr interessant. Der Herr Vizekanz­
den. ler ist nicht hier, aber vielleicht kann mir dann 

Wir haben heute erfahren, wer aller even­
tuell in Frage käme, aber das haben wir auch 
teilweise der Presse entnehmen können. Es 
gab sogar Schlagzeilen, daß ein Vertreter der 
dänischen Minderheit in diese Kommission 
kommt. In der Zeitung stand : Ein Däne wird 
in diese Kommission berufen werden. Das, 
meine sehr Geehrten, ist die Transparenz der 
sozialistischen Bundesregierung, daß man den 
Beteiligten nichts sagt, man aber über die 
Presse so einiges erfahren kann? (Beifall bei 
der OVP.) 

Noch etwas, meine sehr Geehrten. Es ist 
ja sehr interessant, alle Redner, auch der Herr 
Klubobmann Gratz, haben appelliert, das Par­
lament aufzuwerten. Sie haben darauf hinge­
wiesen, jeder Abgeordnete sollte und muß 
gleich behandelt werden. 

Jetzt werde ich Ihnen ein Beispiel bringen. 
Sie können dann sagen, wie es eigentlich zur­
zeit in dieser Hinsicht steht. Ich habe, nach­
dem der Kärntner Abgeordnete Luptowits in 
dieser Sache hier im Hohen Haus zu diesem 
Problem Stellung bezogen und erklärt hat : 
Selbstverständlich können Sie in sämtliche 
Unterlagen Einsicht nehmen!,  in einer schrift­
lichen Anfrage an den Herrn Bundeskanzler 
zu erreichen versucht, daß mir, einem Bürger­
meister einer beteiligten Gemeinde, diese 
Unterlagen zur Verfügung gestellt werden. 

Ich habe hier die Antwort des Herrn Bun­
deskanzlers. Er meinte, es unterliege der Ge­
heimhaltungspflicht und er sei nicht in der 
Lage, mir, dem Abgeordneten Deutschmann, 
diese Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 
Es kommt aber noch besser. 1 4  Tage später 
fragt mein Kollege, der Kärntner Kollege Wal­
ter Suppan, in einer mündlichen Anfrage den 
Herrn Bundeskanzler: Herr Bundeskanzler, 
sind Sie bereit, mir in die Unterlagen Einsicht 
zu gewähren? - Der Herr Bundeskanzler 
sagte, sich an die frühere Aussage wahrschein­
lich nicht mehr erinnernd: Selbstverständlich, 
Herr Kollege Suppan, können Sie Einsicht 
nehmen. (Ruf bei der avp: "Transparenz"!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Was soll man von einem solchen Bundeskanz-

Herr Staatssekretär Veselsky eine Antwort 
geben. (Abg. F a  c h I  e u t n e r: Die "Außen­
decker" sind da!) Der Antrag, von dem ich 
vorhin sprach, ist ein Initiativantrag der hier 
genannten Abgeordneten. Und die Frage, 
meine Herren - es sind nur lauter Herren -: 
Haben Sie als Grundlage für diesen Antrag 
die Unterlagen zur Hand bekommen? Ich 
möchte Sie wirklich fragen, meine sehr Geehr­
ten: Haben Sie die Unterlagen zu dieser Regie­
rungsvorlage in die Hand bekommen, ja oder 
nein? (Abg. Dr. B I  e n k:  Nicht im Traum!) 
Denn wenn Sie sie zur Hand bekommen haben, 
dann müssen wir uns noch überlegen, welche 
Schritte in diesem Zusammenhang von uns 
unternommen werden. 

Wenn Sie diesen Initiativantrag aber ohne 
Unterlagen erstellt und unterzeichnet haben, 
dann wissen wir, meine sehr Geehrten, was 
wir von Ihnen zu halten haben. (Abg. F a c h­
Z e u t n e  r: Nicht viel! - Abg. S t e  i n e r: Sehr 
wenig!) Ich glaube, daß auch dies in diesem 
Zusammenhang unbedingt gesagt werden 
muß. 

Ich möchte noch eine weitere Frage - jetzt 
ist schon niemand mehr da ; ach entschuldigen 
Sie, Frau Staatssekretär, vielleicht könnten 
Sie . . .  (Staatssekretär Dr. V e s e I  s k y hebt 
in der Abgeordnetenbank die Hand.) Aber 
bitte, Herr Staatssekretär, wenn Sie die Regie­
rung vertreten und auf sich zeigen, dann 
müssen Sie hinaufgehen. Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Das ist die Aufwertung 
des Parlaments, daß nicht ein einziger Minister 
auf der Regierungsbank sitzt, nicht ein einzi­
ger, meine sehr Geehrten! (Zustimmung bei 
der OVP.) Ich muß Ihnen sagen, meine sehr 
Geehrten : Ich kann mich noch an eine Zeit 
erinnern, wo Sie sehr böse waren und sehr 
darauf geachtet haben, daß die Bundesregie­
rung oder zumindest ein Vertreter der Bundes­
regierung auf der Regierungsbank saß. (Neuer­
liche Zustimmung bei der OVP.) 

Meine sehr Geehrten, ich möchte in diesem 
Zusammenhang noch etwas fragen. Der Herr 
Vizekanzler hat ja auch erklärt, man wird sich 
in dieser Kommission schwerpunktmäßig nur 
mit der Ortstafelfrage beschäftigen. Ich hätte 
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ihn sehr gerne gefragt, weil ich annehme, daß 
ihm der Herr Bundeskanzler doch einiges in 
diesem Zusammenhang gesagt hat, weil er 
erwartet hat, daß diese Frage zur Sprache 
kommen wird : Was ist mit den anderen Pro­
blemen, die in engerem Zusammenhang mit 
der Minderheit stehen? Ich mächte auch fragen, 
weil man sich immer wieder auf den Staats­
vertrag beruft und erklärt, die Erfüllung des 
Staatsvertrages sei oberstes Gebot. 

Ich bin Ihrer Meinung. Aber man muß den 
Staatsvertrag so lesen, wie es wirklich ge­
schrieben steht, man redet auch vom Burgen­
land und von der Steiermark. 

Ich habe den Herrn Bundeskanzler gefragt, 
wieso er sich gerade Kärnten zum Exerzierfeld 
in dieser Sache ausgesucht hat. War es wirk­
lich seine Einstellung, daß diese Frage in der 
Zeit vor dem 1 0. Oktober, vor dem Staats­
feiertag in Kärnten zur Regelung kommen 
sollte? (Abg. G r a t  z: Noch ist er der Landes­
feier tag! - Abg. M a r s  c h: Der Staatsfeier­
tag ist der 26. Oktober!) Ein Landesfeiertag. 
Entschuldigung. Aber wir Kärntner sagen, daß 
das unser Staatsfeiertag in Kärnten ist, weil 
damals am 10. Oktober über die Einheit unse­
res Landes entschieden wurde. Und die Mehr­
heit der Kärntner hat sich zu Osterreich 
bekannt, meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Bitte nehmen Sie das zur Kenntnis !  
(Beifall bei der OVP. - Abg. G r a t  z :  Haben 
Sie mit "Nehmen Sie das zur Kenntnis!" etwas 
gem eint ?  Was haben Sie gemeint, daß wir zur 
Kenntnis nehmen sollen?) Nein. Ich wollte 
nur sagen, daß die Mehrheit des Kärntner 
Volkes sich am 1 0 .  Oktober zu Usterreich 
bekannt hat. (Beifall bei der OVP. - Abg. 
G r a t  z :  Das haben Sie gemeint, mit "Nehmen 
Sie das zur Kenntnis!" ?) 

Meine sehr Geehrten! Weil Sie sagen, es 
ist kein Staatsfeiertag. Ich habe gesagt: Für 
uns Kärntner ist es ein Staatsfeiertag, weil 
wir an diesem Tag die Zugehörigkeit zu Kärn­
ten bekundet haben; nidlt wir, sondern unsere 
Vorfahren! (Zwischenrufe.) Ich kann in diesem 
Zusammenhang nur das wiederholen, was der 
Herr Bundesparteiobmann gesagt hat : Es war 
politischer Hochmut in diesem Zusammenhang 
zu sehen. Sie glaubten, die Kärntner werden 
Ihnen in dieser Sache folgen. Der Herr Bundes­
kanzler mußte feststellen, daß von den 36 Bür­

germeistern, die bei ihm waren, sich fast alle 
gegen dieses Gesetz ausgesprochen haben, und 
daß von diesen 36 Bürgermeistern 26, meine 
sehr Geehrten, Ihrer Fraktion angehören! 

E s  ist somit kein politisches, sondern - ich 
möchte das hier ausdrücklich betonen - ein 
K ärntner Problem. Die Kärntner Bürgermeister 
haben sich fast ausschließlich dagegen ge wen-

det und haben den Herrn Bundeskanzler er­
sucht, dieses Gesetz zu novellieren, damit in 
Kärnten wieder Ruhe und Ordnung eintritt. 

Aber, meine sehr Geehrten, es wurde sehr 
viel Porzellan zerschlagen. (Ruf bei der SPO; 
Von wem?) Sagen Sie das nicht ! Einer der 
führenden Männer, die in diesem Zusammen­
hang das Ihre dazu beigetragen haben, ist ein 
Bürgermeister aus Ihrer Partei. Ich mächte hier 
wirklich nicht untersuchen, wer in diesem Zu­
sammenhang etwas getan hat, aber ich kann 
Ihnen, meine sehr Geehrten, sagen: Die Vor­
gangsweise, die hier im Parlament in dieser 
Sache praktiziert wurde, haben die Kärntner 
nicht verstanden. 

Aber noch weniger wurden die Äußerungen 
einiger Regierungsmitglieder verstanden. Ich 
sage Ihnen : Die Kärntner Bevölkerung wartet 
auf den Tag, an dem sich Frau Bundesminister 
Dr. Firnberg - sie ist leider hinausgegan­
gen - bei den Kärntnern entschuldigt. Sie 
wartet auf diesen Tag ! Meine sehr Geehrten! 
Sie wollte Psychiater nach Kärnten schicken. 
Ich glaube,  es ist eine sehr arge Zumutung 
und Unterstellung, daß nur Verrückte in die­
ser Sache in Kärnten Porzellan zerschlagen 
hätten. (Abg. Dr. B I  e n k: Und das sind Demo­
kraten!) 

Ich möchte darum bitten - ich bin schon 
am Schluß -, man möge, wenn man solche 
Äußerungen fallen ließ, auch den Mut auf­
bringen, sich für diese Äußerungen bei der 
Kärntner Bevölkerung in aller Form zu ent­
schuldigen. (Beifall bei der OVP. - Abg. 
G r a t  z: Diese Rede wäre besser nicht ge­
hal ten worden! - Abg. Dipl.-lng. T s c 11 i d a: 
Es wäre besser gewesen, Sie hät ten nicht so 
unklug gehandeltl - Abg. G r a t  z: Ich kann 
hier meine Meinung sagen, so wie Sie sie 
sagen! - Abg. K e r n: Immer die anderen 
beschuldigen! Sagen Sie doch: Mea cu/pa, mea 
maxima cu/pa!) 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Schmidt. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Schmidl (FPO) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Meine Damen und Herren !  
Das Budget für das kommende Jahr muß an­
scheinend doch auf sehr schwachen und un­
sicheren. Füßen stehen, denn mit mir befindet 
sich jetzt bereits der vierte Oppositionsspre­
cher in ununterbrochener Reihenfolge hier am 
Rednerpult. Die Regierungspartei fürchtet s i ch  
hier anscheinend davor, i n  den Dialog rnit­
einzutreten, in den Dialog, den Herr Kollege 
Fleischmann heute so beschworen hat, indem 
er sagte : Die Opposition wagt nicht zu disku­
tieren, zu debattieren. 
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Ich frage Sie, meine Damen und Herren von I nämlich die Schuld an dieser Aufblähung, an 
der Sozialistischen Partei, nun : Wo ist Ihre ' dieser Vermehrung einem anderen zuzuschie­
Diskussionsbereitschaft? Sie schweigen hier ben, also einen Prügelknaben zu finden. Man 
zu diesem Budget der Milliardendefizite. hat einen gefunden, und das ist die Beamten­
(Abg. G r a t  z:  Wer hat mir in der Präsidial- schaft selbst. 

Diese Beamtenschaft ist an dieser Vermeh-
rung schuld, heißt es, denn sie sei zu unbe­
weglich. Die Immobilität der Beamtenschaft 
ist daran schuld, daß 3253 Dienstposten netto 
neu geschaffen werden. Diese Beamten, diese 
Herrschaften, kann man nicht versetzen. Man 
bringt sie nicht weg aus ihren Sektionen und 
Abteilungen. Wären diese zahlreichen, über­
flüssigen, sich quasi an ihren Schreibtischen 
festkrallenden Bürokraten, diE.se Privilegier­
ten, beweglicher, mobiler, könnte mit einem 
Schlag die Verwaltung leistungsfähiger, 
moderner und fortschrittlicher gestaltet wer­
den. 

So oder ähnlich lauten doch die Argumente, 
die wir seit Wochen und Monaten, von der 
Regierung initiiert, in der Presse lesen können. 

Allerdings unter:zieht sich niemand der 
Mühe, einfach festzustellen, in welchen Spar­
ten unseres öffentlichen Dienstes ,im Jahre 1973 
die Dienstposten erheblich aufgestockt werden. 

Ein kurzer Blick. in den Dienstpostenplan 
gibt hier Aufklärung. 

sitzung gesagt, wir sollen nicht auf jeden 
Kontraredner einen Proredner schicken?) Ich 
bin nicht in der Präsidialsitzung, Herr Klub­
obmann ; ich stelle fest, daß hier die Stätte 
des Dialogs ist und daß Sie hier an der Stätte 
des Dialogs kneifen. (Beifall bei der FPO und 
bei Abgeordneten der OVP. - Abg. S k r i ­
t e  k :  Wann wir reden, bestimmen wir und 
nicht Sie! Wir bestimmen, wer redet und wer 
nicht redet! Da brauchen Sie nicht so zu 
"blasen"!) Sie glauben also, nur Sie können 
"blasen" . Wir können es auch. Verlassen Sie 
sich darauf! (Abg. S k r i t e  k:  Wann wir reden, 
bestimmen wir! Sie brauchen nicht so anzu­
geben!) Natürlich kann ich nicht Ihre Redner­
reihenfolge bestimmen. Ich stelle nur fest, daß 
sich Redner angemeldet haben und sich wieder 
streichen ließen. (Abg. S k r i t e k: Das darf 
man doch!) Das ist eine Tatsache, die nicht 
auf Diskussionsfreudigkeit schließen läßt. Das 
stelle ich fest, und das nimmt Ihnen niemand 
weg, meine Damen und Herren ! (Beifall bei 
der FPO. - Abg. S k r i t e k: Wer redet, das 
bestimmen wir!) Ja, natürlich. Es wäre j a  
schlecht bestellt, Herr Klubordner, wenn Sie 
Ihre Rednereinteilung hier nicht zu Protokoll 
geben könnten. Das wäre schlecht. 

Auf Seite 1 der Erläuternden Bemerkungen 
ist zu lesen - ich erlaube mir mit Bewilligung 

Hohes Hims !  Meine Damen und Herren! des Herrn Präsidenten zu zitieren -: 

Eine der unpopulärsten Erscheinungen in die­
sem Voranschlag für 1 973 ist zweifellos die 
Explosion beim Personalaufwand. Vor allem 
die für 1 973 vorgesehene Aufstockung der 
Dienstposten um die Nettozahl von 3253 erregt 
nicht nur die Offentlichkeit und vor allem die, 
die die öffentliche Meinung erzeugen, sondern 
meiner Ansicht nach ist sich auch die Bundes­
regierung dieser Schwäche .im Voranschlag 
sehr wohl bewußt. Die Bundesregierung weiß, 
wie kritikanfällig eine Vermehrung des Per­
sonalstandes im öffentlichen Dienst ist und 
wie ärgerniserregend es ist, wenn eine Regie­
rung eingestehen muß, daß sie mit ihrem bis­
her schon recht aufgeblähten Verwaltungs­
apparat noch immer nicht auskommt. 

Die Bundesregierung weiß also sehr wohl, 
daß sie in der Bevölkerung schlecht liegt, 
wenn sie eingestehen muß : Ich brauche an die 
3000 öffentlich Bedienstete mehr. 

So wundert es einen doch gar nicht, wenn 
diese Regierung versucht, sich auszureden. 
Hier ist auch wieder einmal mehr der Herr 

"Beim Bundesministerium für Unterricht und 
Kunst mußte eine Vermehrung um 2000 Dienst­
posten vorgenommen werden, die überwie­
gend auf Grund der gesetzlichen Verpflichtung 
zur Ubernahme des Personalaufwandes der 
konfessionellen Schulen sowie zufolge des An­
steigens der Schüler- und der Klassenzahl un­
umgänglich war." 

Also mehr Lehrer werden gebraucht. Ich 
frage mich nun, Herr Vizekanzler: Wo gibt es 
überzählige, wo gibt es überflüssige Bundes­
beamte , die geeignet sind, pädagogische Auf­
gaben zu erfüllen? Gibt es überhaupt welche, 
die man einsetzen könnte und deswegen nicht 
einsetzen kann, weil zum Beispiel der Verset­
zungsschutz der Dienstpragmatik existiert? I ch  
bitte, mir das zu beantworten. 

Ich bitte, mir gleichzeitig zu beantworten, 
was man eigentlich zu tun gedenkt, wenn in 
Zukunft die Schulreformpläne realisiert wer­
den, wenn also die Einheitsschule, die Gesamt­
schule oder sonst etwas - ich weiß nicht, 
was hier Realität werden wird - kommen 

Bundeskanzler der Wortführer, und Doktor wird. Woher wird man dann die ungeheure 
Kreisky wäre nicht Dr. Kreisky, wenn ihm hohe Zahl der notwendigen Lehrkräfte und 
nicht eine geschickte Ausrede einfallen würde, Pädagogen nehmen? Aus der übrigen Verwal-
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tung? Oder wird man nicht auch dann auf­
stocken müssen? Auch über diese Zukunfts­
fragen wird man sich doch klar werden müssen. 
Der Personalbedarf wird dann ungeheuer groß 
sein. 

Bleiben wir beim Haushaltsplan für 1 973. 
Ich zitiere weiter: 

"Beim Bundesministerium für Wissenschaft 
und Forschung war eine Vermehrung des 
Dienstpostenstandes um 500 Dienstposten für 
den Ausbau der wissenschaftlichen Einrich­
tungen und unter Bedachtnahme auf das An­
steigen der Hörerzahlen an den Hochschulen 
unbedingt erforderlich." 

Wieder erhebt sich die Frage : Könnte man 
diesen Bedarf durch andere Kräfte aus dem 
Bereich der Verwaltung befriedigen? Gibt es 
überzählige öffentlich Bedienstete, die im 
Hochschulsektor diese erforderlichen Posten 
besetzen könnten? Ich gebe zu, daß dies viel­
leicht in dem einen oder anderen Fall möglich 
sein könnte. Doch hier geht es um 500, wie es 
da gefordert wird. Ich lese weiter: 

"Wesentliche Vermehrungen" - nämlich 
rund 2000 - "sind bei der Post- und Tele­
graphenanstalt vorgesehen, und zwar zum 
Ausbau der Fernmeldeeinrichtungeni auch 
konnte hier die Arbeitszeitverkürzung nicht 
zur Gänze aufgefangen werden." 

Der Dienstpostenplan spricht von 1398 
neuen Dienstposten im Bereiche der Post- und 
Telegraphenanstalt zum Ausbau der Fern­
meldeeinrichtungen. 

Meine Damen und Herren des Hohen Hau­
ses!  Glauben Sie wirklich, daß Beamte. öffent­
lidl Bedienstete, aus stillzulegenden Abtei­
lungen, Dienststellen, beim Ausbau der Fern­
melde einrichtungen, also bei einer Spezialauf­
gabe, eingesetzt werden können? Ich glaube 
es nicht. 

Damit sind wir eigentlich beim Ergebnis. In 
allen drei Sparten, die ich hier zitiert habe, in 
allen drei Sparten des öffentlichen Dienstes, 
die eine wesentliche Vermehrung der Dienst­
posten im Jahre 1 973 erfahren werden. ist es 
faktisch unmöglich, aus dem derzeitigen Per­
sonalstand Arbeitskräfte heranzuziehen, ein­
fach deswegen, weil es sich hier um Spezial­
aufgaben handelt, die ein Spezialwissen, die 
spezielle Fähigkeiten und Erfahrungen voraus­
setzen. 

So ist es natürlich in weiten Bereichen des 
öffentlichen Dienstes. Es ist ebe n  ein Trug­
schluß zu glauben: öffentlich B e diensteter ist 
gleich öffentlich Bediensteter. Jeder kann an 
jedem Ort eingesetzt werden, s o  wie man auf 
einem Rangierbahnhof die Eisenbahnzüge be­
ziehungsweise die Waggons rang ieren kann. 

Ich halte es für eine Täuschung der Offent­
lichkeit, wenn die Vermehrung der Dienst­
posten mit der Feststellung begründet wird, 
die Verwaltung, die Beamtenschaft sei unbe­
weglich. Hier will sich die Regierung auf 
Kosten der Beamtenschaft in ein gutes Licht 
setzen, hier will sich die Regierung an den 
Beamten die Schuhe abputzen. Und dagegen 
wehren wir Freiheitlichen uns ganz besonders. 
(Beifall bei der FPO.) 

Meine Damen und Herren ! Man sollte doch 
den Mut haben, die wahren Gründe einzu­
gestehen, die zur Vermehrung der Dienst­
posten geführt haben. Die Regierung soll den 
Mut haben zu sagen, daß dem öffentlichen 
Dienst eben neue wesentliche Aufgaben auf­
gebürdet werden, zusätzliche Aufgaben, die 
neues Personal erfordern, ohne daß dieser 
Personalbedarf aus etwaigen vorhandenen 
Reserven befriedigt werden könnte. 

Aber diese Courage hat die Regierung nicht. 
Sie verste&.t sich hinter Ausflüchten. Sie 
redet von anderen Problemen des öffentlichen 
Dienstes, die ja  gar nicht oder nur entfernt 
damit im Zusammenhang stehen. 

Ich weiß .schon, daß es unangenehm -ist, im 
Zusammenhang mit der Personalexplosion ein 
Versagen miteingestehen zu müssen: das Ver­
sagen bei der Durchführung der Verwaltungs­
reform. Denn daß man bei der Bewältigung 
dieses Vorhabens um keinen Schritt weiter­
gekommen ist, ist doch eine Tatsache. 

Die Aussage des Herrn Bundeskanzlers im 
Finanz- und Budgetausschuß bei der Behand­
lung des Kapitels Bundeskanzleramt, daß die 
neue Verwaltungsreformkommission gute 

Arbeit leiste, kann doch nicht darüber hinweg­
täuschen, daß man über die Erstellung eines 
Katalogs von Vorschlägen nicht hinausgekom­
men ist. 

Daß an der Spitze der Verwaltung.sreform 
die Rechtsbereinigung zu stehen hat, ist ja, 
meine Damen und Herren, nicht neu, das ist 
ja eine Binsenwahrheit, das w eiß man schon 
seit Jahrzehnten. Aber neu i s t  und traurig 
stimmt es, wenn man hört, daß s ich für diesen 
neuen normentheoretischen A rbeitskreis inner­
halb der Verwaltungsreformkommission -
dort bestehen ja  vier Arbe itskreise -, der 
sich mit der Rechtsbereinigung befaßt, prak­
tisch kein Mitglied aus der Verwaltungsre­
formkommission gemeldet h at, sodaß die 
Arbeit derzeit nach wie vor vom Vorsitzenden, 
Herrn Sektionschef Dr. Loebenstein, prakÜsdl 
allein geleistet wird. Hohes Haus ! Das smeint 
mir kein gutes Zeichen für den Ernst und das 
Verantwortungsbewußtsein zu sein, mit dem 
man an die Lösung dieser Frage, an die 
Rechtsbereinigung, herangeht.  

306 
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Wenn an die anderen Aufgaben der Ver­

waltungsreformkommission, an die Neukodi­
fikation und Modernisierung des Dienstrech­
tes, an die Schaffung einer Computergerechtig­
keit unserer Rechtsnormen, an die Aufgabe, 
die Rechtssprache zu normalis'ieren, an die 
Einrichtung eines echten Verwaltungsservices, 
an eine bessere Arbeitsmethodik, an die Ratio­
nalisierung bei den Bundesbetrieben, mit 
einem ähnlichen Elan, mit einem ähnlichen 
Eifer, herangegangen wird, dann stimmt mich 
das schon bedenklich hinsichtlich des "Erfol­
ges" - unter Anführungszeichen -, den die 
Regierung bei der Verwaltungsreformtätigkeit 
erzielen wird. 

Ich verstehe daher, daß diese Regierung 
natürlich alles benützt, hier Ausreden zu fin­
den, daneben die Beamtenschaft zu verun­
sichern, ich verstehe, daß diese Regierung in 
der Frage der Beamten, der Personalexplosion 
einen Prügelknaben sucht. 

Das ganze Gerede von der Unbeweglichkeit 
der Beamtenschaft geht ja ,  wie ich gesagt 
habe, eigentlich am Kern des Problems der 
Beamten, der Personalexplosion vorbei. Dieses 
Gerede hat aber wohl den Zweck, von dieser 
Personalausweitung, von dem Versagen bei 
der Verwaltungsreform abzulenken und an­
scheinend - anders list das nicht zu erklären -
die Beamtenschaft zu diskreditieren, um sie 
offenbar für das Einbringen sozialistischer 
Zielsetzungen sturmreif zu machen. Denn 
nichts ist billiger, als gegen die Schreibtisch­
bürokratie zu Felde zu ziehen, und nirgendwo 
erhält man leichter Applaus wie im Feldzug 
gegen die sogenannten Schreibtischbeamten. 
Das ist immer populär. 

Was man aber nicht sagt und was man nicht 
schreibt, ist die Tatsache, daß von den für 
1 973 vorgesehenen rund 280.000 öffentlich Be­
diensteten nur ungefähr 1 4  Prozent, das sind 
rund 39.000 Beamte, in der allgemeinen Bun­
desverwaltung tätig sind. Alle anderen sind 
in den Bundesbetrieben, bei Post, bei der 
Bahn, bei der Justiz, bei der Exekutive, im 
Lehrberuf tätig. Also alle anderen s ind nicht 
gerade das, was man unter Schreibtischbeam­
ten versteht. Aber gegen diese Beamten der 
Hoheitsverwaltung, gegen diese Schreibtisch­
beamten, zieht man los, und zwar ganz be­
wußt, wie mir scheint. Man zieht gegen ihre 
Immobilität los. Sie müssen dafür herhalten, 
daß die Regierung der Personalausweitung in 
anderen Bereichen nicht Herr wird. Ich finde 
das ungerecht. 

Etwas anderes wäre es, wenn in der 
Hoheitsverwaltung selbst wesentliche Neuein­
steIlungen erfolgen würden. Aber das ist nicht 
der Fall. Ich muß sagen, im Gegenteil! Die 

Hoheitsverwaltung hat die Arbeitszeitverkür­
zung im großen .und ganzen mit gleichbleiben­
dem Personalstand verkraftet. Darauf wird 
aber fast nie hingewiesen. So kann man also 
nicht argumentieren, wie es die Bundesregie­
rung tut. 

Ich will aber dabei gar nicht bestreiten, 
daß man eine Reform des öffentlichen Dien­
stes, eine Reform der Dienstpragmatik in die 
Wege leiten muß, aber nicht mit einer derart 
scheinheiligen Begründung hinsichtlich dieser 
Beamtenexplosion im nächsten Jahr, wie dies 
die Regierung tut. 

Ich bin der letzte, der bestreiten würde, 
daß es auch in der Hoheitsverwaltung Leer­
läufe und Unterbeschäftigungen gibt. Es gibt 
verschiedene Auslastungen, unterschiedliche 
Auslastungen, und natürlich spielt doch das 
Beharrungsvermögen der Beamtenschaft 
- das ist nur eine allzu menschliche Eigen­
schaft, überall in unserem Leben - auch im 
öftentlichen Dienst eine Rolle. Das ist selbst­
verständlich. Gerade der Bericht über die 
Struktur eines Ministeriums, den wir vor 
einigen Wochen bekommen haben, zeigt ganz 
deutlich, daß der Wille zur job-rotation, wie 
das so schön heißt, im öffentlichen Dienst 
nicht gerade ausgeprägt ist. 

Freilich trägt auch der Versetzungsschutz 
im § 67 der Dienstpragmatik das Seine dazu 
bei, diese Immobilität zu stärken. Nur hat 
der Versetzungsschutz seine guten Gründe. 
Das ist nicht so von selbst gekommen. Er 
wurde, ich möchte sagen, im Lichte schlechter 
Erfahrungen der Vergangenheit geschaffen. Ich 
möchte auch sagen, daß die Kritiker der man­
gelnden Mobilität der Beamtenschaft herzlich 
gebeten werden, dieser Sorge der Beamten­
schaft, insbesondere soweit es sich um die 
Beamtenschaft handelt, die sich zu einer politi­
schen Minderheit bekennt, ein gewisses Ver­

. ständnis entgegenzubringen. Es sind noch nicht 
alle Mißtrauensreste ausgeräumt. Wenn der 
Herr Bundeskanzler auch sagt und sein Wort 
gibt, daß aus politischen Gründen kein 
Beamter versetzt wird : gut, wir nehmen das 
zur Kenntnis, aber gerade die Art und Weise, 
wie auf der einen Seite die Beamtenexplosion 
im kommenden Jahr mit diesem ganz falschen 
Argument der Immobilität in der Hoheits­
verwaltung begründet wird, scheint mir nicht 
gerade sehr reellen Absichten zu entspringen. 
Daher ist gleichwohl auch dem Kanzlerwort 
gegenüber eine gewisse Reserve am Platz. 

Gleichwohl könnten wir Freiheitlichen uns 
vorstellen, daß der Versetzungsschutz zumin­
dest innerhalb eines Ressorts eine Lockerung 
erfährt, damit die Mobilität verstärkt wird, 
das heißt konkret, daß der Berufung, wenn 
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der zu Versetzende Berufung erhebt, keine ! allen anderen Faktoren, die vielleicht nicht 
aufschiebende Wirkung zukommt. Aber diese ganz mit dem Leistungsdenken in Einklang 
Detailfragen werden sicherlich Gegenstand zu bringen sind. 
von Verhandlungen sein. Ich erlaube mir aber, noch ein anderes 

Der öffentliche Dienst leidet aber nicht nur Kapitel im öffentlichen Dienst anzuschneiden, 

an dem Beharrungsvermögen, sondern auch 
an dem Fehlen zusätzlicher leistungsfördern­
der Elemente. Wenn von sozialistischer Seite 
der Vorwurf erhoben wird - ich habe genau 
die Pressemeldungen gelesen und die Äuße­
rungen notiert -, im öffentlichen Dienst werde 
zu sehr nach Schema F beurteilt und befördert, 
so stimmt das eher für die Praxis in der Durch­
führung des Dienstrechtes. Das Dienstrecht 
selbst enthält schon leistungsgerechte Ele­
mente. Es ist durchaus möglich, tüchtige 
Beamte durch entsprechende Dienstbeschrei­
bungen herauszuheben, zu fördern. Aber in 
der Praxis geschieht das viel zu selten. Ich 
möchte sagen : in der feigen Praxis, wenn Sie 
mir diesen Ausdruck gestatten. In dieser 
feigen Praxis wird der nicht so Tüchtige im 
Zuge einer gewissen Nivellierung leider oft 
ebenso gut beschrieben wie der Tüchtige. 
(Abg. R. W e  i s Z: Diese "feige Praxis" macht 
aber nicht die Bundesregierung!) Nein, nein! 
Diese feige Praxis besteht eben . Das ist eine 
Tatsache. Es entscheiden dann eben oft andere 
Faktoren, wie Dienstalter, Vordienstzeiten 
und so weiter, über den Aufstieg des ein­
zelnen und nicht die tatsächliche Leistung. 

Es wird also im Zuge der Reform des 
Dienstrechtes eine wichtige Aufgabe sein, lei­
stungsfördernde und leistungsorientierte Maß­
nahmen in der Praxis sicherzustellen. Aber 
ich möchte bei dieser Gelegenheit davor war­
nen, das Kind mit dem Bade auszuschütten. 
Wenn ich von der Regierungsseite höre, daß 
das starre Dienstschema der Verwendungs­
gruppen für ein unbrauchbares Kastenwesen 
gehalten wird, weil b ereits durch die Vor­
bildung die Aufstiegsch ancen gegeben seien, 
so muß ich dazu sagen:  Niemand wird ge­
hindert, sich diese Vorbildung anzueignen. 
Ich selbst kenne sehr viele tüchtige C-Beamte, 
die sich durch die Ablegung der Matura, und 
sei es auch nur durch die Ablegung der 
Beamtenmatura, den Aufstieg in die Verwen­
dungsgruppe B erkämpft haben, und ich kenne 
auch viele B-Beamte, die sich nicht scheuten, 
den harten Weg eines Hochschulstudiums 
neben dem Beruf anzutreten - ich darf mich 
selbst zu jenen rechnen - und sich so die 
Aufstiegschancen zu w ahren. Ich weiß nicht, 
was das mit Kastengeist zu tun hat. Ich 
glaube, gerade in diesen Fällen hat das 
Leistungsstreben seinen Erfolg errungen, und 
man kann das nur allen Leistungswilligen 
zur Nachahmung empfehlen. Ich glaube, das 
ist nach wie vor ein s auberer Weg, frei von 

das mir nicht ganz so sauber erscheint, und 
das ist die Praxis, die wir in den letzten 
Monaten, aber auch Jahren in den Zentral­
stellen unserer Bundesverwaltung erlebt 
haben. Ich meine die Tatsache der Schaffung 
sogenannter Stabsstellen in unseren Ministe­
rien ; lassen Sie mich das so bezeichnen. 

Seit der Bildung dieser Bundesregierung 
nimmt eine Entwicklung in verstärktem Maße 
ihren Fortgang, die darin besteht, entschei­
dende Führungspositionen in den Zentral­
stelIen in der Umgebung des Ministers mit 
Kräften zu besetzen, die nicht aus dem Berufs­
beamtenturn stammen. Ich weiß, daß das früher 
auch schon unter der OVP-Regierung, aller­
dings mit wechselndem Erfolg, getan wurde, 
aber seit dem Bestehen der Regierung Kreisky 
hat sich die Zahl der sondervertraglichen 
Regelungen solcher Dienstverhältnisse sehr 
stark vermehrt. 

Ich rede nicht von den Spezialisten der 
elektronischen Datenverarbeitung, die unter 
den Bedingungen des Beamten-Besoldungs­
schemas eben nicht zu bekommen waren, und 
ich rede auch nicht von jenen Kräften, die 
anläßlich der Volkszählung eingestellt worden 
sind. Ich rede von den sogenannten Stabs­
stellen einzelner Minister, die praktisch den 
verlängerten Arm des Ministers darstellen, 
die praktisch Weisungen im Auftrag des Mini­
sters an die höchste Beamtenschaft erteilen, 
also leitende Funktionen in der Bundesverwal­
tung ausüben, ohne Beamte mit allen Rechten 
und, was mir wesentlich zu sein scheint, mit 
allen Pflichten zu s ein. (Abg. Dr. G a s  p e r­
s c  h i t  Z: Verfassungswidrig!) 

Soweit Sonderverträge das Dienstverhältnis 
regeln, mag das einigermaßen formal-rechtlich 
noch gedeckt sein, aber rechtlich schief, um 
nicht zu sagen faul, s cheint mir die Angelegen­
heit dort zu sein, wo überhaupt zwischen 
der Bundesverwaltung und dem Stabs be amten 
kein Rechtsverhältnis besteht. 

Diese politische Führungskraft - wollen 
wir sie einmal so nennen - steht zumeist 
in einem Verhältnis zu einem anderen Dienst­
geber, sei es die G emeinde Wien, sei es die 
Arbeiterkammer. (Abg. H a  h n: Die SPOl) 
Sie wird von dort für den Bundesdienst ent­
liehen, j edoch von dort weiterbesoldet. 

Ihre Bezüge werden vom Bund dieser 
anderen Körpersch aft ersetzt. Ein sogenannter 
Leihbeamter, wenn i ch mir diesen Ausdruck. 
gestatten darf. Ein s ogenannter Leihbeamter, 
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ein entliehener Beamter unterstützt den 
Ressortminister in der Führung des Ministe­
riums, gibt Weisungen und Aufträge. Er ist 
also kein Beamter im Sinne des Bundes­
beamtenturns, er ist nicht einmal ein Vertrags­
bediensteter, er ist ein Entliehener, ein nicht 
durch Gelöbnis oder Eid an die Stätte seines 
Wirkens Gebundener, und er ist nicht zur 
Amtsverschwiegenheit verpflichtet, obwohl er 
natürlüh höchster Geheimnisträger ist ; das 
liegt in der Natur der Sache. 

Und dieser Stabsbeamte, dieser Leihbeamte 
unterliegt keiner Verantwortung, keiner Sank­
tion, keiner Disziplinargewalt. (Abg. H a h n: 
Nur der Parteil) Ich weiß niGht, ob dieses 
System überhaupt rechtlich gedeckt ist. (Abg. 
Dr. G a s p e r  s c h i  t z: Das ist verfassungs­
widrig!) Ja, das wird bestritten. Es wird be­
hauptet, es ist strittig. (Abg. R. W e  i s z :  
So ein Blödsinn!) Ich will  das hier nicht 
apodiktisch erklären, aber man ' müßte die 
Sache prüfen. (Abg. R. W e i s  z :  Der Herr 
Richter erklärt: 11 Verfassungswidrig"! Beim 
Herrn Bergmann und Konsorten war es nicht 
verfassungswidrig!) 

Aber, meine Damen und Herren: Ob allein 
die Ministerverantwortlichkeit genügt, die 
Handlungsweise dieses politischen Beamten 
- um nicht zu sagen : Politkommissars - zu 
decken, weiß ich nicht. Das müßte man prüfen. 
Sauber scheint mir diese Sache nicht zu sein. 
Idl bin der Meinung, daß hier eine gefährliche, 
das Berufsbeamtentum abwertende, rechtlich 
nicht gedeckte Einrichtung Platz greift, die 
dringend einer Klärung bedarf, wenn sie nicht 
am besten wieder abgeschafft wird. Ich glaube :  
Unsere Beamten brauchen keine Politkommis­
sare. Sie sind gewohnt, jedem Minister, ganz 
gleich welcher Couleur. zu dienen. (Beifall bei 
der FPO und bei Abgeordneten der O VP.) 

Aber wenn ein Minister glaubt, ohne be­
sondere Leute seines Vertrauens nicht aus­
kommen zu können, sein Ressort nicht leiten 
zu können, dann sollte man die Sache in ein 
sauberes rechtliches Verhältnis bringen. So 
ungefähr wie es ja die Schweiz getan hat, 
indem sie in ihrem Gesetzentwurf "über die 
Organisation u�d die Geschäftsführung des 
Bundesrates und der Bundesverwaltung" 
zum Beispiel im Artikel 38 schreibt : 

"Jeder Departmentsvorsteher kann persön­
liche Berater bestellen, die in einer ' durch 
den Bundesrat zu regelnden beamtenrecht­
lichen Sonderstellung stehen ." , 

Meine Damen und Herren! Ich darf die 
Aufforderung an Sie richten: Kommen Sie ins 
Parlament mit Ihren Befehlsstellen, diskutie­
ren wir hier diese Einrichtungen, die Sie für 
die Führung Ihrer Ressorts anscheinend für 
unumgänglich notwendig halten, weil Sie 
offensichtlich kein Vertrauen zu den dort an­
gestammten Beamten haben, und regeln wir 
die Sache hier im Plenum. Stellen wir die 
Dinge im Parlament zur Diskussion. Warten 
Sie nicht, bis die Opposition auf Umwegen 
von diesen Tatsachen erfährt und bis die 
Opposition draufkommt und diese Dinge dann 
hier so quasi aufdeckend zur Sprache bringen 
muß. 

In gewissen Dingen. so auch hier, ist diese 
Regierung ziemlich schweigsam, auffallend 
schweigsam. Ich habe es heute zu Beginn 
meiner Ausführungen schon gesagt : Auch 
heute ist die Bereitschaft zur Diskussion nicht 
groß. Wir haben es auch in der Vergangen­
heit erlebt, daß die Bereitschaft zur Diskussion 
in gewissen Fragen nicht groß war. Es ging 
um Fragen des Preisauftriebes und der infla­
tionären Entwicklung. Die Opposition mußte 
dringliche Anfragen stellen, ohne eine Chance 
gehabt zu haben, daß sie die Regierung beant­
wortet. 

Wir haben es erlebt, daß gewisse wichtige 
Fragen in einer Art Schnellsiedeverfahren hier 
über die Bühne gingen. Es ist heute auch von 
meinem Vorredner ja sehr eingehend zum 
Kärntner Ortstafelgesetz Stellung genommen 
worden. Es war dies das Muster eines solchen 
Schnellsiedeverfahrens, eines Husch-Pfusch­
Gesetzes, wo auch die Regierung nicht bereit 
war, mit der Opposition zu diskutieren. Es 
war dies weder bei der Beschlußfassung der 
Fall, noch auch nachher, nachdem - ich 
möchte sagen - der Scherbenhaufen ziemlich 
komplett war. 

. 

Der Herr Bundeskanzler ist bis dato der 
Diskussion mit der Opposition über dieses 
Kärntner Ortstafelgesetz ausgewichen. Er ist 
auch heute verhindert - was wir bedauern -. 
um sich dem Parlament zu stellen, und zwar 
den freigewählten Abgeordneten vor allem 
der Opposition, denen ja die Regierung eigent­
lich in erster Linie hinsimtlich der einzig­
artigen Fragen eines einzigartigen Mißgriffes 
dieser Regierung und dieser Regierungspartei 
Rede und Antwort zu stehen hätte. 

"Stabsstellen sind dauernde oder auf Zeit 
bestellte Einrichtungen. die die leitenden 
Organe beraten, unterstützen und entlasten. 
Es können ihnen vor allem Aufgaben aus 
dem Bereich der Planung, Organisation, Vor­
bereitung, Koordination und Aufsicht zuge­
wiesen werden." Aber Dr. Kreisky meint: Mit den Abgeord­

Im Artikel 51 dieses schweizerischen Gesetz- neten rede ich später. Er redet mit allen: Er 
entwurfes heißt es: diskutiert im Fernsehen, er diskutiert mit 
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Journalisten, er diskutiert mit allen mög­
lichen Leuten. Aber mit den Abgeordneten, 
denen er Rede und Antwort hinsichtlich dieser 
Fehlleistung zu stehen hätte, diskutiert er 
nicht ! - Mit diesen Abgeordneten rede ich 
später, sagte er in einem überheblichen Selbst­
bewußtsein, das gerade uns in dieser Frage 
gar nicht angebracht erscheint. Für die Abge­
ordneten hat dieser Dr. Kreisky bestenfalls 
Verdächtigungen parat, so wie für unseren 
Abgeordneten Dr. Scrinzi, dem er eine ge­
schmacklose Äußerung widmet. Als die Initia­
tive unserer Kärntner Freunde bekannt wurde, 
der gesetzlichen Minderheitenermittlung mit­
tels eines Volksbegehrens zum Durchbruch 
zu verhelfen, widmete Dr. Kreisky unserem 
Dr. Scrinzi die Worte : Jetzt habe der Doktor 

stranten G assenbuben. (Abg. L i  b a 1: Was 
is t  denn dort gerufen worden?) Ich möchte 
nicht wissen, was sozialdemokratische Demon­
stranten in der Ersteri Republik gerufen haben, 
als sie auf der Straße demonstriert haben . 
Bei Demonstrationen ist es nun einmal so :  
Man ist nicht sehr wählerisch mit seinen 
Äußerungen. 

Es ist interessant: Die Demonstranten sind 
dann Gassenbuben, wenn die Sozialdemokra­
ten, die damals demonstriert haben, heute da 
auf der Regierungsbank sitzen. Das ist der 
Wandel der Gesinnung! Es ist sehr interes­
sant, wie rasch sich die Auffassungen bei 
Sozialdemokraten ändern können, wenn sie an 
der Macht sind. (Abg. L i  b a I: Dort ist ge­
rufen worden: "Der Hitler muß wiederkom-

Scrinzi sein wahres Gesicht gezeigt. men!" _ Weitere Zwischenrufe. - Präsident 
Meine Damen und Herren! Was heißt denn Dr. M a l  e t a gibt das Glockenzeichen.) Aber 

das"? - Das heißt doch nichts anderes : Hier das war einer :im Fernsehen. Das ist das 
sitzt einer, der sich die ganzen Jahre verstellt Paradebeispiell Solche Paradebeispiele kann 
hat, der geheuchelt hat, also einer, der offen- man bei allen Richtungen und überall fest­
sichtlich eine schlechte Charaktereigenschaft stellen. (Abg. L i  b a I: Das zeigt, was für 
hat. Demonstranten das waren! - Unruhe.) Herr 

Derselbe Bundeskanzler, der so empfindlich Kollege ! Ich werde auf diese Äußerungen nodl 

ist, wenn er sich selbst Verdächtigungen aus- zu sprechen kommen. Vielleicht ist es Ihnen 

gesetzt sieht, wie dies bei der Debatte über nicht sehr angenehm! 

die UN-City der Fall war, und der dann Es ist interessant, wie rasch sich die Auf­
explodiert. Derselbe Bundeskanzler ist sehr fassungen ändern. Das ist aber Ihr Problem! 
viel weniger empfindlich, wenn es um die Ihre Wandlungen, die Sie durchmachen, sind 
Ehre und wenn es um das Ansehen eines Ihr Problem. Wir sind hier nur sehr aufmerk­
Abgeordneten der Opposition gehL Da ist er same Beobachter dieser Wandlungen. 
bereit, etwas am Zeug zu flicken. 

Aber das ist noch nicht alles, was sich 
dieser Herr Bundeskanzler - ich bedaure 
nochmals, daß er nicht hier ist ; aber man muß 
die Dinge auch einmal aussprechen ; man kann 
nicht zu viel Zeit, vielleicht bis ins nächste 
Jahr verstre idlen lassen - gegenüber der 
Opposition in dieser Kärntner Frage geleistet 
hat. Ich will nicht auf Äußerungen eingehen, 
die er in begreiflicher Erregung angesichts 
der Vorfälle während seines Klagenfurter Auf­
enthaltes gemacht hat, obwohl es eigentlich 
doch zu denken gibt und eine eigenartige 
Wandlung d arstellt, die Sozialisten, Sozial­
demokraten durchmachen, wenn sie selbst an 
der Regierung sind. Da verlieren sie offensicht­
lich ein gewisses Gefühl für Stimmungen im 
Volk. Da b ekommen sie ein schlechtes, ein 
falsches G ehör  für dieses Volk. Dann sind 
dieselben Sozialdemokraten, die in den langen 
Jahren ihres Kampfes und Aufstieges oft 
genug auf der Straße ihren Unmut - ich 
möchte milde sagen : oftmals in großer Turbu­
lenz - gegen die damals Regierenden zum 
Ausdruck gebracht haben, wegen der Demon­
strationen heute eher verstimmt. Es sind ihnen 
heute Demonstrationen, wenn sie andere 
machen, eher lästig. Dann sind die Demon-

Meine Damen und Herren! Anders liegen 
die Dinge ,  wenn der Herr Bundeskanzler von 
seinem Mißgriff in der Kärntner Ortstafelfrage 
dadurch ablenken will, daß er nicht nUT Ab­
geordnete sondern auch eine ganze demokrati­
sche Partei dieses Hauses üblen Verdächti-
gungen aussetzt. Denn was ist es anders als 
eine üble Verdächtigung, wenn sich der Herr 
Bundeskanzler in einem Interview in der 
Tageszeitung "Die Presse" zum Volksbegeh­
ren unserer Kärntner Freunde wie folgt 
äußert - ich zitiere mit Genehmigung des 
Herrn Präsidenten - :  

"Das Volksbegehren der Freiheitlichen? 
Das ist ja die reinste Hitler-Abstimmung! 
Damals hat man wenigstens noch theoretisch 
die Möglichkeit gehabt, dagegen zu sein. 
Diesmal werden sich nur jene deklarieren, 
die für das Volksbegehren sind ! Das ist immer 
der Anfang:  Zuerst will man keine Slowenen, 
dann ist man gegen die Gastarbeiter und 
plötzlich wieder gegen die Juden." 

Meine Damen und Herren! Was soll das? 
(Abg. R. W e i 8 Z: Das haben wir auch gefragtJ) 
Ich muß doch an eines erinnern, und zwar 
daran, daß meine Fraktion im Februar 1 972 
hier einen Initiativantrag auf gesetzliche Rege-
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lung einer Minderheitenfeststellung einge­
bracht hat, in dem wir vorschlagen, in einer 
den Bestimmungen der Nationalrats-Wahl­
ordnung analog entsprechenden, geheimen 
Befragung der gesamten Bevölkerung Süd­
kärntens, also nicht nur der slowenischen, 
sondern auch der deutschen und der windi­
schen Bevölkerung, die Stärke der sloweni­
schen Minderheit festzustellen, um endlich 
echte Voraussetzungen zu schaffen, die eine 
ordnungsgemäße Erfüllung des Artikels 1 Z. 3 
des österreichischen Staatsvertrages sicher­
stellen sollen. 

Hier wird eine, wie wir meinen, sehr demo­
kratische Vorgangsweise . durch den Herrn 
Bundeskanzler verdächtigt und herabgesetzt, 
eine Vorgangsweise, die keinerlei Diskrimi­
nierung der Minderheit mit sich bringen kann, 
weil die gesamte Bevölkerung geheim befragt 
werden soll. Das ist ein Umstand, der der 
Dffentlichkeit viel zuwenig bekannt -ist und 
vielleicht auch nicht bekannt werden soll, 
wenn es nach den Plänen der sozialistischen 
Mehrheitsfraktion geht, sonst hätte die 
Regierungspartei die Behandlung dieses Ini­
tiativantrages hier in diesem Hause bis zur 
Stunde nicht verhindert. 

Weil eben die gesetzliche Regelung einer 
Minderheitenfeststellung, weil die Behand­
lung 'unseres Initiativantrages, über den es 
natürlich auch gegenteilige Meinungen gibt 
- das ist ganz klar -, weil hier offenbar 
wieder einmal über ein so wichtiges Problem 
nicht diskutiert werden darf, hat eben meine 
Partei in Kärnten von der durch die öster­
reichische Bundesverfassung geschaffenen Ein­
richtung des Volksbegehrens Gebrauch ge­
macht. Also ähnlich, wie es zum Beispiel die 
Initiatoren des Rundfunk-Volksbegehrens, die 
Initiatoren des Volksbegehrens für Verkür­
zung der Arbeitszeit oder die Initiatoren des 
Volksbegehrens für Abschaffung des 9. Schul­
jahres gemacht haben. 

Ein verfassungsmäßig gedeckter, gesetz­
licher Vorgang ! Ein Vorgang, der nun einmal 
nach der Rechtslage so vor .sich geht, daß 
nur diejenigen das Volksbegehren unterschrei­
ben, die eben, damit einverstanden sind. Die 
nicht einverstanden sind, leisten die Unter­
schrift nicht. Das steht so im Gesetz ! Die es 
nicht wünschen, bleiben eben fern. 

Was macht aber der Herr Bundeskanzler 
aus diesem gesetzlichen, verfassungsmäßig 
geregelten Vorgang? Er schämt sich nicht, 
diese Einrichtung der österreichischen Bundes­
verfassung zu diskriminieren, und zwar nur 
deshalb, weil wir Freiheitlichen sich ihrer be­
dienen und sie zur Anwendung bringen. Er 
.sagt: Das ist die reinste Hitler-Abstimmung. 

Es ist, glaube ich, wohl der Gipfelpunkt der 
Verdächtigungen, denen eine demokratische 
Partei in diesem Staate ausgesetzt ist, wenn 
eines der grauenvollsten Kapitel der Vergan­
genheit, nämlich die Verfolgung der Juden, 
herangezogen und hier einem demokratischen 
Vorgang gleichgesetzt wird. Ich muß mir das 
namens meiner Fraktion ganz energisch und 
eindeutig verbitten! (Abg. S k r i t e k:  Der 
Ton ist aber eigenartig!) Ich glaube, daß wir 
angesichts einer solchen Verdächtigung nicht 
kühl bleiben können. Sie vielleicht - ich 
kann es nicht, Herr Kollege Skritek! Ich be­
daure . . . (Abg. L i  b a 1: Es ist genauso ge­
sprochen worden wie damals! - Abg. S k r i­
t e  k: Sie haben denselben Ton!) Ich bedaure, 
daß der Herr Bundeskanzler heute verhindert 
ist, dieser Debatte beizuwohnen. (Unruhe bei 
der SPO.) Ich hätte diese Ausführung viel 
lieber in seiner Anwe.senheit gebracht, denn 
man kann diese Dinge nicht im Raume stehen 
lassen. Man kann sie nicht unwidersprochen 
sein lassen, denn wer hier nicht widerspricht, 
der akzeptiert sie. (Abg. L a  n c: Das beweist 
doch Ihre vollkommene Verständnislosigkeit 
für das Problem! - Abg. S k r i t e k: Der 
Ton macht die Musik!) Ich glaube, Herr Kol­
lege, von Verständnislosigkeit lin der Kärnt­
ner Ortstafelangelegenheit brauchen Sie nicht 
reden. (Abg. L a  n C: SO ein Kärntner wie Sie 
bin ich noch lange!) Die Verständnislosigkeit 
Ihrer Partei ist offensichtlich klar geworden. 
Das haben Tausende und Abertausende Kärnt­
ner Ihnen klar gemacht. Anscheinend haben 
Sie es noch nicht begriffen. (Abg. P a  y: Wer 
hat denn in Kärnten aufgehetzt?  Reden Sie 
einmal davon! - Weitere Zwischenrufe.) Ich 
glaube, Sie stehen noch immer auf der Lei­
tung. Ich glaube, Sie sind noch immer falsch 
informiert. (Abg. L i  b a 1: Sie stehen auf der 
Leitung!) Es ist nicht meine Sache, Sie von 
dieser Leitung herunterzuholen. Wenn Sie 
aber diese Geisteshaltung beibehalten, wer­
den Sie sich wahrscheinlich noch mehrere 
Schiefer einziehen. Aber - wie gesagt - es 
geht mich nichts an ! 

Ich glaube, um auf diese Äußerung des 
Herrn Bundeskanzlers zurückzukommen, daß 
einem österreichischen Bundeskanzler auch in 
der Erregung .so etwas nicht pass-ieren darf. 
Ich verstehe die Erregung, ich begreife sie 
angesichts seiner Kärntner Erfahrungen, ange­
sichts der Fehlleistung seines Landeshaupt­
mannes in Kärnten und angesichts seiner eige­
nen Fehleinschätzung der Situation. Ich kann 
mir vorstellen, daß er angesichts dieser Tat­
sachen aus dem Konzept geraten ist. 

Aber es ist noch etwas anderes, was diese 
Äußerungen zeigen. Sie zeigen wohl deut­
licher als andere Erscheinungen, daß sich ge-
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rade der Herr Bundeskanzler, dem man sonst 
immer ein gewisses G'spür für die Situation, 
für die Einschätzung der Dinge nachsagt, selbst 
des Gefühls nicht erwehren kann, daß er mit 
seiner Politik und mit der Politik seiner Regie­
rung nun die Talfahrt begonnen hat. Denn 
aus diesen unkontrollierten Äußerungen 
spricht wohl doch nichts anderes als die Ner­
vosität (Zwischenruf des Abg. P a  y), die zum 
Beispiel einen Ertrinkenden auszeichnet, der 
wild um sich schlägt, um sich noch vor dem 
sicheren Untergang zu retten. (Abg. S k r i­
t e k: Da müssen Sie ertrinken, denn Sie 
schlagen wild um sich!) 

Denn eines, meine Damen und Herren des 
Hohen Hauses und der sozialistischen Frak­
tion, scheint doch klar zu sein : Die Zeit der 
Zaubersprüche ist unwiederbringlich vorbei. 
Die Zeit der harten Realitäten, die diese Regie­
rung erst bewältigen muß, ist angebrochen. 
Was die Regierung in dieser Hinsicht an 
Fehlleistungen geboten hat, was sie an den 
Tag gelegt hat, das läßt doch für die Zukunft 
das Schlimmste erwarten. 

Das sehen wir an diesem Voranschlag. 
(Abg. 0 r t n e r: Siehe die Wahlen in Europa, 
in Australien und überall!) Warten wir die 
Wahlen ab, Herr Kollege ! Sie haben gar kei­
nen besonderen Grund, über die Wahlerfolge 
in der letzten Zeit zu reden. (Abg. S k r i ­
t e  k :  Sie vielleichtf) Wir schon eher! (Abg. 
S c  h i e d e I: Sie persönlich dürfen sich da 
nicht  vergleichen! - Weitere Zwischenrufe. -
Präsident DI. M a l  e t a  gib t  das Glockenzei­
chen.) Es ist schwer, eine Person mit Wahlen 
zu vergleichen. Das bringen nur Sie zusam­
men. Ich bringe es begrifflich nicht zusammen. 

Der heute zur Debatte stehende Voranschlag 
ist nicht geeignet, uns die Befürchtungen, daß 
die Regierung mit den Realitäten der Zukunft 
nicht fertig werden wird, zu nehmen. Im 
Gegenteil, wir glauben, daß sich die wirt­
schaftliche Situation verschlechtern wird. Wü 
glauben, daß der Voranschlag nicht geeignet 
ist, die Probleme unseres Staates einer Lösung 
n äherzubringen. (Abg. P a  y: Na klar, ihr 
wollt es ja so!) Wir glauben nicht - h abe 
ich gesagt -, daß dieser Voranschlag geeig­
net ist, die Probleme des Staates zu lösen. 
Bestenfalls rudert dieses Budget in diesen 
Problemen herum. Das scheint uns Freiheit­
lichen zuwenig zu sein für eine Regierung, 
die sich stolz die "bestvorbereitete" genannt 
hat. Aus diesem Grunde, meine Damen und 
Herren, lehnen wir diesen Voranschlag ab .  
(Beifall bei deI FPtJ.) 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Abgeordnete Robert Weisz. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Robert Weisz (SPO) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus!  Bevor ich zu meinen 
Ausführungen zum Bundeskanzleramt und 
anderen Personalfragen komme, möchte ich 
doch eine Feststellung treffen. Die beiden 
Klubs haben ersucht, daß die sozialistische 
Fraktion die Diskussion hier im Hohen Haus 
nicht verlängert, indem sie nicht auf jeden 
Oppositionsredner einen Kontraredner ein­
setzt. (Ruf bei der FPO: Vier hinterein­
ander! - Abg. S k r i t e k:  Zählen können Sie 
auch nichtl) 

Wir haben uns an dieses - Ubereinkom­
men kann man nicht sagen -, an diese Aus­
sprache gehalten. Es zeigt sich . . .  (Abg. 
P e t e I: Gratz hat es mitgeteilt, und wir 
haben es zur Kenntnis genommen!) Aber es 
war der Wunsch der beiden anderen Frak­
tionen. (Ruf bei der O VP:  Dann darf der 
Fleischmann nicht mangelnde Diskussions­
berei tschaft der Opposition vorwerfen!) 

Ich darf also hier sagen : Wenn das so ist, 
werden wir - wir haben genug Redner --, 
wird der gesamte Klub hier zum Rednerpult 
kommen. Zeit haben wir auch bis 31. Dezem­
ber. Wenn Sie also diesen Weg gehen wol­
len, dann sind wir gerne bereH, mit den ande­
ren zwei Oppositionsparteien so die Budget­
debatte durchzuführen. (Ruf bei der OVP: Sie 
werden uns nichts andrehen!) Andrehen tu 
ich überhaupt nicht. Ich bin ein ruhiger Mensch 
und nicht so wie Sie immer aufgeregt. Ich 
drohe nicht, ich stelle nur Tatsachen fest .  Und 
diese Feststellung mache ich auch hier für 
den sozialistischen Klub. 

Zum Abgeordneten Schmidt darf ich s agen: 
Es ist manches hier verworren gewesen. Er 
vermischte die Begriffe. Es tut mir besonders 
leid, wenn das ein öffentlich Bediensteter 
macht. Die Aufstockung der Dienstpo.sten hat 
ihre Begründungen, wie er j a ' dann s elbst 
im Nachsatz festgestellt hat. Ich glaube, von 
einer Aufblähung des Verwaltungsapparates 
kann man überhaupt nicht sprechen. Auch die 
Änderung der Dienstpragmatik soll nicht aus 
dem Grund erfolgen, damit eine Aufblähung 
des Personal aufwandes stattfindet. 

Er spricht auch von leistungsfördernden 
Maßnahmen, die gesetzt werden, und d avon, 
daß die Regierung keine leistungsgerechten 
Elemente bringt. Gerade. die vor kurzem be­
schlossene 24. Gehaltsgesetznovelle bringt 
und gibt die Möglichkeit, leistungsgerechte 
Entlohnungen im öffentlichen Dienst zu ge­
währleisten, und die 24. Novelle gibt auch 
die Möglichkeit einer sehr breiten Streuung. 
Ich glaube auch, daß hier die Gewerkschaften 
feststellen können, daß diese Novelle gerade 
damit den Bedürfnissen der Verwaltung nach 
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einer leistungsgerechten Entlohnung, aber 
auch nach einer entsprechenden Hebung von 
Dienstleistungen entgegenkommt. 

Der Abgeordnete Dr. Schmidt sagt auch, 
es sei eine fejge Praxis in bezug auf die Be­
schreibung . Dazu muß man also doch sagen, 
daß das eine gewisse Verdächtigung gegen­
über leitenden Beamten ist, die Dienstbesduei­
bungen zu erstellen haben. Denn die Regie­
rung macht j a  keine Dienstbeschreibungen, 
sondern das machen ausschließlich die Vorge­
setzten der öffentlich Bediensteten. Daher soll 
man nicht mit so kräftigen Worten wie "feige 
Praxis" hier am Rednerpult sprechen. 

Ich glaube auch nicht, daß festzustellen ist, 
daß die Bundesregierung gegen Beamte oder 
gegen Schreibtischbeamte ist, sondern es wird 
immer wieder der Versuch gemacht, die Per­
sonalstände doch irgendwie einzudämmen, daß 
keine Personalausweitung stattfindet. Gerade 
das, möchte ich sagen - er sagt, wir weiten 
den Personalstand aus -, wird in anderer 
Weise bei der Budgetdebatte immer wieder 
kritisiert, daß der Personalstand zu hoch ist. 
Ich glaube, ügendwie müßte man sich einmal 
auch entscheiden, was man in dieser Frage 
will. 

Der Abgeordnete Dr. Schmidt spri cht auch 
über den Versetzungsschutz des § 67. Ich 
glaube , daß bisher kaum jemand imstande 
war zu sagen - auch niemand von der frei­
heitlichen Fraktion -, daß einer wegen seiner 
politischen Gesinnung versetzt wurde oder 
nicht entsprechend gefördert oder befördert 
wurde. Das Personalvertretungsgesetz ge­
währleistet auch den Schutz aus politisdlen 
Gründen. Daher soll man - gerade weil in 
der letzten Zeit immer wiederum so gespro­
chen wird, als ob ein ständiger Wechsel im 
öffentlichen Dienst stattfindet - die Dinge 
doch nicht in der Art darstellen, wie sie wirk­
lich nicht sind. 

Abgeordneter Dr. Schmidt sagt auch, man 
solle die Frage der Versetzung beziehungs­
weise des Aufstieges nicht mit dem Bad 
ausgießen. 

Ich darf dazu hier sagen : Gerade die soziali­
stische Regierung war es, die erstmalig einen 
Einbruch in das öffentliche Dienstrecht ge­
macht hat, indern sie für B-Beamte mit ausge­
zeichneter Dienstleistung, mit besonders 
herausragenden Dienstleistungen die Möglich­
keit eröffnet hat, in den A-Status zu kommen. 
(Ruf: Fachexperten!) Fachexperten, bitte. 
Es war also erstmalig unter der sozialistischen 
Regierung, daß dieser Durchbruch gemacht 
wurde. Ich muß hinzufügen: Der Durchbruch 
ist nicht aus politischen Gründen erfolgt. Auch 
das soll hier klargestellt werden. Unter diesen 
Beamten ist kein einziger, der der Sozialisti-

schen Partei angehört. (Abg. L i  n s b  a u e  I: 
Von diesen dreien nichtf) Von diesen dreien 
ist keiner dabei. Stellen wir das der Ge­
rüchte wegen, die sonst immer wieder auf- . 
tauchen, fest!  

Dann hat der Herr Abgeordnete Schmidt 
auch von den Stabs teIlen gesprochen, die in 
den Ministerien errichtet werden. Er kommt 
mit seiner Ansicht - er war ja auch damals 
im Finanzausschuß, in dem das Kapitel "Bun­
deskanzleramt" behandelt wurde - in einen 
gewissen Widerspruch mit dem Präsidenten 
des Rechnungshofes. Denn auch der Präsident 
des Rechnungshofes hat ausdrücklich festge­
stellt, daß es schon vernünftig ist, diese Stab­
stellen einzurichten, weil es im Interesse der 
großen Verwaltung liegt, wenn diese Zentral­
steIlen bei den Ministerien errichtet werden . 
Natürlich ist ein Teil  davon in Sonderverträ­
gen entlohnt, aber die Zahl dieser Beamten 
ist ja so gering! Ich möchte da die Abgeord­
neten der DVP daran erinnern, daß es auch 
in der Zeit der DVP-Alleinregierung eine 
ganz ansehnliche Zahl von solchen Leuten 
gegeben hat, die mit sogenannten "Werkver­
trägen" beschäftigt wurden. Wenn man die 
Beträge , die damals bezahlt wurden, heute 
valorisiert auf die Zeit 1972/73, so wird man 
sehen, daß es heute kaum einen Beamten 
gibt, der diese Bezüge erhält. (Zwischenruf 
bei der DVP.) Das sind auch Beamte, auch 
wenn sie von der Gemeinde Wien oder von 
der Arbeiterkammer abgestellt wurden. Das 
sind Beamte, von denen man nicht sagen kann, 
daß sie mit den Materien nichts zu tun haben. 
Es sind Fachleute, die dorthin gekommen sind. 
Sonst hätte sie j a  der . . .  (Ruf bei der DVP: 
Vermietete Beamte!) Vermietete Beamte. Aber 
ich glaube, daß es sich trotzdem als notwen­
dig erweisen wird, daß diese Menschen diese 
Positionen einnehmen. 

Das ist j a  keine Neuheit, das hat es immer 
gegeben. Es ist zum Beispiel der Herr Präs'i­
dialchef von der Gemeinde Wien in das Bun­
deskanzleramt geholt worden, da es angeblich 
keinen Beamten im Bundeskanzleramt gege­
ben hat, der sich dort um diesen Posten be­
worben hätte. Das ist keine Neuheit, sondern 
das ist eine Praxis, die seit Jahrzehnten 
- könnte man sagen - geübt wurde. Es war 
schon früher so, daß ein gewisser Wechsel von 
Dienststellen des öffentlichen Dienstes zu 
anderen Dienststellen durchgeführt wurde. 

Nur besteht heute ein Unterschied : Früher 
sind diese Menschen alle von der Kärntner­
straße in die einzelnen Ministerien gekommen. 
Das zeigt, daß sich auch auf diesem Sektor 
manches geändert hat. (Ruf bei deI avp: 
Heute kommen sie von deI Nebenstraße!) 

52. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)56 von 179

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 52. Sitzung - 4. Dezember 1 972 441 7  

Robert Weisz 

Wenn es gute Sachen s'ind, warum soll man 
sie nicht nachmachen, Kollege Kern? 

Auch mit solchen Ausdrücken wie "Polit­
kommissäre" , wie es der Abgeordnete 
Schmidt getan hat, soll man sich zurückhalten. 
Ich glaube, Politkommissär ist etwas anderes 
als ein Fachexperte bei einem Minister, Man 
soll nicht eine derartige Vermischung von sol­
chen Funktionen herbeiführen, weil es erstens 
nicht stimmt und zweitens auch nicht der gan­
zen Wahrheit dient, wodurch das Ansehen der 
Beamten herabgesetzt wird, 

relative Senkung des Dienstpostenstandes um 
mehr als 5000 Dienstposten. Das ist die Zahl, 
die sich ergibt, wenn man die Differenz zwi­
schen 1 970 und 1973 und die zweimalige 
Arbeitszeitverkürzung in Betracht zieht. 

Der Abgeordnete Schmidt hat schon gesagt, 
daß es unrichtig ist, immer von den Beamten 
zu reden, wo doch der größere Teil der Men­
schen, die heute im öffentlichen Dienst stehen, 
im Dienstleistungsbereich tätig ist. Die Zahl 
der reinen Beamten list so gering, weil der grö­

ßere Teil bei der Bundesbahn, bei der Post, 

Daß Wissenschaftler aus dem Ausland ge- in den Bundesforsten und in sonstigen Be­

holt werden: man soll es anerkennen, daß trieben, im Unterrichtssektor, im Sicherheits­

es jetzt gelingt, manchesmal auch solche wesen, in den Gerichten und Strafanstalten 

Menschen dazu zu bewegen, ihre Dienstlei- und in der Landesverteidigung tätig ist, sodaß 

stung dem österreichischen Staat zur Ver- eigentlich nur rund 40.000 Beamte überbleiben, 

fügung zu stellen. die in der reinen Verwaltung tätig sind. Das 

.. . ' . . heißt, daß also nicht einmal 20 Prozent der 

. 
Nun m�chte :lch emlge Zahlen nennen, weIl Beamten des gesamten Dienstpostenstandes 

Immer W'leder von der großen Vermehrung ' als Beamte täti sind. 
des Personalaufwandes und von der Auswei-

g 

tung und Aufblähung des Dienstpostenplanes Daß man aber auch von seiten der Oster-
gesprochen wurde. Wir haben im Jahr 1970 reichischen Volkspartei manches anders ge­
einen Gesamtdienstpostenstand von 273,21 8  sehen hat, und zwar vielleicht gerade dann, 
Dienstposten gehabt. Davon sind damals auf wenn man selbst diesbezüglich tätig ist, geht 
das Unterrichtswesen 33,622 entfallen, auf den aus dem Protokoll der 39 , Sitzung des Natio­
Justizbereich insgesamt 9 1 72 und auf die Aus- nalrates vom 1 1 . Dezember 1 963 he:-vOI, aus 
wärtigen Angelegenheiten 1 1 20. Im Jahre dem ich ein paar Sätze vorlesen möchte , die 
1973 wird der Gesamtdienstpostenstand damals der Finanzminister Dr. Korinek hier 
279,947 Dienstposten betragen ; davon entfal- im Hohen Haus zum besten gegeben hat. Auf 
len aber jetzt 40.337 gegenüber 33.622 Be- Anfragen, die der Herr Abgeordnete Doktor 
amten im Jahre 1 970 auf das Unterrichtswesen. Broesigke zur Verwaltungsreform gestellt hat, 
Hier können wir sehen, daß die Vermehrung sagte er :  "Meine Damen und Herren ! Die 
des Personalstandes ausschließlich auf dem Frage der Verwaltungsreform 'ist natürlich 
Unterrichtssektor durchgeführt wurde. Im eine enorm schwierige Frage , eine Frage 
Justizbereich sind es 9336 gegenüber 9 1 72, aber, die eben in der Sache se lbst - Doktor 
und im Außenministerium ist eine Vermeh- Kandutsch hat darauf verwiesen -, in dem 
rung um 81 auf 1 201  Personen e ingetreten, Gesetz von den wachsenden Staatsausgaben 
Das bedeutet, daß das Unterrichts- und For- liegt, eine Frage, die auch der Bundesrat Gratz 
schungswesen eine Vermehrung um 671 5  von der SPD in einer der letzten Sitzungen 
Posten erfahren hat, das Justizwesen um 664 äußerst interessant behandelt hat. Wir kom­
und die Auswärtigen Angelegenheiten um 8 1 .  men nun einmal über die Tatsa che nicht hin­

Ich glaube, daß man hier auch gerecht sein 
soll. Man soll nicht glauben, daß die Dienst­
posten willkürlich erhöht werden ; man sol! 
bedenken, daß 'in dem Zeitraum von 1 970 bis 
1973 eine zweimalige Arbeitszeitverkürzung 
im öffentlichen Dienst eingetrete n  ist. Hier 
geht es um eine Berechnung, die der frühere 
Staatssekretär und Leiter der Verwaltungs­
reformkommission angestellt hat, nämlich daß 
1 2,000 Dienstposten notwendig w ären, damit 
diese zweimalige Arbeitszeitverkürzung auf­
gefangen werden kann, So ergibt sich gegen­
über dem Jahr 1 970, selbst unter E inbeziehung 
des Unterrichts- und Forschungswesens, des 
Justizbereiches und der Auswärtigen Ange­
legenheiten, zwar eine absolute Vermehrung 
um mehr als 6700 Dienstposten, j edoch eine 

weg, daß der Staat, die legitimen Vertreter 
des Staates - das sind Sie, meine Damen und 
Herren - der Staatsverwaltung immer neue 
Aufgaben auflasten, Diese Aufgaben bedür­
fen einer -erhöhten Verwaltung, und diese er­
höhte Verwaltung verursacht Kosten, " Das hat 
der Herr OVP-Finanzminister Dr. Korinek 
1 963 festgestellt. Ich glaube, daß sich an die­
sen Worten heute, zehn Jahre später, kaum 
etwas geändert hat. 

Und nun auch noch zum Kollegen Glaser. 
Er hat gesagt: Die Regierung ist nicht sattel­
fest. Das österreichische Volk hat längst ge­
merkt, daß die sozialistische Regierung mit 
ihrem wirtschaftlichen Latein zu Ende ist. Es 
hat noch nie so viele Versprechungen gege­
ben vor einer Wahl. Das Volk ist getäuscht 
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worden. - Wir können heute feststellen: 
Wenn man bei der letzten Stabilisierungs­
debatte hier im Haus gesagt hat, daß das 
keine Frage des Auslandes ist, dann ist es 
ganz ;interessant, daß sich gerade am Samstag 
zwei Zeitungsnachrichten mit dem Problem der 
Preise und Löhne beschäftigt haben. In dem 
einen Artikel mit dem Titel "Schweiz im Stru­
del der Inflation" heißt es :  "Die Schweiz, das 
Land mit traditioneller Preisstabilität, kommt 
mit der Inflation nicht mehr zu Rande. Nach 
einer Preissteigerung von 7,3 Prozent im 
Oktober drohen für das nächste Jahr Infla­
tionsraten von mehr als 1 0  Prozent. Bern will 
daher die Notbremsen ziehen." Das ist in der 
Schweiz, nicht in Osterreich, damit kein Irr­
tum entsteht! 

"London: Preis-Lohn-Stopp tritt in Kraft. 
Das von der konservativen britischen Regie­
rung eingebrachte Anthnflationsgesetz ist am 
Donnerstag in Kraft getreten. Damit sind alle 
Lohn- und Gehaltserhöhungen für drei Monate 
gestoppt. Preise, Mieten und Div,idenden wer­
den für den gleichen Zeitraum ,eingefroren', 
sofern nicht" - ich würde Sie bitten, daß Sie 
sich das jetzt einmal anhören - "durch Preis­
veränderungen am Weltmarkt und jahreszeit­
liche Einflüsse besondere Bedingungen vorlie­
gen." Das hat die konservative englische 
Regierung gesagt, nicht die sozialistische Re­
gierung in Osterreich,  sondern die konserva­
tive Regierung in England. Das sind Tat­
sachen, über die man nicht hinweggehen kann. 

Kollege Glaser hat auch gesagt, die Soziali­
stische Partei war damals aufgeregt, weil der 
Index um 3 Prozent gestiegen ist. Wir haben 
ein Ultimatum gestellt. Ich darf aber daran 
erinnern - man erinnert sich halt so schwer 
an das -, daß es bereits im Juni 1965, wohl 
unter eÜ"ler Koalitionsregierung, nicht der 
OVP-Alleinregierung, eine Indexsteigerung 
von 8,8 P:;ozent gegeben hat. Es hat Index­
steigerungen von 5, 1 ,  5,7, 6, 5,5, 4,8, 5,3, 
6 Prozent und eine Durchschnittssteigerung 
des Index von 5 Prozent gegeben. Die Index­
steigerung ist also keine Neuheit unter der 
sozialistisdlen Regierung, sondern das hat es 
auch schon früher gegeben. (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Nur habt ihr versprochen, daß es 
nimmer sein wird!) Ich glaube, daß Sie doch 
ein bißchen mehr verstehen, Herr Abgeord · 
neter Dr. Kohlmaier, als ,in diesem Zwischen­
ruf zum Ausdruck kommt. Ich glaube schon, 
daß Sie mehr verstehen. (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Warum habt ihr das nicht früher 
gewußt?) 

Dieser Argumentation der Volkspartei, die 
ich für eine primitive Argumentation halte, 

auch der Bundesregierung entgegenstellen: 
Die Inflation darf nicht der Kaufpreis für die 
Vollbeschäftigung sein, es darf aber auch eine 
Arbeitslosigkeit nicht der Kaufpreis für eine 
Stabilität sein. (Beifall bei der SPO.) Das ist 
die Grundlinie, die sich die Sozialistische Par­
tei zugelegt hat, und diesen Weg wird sie 
auch weitergehen. (Abg. Anton S c h I  a g e r: 
Kollege Weisz! Was sind nun 7 Prozent? Ist 
das eine Infla tion oder nicht?) Inflation ist das 
noch keine. Es list ein angehobener Index. 
(Abg. Anton S c  h 1 a g e r: In aller Freund­
schaft frage ich!) Kollege Schlager! Da müßte 
man sich mehr mit dem ganzen Indexproblem 
auseinandersetzen. Das kann man nicht in 
einem Zwischenruf oder ,in einer Gegenrede 
machen. Denn man muß die Grundsätze des 
erstellten Index einmal beleuchten: Wie ,ist er 
zustandegekommen? Was ist in diesem Index 
drinnen? Wer konsumiert es? 

Wir beide können nämlich nicht sagen, daß 
uns die Teuerung mit 7 Prozent trifft. Das 
möchte kh gleich feststellen. Das trifft nur den 
Arbeiter und Angestellten, der 5000 S Ein­
kommen hat und Alleinverdiener ist. Verdie-
nen nämlich beide, ist bereits eine wesent­
liche Veränderung der Indexzahlen eingetre­
ten. Das ist das Problem. Es sind zum Beispiel 
Spitalskosten drinnen. Ich zahle keine Spi­
talskosten, Sie wahrscheinlidl auch nicht, Kol­
lege Schlager. Aber sie sind in dem Index 
drinnen und verursachen das Ansteigen. Ich 
wohne 'in meiner alten Wohnung, Sie wohnen 
wahrscheinlich .in der alten Wohnung, weil  
Sie im Ausgedinge sind. (Allgemeine Heiter­
keit.) Sie zahlen ja wahrscheinlich überhaupt 
keinen Zins j trotzdem .ist der erhöhte Miet­
zins in dem Index drinnen. 

Schulbücher sind im Index drin. Ich habe 
kein Schulkind mehr, Sie haben auch keines 
mehr, über das Alter sind wir hinaus, aber 
trotzdem ist der Index mit den Schulbüchern 
belastet. Hier, glaube ich, müßte man, wenn 
man vorn Index im allgemeinen spricht, das 
sehen . (Abg. Anton S c  h l a g  e f: Herr Kol­
lege Weisz! Die Landmaschinen sind um 
30 Prozent, die Baukosten um 25 Prozent ge­
stiegen! Ist das keine Inflation?) Kollege 
Schlager! Es s;ind aber die landwirtschaftlidlen 
Produkte in der Zeit auch ganz schön ange­
hoben worden. (Abg. H i e t 1: Aber nicht um 
25 Prozent!  - Weitere Zwischenrufe.) Ein 
Weinhändler überhaupt. Ein viertel Wein 
15 S, mein Gott, Herr Kollege Hietl , setzen 
wir uns mit Weinpreisen nicht auseinander. 
Ich komme nämlich auch aus einem Bezirk, 
wo es Wein gibt. 

muß man immer wieder die wirtschaftliche Die Regierungspolitik, 
These der SOZiialistischen Partei und damit sehe Regierung betreibt, 

die diese sozialisti­
hat befruchtend ge-
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wirkt, denn die sozialistische Regierung war 
ja eine der ersten, die auf dem politischen 
Sektor eine Umgestaltung jetzt auslöst. 

Wir haben vor kurzem in der Bundes­
republik Deutschland den großen Sieg erlebt, 
auch dort ist eine Stärkung der sozialistischen 
Partei eingetreten. (Der P r ä  s i d e n t über­
nimmt wieder den Vorsitz.) 

Wir haben in Holland einen Linksblock-Ge­
winn, bei dem Verluste der Katholischen 
Volkspartei von 35 auf 27 Mandate eingetreten 
sind. Wir haben in Neuseeland einen größe­
ren Erfolg, wir haben in Australien jetzt einen 
Riesenerfolg, man kann sagen, einen Erd­
rutsch. (Beifall bei der SPO.) Sie wären glück­
lich, ein Land für sich aufzählen zu können. 
Sie haben ein einziges, wa.s Sie aufzählen 
können: Sie haben fünf Bünde, neun Länder, 
zwei Firmen, sind 90 streitende Teile. Das 
haben Sie, das ,ist das ganze, was Sie haben, 
(Beifall bei der SPO. - Abg. Anion S c  h 1 a­
g e r: Warum in die Ferne schweifen? - Abg. 
S u p p a n: Reden wir von etwas anderem!) 

Wir können auch über das Wahlergebnis 
der Betriebsratswahlen reden. Das können wir 
ohne weiteres. Ich glaube, gerade die Oster­
reichische Volkspartei und der OAAB hat nicht 
sehr viel Grund, daß sie sich so sehr freuen 
über diese Änderungen auf dem Sektor. Denn 
die Gewinne, welche Sie haben, sind sehr 
minimal, eher schlecht. (Abg, Dr. W i t h a I  m: 
Und die Verluste, die Sie haben, was ist mit 
denen?) Herr Dr. Withalml Wenn man nichts 
hat und gewinnt eine Stimme, sind es 1 00 Pro­
zent. So nämlich sind die Berechnungen er­
folgt. Sie wissen genau, Sie sind ja nicht erst 
seit heute in der Politik, daß 1968 und 1 969 die 
kommunistische Fraktion vollkommen nieder­
gelegen ist, zersplittert, damals hat kaum wer 
kandidiert. Heute wird kandidiert, auf einmal 
sind Gewinne da, Ich glaube, man soll alles 
sehen, wie es ist. Ich könnte sagen, die soziali­
stische Fraktion der Gemeinde Krems hat 
5 Mandate gewonnen. Auch ein großer Er­
folg. (Abg. Dr. W i t h a l m: Wenn das für 
die Betriebsratswahlen für Sie ein Trost istJ) 

Herr Dr. Withalm! Sie werden in Kürze 
auch eine Zusammenstellung bekommen, wo 
Sie alle Betriebsratsresultate sehen können, 
wie sie sich w.irklich auswirken. Natürlich 
sind in einzelnen Betrieben in der Steiermark 
manche Ausrutscher gewesen. Das will ich gar 
nicht verhehlen. (Abg. Dr. W i t h a I  m: Es 
hätte noch schlechter s ein können?) Schlech­
ter? Warum soll es denn schlechter sein? Es 
ist doch so viel ges chehen für die Arbeiter 
durch die sozialistische Regierung, warum soll 
es denn schlechter s e in ?  Es ist das Produkt 
Ihrer Agitation gewesen.  

Kollege Withalml Darf ,ich Ihnen jetzt noch 
eines sagen? Bei kommuIl!istischen Werbezei­
tungen für die Betriebsratswahlen in der 
Steiermark waren Inserate drinnen : von der 
Raiffeisenkasse und solchen Organisationen. 
(Heiterkeit bei der SPO.) Da haben Sie daran 
nichts gefunden, der kommunistischen Frak­
tion Gelder zu geben, nur wenn es vielleicht 
geht, den Sozialisten eines auszuwischen. Das 
ist also das Problem. Sogar verstaatlichte 
Banken waren drinnen, die auch Inserate ge­
geben haben, die auch zu Ihnen gehört haben. 
Das waren die Probleme, mit denen man sich 
vielleicht einmal ernster beschäftigen sollte, 
ob die Gelder dann für diese Zwecke ausge­
geben werden, auß,er Sie rechnen sich die kom­
munistischen Mandatsgewinne bei den Be­
triebsratswahlen als Ihren Erfolg zu, das ist 
etwas anderes. (Abg. S k r i t e k: Besonderes 
Naheverhältnis! - Abg. S c  h r o t  t e r: Es 
gibt in allen Zeitungen Inserate von Raiff­
eisenkassen!) Kollege Schrotter! In einer 
Wahlzeitung, die rein nur zur Betriebsrats­
wahl herausgegeben wird , da bin ich der 
Meinung, daß man sich das überlegen sollte. 
Das hat ja mit einer Inseratensache nichts zu 
tun. Das ist wahrscheinlich zufällig hinein­
gekommen, der Redakteur wird nicht gewußt 
haben, daß es sich um ein kommunistisches 
Blatt handelt. 

Aber nun, Hohes Haus, möchte ich doch zu 
den Problemen des Kapitels Bundeskanzler­
amt kommen und aus diesem Anlaß grundsätz­
lich zu Fragen des Personals und der Inter­
essenvertretung Stellung nehmen. Bei ver­
schiedenen Gelegenheiten wurde schon darauf 
verwiesen, wie zum Beispiel die OVP zu Fra­
gen des Budgets -im allgemeinen und in Per­
sonalfragen im b esonderen sich stellt. Auf 
der einen Seite gebärden Sie .sich als die 
fachlich Berufenen und einzig Befähigten, eine 
sparsame Verwaltung zu führen, auf der ande­
ren Seite möd1ten Sie aber durch maßlose 
Forderungen der öffentlichen Verwaltung 
immer neue Aufgaben auflasten, ohne dafür 
die faire und notwendige Konsequenz der 
budgetären und p ersonellen Bedeckung zu 
ziehen und zu vertreten. 

Mit Hinweis auf die progressive Entwick­
lung des Personaletats sei gesagt, daß zu kei­
nem Zeitpunkt und von keiner Bundesregie­
rung zuvor für die öffentlich Bediensteten so 
große Erfolge erzielt werden konnten, wie 
dies 1n letzter Zeit geschehen .ist und noch 
geschieht. 

. 

Als j ahrzehntelang tätiger Gewerkschafts­
funktionär war ich immer gewohnt, die ge­
werkschaftliche I nteressenvertretung so zu 
verstehen, daß Vorteile, die wir für unsere 
Kollegenschaft erkämpfen, auch positiv ver-
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treten werden. Die Interessen der Kollegen­
schaft waren mir immer wichtiger als der 
billige Vorwand zu parteipolitischer Agitation 
und Polemik. (Beifall bei der SPO.) 

Auch in der Zeit der OVP-Alleinregierung 
von 1 966 bis 1 970 hat daher der Verhandlungs­
ausschuß der vier Gewerkschaften des öffent­
lichen Dienstes mit überwiegender sozialisti­
scher Mehrheit unter meinem Vorsitz stets 
eine maßvolle Gewerkschaftspolitik betrie­
ben, große Erfolge erzielt und das Erkämpfte 
vorbehaltlos im Positiven gegenüber der Kol­
legenschaft vertreten. Doch seit die soziali­
stische Bundesregierung in lihr Amt getreten 
ist, gehen die Uhren in der Fraktion christ­
licher Gewerkschafter anders oder, besser ge­
sagt, ist diese Fraktion nur mehr Vollzugs­
organ des OAAB und damit einer polüischen 
Partei geworden. 

dler Artikel oder die Redner bei derlei Kund­
gebungen gerade j ene OVP-Gewerkschafter 
sind, deren Unterschriften auf dem Gehalts­
übereinkommen stehen. Sie unterschreiben, 
geben ihr Einverständnis ab und nachher dis­
kriminieren slie. (Beifall bei der SPO.) So ver­
treten Sie gewerkschaftliche Erfolge vor der 
Kollegenschaft. Sie haben bewußt schon im 
Frühjahr dieses Jahres versucht, den Wind 
zu säen, dessen Sturm Sie glauben im Herbst 
ernten zu können. Doch, meine Herren, hier 
irren S'ie sich ganz gewaltig. Denn nur unver­
besserliche Optimisten können annehmen, daß 
unsere Bediensteten nicht sehr genau zwi­
schen arbeitsrechtlichen und sozialpolitischen 
Erfolgen verantwortungsbewußter Gewerk­
schafter und dem politischen Doppelspiel so 
mancher OAAB-Funktionäre und OVP-Politi· 
ker unterscheiden können. (Beifall bei der 
SPO.) 

un�i�ü��:��e 
w�:W

e:rk�!�li�� !�� :::�!�� Doch zurück zu den wirklichen und tatsäch-
lichen Fakten des Gehaltsabschlusses. Zum tretern der Gebietskörperschaften an einem 

Verhandlungstisch saßen, mit ihrer Unter­
schrift einen Vertrag unterfertigten, dann 
aber nach Hause gingen und im fraktionellen 
Rundschreiben das Ergebnis herabsetzten und 
- nennen wir das Kind beim Namen - die 
Kollegenschaft verunsicherten und gegen die 
Abschlüsse aufbrachte. 

1 .  Juli 1 972 wurden die Bezüge der öffent­
lich Bediensteten um 6,6 Prozent erhöht. 

Die Bezüge der öffentlich Bediensteten wer­
den sich in Erfüllung des Gehaltsüberein­
kommens ab 1 .  Juli 1 973 .in folgender Weise 
entwickeln : Als zweite Etappe des Gehalts­
übereinkommens werden 94,64 Prozent der Be­
zugsansätze des Jahres 1 975 wirksam. Dazu 

. Wie das ,in der Praxis aussieht, sei am Bei- kommt als neue Maßnahme im Sinne der 
spiel des Besoldungsübereinkommens vom Wertsidlerungsvereinbarung eine Erhöhung 
2. September 1971 dargetan. Lange bevor die der Teuerungszulage von bisher 3,5 Prozent 
Lohn- und Preishysterie in diesem Lande auf auf 8,3 Prozent. Das heißt, die Bezüge der 
breiter Basis angezettelt wurde, haben die öffentlich Bediensteten werden ab 1 .  Juli 1 973 
Kollegen im OAAB, des OAAB-Verhandlungs- _ Etappe plus Wertsicherung _ effektiv um 
ausschusses, nicht in Wahrnehmung der Inter- 7,7 Prozent gegenüber dem Juli 1 912 steigen. 
essen der Kollegenschaft, sondern .in Erfül-
lung einer parteipoHtischen Aufgabe bereits Die budgetäre Mehrbelastung auf dem Per­
im Frühjahr dieses Jahres jene Ergebnisse bei ' sonalsektor für das Jahr 1 973 Hegt j edoch 
der Kollegenschaft schlecht gemacht, die sie nicht in der Größenordnung von 6,6 oder 
selbst kurz zuvor vertraglich unterschrieben 7,7 Prozent, sondern liegt bei 15 Prozent. 
haben und mit ihrer Unterschrift bekräftigt Diese Größenordnung erklärt sich, weil es 
haben. endlich auch gelungen ist, für die Beamten 

der allgemeinen Verwaltung und für die Be­
amten in handwerklicher Verwendung e1ne 
Dienstzulage zu erreichen ; vor allem aber, 
weil durch die Kraft der Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes dem Dienstnehmer erst­
mals ein Rechtsanspruch auf angemessene 
Vergütungen von Mehrdienstle.istullgen ge­
setzlich eingeräumt wurde. 

Ich will auch hier nicht verhehlen, daß das 
ein gemeinsamer Erfolg der vier Gewerkschaf­
ten des öffentlichen Dienstes und bei<:ier Frak-
tionen war. 

Sie haben im Frühjahr dieses Jahres in 
Fraktionsnachrichten den Wert der Verein­
barung in Zweifel gestellt. Sie haben auf dem 
OAAB-Tag am 3. Mai in den Wiener Sophien­
sälen Kritik an einem System geübt, das Sie 
kurz zuvor paktiert haben. Sie haben in Ihrer 
Zeitung "Die Freiheit" bereits im Juni das 
Gehaltsabkommen diskriminiert. Uberschrift­
ten wie :  "Androsch brutal" in der Zeitung 
"Die Freiheit". Ausführungen wie : "Die Be­
soldungsstruktur im öffentlichen Dienst ist 
nicht mehr zeitgemäß" waren und sind die Art 
der Darstellung eines so großen gewerkschaft­
lichen Erfolges. 

Bisher gab es wohl vereinzelte Bestimmun­
gen über exakte Mehrdienstleistungsvergü­

und unentschuld- tungen, wie etwa den § 20 des Vertrags­
die Verfasser sol- bedienstetengesetzes für Arbeiter oder den 

Und das verwerflichste 
barste an all dem ist, daß 
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§ 61 des Gehaltsgesetzes für Lehrer. In der 
Gesamtheit gesehen ist jedoch mit dieser 
Neugestaltung des Nebengebührenrechtes ein 
Meilenstein im Besoldungsrecht gesetzt wor­
den. 

Es sind also nicht nur Forderungen, die 
schon jahrelang zurückgestellt waren, erfüllt 
worden, sondern die Bundesregierung hat die 
im Gehaltsübereinkommen vom 2.  September 
1 97 1  gemachten Zusagen voll erfüllt. Es wurde 
die Anrechnung der Nebengebühren in die 
Pension durchgeführt. · Die Verwaltungsdienst­
zulage ist nicht, wie ursprünglich bereits ver­
einbart zwischen Dienstgeber und Gewerk­
schaften, für 1 .  Dezember 1913, sondern schon 
für 1 .  Dezember 1 912 erreicht worden. 

Die Besoldung des Krankenpflegepersonals 
wurde wesentlich verbessert. Die Sonn- und 
Feiertagszulage im kontinuierlichen Dienst 
wurde eingeführt. Und mit der 24. Gehalts­
gesetznovelle ist auch die gesetzliche Neu­
regelung der Abgeltung für Mehrleistungen, 
die Neufassung des früheren § 1 8  des Gehalts­
gesetzes, erreicht worden. 

Doch auch Erreichtes wie dieses ist immer 
wieder Bestandteil des von OAAB-Gewerk­
schaftern diskriminierten Gehaltsübereinkom­
mens. 

Von Erfolgen wird entweder nicht gespro­
chen oder in einer Weise, die bei den Kol­
legen negative Reaktionen hervorrufen soll. 

Ich mödlte zusammenfassend erklären, daß 
. es mir als langj ährigem Gewerkschafter, der 
gewohnt i st, Verantwortung zu tragen, außer­
ordentlich widerstrebt, wenn ich von anderer 
Seite immer nur Lippenbekenntnisse zu einem 
Vertragswerk höre und nachher feststellen 
muß, daß Handlungen gesetzt werden, die das 
Gegenteil beweisen. Ein Vertrag besteht nun 
einmal aus Rechten und Pflichten, und ein 
Gewerkschafter hat auch den Mut zu haben, 
Pflichten zu übernehmen. (Beifall bei deI SPtJ.) 

Die Tätigkeit einer politischen Opposition 
kann nicht vorwiegend darin bestehen, daß 
sie jeden Erfolg der Regierung für die Be­
amten des öffentlichen Dienstes verhindert 
oder alle ihre Entscheidungen kritisiert und 
herabwürdigt. Es kann nur unglaubwürdig er­
scheinen, wenn man plötzlich behauptet, alles 
besser, schöner, schneller und billiger machen 
zu wollen. Das Eigenartige daran ist nur, 
daß es die Herren der OVP jetzt plötzlich wis­
sen, es ihnen aber während ihrer Regierungs­
zeit nicht eingefallen ist. Sie können auch 
gleichzeitig in den letzten Wochen nicht oft 
genug "Härte gegenüber den Sozialisten" an­
kündigen. 

Doch, meine Herren von der Osterreichi­
sd1en Volkspartei, damit schrecken Sie nie­
manden. Wirklich nicht. Sie werden, so weh 
es Ihnen tut, endlich zur Kenntnis nehmen 
müssen, daß j etzt eine SPO-Regierung die 
Weichen stellt. Entschlossen und verantwor­
tungsbewußt werden wir den e.ingeschlagenen 
Weg weitergehen, j eden Tag und j ede Woche. 

Nehmen Sie daher von dieser Stelle zur 
Kenntnis, daß die von Ihnen unausgesetzt 
betriebene Pr'eishysterie für den öffentlichen 
Dienst auf Sicht gesehen zur echten Vergütung 
von Preis steigerungen und damit zur Abgel­
tung einer starren Teuerungszulage führen 
muß. Und ob das der Struktur unserer Be­
soldung in Hinkunft guttun wird, steht auf 
einem anderen Blatt geschrieben. Das werden 
Sie selbst beurteilen können. 

Nun zu einem anderen personalpolitischen 
Aspekt. Der OAAB rühmt sim bei jeder pas­
senden und unpassenden Gelegenheit der 
Schaffung des Urheberrechtes des Personal­
vertretungsgesetzes. Die Regierung Klaus war 
es, die Gesetzesentwürfe präsentierte und die 
Gewerkschaften entmamten und die Personal­
vertretung zu einem willfährigen Organ ge­
stalten sollte. Eine OVP-Mehrheit war es, die 
schließlich ein Gesetz beschloß, das den Per­
sonalvertretern einen dürftigen Katalog von 
Rechten einräumte. Erst d'ie sozialistische 
Regierung hat diesen Katalog der Rechte der 
Personalvertretung in so extensiver Weise 
verbessert, wie wir ihn heute im Personalver­
tretungsgesetz ,in den §§ 9 und 10 verankert 
sehen. Wir Sozialisten waren es, die aus rein 
prinzipiellen und grundsatzbezogenen Uber­
legungen dafür eintraten, daß nicht die Bun­
desregierung aufsichtsführend über die Per­
sonalve rtretung sein soll, auch nicht eine 
sozialistische Bundesregierung. Das kann ganz 
einfach nimt im Interesse der Gewerkschaft 
und ihrer Mitglieder liegen. 

Wir w aren der Meinung, daß der Dienst­
geber nicht sein eigener Richter sein könne, 
und sind für eine eigene Personal vertretungs­
aufsich tskommission eingetreten. Ob diese 
Kommis sion in der ihr vorn Dienstgeber zu­
gedachten Weise ihre Aufgabe erfüllt, wird 
noch zu beobachten sein. Wir haben ihr bis­
heriges Wirken mit großer Aufmerksamkeit 
verfolgt, und ich möchte zum heutigen Zeit­
punkt darüber noch kein absmließendes Urteil 
abgeben .  (Abg. DI. K 0 h 1 m a i  e I: WeIden 
Sie sich an die Empfehlungen halten, Herr 
Kollege, auch an die jüngsten Empfehlungen?) 
Selbstve rständlich. Wir haben uns bis j etzt 
immer daran gehalten. Herr Kollege Kohl­
maier! Ich glaube Sie können keinen Fall 
nennen, wo sich die Reg,ierung daran nicht 
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gehalten hat. Dafür bürgt die Gewerkschaft. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Wir haben einen 
sehr interessanten Fall in der letz ten Zei t l) 
Ich komme vielleicht auch noch auf einen 
interessanten Fall. Ob der noch würdig ist, 
ihn zu verteidigen, auf das komme ich dann 
noch zu sprechen. 

Die Gewerkschaft und die Personalvertre­
tung als überbetriebliche und betriebliche Ein­
richtungen zu überparteilichen Interessenver­
tretungen der öffentlichen Dienstgeber wur­
den und werden von uns S01Jialisten vor­
behaltlos bejaht. Gefährlich ist es jedoch, wie 
einzelne Spitzenfunktionäre der gesetzlichen 
Personalvertretung des OAAB die Ausübung 
ihrer Funktion verstehen. Das Gesetz gibt dem 
Personalvertreter Freiheit des Handeins und 
Unabhängigkeit und beschützt ihn vor Anfech­
tungen, die ihm bei kompromißloser Ausübung 
seiner Funktion als Interessenvertreter zuteil 
werden können. 

Diese Form der Immunität eines Interessen­
vertreters bezieht sich nach dem Willen des 
Gesetzes und nach seiner Bedeutung auf die 
Tätigkeit des Personalvertreters und alle 
daraus folgenden Umstände. Niemals j edoch 
ist damit zu rechtfertigen, daß gewählte Per­
sonalvertreter sich unter dem Schutz ihrer 
Immunität verbergen und in diesem Staate 
Politik mamen, Politik, die weit jenseits ihrer 
Interessenvertretungssphäre liegt, daß ein ge­
wählter Personalvertreter an einer Presse­
konferenz des OAAB teilnimmt, daß dieser 
Personalvertreter dort den Staat mit einem 
faschistoiden Staat vergleicht. Das, meine 
meine Damen und Herren der Osterreichischen 
Volkspartei, hat mit den Aufgaben der Ver­
tretung der Interessen der Beamten nichts 
mehr zu tun. (Beifall bei der SPO.) 

Um der Unverschämtheit die Krone aufzu­
setzen, hat der besagte Personalvertreter den 
Hinweis auf einen faschistoiden Staat auf die 
Begründung gestützt, daß das österreimische 
Volk der Sozialistischen Partei Osterreichs 
eine Mehrheit an Stimmen und Mandaten ge­
bracht hat und daß eine sozialistische Bundes­
regierung im Amt ist. 

Ich würde über diesen Einzelfall gar nicht 
so viele Worte verlieren, weil auf den be­
stimmten Personalvertreter gar nicht so viel 
kommt, daß im hier im Haus so viel Zeit 
dafür verwende. Ich tue es nur deshalb, weil 
diese Äußerungen symptomatisch dafür sind, 
daß der OAAB seine Personalvertreter als 
politisches Instrument mißbraucht. 

Ich glaube, es wäre vernünftiger gewesen, 

eigentlich die Verwaltungsreform zu führen 
gehabt hat, vielleicht diese Tätigkeit so ver­
stehen würde, daß er seine ganze Arbeitskraft 
dort mit seiner impulsiven Tätigkeit einset­
zen würde. Dann wäre vlielleicht unter der 
OVP-Reg.ierung die Verwaltungsreform etwas 
mehr vorwärtsgetrieben worden. (Beifall bei 
der SPO.) 

Aber große Reden zu halten, wie es bei 
dieser Konferenz war und die die Vorarl­
berger Tageszeitung, die wahrlich keine 
sozialistische Zeitung ist, im Wortlaut bringt, 
da glaube ich, kann man feststellen, daß die 
Rechte des Personalvertreters jederzeit ge­
schützt werden müssen und auch die Auf­
gaben, die das Personalvertretungsgesetz ihm 
gibt. Aber nicht hier politische Meinungen 
und Stellungnahmen gegen seinen Arbeit­
geber dann abgeben! 

Und nun zu einem letzten Kapitel, das nicht 
unbesprochen bleiben soll, weil sim die OVP 
immer als der große Schützer der Beamten 
aufspielt. Sie werden mir gestatten müssen, 
daß auch ich mich - und für mich ,ist das 
kein Lippenbekenntnis - zu einem unab­
hängigen, die Kontinuität und die Effektivität 
der Staatsführung garantierenden Beamten­
tum bekenne. Diese besondere Stellung des 
Beamten schließt j edoch in sich, daß daraus 
ein besonderes Treueverhältnis zum Staat 
entsteht, das sich nicht darnach wandeln darf, 
ob nun die Regierung von der einen oder der 
anderen Partei gebildet wird. 

Bei der kleinsten Privatfirma wird der 
Firmeninhaber auf die Treue und Loyalität 
seiner Mitarbeiter bedacht sein. Daß aber 
diese primitivsten Spielregeln der Zusammen­
arbeit gerade bei den so verantwortungsvollen 
Diensten, die es in der Republik zu leisten 
gibt, nicht zumindest im gleichen Umfang ge­
fordert werden .sollen, ist schlechthin unver­
ständlich. Kein Firmeninhaber würde es dul­
den, daß seine Mitarbeiter die Firma schlecht 
machen, aber die Republik und die Reg,ierung 
sollen es dulden müssen, daß die angelobten 
Träger der Verwaltung dieses Staates die 
Handlungen und Leistungen der Regierung 
herabsetzen! (Beifall bei der SPO.) 

Das sind vielleicht auch Fragen, warum die 
Minister gezwungen sind, einen Mann ihres 
Vertrauens hinzusetzen, und nicht einen Be­
amten, der ständig das Gegenteil von dem 
sagt und macht, was die Regierung will und 
was der Minister will. (Zustimmung bei der 
SPO.) 

wenn gerade der Beamte, der für eine wichtige Die Meinungs- und Redefreiheit jedes 
Sparte tätig ist, der Herr Dr. Berner, der als Staatsbürgers ist . bedingungslos, insoweit sie 
Sekretär des Herrn Staatssekretärs Gruber sich nimt in Widerspruch stellt zu der beson-

52. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)62 von 179

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 52. Sitzung - 4. Dezember 1972 4423 

Robert Weisz 

deren Aufgabe, der sich ein Mensch durch 
seine Berufswahl und sein Gelöbnis und durch 
seine Zugehörigkeit zu einem bestimmten Be­
rufsstand verschrieben hat. 

Nun, Hohes Haus, abschl ießend noch ein 
paar sehr, sehr ernstgemeinte Worte an die 
OVP-Politiker und vor allem auch an die des 
öffentI:ichen Dienstes. 

Selbst bei Zubilligung all ihrer poLitischen 
Sorgen - dazu mögen vielleicht auch die gro­
ßen politischen Erfolge der Sozialdemokraten 
in den Ländern Deutschland, Neuseeland, 
jüngst auch in AustraLien zählen - werden 
wir es auf die Dauer nicht zulassen, daß ihre 
Oppositionstätigkeit fast vorwiegend darin 
besteht, selbst größte Erfolge für die Bedien­
steten unseres Landes herabzuwürdigen und 
zunichte zu machen. Wenn sie weiterhin darin 
fortfahren, nur aus Gram über eine soziali­
stische Regierung die Menschen unseres Lan­
des und die Beamten des öffentlichen Dienstes 
zu verunsichern, dann wird es Ihnen sehr 
bald so ergehen, daß der am Wahltag von 
Bundeskanzler Brandt abgegebene Kommen­
tar auch für Sie volle Gültigkeit haben wird. 
Er sagte : Zu meinem Sieg haben mir am 
meisten die Fehler der Opposition geholfen 
und vor allem ihre maßlosen Ubertreibungen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Ich möchte meine Ausführungen auf gar 
�eiinen Fall als Provokation verstanden wis­
sen, sondern meine Verantwortung gegenüber 
allen öffentlich Bediensteten zwingt mich, in  
einem bereits sehr fortgeschrittenen Stadium 
einer unheilvollen Entwicklung diese ernste 
Mahnung auszusprechen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Als Nächster zum Wort gemeldet 
ist  der Herr Abgeordnete Suppan. 

Abgeordneter Suppan (OVP) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Herr Klub obmann Gratz 
hat sich anläßlidl einer Parteiveranstaltung 
mit dem OVP-Bundesparteitag in aller Breite 
auseinandergesetzt (Abg. G r a t  z: In aller 
Kürze, Herr Kollege!) und hat gemeint, dieser  
Bundesparteitag hätte über nichts anderes als 
über die derzeitige Bundesregierung zu spr e­
chen gehabt. Sicherlich, Herr Klubobmann 
Gratz, hat dieser Bundesparteitag sich auch 
mit der sozialistischen Regierung sehr kri­
tisch auseinandergesetzt. Ihre Bemerkung war 
aber vielleicht etwas untersdlwellig. 

Ich kann jetzt nach der Rede des Kollegen 
Weisz nur feststellen, daß er sich als Ret­
tungsversuch für diese sozialistische Bundes­
regierung über weite Strecken seiner Aus­
führungen mit der Fraktion Christliche r  
G ewerkschafter und mit dem OAAB ausein­
andergesetzt hat. 

Ich darf dies bescheiden als OAAB-Funk­
tionär und als Funktionär der Fraktion Christ­
licher Gewerkschafter mit Genugtuung zur 
Kenntnis nehmen, doch in der Meinung, es 
s ind die schledltesten Früchte nicht, an denen 
die Wespen nagen. (Beifall bei der OVP. -
Abg. Dr. T u  1 1: Gilt das auch für Schleinzer?) 
Herr Dr. Tull ! Sie werden einen besseren 
Zwischenruf machen, und ich werde Ihnen 
dann antworten. (Abg. Dr. T u  1 1 : Nichts ein­
gefallen!) 

Herr Abgeordneter Weisz ! Sie haben Ihre 
Rede eigentlich mit einer Drohung begonnen 
und Sie haben sie mit einer leichten Drohung 
beendet. Die erste Drohung ging in jene Rich­
tung, daß Sie nun die Aufforderung der Oppo­
sitionsparteien doch aufnehmen. Sie h aben 
festgestellt, daß wir fast auf den Knien gebe­
ten haben, daß Sie nicht nach j edem Redner 
der Opposition einen Redner sd1icken. 

Dazu möchte ich feststellen : Wir freuen 
uns, wenn die Abgeordneten der Regierungs­
partei hier Rede und Antwort stehen! Aber 
eines möchte ich auch feststellen : Sie haben 
I h r  Budget zu vertreten, nicht unseres ! Ihres 
haben Sie zu vertreten, und es wird s icher­
lich das eintreten, was unser Klubobmann ge­
meint hat, daß, wenn Sie auf jeden Kontrared­
ner einen Proredner stellen, wir halt dann 
äußerst in Verzug kommen werden, abe r  wir 
werden es leicht tragen. Ich sage noch einmal : 
Ihr Budget ist j a  zu vertreten! 

Herr Abgeordneter Weisz ! Ich möchte mich 
gegen die Feststellung wehren, daß die Frak­
tion Christlidler Gewerkschafter das Vollzugs­
organ des OAAB ist. (Rufe bei der SPO: Na 
net!) Wir haben keine zwingende Vorschrift, 
daß Mitglieder der Fraktion Christlicher 
Gewerkschafter auch Parteimitglieder sein 
müssen. Wir nicht. Ich wäre dankbar, wenn 
Sie sagen würden, wie es bei Ihnen ist. Mir 
ist nur bekannt, daß die Summe der sozialisti­
schen Parteimitglieder in der Gewerkschaft die 
Fraktion Sozialistischer Gewerkschafter dar­
stellt. 

Herr Abgeordneter Weisz ! Sie haben das 
Personalvertretungsgesetz als dürftig hinge­
stellt. Wir haben es während der Allein­
regierungszeit beschlossen, Sie haben j a  
damals dagegen gestimmt. Wenn Sie den Min­
derheitenbericht, den Sie damals erstellt 
haben, zur Hand nehmen, dann müssen Sie 
mir besdleinigen, daß trotz zweijähriger 
Alleinregierung Ihrer Fraktion weite Teile 
dieses Minderheitenberichtes noch immer nicht 
verwirklicht sind. 

Hinsichtlidl der Teilnahme eines Personal­
vertreters - das war so Ihre Schlußdrohung -
an Pressekonferenzen und so weiter würde 
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ich Sie bitten, die Dinge doch etwas klarer 
hier auszusprechen, nicht das in den Raum zu 
stellen und Verdächtigungen auszusprechen. 
Eines ist für uns auf alle Fälle klar: Jeder 
Beamte in Osterreich kann auch seine poli­
tischen Interessen wahrnehmen. (Beifall bei 
der OVP.) 

Hohes Haus ! Die zweite Lesung des Bun­
desfinanzgesetzes bietet einem Oppositions­
abgeordneten ja doch die Möglichkeit, Bilanz 
zu ziehen. Wenn man nun als Oppositions­
abgeordneter Bilanz über das letzte Jahr zieht, 
dann muß man feststellen, daß die Negativ­
seite immer größer wird, sich immer zum 
Nachteil dieser Bundesregierung verändert. 

Symptomatisch war auch, daß Herr Abge­
ordneter Weisz von den Wahlerfolgen außer­
halb Osterreichs gesprochen hat, also Wahl­
erfolge für die Sozialistische Partei von weit 
hergezogen hat. Es wäre besser gewesen, von 
den Wahl erfolgen in Osterreich zu sprechen, 
von der Burgendland-Wahl und von der 
Gemeinderatswahl in Salzburg. Das sind Fak­
ten, die der österreichischen Bevölkerung be­
kannt sind. Darüber sollte man sprechen, Herr 
Abgeordneter Weisz ! (Beifall bei der OVP.) 

Ich habe gesagt : Die Negativseite wird 
immer größer. Ich möchte mich heute mit 
einem speziellen Problem beschäftigen, 
nämlich mit dem sogenannten Ortstafel­
gesetz für Kärnten. Mangelhaftigkeit, Unge­
duld, politischer Hochmut haben zur Ver­
abschiedung dieses Gesetzes geführt. Die 
Regierung hat sicherlich in guten Ab­
sichten einen Regierungsentwurf in die Be­
gutachtung entsendet, sie hat aber dann nicht 
mehr die Zeit gehabt, es hat sie gedrängt, 
ein innerlicher Drang war vorhanden, dieses 
Gesetz noch vor dem Sommer zu verabschie­
den. Man hat, wie der Kollege Deutschmann 
schon ausgeführt hat, einen Fristsetzungs­
antrag gestellt, man hat dieses Gesetz mit 90 
zu 87 Stimmen hier im Parlament durchge­
peitscht. Unsere Einwände wurden damals von 
Ihnen allen, vor allem vom Erstunterzeichner 
dieses Initiativantrages niedergestimmt. Wir 
haben noch hier im Parlament den Rettungs­
versuch unternommen und haben den Antrag 
gestellt, den Initiativantrag an den Verfas­
sungsausschuß rückzuverweisen. Sie haben 
diesen unseren Antrag niedergestimmt. Die 
Folgen der Fehleinschätzung dieser Situation 
sind ja dann eingetreten. 

ICh möchte an der Spitze meiner Kritik zu 
diesem Problem eindeutig feststellen, daß es 
nie einen Zweifel darüber gegeben hat, daß 
die Osterreichische Volkspartei sich im vollen 
Umfang zum Staatsvertrag bekennt. Meine 
Damen und Herren des Hohen Hauses I Das 
sind eben unsere Vorzüge, daß wir immer 

Staatsinteressen vor Parteiinteressen gestellt 
haben, stellen und in Zukunft weiter stellen 
werden. 

Es ist in einem Zwischenruf - der betref­
fende Abgeordnete ist derzeit im Saal nicht 
anwesend; ich möchte daher auf seinen Zwi­
schenruf nicht eingehen - etwas an den 
Haaren herbeigezogen worden, nämlich eine 
Aussage eines Filmes im Fernsehen, wo ein 
Teilnehmer an einer Veranstaltung ein unbe­
dachtes Wort ausgesprochen hat. Ich bitte 
inständig, Hohes Haus - ich glaube, die 
Situation ist viel ernster, als wir annehmen -, 
ich bitte inständig, nicht die Aussage e i n  e s 
Mannes heranzuziehen, und damit ein ganzes 
Bundeslapd, 525.000 Menschen, in einen Topf 
zu werfen und eine Verdächtigung für all 
diese Menschen auszusprechen. 

Die Regierung hat auf unsere Warnungen 
nicht gehört. Sie hat ein Eilzugstempo gehabt 
und hat noch eine vollkommene Fehleinschät­
zung geübt, indem sie die Meinung vertreten 
hat, diese zweisprachigen Ortstafeln müßten 
vor dem 1 0. Oktober, vor unserem Landes­
feiertag, zur Aufstellung kommen. (Abg. 
J u n g w i r  t h:  Bei uns sind die Speisekarten 
viersprachig!) Ich habe Ihren Zwischenruf nicht 
verstanden, Sie sprechen etwas undeutlich von 
der Bank aus . 

Die Regierung hat unsere Bedenken in den 
Wind geschlagen, und es ist dann zu diesen 
Vorfällen gekommen. Aber wir waren eigent­
lich der Meinung, daß die Bundesregierung 
nach den ersten Vorfällen Vernunft und Be­
sonnenheit an den Tag legen würde. Genau 
das Gegenteil ist eingetreten. Man hat 
200 Exekutivbeamte in das betreffende Ge­
biet abgeordnet, um diese Blechtafeln gegen 
Ubergriffe zu schützen. Gott sei Dank - und 
ich möchte diesen Dank hier öffentlich aus­
sprechen - haben die eingesetzten Exekutiv­
beamten mehr Vernunft an den Tag gelegt 
als die derzeitige Bundesregierung, und Gott 
sei Dank ist es zu keiner ernstlichen Gefähr­
dung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und 
Sicherheit in diesem Zusammenhang gekom­
men. (Beifall bei der OVP.) 

Nach den ersten Vorfällen haben Mitglieder 
dieser Bundesregierung reagiert. Ja wie hat 
man reagiert? - Gassenjungen!,  Neofaschi­
sten!,  Chauvinisten ! ,  und weiß ich was alles. 

Und während der Rede des Abgeordneten 
Dr. Schmidt ist diese Gesinnung aus Ihren 
Bankreihen wieder hervorgekommen, mit der 
Sie diese Vorfälle klassifizieren. Der Herr Bun­
deskanzler hat selbst am 13.  Oktober erklärt, 
es seien nazistische Umtriebe und man hätte 
dieser nazistischen Entwicklung in Osterreich 
scheinbar zu wenig Augenmerk geschenkt. 
Hohes Haus J Wenn man die Geister ruft, dann 
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kommen sie, und sie sind gekommen, die Kärntner Unterlandes, das erst nach 1 945 
Geister. Die ganze Welt hat von nazistischen schön langsam Anschluß gefunden hat. Sie 
Umtrieben gesprochen und geschrieben. Zum allein tragen die Verantwortung dafür, meine 
erstenmal hat dieses Wort aber der öster- Damen und Herren der Linken ! 
reichische Bundeskanzler in den Mund genom- Hohes Haus l Ich möchte doch mit Freude 
men, und der österreichische Bundeskanzler feststellen, daß der Herr Bundeskanzler nun 
hat auch durch seine Äußerungen die jugo- . doch zur Einsicht gekommen ist .  Er hat die 
slawische, erst die Laibacher und dann die 36 Bürgermeister des betroffenen Gebietes zu 
Belgrader Regierung auf den Plan gerufen. einer Aussprache empfangen, er hat die Stim-

Nun ist in Ost erreich eine diplomatische mung dieser Bürgermeister - der Kollege 
Note eingelangt. Wo ist die Antwort der Deutschmann hat das schon ,ausgeführt -, 
österreichischen Bundesregierung? Es ist da 26 SPO-Bürgermeister darunter waren, 
schon, wie unser Bundesparteiobmann ausge- scheinbar zur Kenntnis genommen, und er 
führt hat, heuer im Frühjahr in diesem Zu- spricht sich nun für die Einsetzung einer Kom­
sammenhang mit den sogenannten Ustascha- mission aus. 
Vorfällen in Osterreich eine diplomatische Meine Damen und Herren! Seit Jahren reden 
Note eingelangt. Hohes Haus ! Wenn die Bun- wir schon von der Einsetzung so einer Kom­
desregierung schweigt, dann gibt sie doch die mission. Unser Klubobmann des Kärntner 
Zustimmung, dann bej aht sie doch diese Dinge. Landtages hat dort im Jahre 1 970 deponiert, 
Sie hat nicht dementiert, sie h at die Bevöl- eine solche Kommission einzusetzen. Sie haben 
kerung nicht aufgeklärt. Deshalb ist es kein es abgelehnt! Sie reden darüber nicht. Sie 
Wunder, daß das Ausland der Meinung ist, sind scheinbar j etzt bereit, über diese Dinge 
in Kärnten seien einige Nazibuben am Werk. zu reden. 
Es ist bedauerlich, daß so etwas unter einer Kollege Deutschmann hat unsere schriftliche 
sozialistischen Bundesregierung überhaupt Anfrage beziehungsweise d ie  Beantwortung 
aufkommen kann. (Abg. Dr. H. F i s  c h e r: meiner mündlichen Anfrage durch den Herrn 
Sind Sie so falsch informiert? Wieso wissen Bundeskanzler aufgezeigt. Ja, ich habe Ein­
Sie nichts über die Beantwortung der sicht genommen, Hohes Haus ! Ich habe Ein­
Note? Ein Abgeordneter, der das nicht sicht genommen in jene Unterlagen, die nach 
weiß!) Herr Abgeordneter Dr. Fischer! der Aussage des Herrn Bundeskanzlers ihm 
Wir haben erwartet, daß der Herr Bundes- zur Verfügung gestanden sind. Ich will keine 
kanzler hier im Haus - er ist leider Unterstellung aussprechen. Aber ich muß 
durch Krankheit verhindert; das ist bedauer- sagen, diese Unterlagen sind äußerst dürftig. 
lich . . . (Abg. Dr. H. F i s  e h e  r: Es hat ja Mir tut es leid, daß der Klubobmann Gratz, 
schon der Herr Minister Kirchschläger berich- der der Erstunterzeichner dieses Initiativ­
letl) Herr Abgeordneter Dr. Fischer!  Zeigen antrages ist, nicht anwesend ist. Ich habe ihn 
Sie mir dann die Antwortnote ! Ich bin Ihnen schon anläßlich der Debatte am 6. Juli darüber 
sehr dankbar, wenn Sie uns die Antwortnote befragt. Der Abgeordnete Luptowiis hat 
der österreichischen Bundesregierung über- damals gemeint : Ja, diese Unterlagen stehen 
geben, wenn sie vorhanden ist. (Abg. Doktor jedem zur Verfügung. Herr Abgeordneter Lup­
H. F i s  e h e  I: Kennen Sie sie nicht?) Mir towitsl Haben Sie diese Unterlagen gesehen? 
ist sie nicht bekannt I Ich habe sie gesehen ! Es ist bedauerlich gewe-

Hohes Haus ! Ich glaube, dieses Schweigen sen, daß man mich noch vereidigen wollte, 
der österreichischen Bundesregierung hat bevor man mir diese Unterlagen gezeigt hat. 

eben zu diesen Verdächtigungen geführt. Wir Ich will niemandem etwas unterstellen. 

begrüßen das nicht, und wir freuen uns nicht Ich möchte in diesem Zus ammenhang, Herr 
darüber, daß der Herr Bundeskanzler an Ort Vizekanzler, drei Fragen an den Herrn Bun­
und Stelle, allerdings etwas entfernt von die- deskanzler stellen. 
sem Gebiet, die Meinung des Volkes kennen- "'/er hat die Auswertung der Volkszäh­
gelernt hat. Aber diese Unmutsäußerungen, lungsergebnisse  1961 nach Ortschaften tat­
diese Vorfälle, richten sich doch nicht gegen sächlich vorgenommen, und wer hat dazu die 
die slowenische Minderheit in Kärnten, sie Weisung gegeben? 
richten sich doch nicht gegen d ie  zweisprachi- Zweite Frage: Wann und wo wurde diese 
gen Ortstafeln, sondern - erkennen Sie das Auswertung vorgenommen? 
doch, meine Damen und Herren von der Lin- Und die dritte Frage : Warum hat das Bun­
ken dieses Hauses - diese Demonstrationen deskanzleramt seinerzeit nichts unternommen, 
richten sich gegen Ihre Politik, die Sie in um die ermittelten Unterlagen selbst zu prü­
dieser Frage gemacht haben, die Sie schlecht fen, um etwaige Widersprüche zwischen den 
gemacht haben in dieser Frage. (Zustimmung Unterlagen und tatsächlichen Sachverhalten 
bei der tJVP.) Mit Ihrer Politik gefährden kennenzulernen? Diese Fragen, Herr Bundes­
Sie die wirtschaftliche Entwicklung dieses kanzler, muß ich heute s tellen. Ich möchte 

307 
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mich nicht weiter über die Unterlagen, die I Staatssekretär Dr. Veselsky: Herr Prä­

mir zur Verfügung gestellt wurden, verbrei- sident! Hohes Haus ! Im Zuge der heutigen 

terno Ich bin nur überzeugt, wenn die Kom- Debatte wurde unter anderem zu Fragen der 

mission zu arbeiten beginnen wird, und wenn verstaatlichten Industrie und auch zu Fragen 

man dieser Kommission diese Unterlagen zur der Verwaltungsreform in einer Weise Stel­
Verfügung stellen wird, dann wird wahr- lung genommen, der von Regierungsseite 
scheinlich die Kommission diese Unterlagen einiges entgegengehalten werden muß, und 
als zu gering betrachten. der - wie ich glaube - auch entschieden 

Hohes Hausl Abschließend zur Zusammen- widersprochen werden muß. 

setzung der Kommission ein Wort. Wir be- Der Herr Abgeordnete Dr. Schleinzer sagte 
grüßen es, daß nun diese Kommission aus in der heutigen Debatte, die Tatsache, daß 
Vertretern der politischen Parteien und Wis- es nun eine Regierungsvorlage gibt betreffend 
senschaftern besteht. Wir haben unsererseits ein Gesetz zur Errichtung einer öster­
den Wunsch angemeldet, die Vertreter des reichischen fusionierten Stahlgesellschaft, 
Kärntner Heimatdienstes und des Kärntner wäre Beweis dafür, daß die Stahlfusion nicht 
Abwehrkämpferbundes in diese Kommission genügend vorbereitet gewesen wäre, das 
zu berufen. Der Herr Bundeskanzler hat mit heißt, nicht durch entsprechende Organ­
Schreiben vom 1 6. November 1 972 mitgeteilt, beschlüsse in der OIAG vorbereitet worden 
er erachte die Berufung von Vertretern des wäre. 
Kärntner Heimatdienstes und des Kärntner 
Abwehrkämpferbundes in die Kommission für 
nicht angebracht. Eine einfache Feststellung 
zu einer Zeit, wo in Jugoslawien gefordert 
wird, die Organisation des Kärntner Heimat­
dienstes zu verbieten. Wenn der Herr Bun­
deskanzler scheinbar dieser Forderung nach­
gibt, dann setzt er seine Verdächtigungen fort. 
Dann bekräftigt er, daß der Kärntner Heimat­
dienst diese Unruhen in Szene setzte. Herr 
Vizekanzler, ich bitte, die Fakten auf den Tisch: 
Uns, dem Parlament, bekanntzugeben, ob sol­
che Zusammenhänge vorhanden sind. Uns 
bekanntzugeben, was er mit der Erwähnung, 
oder was er mit seiner Meinung zum Aus­
druck bringen wollte, als er einmal einer. 
Mann unsererseits mit dem Ausdruck eine 
"typische Kärntner Vergangenheit" qualifiziert 
hat. Was, Hohes Haus, ist eine typische Kärnt­
ner Vergangenheit im Zusammenhang mit den 
zweisprachigen Aufschriften? Dies, Herr Vize­
kanzler, bitten wir, daß uns bekanntgegeben 
wird. Ich glaube, der Herr Bundeskanzler ist 
schlecht beraten, wenn er die Vertreter des 
Kärntner Heimatdienstes, eine Dachorganisa­
tion von etwa 60.000 Mitgliedern, und wenn 
er die Vertreter des Kärntner Abwehrkämpfer­
bundes in diese Kommission nicht beruft, 
wenn er die Vertreter dieser Organisationen 
bei dieser Frage nkht mitreden läßt. 

Zum Abschluß möchte ich die Hoffnung aus­
drücken, daß es dieser gemischten Kommis­
sion gelingen möge, eine vernünftige Lösung 
vorzuschlagen, eine Lösung, die von .allen im 
Parlament vertretenen Parteien vertreten wer­
den kann, damit die derzeit in Kärnten gefähr­
dete Ruhe und Ordnung wiederhergestellt 
wird, zum Wohle seiner Bürger. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Staatssekretär Dr. Veselsky. 

Ich möchte demgegenüber eines festhalten: 
Wie hätten diese Organbeschlüsse aussehen 
müssen, durch die man etwa hätte eine Drittel­
Beteiligung von Betriebsratsdelegierten im 
Aufsichtsrat einführen können? Das wäre 
contra legern gewesen. Dafür hätte es nie und 
nimmer die Möglichkeit eines Organ­
beschlusses gegeben, und daher war es not� 
wendig, um zu ermöglichen, daß ein erweiter­
tes Mitspracherecht in Osterreich in diesem 
Bereich eingeführt wird, eine Gesetzes­
initiative zu ergreifen. Das muß dazu fest­
gehalten werden. Und ein zweites muß fest­
gehalten werden. (Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: 
Is t das der einzige Grund für das Gesetz?) Ich 
sage Ihnen gleich einen weiteren. Und zwar 
den weiteren, sehr geehrter Herr Abgeord­
neter, daß die von der Regierung gewählte 
Vorgangsweise der bisherigen Praxis hundert­
prozentig entspricht. Dies insofern, weil alle 
Konzernierungen bisher im Bereich der ver­
staatlichten Industrie grundsätzlich durch 
Gesetz vorgenommen wurden. Ich darf Ihnen 
Beispiele nennen: Die Einbeziehung der Hütte 
Krems und der Hütte Liezen in die VOEST. 
Das ist dazu festzuhalten. 

Nun zu einem weiteren. Es wurde gesagt 
oder vielmehr von Herrn Abgeordneten 
Schleinzer der Vorwurf erhoben, daß der Plan, 
einen großen Konzern der Verstaatlichten in 
der Form aufzubauen, daß die OIAG eine 
Superkonzernspitze werden würde, in keinem 
OIAG-Organ diskutiert worden wäre. Dazu 
möchte ich sagen, daß es sich hier um keinen 
Vorschlag der Regierung handelte, daß es 
sich um keinen Vorschlag eines OIAG­
Organes handelte, sondern daß es sich um die 
persönliche Auffassung eines wenn auch ver­
antwortlich agierenden Funktionärs der OIAG 
handelte. (Abg. G r a  f: Der Einschub "wenn 
auch" ist interessantl) 
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Ich darf etwas weiteres festhalten, Herr 
Abgeordneter Graf, daß nämlich diese Fest­
stellung vom Herrn Bundeskanzler dem Herrn 
Parteivorsitzenden Schleinzer gegenüber 
anläßlich eines Parteiengesprädles schon ge­
macht worden war. 

Nun zu einem weiteren Punkt betreffend 
die verstaatlichte Industrie. Herr Abgeord­
neter Peter hatte in sehr vorwerfender Art 
festgehalten, durch diesen Gesetzentwurf 
würde im Stahlkonzern - vom Vorstand bis 
zum Prokuristen und Direktor - der totale 
Proporz eingeführt werden. 

Ich darf in Erinnerung rufen : Dem Begut­
achtungsverfahren wurde ein Entwurf zuge­
leitet, wie er den Auffassungen der Bundes­
regierung entsprach. Dieser Entwurf sah diese 
Bestimmung nicht vor. Die Bundesregierung 
war jedoch bereit, in Verhandlungen mit den 
Parteien einzutreten; und dem war auch so. 
Als vorläufiges Ergebnis dieser Besprechun­
gen, den Parteienstandpunkten Rechnung 
tragend, gibt es nun diesen Entwurf, der dem 
zuständigen Parlamentsausschuß zur Beratung 
vorliegt. Ich glaube ,  es ist wichtig, der Wahr­
heit die Ehre gebend, das hier festzuhalten. 

Ich darf etwas unterstreichen, was Herr 
Abgeordneter Peter sagte. Er meinte: Wenn 
der neue Eisen- und Stahlkonzern geschaffen 
werden soll, dann muß dieser Konzern klare 
Kompetenzabgrenzungen haben und kennen. 
Ich darf hier sagen, das ist genau die Auf­
fassung des Bundeskanzlers, das ist genau die 
Auffassung der Bundesregierung zu dieser 
Frage ! 

Und nun zum Problemkreis der Ver­
waltungsreform. Was ist Aufgabe einer 
modernen Verwaltung? Aufgabe einer moder­
nen Verwaltung ist es, dem Staatsbürger ein 
immer besseres ' Service zu bieten und die 
neuen Verwaltungs aufgaben bestmöglich und 
das heißt auch sparsamst zu bewältigen. Ver­
waltungsreform ist in diesem Sinne ein stets 
aktuelles Anliegen und zugleich ein per­
manenter Prozeß. Dazu gehört auch der Einsatz 
von elektronischen Datenverarbeitungs­
anlagen in der Verwaltung, um damit erstens 
rascher und personalsparend Routinearbeiten 
zu bewältigen - dieser Prozeß ist bei uns in 
Osterreich weitgehend abgeschlossen -, zwei­
tens zur Verbesserung der Information zu 
gelangen und Datenbanken aufzubauen und 
Entscheidungen vorbereiten zu helfen. Ich 
komme damit zu dem Punkt, der in der Dis­
kussion angeschnitten wurde. 

Herr Abgeordneter Peter und dann auch 
Herr Abgeordneter Dr. Withalm haben dazu 
die parlamentaris che Kontrolle über diese 
Datenverarbeitungsanlagen postuliert, soweit 
sie Datenbanken einbeziehen, und ich darf 
dazu vielleicht nun einiges ausführen. 

Die Verwendung von EDV-Anlagen in der 
Bundesverwaltung unterliegt den gleichen Be­
stimmungen wie jede einzelne Verwaltungs­
aktivität, es gilt also für diesen Bereich auch 
das Legalitätspdnzip. Und dieses Legalitäts­
prinzip darf in keinem Fall verletzt werden. 

Diesem Legalitätsprinzip folgend gibt es 
Gesetze, die den Einsatz von EDV-Anlagen 
anordnen, solche, die den Einsatz ermöglichen, 
und andere, die ihn sinnvoll erscheinen lassen. 
Aber in all diesen Fällen, wenn EDV-Anlagen 
eingesetzt werden, unterliegt das Handeln der 
Verwaltung in vollem Umfang der parlamen­
tarischen Kontrolle. Das muß hier festgehalten 
werden. 

Wenn bei diesen EDV-Anlagen Daten­
banken geschaffen werden, so gilt das gleiche, 
das bisher G esagte auch für Datenbanken. 
Diese Regierung aber war es, die mit der 
Ausarbeitung der EDV-Berichte an das Par­
lament das Problem aktualisierte, diese 
Regierung war es, die mit dem Anbot an mehr 
Information über diese Dinge das Parlament 
selbst aufmerksam machte, und diese Regie­
rung war es , d ie  damit die Notwendigkeit der 
Kooperation zwischen Verwaltung und 
Gesetzgebung unterstrich. 

Ich darf zum Ausdruck bringen, daß nach 
Auffassung dieser Regierung Datenbanken 
sämtlichen Staatsorganen, also der Gesetz­
gebung, der Vollziehung und der Gerichts­
barkeit zur Verfügung stehen müssen. Die 
Kontrolle ist sicher Angelegenheit des Par­
laments. 

Ich darf sagen, daß diese Regierung im 
Gegensatz zur früheren Regierung Klaus auch 
ein weiteres Problem aktualisiert hat, und 
ich kann nicht umhin, es nochmals zu wieder­
holen. Die Regierung Klaus dachte, Daten­
schutz sei noch kein aktuelles Problem 
geworden. Wir sind der Auffassung, es ist 
ein aktuelles Problem, und wir haben daten­
schutzgesetzliche Bestimmungen in Vor­
bereitung. 

Nun darf ich in diesem Zusammenhang auf 
etwas weiteres hinweisen; es wurde von meh­
reren Debattenrednern angezogen. Ich darf 
darauf hinweisen, daß auf Einladung des 
Bundeskanzleramtes, also der Regierung, hier, 
in den Räumen des Parlaments am 1 1 . Dezem­
ber die Präsentation des EDV-Versuchs­
projektes Verfassungsrechtsdokumen tation 
stattfindet. In zwei Jahren erarbeitet, stellt 
dies eine vorläufige Bilanzierung dar, und 
die Regierung gibt damit dem Parlament die 
Möglichkeit, noch bevor dieses Projekt bei der 
täglichen Arbeit in der Verwaltung eingesetzt 
wird, von diesen Aufgaben, von diesen 
Aktivitäten Kenntnis zu nehmen und sich 
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daran zu beteiligen. Es ist also ganz offen� 
kundig, und ich darf es hier unterstreichen, 
daß die Regierung tatsächlich um Waffen� 
gleichheit bemüht ist, von sich aus bemüht ist, 
das vermeiden zu helfen, was Herr Abgeord­
neter Withalm den permanenten Vorsprung 
der Exekutive vor der Legislative genannt 
hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren l 
Hohes Haus ! Ich glaube, es ist auch notwendig, 
auf das, was Abgeordneter Dr. Withalm ange­
schnitten hat, einzugehen, auf das Problem 
erweiterter Kontrollrechte insbesondere nicht 
nur für das Parlament, sondern für die Oppo­
sition im Parlament. Ich möchte im Zusammen­
halt mit diesem Fragenbereich der Ver­
waltungsreform eines in Erinnerung rufen, 
nämlich, daß Vertreter der OVP und der FPO 
erstmals unter dieser Regierung eingeladen 
wurden, im Bereich der Verwaltungsreform 
als Experten mitzuarbeiten. Sie sind nun als 
Mitglieder im EDV-Koordinationskomitee, im 
EDV-Subkomitee und auch nun in der Ver­
waltungsreformkommission tätig. Das heißt 
denn doch auch, der Opposition Früh­
informationen geben, das heißt denn doch auch, 
Transparenz zu gewähren und das heißt denn 
doch auch, für bessere Waffengleichheit von 
seiten dessen zu sorgen, der angeblich die 
schärferen, die · wirksameren Waffen natur­
notwendigerweise besitzt, wie Herr Abgeord­
neter Dr. Withalm sagte. 

Zu dem, was Herr Abgeordneter Doktor 
Withalm unterstrich, daß er sich dazu bekennt, 
im Sinne des Buches von Minister Broda und 
Gratz für einen Parlamentsbeauftragten im 
Bereich der elektronischen Datenverwaltung 
des Bundes einzutreten, darf ich hier betonen, 
daß das durchaus im Sinne der Regierungs­
vorlage über die Schaffung einer Volks­
anwaltschaft liegt und daß sich durchaus bei 
der parlamentarischen Behandlung dieses 
Paketes die Möglichkeit ergibt, im Sinne 
dessen, was heute Herr Abgeordneter Doktor 
Withalm hier ausführte, zur Verwirklichung 
zu schreiten. 

Zu den F!agen des Herrn Abgeordneten 
Dr. Broesigke betreffend ein Parteiengesetz 
darf ich, soweit ich informiert bin, sagen, hat 
sich hier das Hohe Haus eine endgültige 
Initiative denn doch vorbehalten. 

Zum Haushaltsgesetz : hier ist der Finanz­
minister sachlich zuständig. 

Zur Neugestaltung des Bundesgesetzblattes ; 
hier gab es tatsächlich gewisse Erwähnungen, 
in welcher Weise vorgegangen werden 
könnte, insbesondere wurde auf die Vor­
gangsweise in der Schweiz und in der Bundes­
republik Deutsdlland hingewiesen, betreffend 

die Gliederung des Bundesgesetzblattes, und 
wir sind dabei, dieses Problem im Rahmen 
der Verwaltungsreformkommission zu unter­
suchen . 

Herr Abgeordneter Dr. Broesigke wendete 
sich dann Fragen ,im Zusammenhalt mit der 
Volks anwaltschaft zu. Diese Fragen werden 
in einem Unter ausschuß des Verfassungs­
ausschusses behandelt, und es wäre sicherlich 
hier nicht der Ort, vorwegnehmend 
gewisse Dinge aufzugreifen. Ich glaube, das 
Parlament, das Hohe Haus, wird genügend 
Möglichkeit finden, sich damit eingehend zu 
beschäftigen . 

Herr Abgeordneter Dr. Schmidt sagte, daß 
sich im Bereich der Verwaltungsreform­
kommission für einen Arbeitskreis überhaupt 
keine Interessenten gefunden hätten, im 
Arbeitskreis für Gesetzgebung und Rechts­
erneuerung wäre der Leiter des Verfassungs­
dienstes des Bundeskanzleramtes völlig allein­
gelassen. 

Ich kann Sie trösten, Herr Abgeordneter. 
So allein ist der Leiter des Verfassungs­
dienstes gar nicht, denn er arbeitet hier zu­
sammen mit dem Vorsitzenden des Arbeits­
kreises Organisation in der Betriebs­
verwaltung, dem Vizegouverneur der Post­
sparkasse - und mit dem Vorsitzenden 
des Arbeitskreises Organisation in der 
Hoheitsverwaltung. Sie sehen, es ist immerhin 
ein Dreierteam und tres faciunt collegium. 
Sie werden im Bedarfsfalle Experten zuziehen. 

Zur Frage des Herrn Abgeordneten Schmidt : 
Heranziehung externer Mitarbeiter, darf ich 
festhalten, was unterstridlen gehört: Die 
Bundesregierung hat dem Parlament bereits 
eine Regierungsvorlage betreffend ein Bundes­
ministeriengesetz zugeleitet. Darin geht es 
unter anderem darum, in verfassungs­
konformer Weise die Problematik der lang­
und mittelfristigen Planung und der inter­
ministeriellen Koordination besser zu bewäl­
tigen und moderne Vorschriften über 
Geschäftsverteilung und Geschäftsordnung in 
den Ministerien zu erlassen. Damit wird dem 
Hohen Hause die Möglichkeit geboten werden, 
diese Problematik, die sachlich hochinteressant 
und sehr wichtig ist, eingehend zu prüfen 
und zu erörtern. Es ergibt sich weiterhin die 
Chance, die. nicht zu unterschätzen ist, hier 
einen bedeutenden Fortschritt zu realisieren. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Bauer. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Bauer (OVP) : Hohes Haus ! 
Der Herr Staatssekretär Dr. Veselsky hat in 
einer sehr interessanten Beantwortung, auf 
manche Debattenbeiträge eingehend, auch 
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Fragen der Verwaltungsreform hier skizziert, 
von einem Standpunkt aus, der sich in erster 
Linie mit Problemen der Datenverarbeitung 
befaßt. Sie werden mir daher erlauben, daß 
ich zu dem gleichen Thema von einem etwas 
ar..deren Gesichtspunkt aus mich hier zu 
sprechen bemühe. 

Fast auf den Tag genau, nämlich am 
3. Dezember 1922, befaßte sich ein Bundes­
gesetz mit Fragen der Verwaltungsreform. Es 
sind also j etzt rund 50 Jahre her, daß dieses 
Problem auf der Tagesordnung steht und das 
- zugegebenermaßen, meine Herren von der 
Regierungspartei ! - Politikern aller Riro­
tungen Nüsse, und zwar harte Nüsse, zum 
Knacken gibt. 

Sosehr man siro in der Vergangenheit mit 
diesen Fragen auseinandergesetzt hat, so 
scheint die Regierung Dr. Kreisky auf diesem 
Gebiet keineswegs - wie angekündigt - die 
bestvorbereitete Regierung zu sein. Wie 
anders wäre es nämlich zu erklären, daß der 
Herr Bundeskanzler am 22. April 197 1  in 
einem Schreiben an den Herrn Präsidenten 
des Nationalrates zur Verwaltungsreform 
wörtlich feststellte, daß die Bundesregierung 
ihre eigenen Vorstellungen zu diesem Thema 
zum Gegenstand eines besonderen Berichtes 
machen wolle. 

Sosehr nun die Verwaltungsreform-
kommission, die der Herr Staatssekretär auch 
heute in seiner Beantwortung kurz erwähnt 
hat - folgt man den Ausführungen des Herrn 
Bundeskanzlers im Finanz- und Budget­
ausschuß -, "dem Vernehmen nach" - ich 
zitiere wörtlich - gute Arbeit leiste, sosehr 
muß man mit einigem Befremden feststellen, 
daß dem Herrn Bundeskanzler an dieser 
Arbeit augenscheinlich nicht allzuviel gelegen 
zu sein scheint. Immerhin hat er - wenigstens 
bis jetzt - seit mehr als zwei Jahren nicht ein 
einziges Mal als Vorsitzender dieser Kom­
mission agiert, sehr im Gegensatz zu seinem 
Vorgänger Bundeskanzler Dr. Klaus, der in 
Abständen von etwa zwei Wochen immer 
wieder den Vorsitz bei den Beratungen in 
dieser Kommission führte. 

Der Vorsitzende des Verhandlungs-

gestellt. Es fanden gemeinsame Sitzungen 
statt, und Gewerkschafter wirkten überaus 
intensiv und initiativ an Einzelprojekten, wie 
etwa bei der Zusammenlegung der Massa­
fonds, mit. Jetzt aber, Kollege Weisz, gibt 
es den " neuen Stil", der dazu führte, daß die 
Gewerkschafter - meiner Information nach 
(Zwischenrufe), bitte einen Augenblick zu 
warten - erstmals im Oktober 1 972 zu Be­
sprechungen über Verwaltungsreform­
probleme von diesem Kabinett eingeladen 
wurden. Fragen der Verwaltungsreform ge­
hören kompetenzmäßig zum Bundeskanzler­
amt, d essen derzeitiger Chef, Herr Doktor 
Kreisky, bei seiner Budgetrede 1970 - Herr 
Kollege Weisz, bitte jetzt gut zuzuhören! -
folgendes wörtlich erklärte - nachzulesen in 
den stenographischen Protokollen -; "Die 
großartig angekündigte Verwaltungsreform" 
- man meinte damals die Verwaltungsreform 
des Kabinetts Klaus - "hat zur Einsparung 
von sage und schreibe 628 Posten geführt. 
Hier haben tatsächlich" - so Bundeskanzler 
Dr. Kreisky damals - "die Berge gekreißt und 
ein kleinwinziges Mäuselein geboren." 

Unter der Regierung des Herrn Bundes­
kanzlers Dr. Kreisky aber, meine Damen und 
Herren von der Regierungspartei, kreißen ja  
nicht einmal die Berge mehr ! S ie  haben 
früheren Einsparungen von Dienstposten 
gegenüber Ihr Mißtrauen zum Ausdruck ge­
bracht, Sie haben die effektiven Einsparungen 
sogar kritisiert. Was soll man, legt man etwa 
Ihren Maßstab an, dazu sagen, wenn · jetzt die 
Dienstposten innerhalb kürzester Zeit um 
mehrere Tausend gestiegen sind? Ihnen ist 
es g elungen, die Trendumkehr, die zur echten 
Einsparung von Dienstposten unter Dr. Klaus 
führte, nicht nur zunichte zu machen, sondern 
alle möglichen Einsparungsmaßnahmen 
geradezu ad absurdum zu führen. 

Man komme hier auch nicht mit dem Ein­
wand, in diesem Budget gebe es mehr Lehrer 
und sei mehr für Dienstposten auf dem Gebiet 
der Wissenschaft und Forschung zu finden 
als früher. Auch unter der OVP-Regierung 
wurden nämlich immer mehr Lehrer ein­
gestellt, und dennoch waren Einsparungen 
möglich. Vielleicht hängt das auch mit der 
inneren Einstellung zum Staat zusammen. Es 
ist nämlich ein Unterschied, ob man alle 
Aug enblicke immer neue Dinge ankündigt 
oder ob man sich. ein Problem vornimmt und 
dann versucht, eine Lösung herbeizuführen. 
(Beifall bei der avp.) 

ausschusses der vier Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes, Herr Abgeordneter 
Weisz, der j etzt vor mir zu dem gleichen 
Kapitel sprach, schrieb am 10. Oktober 1 967, 
daß "in einem ernsthaften Bemühen um eine 
Verwaltungsvereinfachung die einzig wirk­
same und tragbare Möglichkeit gesehen wird". 
Die Gewe rksroaften seien jederzeit bereit, bei 
solchen B estrebungen tatkräftig mitzuwirken. 

Der Herr Bundeskanzler - und das wurde 
schon bei anderen Gelegenheiten und wieder­
holt gesagt - scheint eine Art Meister der 

In der Zeit der Regierung Klaus wurden Ankündigungen zu sein. Die Durchführung 
laufend K ontakte mit den Gewerkschaften her- seiner Vorschläge freilich ist allerdings 
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keineswegs meisterlich, sonst hätte er uns 
ja schon längst den angekündigten Bericht 
über die Verwaltungs reform vorlegen können, 
was heißt hier können, er hätte ihn vorlegen 
müssen. In diesem Versäumnis mödlte ich, 
ohne die Dinge zu dramatisieren, keine Ver­
höhnung oder Mißachtung des Parlaments 
erblicken. Als Abgeordneter freilich nehme ich 
mir wenigstens das Recht heraus, zu fragen: 
Wann will denn die Regierung endlich einmal 
diesen Bericht hier deponieren? Und wann 
haben wir die Möglichkeit, hier im Haus über 
diesen Bericht zu debattieren? Vielleicht erst 
in einem Zeitpunkt, in dem das Einkaufen 
wieder Freude macht? 

Der Herr Bundeskanzler hat wiederholt Ein­
sparungen versprochen. Was aber ist 
geschehen? - Nichts ! Sie haben ein Dienst­
posten -Ausschreibungsgesetz angekündigt. 
Was aber ist geschehen? - Nichts ! Was ist 
mit Rationalisierungsmaßnahmen bei den 
Bundesbetrieben geschehen? - Nichts ! Sie 
haben eine Verwaltungs akademie angekün­
digt, Sie meinten, eine Rechtsbereinigung sei 
erforderlich. Und was hat die Regierung auf 
diesem Gebiet vorgelegt? Schlicht und einfach 
nichts !  

In einem Bericht der Verwaltungsreform­
Kommission, der rund 60 Seiten umfaßt, sind 
eine ganze Fülle von Vorschlägen enthalten. 
Auf die Frage meines Klubkollegen und 
Freundes Dr. Gasperschitz, warum nicht end­
lich an die Realisierung bestimmter Vor­
schläge herangegangen werden könne und 
werde, gab und gibt es nur unverbindlidIe 
Reden. 

Auch auf dem Verwaltungs reform-Gebiet 
hat der Herr Bundeskanzler seinerzeit Dinge 
angekündigt, Hoffnungen erweckt und Ziele 
angedeutet. Sie haben auch hier an einer 
p olitischen Nebenfront eine Art kleine 
Kreisky-ShoW aufgezogen, die geradezu 
symptomatisch dafür ist, wie der Wähler per­
manent getäuscht wird. Auch auf dem Gebiet 
der Verwaltungs reform haben Sie die Hoff­
nungen und Erwartungen, die Sie der 
Bevölkerung vorgegaukelt haben und die mit 
zu Ihrem Wahlerfolg 1 970 und 1 971  führten, 
nicht erfüllen können. Der Aufwand, den Sie 
mit Steuergeldern treiben, Ihr Zaudern und 
Zögern kostet, obwohl die Beamtenschaft auf 
allen Sektoren Großartiges leistet, die Steuer­
zahler unserer Berechnung nach gigantische 
Beträge. 

Heute steht unwiderlegbar fest, daß in Ihrer 
bisherigen Amtszeit nicht nur keine Ver­
waltungseinsparungen erfolgt sind, sondern 
daß die Dienstpostenzahl sehr stark gestiegen 
ist. 

. 

So sieht also das moderne sozialistische 
Schreibtisch-Osterreich aus . Sie haben das 
Kunststück zustande gebracht, von uns eine 
gut funktionierende Verwaltung zu überneh­
men und jetzt die Offentlichkeit mit der 
höchsten absoluten Dienstpostenzahl zu über­
raschen, die es in Osterreich jemals gegeben 
hat. (Beifall bei der OVP.) 

So gesehen waren Sie doch die best­
vorbereitete Regierung, die es in diesem 
Lande je gab, sicher auch bis jetzt die teuerste. 
Denn Ihr mangelndes Interesse und die Ver­
säumnisse Ihrer ,Regierung in der Ver­
waltungsreform kosten die Steuerzahler Hun­
derte Millionen Schilling. Experten berechnen 
die Kosten mit 2,5 Milliarden Schilling, die 
bei einer konsequenten Durchführung der 
unter Dr. Klaus begonnenen Verwaltungs­
reform hätten eingespart werden können. Ihr 
kostspieliger Verwaltungsaufwand, meine 
Damen und Herren von der Regierungspartei, 
zeigt einmal mehr dem österreichischen Volk, 
was die Sozialistische Partei von Sparsamkeit 
hält, die sie von uns allen als einen Teil not­
wendiger Stabilisierungsmaßnahmen verlangt. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Luptowits. 

Abgeordneter Luptowits (SPO) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Geschätzte Damen und 
Herren ! Die Ausführungen des Kollegen 
Deutschmann und des Kollegen Suppan haben 
mich sehr nachdenklich gestimmt, weil ich 
der Meinung war, daß gerade Kollege Deutsch­
mann, der mit mir zusammen an dieser Fern­
sehdiskussion in Klagenfurt teilgenommen hat, 

doch die Art und Weise gemerkt hat, wie 
diese Diskussion dort durdIgeführt wurde, und 
daß es damals doch nicht gelungen ist, zu­
mindest in den wesentlichen Fragen einen 
Konsens zu erreichen, daß im Gegenteil am 
Schluß der Diskussion die Dissens größer war 
ab. zu Beginn. Es wäre zu erwarten gewesen, 
daß Kollege Deutschmann vielleicht auf Grund 
dieser Erfahrungen hieher zum Rednerpult ge­
kommen wäre und eigene Uberlegungen ange­
stellt hätte, bessere Lösungsvorschläge ge­
bracht hätte, sich Gedanken darüber gemacht 
hätte, wie man es anders machen sollte. (Abg. 
S u P p a n: Ihr stimmt ja alles nieder!), Kollege 
Suppan, ich komme auch auf Sie noch ' zu 
sprechen. (Abg. D e u  t s c h m a n n:  Herr Kol­
lege Luptowits! Wir haben doch dem Herrn 
Bundeskanzler eine Resolution vorgelegtl) 
Kollege Deutschmann! Das ist mir alles be­
kannt. (Abg. S u p p a n: Nachdenklich hätten 
Sie vor dem 6. Juli sein müssen!) Kollege 
Suppan! Ich komme auf all das, was Sie hier 
gesagt haben, noch zurück! 
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Ich sage es noch einmal : Die Art und Weise, 
wie diese Frage heute hier diskutiert wurde . . . 
(Abg. D e u t s c  h m a n  n: Wie wir behandelt 
werden, meinen Sie!) Kollege Deutschmann! 
Wie diese Frage hier von Ihnen diskutiert 
wurde - ich sage es noch einmal -, stimmt 
mich sehr nachdenklich. Ich sage Ihnen, warum: 
Weil Sie nämlich politische Fragen in den 
irrationalen Bereich heben. Und Politik im 
irrationalen Bereich hat noch nie zu Lösungen, 
sondern immer zu Katastrophen geführt. (Abg. 
D e u t s e h  m a n  n: Herr Kollege Luptowits! 
Das ist keine politische Frage!) Kollege 
Deutschmann! Ich habe Sie ausreden lassen ; 
lassen Sie mich daher auch ausreden. (Beifall 
bei der SPO.) 

Die Frage ist viel zu ernst, als daß man 
leichtfertig mit Schlagworten allein dieses 
Problem hier behandeln könnte. Ich bin also 
der Meinung, Herr Kollege Deutschmann, Sie 
sollten auch diese Frage aus Ihrem irrationa­
len Bereich in den Bereich der Ratio hinunter­
transponieren, denn nur so kann man zu einer 
Lösung in der Politik kommen. 

Ich darf Ihnen hier empfehlen, Ihr Leibblatt, 
Ihre Parteizeitung, die "Volks-Zeitung" zur 
Hand zu nehmen, wo Ihr Chefredakteur 
Walter Raming zitiert. Ich darf Ihnen das 
Zitat vorlesen; es paßt nämlich ausgezeiChnet 
hieher. Er zitiert: "So hängt das SChicksal der 
Demokratie zuletzt nicht von der Güte der 
Verfassung ab, sondern vom Geiste und dem 
guten Willen jener Männer, die vom Volk zu 
ihrer Handhabung berufen wurden. Jede 
Demokratie erfordert Selbstdisziplin, Verant­
wortungsbewußtsein und Toleranz, in erster 
Linie von den Vertretern des Volkes, letzthin 
vom ganzen Volk." (Abg. D e u t s c  h m a n  n: 
Auch von der Regierungspartei verlangen wir 
das!) Herr Kollege Deutschmann! Wer würde 
es leugnen? Wir bekennen uns zu diesen 
Worten, die Ihr Chefredakteur hier zitie rt .  Ich 
hoffe, Sie bekennen sich auch dazu. (Beifall 
bei der SPtJ.) Dann werden Sie nämlich diese 
Frage nicht in der Tonart behandeln, wie Sie 
sie hier heute behandelt haben. 

Und ich darf noch etwas zur Legende sagen : 
Herr Kollege Deutschmann und Herr Kollege 
Suppan! Meine Damen und Herren! Die Frage 
wurde von der gesamten österreichischen Be­
völkerung und von den MensChen jenseits 
der Grenzen in zwei ORF-Sendungen im Fern­
sehen verfolgt. Es hat der Herr Bundeskanzler 
mit den Chefredakteuren und mit dem Völker­
rechtler Dr. Verosta diskutiert. Ich glaube, das 
war sehr eindrucksvoll. Und im bin es ge­
wesen, Kollege DeutsChmann, der i m  Pro­
grammausschuß des ORF dafür eingetreten 
ist, daß die abgesagte Veranstaltung durch­
geführt wird, weil ich der Meinung war, daß 

sich tatsächlich die Kärntner Bevölkerung und 
die gesamte österreichische Bevölkerung ein 
Bild machen soll, Gehör bekommen soll und 
auch zu sehen bekommen soll, wie die einzel­
nen Repräsentanten und Gruppen hier agieren. 

Es war niCht so unbestritten. Ich habe noCh 
am Samstag vor der Diskussion - weil man 
mir gesagt hat, die Slowenenvertreter wer­
den nicht teilnehmen - den Generalinten­
danten angerufen und ihm gesagt : Wenn es 
so ist, dann ist es wirklich zu überlegen, ob 
wir die Diskussion durChführen sollen, weil 
es ja dann nur eine einseitige Diskussion 
wäre. Als wir am Dienstag nach Klagenfurt 
kamen, da war ich eigentlich erfreut, daß alle 
Gruppen an dieser Diskussion teilnehmen. 

Kollege Deutschmann ! Sie waren ja Zeuge, 
Sie haben ja unmittelbar erlebt, wie s ich diese 
Diskussion abgewickelt hat. Ich bin damals 
sehr nachdenklich wieder nach Wien zurück­
gefahren. Ich muß sagen - ich muß das immer 
wiederholen -, daß ich aus eigenem Erleben 
als Vertreter einer deutschen Minderheit in 
einem anderen fremdsprachigen Land viele, 
viele Parallelen gefunden habe, und ich habe 
zu mir selber gesagt: So etwas sollte sich und 
darf sich nicht mehr wiederholen. 

Kollege Deutschmann! Ich werde j etzt nur 
einige Zitate aus Zeitungen bringen, die nicht 
unserer Partei nahestehen. Es war der  Redak­
teur der "Salzburger NachriChten" Neureiter, 
der damals nach der Demonstration vor der 
Klagenfurter Arbeiterkammer geschrieben hat, 
- er ist sicherlich keiner, der unserer Partei 
nahe steht -: "Wer die brüllenden Menschen­
massen gesehen hat, der versteht erst j etzt, 
warum sich die Slowenen gegen eine Minder­
heitenfeststellung stellen." Und er, Neureiter, 
bekennt selbst : "Auch ich bin j etzt der Mei­
nung, daß diese Minderheitenfeststellung in 
dieser Stimmung keine Lösung des Problems 
bringt." (Beifall bei der SPO.) 

Kollege Deutschmann! Es muß Ihnen doch 
klar geworden sein . . . ( Abg. D e u t s c h­
m a n n: Aber Ihre Leute fordern sie doch! 
Ihre Bürgermeister fordern das doch! Stecken 
Sie doch den Kopf nicht in den Sand!) Nein, 
ich stecke nicht den Kopf in den S and. Im 
weiß, daß diese Frage tief in alle Parteien 
hineinreicht. Es wäre falsch, wollten wir das 
hier verniedlichen und leugnen. Nein,  Kollege 
Deutschmann. Aber entscheidend ist doch, daß 
man aus der Geschichte und aus den geschicht­
lichen Ereignissen der letzten Wochen und 
Monate lernt und nicht noch einmal ans 
RednerpuIt kommt und in der gleichen Tonart 
agiert, wie man im Juli und vielleicht vorher 
agiert hat. 

52. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 71 von 179

www.parlament.gv.at



4432 Nationalrat XIII. GP - 52. Sitzung - 4. Dezember 1972 

luptowits 

Im glaube, Kollege Deutschmann, wenn das 
Lernen aus der Gesmichte einen Sinn hat, 
dann doch nur den, daß die Lehre, die man 
zieht, die sein soll, daß man es besser macht, 
daß man versucht, auf vernünftige Art und 
Weise sich zu verhalten, denn das Problem ist 
sowieso emotionell aufgeladen. Da sollten wir 
als Abgeordnete, wir als Repräsentanten 
dieses Hauses doch alles dazu tun, dieses 
Problem mit Vernunft zu lösen. 

Aber ich darf Ihnen einige Zitate zur Kennt­
nis bringen, wie die österreichische Presse, 
die Ihnen nahesteht, darüber urteilt. 

Die katholische Wochenzeitung "Die Furche" 
schreibt : 

"Und man muß sich auch schämen, daß sich 
(aus p arteipolitischen Motiven?) Zeitungen 
finden, die den selbstverständlichsten Akt der 
Bundesregierung, nämlich endlich die zwei­
sprachigen Tafeln einzuführen, noch nachträg­
lich dafür verantwortlich machen, daß miese 
Chauvinisten der Mehrheit gegen eine sowieso 
in ihren Lebensäußerungen eingeschnürte 
Minderheit aggressiv vorgehen." 

Das schreibt das katholische Wochenblatt 
"Die Furche" (Zwischenruf des Abgeordneten 
Dr. B I e n k.) 

Ein weiteres Zitat : 

"Damit wäre man aum gleich bei der Hal­
tung der OVP zu diesen nationalgermanischen 
Wirtshauskeilereien an Ortseinfahrten. Es gibt 
in Kärnten VP-Politiker, die auf möglichst 
zurückhaltende Weise von dieser Welle pro­
fitieren wollen - und es gibt solche, die sich 
neuerdings gerne im Kreise des mitunter radi­
kal ,nationalistischen' Heimatdienstes feiern 
lassen und nun die schon von Raab abgelehnte 
Minderheitenfeststellung fordern." 

Das schreibt auch die katholische Wochen­
zeitung "Die Furche". 

Ich zitiere "Die Presse". Chefredakteur 
Thomas Chorherr schreibt: "Aufstand gegen 
den Rechtsstaat". 

"Das ändert nicht" - nämlich die Beschluß­
fassung - "einen Deut an seiner Rechtsgültig­
keit . . .  In Kärnten wurde und wird dem 
Rechtsstaat ins Gesicht geschlagen. Nicht von 
j enen, die zweisprachige Straßentafeln mon­
tierten, sondern von jenen, die sie johlend 
zerstören." (Zustimmung bei der SPO.) 

Er smreibt weiter : "Es geht um die er­
schreckende Geisteshaltung, die deutlich ge­
worden, um das negative Beispiel das gegeben, 
um das traurige Bild, das geboten worden ist: ' 
(Abg. S k r i t e k: Das schreiben Sie sich ins 
Stammbuch!) 

Er schreibt zum Schluß : "Aber in der Ab­
lehnung der Kärntner Ubergriffe müßten alle 
jene einig sein, denen es ernst ist mit der 
Demokratie . . .  

Ich habe dem nichts hinzuzufügen. 

Vielleicht ist Ihnen auch der Artikel VOIJ. 
Dr. Fritz Csoklich bekannt: "Die Ortstafeln -
nur ein Symptom". 

Jawohl : Sie sind nur ein Symptom, denn 
unterdessen müßte sich doch schon herumge­
sprochen haben, Kollege Deutschmann, daß die 
Ortstafelfrage nur der Anlaß für ein viel, viel 
tieferes Problem war. 

Kollege Deutschmann ! . . .  (Zwischenruf des 
Abg. Dr. B 1 e n k.) Herr Kollege ! Zum gesam­
ten Werdegang hat der Herr Bundeskanzler 
x-mal Stellung genommen. Ich glaube, wir 
sollten nicht noch einmal das Ganze wieder­
holen, weil es sowieso bekanntgeworden ist, 
wie sich das abgespielt hat. Der Herr Kanzler 
hat vor dem Fernsehschirm auf die Frage des 
Csoklich detailliert Stellung genommen. (Abg. 
Dr. B I  e n k: Nidzt im Parlament! - Ruf bei 
der OVP: Wann?) Im Parlament hat er in 
seiner Art und Weise genauso dazu Stellung 
genommen. (Abg. D e u t s c  h m a n  n: Nichts 
gesagt! - Ruf bei der OVP: Die Art und 
Weise, nicht die volle Wahrheit zu sagen!) 

Herr Kollege Deutschmannl Der Herr Bun­
deskanzler wird immer dann, wenn diese Frage 
an ihn gestellt wird, dazu Stellung nehmen. 
(Beifall bei der SPO.) Er hat in den Frage­
stunden mündlich, und er hat auf schriftliche 
Anfragen immer wieder zu dieser Frage 
Stellung genom�en. Ich glaube, das ist doch 
unbestritten. 

Herr Kollege Deutschmann! Gerade weil 
diese Frage j a  so aufgeladen ist, sollten wir 
uns doch daran erinnern, daß diese Frage nicht 
von heute ist. Es ist ein latentes Problem. 

Josef Frliedrich Perkonig, der Kärntner Dich­
ter, der

' 
vielleicht das innigste Verhältnis zu 

dieser Frage hatte, hat bereits frühzeitig vor 
den Entwicklungen gewarnt, und er war einer 
derjenigen gewesen, die damals bei den Aus­
siedlungen mutig das Wort für die sloweni­
schen Landsleute ergriffen haben. Nachzulesen 
im ersten Band der "Gesammelten Werke" 
Perkonigs, die wir in Kärnten herausgegeben 
haben. 

Das sollte man studieren und lesen, und 
dann wird man eine ganz andere Einstellung 
haben, und dann kann man nicht so leichtfer­
tig, glaube ich, diese Frage, wie gesagt, 
noch einmal so aufschaukelnd hier zur Sprache 
bringen. 
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Noch etwas möchte ich Ihnen sagen : Die 
avp hat sicherlich nun einen Sprung gemacht, 
sie hat in dieser Frage eine Wandlung durch­
geführt. Wir nehmen das zur Kenntnis. 

Sie haben durch den Mund Ihres Partei­
obmannes in Salzburg erklärt, Sie seien für 
eine Minderheitenfeststellung. Es ist erstmalig 
dezidiert erklärt, daß die avp von ihrem 
Standpunkt Raab, Gorbach, Klaus nun abgeht 
und eine Minderheitenfeststellung fordert. 

Meine Damen und Herren ! Ich will hier 
diese Tatsache vorläufig nur zur Kenntnis 
nehmen, aber Sie müssen sich darüber klar 
sein, was das bedeutet. 

Die FPO war immer dafür. Die FPO ist 
konsequent. Da mache ich gar keinen 
(Abg. Dr. S c  r i n z i: Gorbach war . . . !  
Zwischenruf des Abg. D e u t s e h  m a n  n.) Ich 
werde noch einen Parteifreund von Ihnen 
zitieren, wie der heute darüber denkt. (Ruf 
bei der OVP: Reden wir von etwas anderem!) 
Nein, reden wir nicht von etwas anderem: 
Wir reden von diesen Fragen. 

Es hat auch der Kärntner Landtag einen 

solche kleine Einheit Rückschlüsse auf den 

Kreis der Befragten ermöglicht. (Abg. Doktor 

S c  r i n z i:  Die Volkszählung gibt es doch für 

alle!) 

Herr Kollege Scrinzi und Herr Kollege 

Suppan ! Wir wissen alle . . . (Zwischenruf des 

Abg. S u p p a n.) Jawohl. Ich habe Einsicht 

genommen. Herr Kollege Suppan ! (Ruf bei der 

OVP: Zeigen Sie diese Unterlagen hier!) Sie 

haben die Einladung des Herrn Bundeskanz­

lers angenommen, Sie haben also das auch 
gesehen, was Ihnen der Herr Bundeskanzler 
gezeigt hat. (Zwischenrufe.) 

Herr Kollege Scrinzi ! Wir wissen alle,  wie 
schwierig dieses Problem ist. Kollege Scrinzi 
weiß es, und ich muß sagen, Kollege Scrinzi 
hat bei der Fernsehdiskussion eigentlich in 
seiner Haltung, sagen wir, sehr vernünftig 
argumentiert. Ich glaube,  etwas anderes sogar 
argumentiert als hier im H ause. Es ist nämlich 
so, daß es selbstverständlch s ehr schwierig ist, 
aus dieser Volkszählung 1 96 1  j etzt ein absolut 
richtiges Bild zu bekommen .  Das wissen wir 
alle. 

Beschluß ge faßt. Herr Kollege Scrinzi hat hier Aber, meine Damen und Herren, Sie wissen 
diese Frage damals erwähnt. Das stimmt ja. genau _ und das ist unser  Grundprinzip und 
Aber selbst der aVP-Abgeordnete Dr. Mayr- das hat Dr. Vospernik damals bei der Fern­
hofer, der Zweite Präsident des Kärntner sehdiskussion auch gesagt -, wenn die Min­
Landtages, bekennt, daß er heute nicht mehr derheit der Auffassung ist,  daß sich die 
der Auffassung sei, daß eine Minderheiten- Minderheit derzeit nicht d azu bekennen kann, 
feststellung, wie sie seinerzeit im Landtag daß eine Minderheitenfeststellung durchge­
beschlossen worden ist, das richtige Mittel sei, führt wird, ist es international üblich, wenn 
um das Problem zu lösen. eine Minderheit von sich selbst aus sagt, 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß daß sie diese Minderheitenfeststellung für 

auch in Ihrer Partei doch Nachdenkliche da 
-
fraglich hält, daß man s ie  nicht überfordert. 

sind, die sich über dieses Problem nicht so (Abg. Dr. S c  r i n z i:  Dann können sie Forde­

leichtfertig hinwegsetzen, wie  man glaubt, rungen stellen?) Sicherlich, Herr Kollege 
durch große Worte, große Sprüche, mit ein- ' Scrinzi. Aber das haben wir auch gesagt, und 
fachen Schlagworten darüber hinwegzukom- wir sagen es heute noch e inmal : Auch die 
men. utopischen Forderungen, die von der Minder­

Herr Kollege Suppan! Sie haben hier von 
der Veröffentlichung von ortschaftsweisen 
Umgangsspracheergebnissen g esprochen. Ich 
möchte Ihnen das, was ich am 6. Juli auch 
schon hier hatte, noch einmal zitieren : Die 
Veröffentlichung von ortschaftsweisen Um­
gangsspracheergebnissen aus Volkszählungen 
ist nicht im Publikationsprogramm des Stati­
stischen Zentralamtes vorgesehen. Die Ergeb­
nisse von 1961 hätten j edoch vom Abwehr­
kämpferbund ebenso wie von j eder anderen 
Organisation in Form einer Sonderauswertung 
vom Zentral amt angefordert w erden können 
und wären bis auf jene Ortschaften, deren 
Einwohnerzahl 1 5  unterschreitet, ausgefolgt 
worden. Bei Ortschaften unter 1 5  Bewohnern 
wird aus Gründen der Geheimhaltung weder 
die absolute noch die perzentuelle Zahl der 
Spracbangaben bekanntgegeben, weil eine 

heit gestellt werden, sind nicht akzeptabel, 
und das hat unser Landeshauptmann im Land­
tag dezidiert erklärt. Alle die Forderungen, die 
gestellt wurden - eigenes Kulturreferat, 
eigene Beauftragte -, das ist abgelehnt wor­
den. Natürlich.  Auch die Minderheit darf die 
Mehrheit nicht überfordern. 

Aber, meine Damen und Herren, wir müssen 
doch zu einem Konsens kommen. Und das ist 
doch nur dadurch möglich, daß wir alle ge­
meinsam versuchen, mit Vernunftgründen den 
gangbarsten Weg zu gehen. Es ist kein Ideal­
weg. Wer Minderheitenfragen studiert hat, 
weiß das. Der Herr Kollege aus Vorarlberg 
wird sich mit dieser Frage wahrscheinlich 
weniger befaßt haben. (Abg. Dr. B 1 e n k: Sie 
sind der einzige Kärntner Abgeordnete, der 
sich in Ihrer Partei damit b efaßt hat!) Herr 
Kollege Dr. Blenk ! Ich h ab e  mich mit diesen 
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Fragen schon als Student in Prag befaßt. immer die gleichen Argumente auf die gleichen 

Machen wir doch nicht die anderen Kollegen stereotypen Fragen geben, denn sie sind ja  
dafür verantwortlich, daß ich hier stehe. (Abg. wirklich stereotyp. Es  kommt j a  wirklich nichts 
Dr. B 1 e n k: Sie werden schon wissen, warum Neues dabei heraus. (Abg. Dr. B 1 e n k: Es 

Sie nichts sagen können!) Nein. Das ist ein paßt nicht zusammen, was Sie hier reden!) 

Irrtum. Es wird der Herr Kollege Dr. Kersting Herr Kollege Dr. Blenk, ich darf auch Ihnen 

noch G elegenheit haben, dazu auch seine hier sagen, denn Ihr Bundesland grenzt ja  

Meinung zu sagen. Ich habe mich aber des- an die Schweiz an, S ie  haben sicherlich dieses 
halb zu Wort gemeldet, weil es mich wirklich Problem auch in der Schweiz diskutiert, das 
sehr nachdenklich gestimmt hat, wie hier diese ja auch nicht, sagen wir, immer leicht zu 

Frage diskutiert wurde. lösen ist. In der Gegenwart gibt es auch dort 

Ich möchte nun noch Karl Renner zitieren, 
gewisse Schwierigkeiten. 

der sich mit dieser Frage sehr ausführlich Ich möchte nur dem Kollegen Suppan noch 
befaßt hat. Herr Dr. Ermacora kennt sicherlich wegen der Ustascha-Sache antworten. Es ist 

diese gesamte Literatur besser als ich. Karl richtig, die Bundesregierung hat eine Antwort 
Renner schreibt in seinem Buch . ,Die Nation: auf die Note Jugoslawiens beschlossen, 

Mythos und Wirklichkeit" das Wort : "Für den aber die Note wurde nicht abgesandt. (Abg. 

Nationalisten ist Macht, Uberwältigung alles. Dr. S u p p a n: Aha!) Was heißt aha? Meine 
In dem Weltbild, das er sich konstruiert, lagert Damen und Herren ! Diplomatie ist eben nicht 

Nation neben Nation unverbunden und bin- Holzhackermanier, wie manche Politik immer 

dungslos, also anarchisch nebeneinander, so auffassen. (Lebhafte Zustimmung bei der SPO.) 

wie die Raubtiere in der Einöde."  

Ich glaube, meine Damen und Herren, wir 
sollten diese Beziehungslosigkeit zwischen der 
deutschsprachigen Mehrheit und den Minder­
heiten, die heute noch besteht, überwinden. 
Wir sollten diese Minderheit nicht nur als 
folkloristischen Aufputz sehen, sondern sie 
als einen integrierenden Bestandteil unseres 
staatlichen Daseins, des konkreten Verfas­
sungsstaates bejahen und anerkennen. (Abg. 
H a  r w a l  i k: Das haben wir auch mit der 
Kärntner Minderheit im Schulgesetz sehr ernst 
getan!) Herr Kollege Harwalik, sicherlich ist 
diese Frage, die j etzt zur Diskussion steht, 
etwas anderes, weil es optisch immer wieder 
den Menschen vor Augen geführt wird. Das 
muß man verstehen aus der ganzen Geschichte 
der Vergangenheit, das kann man mit dem 
Schulwesen nicht so ohneweiters vergleichen. 
Ich glaube, Sie werden mir recht geben. (Abg. 
H a  r w a l  i k:  Das war nicht das Problem, 
von dem Sie gesprochen haben!) Ich glaube 
aber, daß wir zur höheren Ehre unseres 
Staates alle zusammen versuchen sollten, hier 
die tieferen Ursachen des Konfliktes über den 
äußeren Anlaß hinaus sozusagen als Grund­
lage zu nehmenj wir sollten uns der vollen 
Tragweite bewußt sein und die Maßnahmen, 
die der Herr Bundeskanzler jetzt mit der 
�ommission gesetzt hat, anerkennen. Lassen 
wir sie arbeiten. Wir werden sehen, was dabei 
herauskommt. 

' 

Ich will j etzt nicht meine persönliche Mei­
nung jedem oktroyieren. Denn man soll Ge­
duld haben, man sollte hier Zeit haben, man 
sollte warten können. Es muß vielleicht ein 
Umdenken stattfinden. (Abg. S u p p a n: War­
um haben Sie denn vorher nicht gewartet?) 
Herr Kollege Suppan, ich kann doch nicht 

Ja, meine Damen und Herren, und ich 
glaube, unser Außenminister ist ein Garant 
dafür, daß die außenpolitische Linie dieses 
Staates und die diplomatischen Schritte dieses 
Staates dann gesetzt werden und so gesetzt 
werden, wie sie notwendig, richtig und zeit� 
gemäß sind. Nichts überraschend, nichts über- · 
eilt, sondern mit heißem Herzen und mit 
kühlem Verstand. So wünsche ich, daß auch 
diese Frage weiterhin diskutiert wird. Ich 
danke vielmals. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Als nächster kommt Herr Pro­
fessor Ermacora zum Wort. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) ; Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Meine Damen und 
Herren ! Ich war an sich nicht vorbereitet auf 
eine Minderheitendiskussion heute in diesem 
Haus . Ich darf aber doch auf einiges aufmerk­
sam machen, was Sie interessieren würde. 

Zunächst muß ich nur spaßhaft feststellen, 
daß sich auf der Regierungsbank vorher ein 
interessanter Betriebsunfall ereignet hat. Der 
Herr Staatssekretär Veselsky, der zur parla­
mentarischen Unterstützung des Herrn Bundes­
kanzlers beigegeben ist, hat das Wort zur 
Antwort ergriffen, bevor noch Herr Vizekanz­
ler Häuser den Saal verlassen hat. Der Herr 
Vizekanzler ist an sich der Vertreter des 
Herrn Bundeskanzlers. Umso mehr wundert es 
mich, daß niemand das Wort ergriffen hat, um 
die Fragen des Herrn Abgeordneten Suppan 
zu beantworten. 

Ich glaube, das waren ganz handfeste und 
konkrete Fragen in diesem Zusammenhang, 
die man wohl noch einmal wiederholen kann. 
(Beifall bei der OVP.) Wer hat die Auswertung 
der Volkszählungsergebnisse im Jahre 1 96 1  
nach Ortschaften tatsächlich aufgeschlüsselt 
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vorgenommen und hat dazu die Weisung ge­
geben? Wann und wo wurde diese Auswer­
tung vorgenommen? Das sind zwei Fragen 
gewesen, auf die der Herr Staatssekretär nicht 
die Antwort gegeben hat. Herr Vizekanzler, 
vielleicht sind Sie hinausgegangen, um diese 
Antwort . überhaupt nicht geben zu müssen. 
Aber ich bin überzeugt, im Laufe des heutigen 
Abends werden Sie gezwungen sein, diese 
Antwort zu geben, sonst wird man Ihnen 
sagen, daß die Dinge in diesem Hause nicht 
transparent genug sind. (Abg. Dr. F i s  e h e  r:  
Das werden wir aushalten!) Das glaube ich 
sicherlich. Diese Meinung von einem Konser­
vativen, wie Sie mich bezeichnen, werden Sie 
sicherlich aushalten, Herr Dr. Fischer. Ich 
möchte nun folgendes ausführen. 

Wenn der Herr Abgeordnete Dr. Luptowits, 
den ich in seiner Ernsthaftigkeit und in seinem 
guten Willen absolut schätze - und ich glaube, 
er hat uns , die Dinge am 4. Juli von einer 
hohen Warte dargestellt -, die Dinge in der 
Kärntner Frage so darstellt, so lenkt er doch 
von dem wahren Anliegen, das die Opposi­
tionsparteien in diesem Hause beherrscht, ab. 
Wenn Sie sagen, daß Diplomatie keine Holz­
hackersache ist, so möchte ich sagen, daß auch 
die Gesetzgebung keine Holzhackersache ist, 
wie sie im Ortstafelgesetz gemacht wurde. 
(Beifall bei der OVP.) 

Es geht doch dieser Opposition in diesem 
Hause darum, nicht die Rechte der Minder­
heiten zu verkürzen, und das können Sie von 
mir, Herr Abgeordneter und die Regierungs­
fraktion, nicht erwarten. Ich spreche mich ,in 
Wort und Tat - i ch  möchte es noch einmal 
wiederholen - für diese Rechte dieser Minder­
heit und jeder Minderheit aus. Ich möchte aber 
doch hervorheben, es geht in dieser Diskus­
sion, die nun schon seit einiger Zeit vor sich 
geht, darum, dieses Ortstafelgesetz und die 
Holzhackermanier, mit der es zustande gekom­
men ist, transparent zu machen. 

Ich möchte noch einmal hervorheben, daß , 
wenn Sie, Herr Abgeordneter Dr. Luptowits, 
sagen, daß man, wenn man einen gehörigen 
Antrag stellt, die Möglichkeit hätte, die Volks­
zählungsergebniss e  auszuwerten, so stehen 
Sie damit wieder einmal im Widerspruch zu 
den Aussagen des Herrn Innenministers Rösch 
auf der einen Seite und des Herrn Bundes­
kanzlers auf der anderen Seite, die sagten, das 
stünde unter dem G eheimnisgebot. Ja, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, wenn man 
der Offentlichkeit auf der einen Seite erklärt, 
sie könne, wenn sie gehörig ihre Anträge 
stelle, die entsprechende Auswertung vor­
nehmen, und auf der anderen Seite erklärt, 
das stünde unter dem Geheimnisverbot, und 
wenn der Herr Vizekanzler nicht imstande ist, 

die Antwort zu geben, wer diese Papiere tat­
sächlich ausgewertet hat, so können Sie in der 
Offentlichkeit nicht den Eindruck erwecken, 
als würde diese Angelegenheit wesentlich 
transparent sein. 

Ich möchte noch auf die eine Frage eingehen, 
daß die Minderheitenfeststellung international 
nicht üblich sei.  Sie haben Karl Renner zitiert ; 
ich nehme an, d as ist das Werk, das im Europa­
verlag herausgegeben wurde und eine Summe 
von Aufsätzen enthält. Ich darf Sie auf eine 
ganz grundlegende Schrift Karl Renners ver­
weisen, allerdings werden Sie mir sagen, die 
liegt zeitlich so weit zurück, daß sie heute 
nicht mehr relevant ist : das ist die im Jahre 
1902 erschienene Schrift. Und hier können Sie 
nachlesen : "Uber die Nationszugehörigkeit 
kann nichts anderes entscheiden als die freie 
Nationalitätserklärung des Individuums vor 
der dazu kompetenten Behörde. Dieses Selbst­
bestimmungsrecht des Individuums bildet das 
Korrelat jedes Selbstbestimmungsrechtes der 
Nation." 

Das ist nicht nur ein einzelner Satz, sondern 
das sind fünf Seiten, die diesen Gegenstand 
abhandeln. Ich gebe zu, daß sich die Meinung 
heute vielleicht ändern würde, aber ich möchte 
doch darauf hinweisen, daß ein so prominenter 
Nationalitätenpolitiker und Wissenschaftler, 
wie es Staatsmann Renner gewesen ist, hier 
Dinge vertreten hat, von denen, wie ich hörte, 
Bundeskanzler Dr. Kreisky sagte, er kenne 
überhaupt keine Stelle, wo sich Renner dar­
über so ausgesprochen hätte. 

Aber nun komme ich zu einer viel kritische­
ren Sache. Wenn Sie, Herr Abgeordneter Lup­
towits, auf die Vorgänge ,in Kärnten einge­
gangen sind und in einer recht massiven 
Weise - iCh will nicht sagen - polemisiert. 
aber doch Personen angegriffen haben, die 
chauvinistisch gewesen sind - was ich durch­
aus wie Sie verurteile -, dann muß ich dem­
gegenüber hervorheben, daß wir auf unserem 
Boden, nämlich in Wien, ebenso solche Chau­
vinisten haben, aber in einer ganz anderen 
Weise. Ich möchte nur darauf aufmerksam 
machen - ich habe hier nicht die Pflicht, 
einen Abgeordneten der freiheitlichen Frak­
tion zu verteidigen, dazu ist er Manns genug 
und sprachgewaltig genug -: Vor zwei 
Wochen hat Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi im 
Hörsaal I des neuen Institutsgebäudes der 
Universität einen Vortrag über die Kärntner 
Ortstafelfrage halten wollen. Man hatte dabei 
ganz objektiv herausgestellt: Inwieweit sind 
die aus dem Staatsvertrag resultierenden 
Pflichten gegenüber der slowenischen Minder­
heit erfüllt? GIbt es einen Terror gegenüber 
den Slowenen? Wie verhält es sich mit der 
jugoslawischen Intervention? Wie stark ist die 
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slowenische Minderheit? Dieser Vortrag war 
angekündigt, der Hörsaal war bis auf den 
letzten Platz gefüllt. Ich selbst war als Inter­
essent an der Diskussion anwesend. Ich kann 
Ihnen nur sagen : Was sich da an Chauvinis­
mus oder an politischer Machination kund­
getan hat, das verurteile ich ebenso, wie ein 
Chauvinismus zu verurteilen ist. Da wurde 
Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi eine Stunde 
lang niedergeschrien, unentwegt, mit Slogans 
wie: "Keine Diskussion für Scrinzi ! "  "Scrinzi 
raus '" "Nazi raus '"  Ein Partisanenlied in slo­
wenischer Sprache ; "Wir wollen keine Nazi 
hören'" "Tritt den Scrinzi in den Arsch'" Das 
wurde erklärt. 

Ich möchte hervorheben, daß ich mich gegen 
solche Vorgänge auf akademischem Boden, wo 
an sich die Freiheit des Wortes und der Rede 
herrschen sollte, ebenso wende, wie ich mich 
gegen chauvinistische Äußerungen auf der 
anderen Seite wende. Das möchte ich deutlich 
herausstellen. (Beifall bei deI OVP und bei 
Abgeordneten der FPO.) 

Ich möchte aber, da ich jetzt gerade Gelegen­
heit habe, zu einigen Vorrednern zu sprechen, 
auf eine Bemerkung eingehen, die der Herr 
Abgeordnete Weisz gemacht hat. Er hat sich 
in einer nicht sehr direkten, aber doch für 
jedermann verständlichen Art darüber be­
schwert, daß Beamte etwa parteiisch seien 
und damit - ich schließe daraus - Bestim­
mungen der Dienstpragmatik verletzten. Ich 
möchte ganz offen sagen: Ich halte solche 
Unterstellungen ohne Beweise für eine Diffa­
mierung von Beamten, und ich möchte Sie doch 
bitten : Lassen Sie die zuständigen Minister 
Disziplinarmaßnahmen ergreifen und Diszi­
plinarkommissionen entscheiden, dann wird 
man sehen, wie die Sache entschieden wird. 
Aber Sie wissen sehr wohl, daß im Falle 
Ellinger - das wurde hier noch nie deutlich 
hervorgehoben -, 

-
der Verwaltungsgerichtshof 

gegen den Minister entschieden hat. 

Ich habe seit einigen Monaten das Ver­
gnügen, den Herrn Staatssekretär Veselsky 
in den Angelegenheiten der Elektronischen 
Datenverarbeitung zu kennen . und seine Argu­
mentation zu hören. Ich muß ganz offen sagen: 
Wenn ich ihn heute das erste Mal gehört 
hätte, so wäre ich von seinen Äußerungen sehr 
beeindruckt gewesen. So aber habe ich seine 
Thesen schon viele Male gehört und dazu 
auch noch Kommentare von anderen Ministern. 
Ich habe den Herrn Bundesminister für Inneres 
gehört und den Herrn Bundeskanzler zum 
selben Gegenstand. Ich möchte j etzt, an Herrn 
Dr. Fischer von heute morgen anknüpfend, 
wo er erklärte, es sei die modernste und 
bestvorbereitete Regierung, sagen, auf diesem 
Sachgebiet sCheint es nur so, als würde dies 

die bestvorbereitete Regierung sein. Herr 
Dr. Fischer meinte, er würde das im einzelnen 
und im konkreten Fall beweisen. Nun bin ich 
gerade hergekommen, um in bezug auf die 
Elektronische Datenverarbeitung und ihre An­
lagen, die im Bundesbetrieb geführt werden, 
das Gegenteil zu zeigen, trotz der Äußerungen 
des Herrn Staatssekretärs. 

Ich. würde die Behauptung aufstellen, daß 
nur dann von einem Modernismus in diesem 
Sektor gesproChen werden kann, wenn gerade 
dieses elektronische Datenverarbeitungs­
system koordiniert ist, wenn es übersichtlich 
ist, wenn es in jeder Einzelheit eingeplant, 
wenn es öffentlich gemacht ist und wenn der 
Staatsbürger vollinformiert und gegen mög­
liche Mißbräuche der Datenverarbeitung abge­
sichert ist. 

Das System ist unkoordiniert. Ich meine, es 
sollte doch ein Ministerium wissen, was · das 
andere tut. Ich darf darauf aufmerksam 
maChen, daß der Herr Bundesminister für 
Justiz in der Budgetdebatte im Ausschuß her­
vorgehoben hat, daß er jetzt für seinen Bereich 
auch eine solche Anlage einrichten wolle, er 
fügte allerdings hinzu: ohne Computer. Man 
findet aber darüber in dem entsprechenden 
Bericht nichts. (Abg. Dr. B r o d  a: Was ist 
gegen unsere Initiative einzuwenden?) Gegen 
die Initiative, Herr Bundesminister, ist sicher­
lich nichts einzuwenden, aber ich wende ein, 
daß dies nicht koordiniert ist (Abg. Doktor 
B I O  d a: Dann sind Sie falsch informiertl), 
weil sonst in den entsprechenden Unterlagen 
die entsprechende Darstellung enthalten sein 
müßte. Aber in den Papieren steht nichts 
drinnen. 

Ich möchte weiter hervorheben, daß der 
Herr Bundesminister für Inneres in der Dis­
kussion über das Meldegesetz darauf hinge­
wiesen hat. daß es eine ganze R.eihe von 
Datenverarbeitungsanlagen auf dem Gebiet 
der Meldebehörden gibt. Nun sehe ich aber 
aus dem neuesten Bericht (UI-66) , den ich 
heute früh vorgefunden habe, nicht, daß dieses 
Faktum ausgewiesen wäre. (Zwischenrufe des 
Abg. Dr. F l e i s c h m a n n.) Das sind doch 
Organe, die in mittelbarer Bundesverwaltung 
handeln. Das brauche -ich Ihnen nicht näher 
auszuführen. 

Weiters möchte ich sagen :  Es fehlt die Uber­
siChtlichkeit über das Ganze. Sehen Sie sich 
einmal an, was in dem neuen Papier UI-66 
vom Bundesminister für Landesverteidigung 
über das Stellungssystem ausgeführt wird, und 
hören Sie, was er vor einiger Zeit erklärt hat : 
daß er die Stellungspflichtigen einem Intelli­
genztest unterwerfen wolle. 
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Dr. Ermacora 
Ich möchte weiter hervorheben, daß sich in I des Datenschutzes vorgenommen. Die ganze 

dem Bericht nichts darüber findet, was man Angelegenheit bleibt für die Offentlichkeit 
nun in 565 der Beilagen über die Errichtung undurchsichtig. 
eines "Fonds Osterreichisches Bundesinstitut Aus diesem Grunde habe ich mit anderen 
für Gesundheitswesen" liest, wo es heißt, Abgeordneten einen E n t s c h i  i e ß u n 9 s­
daß diesem Fonds die Erarbeitung von Metho- a n  t r a g  eingebracht, der lautet: 
den zur Erfassung von Daten obliegt, die für 
den Gesundheitszustand der Bevölkerung von 
Bedeutung sind, sowie Sammlung, Analysen 
und Auswertung solcher Daten ; Dokumenta­
tion und so weiter. 

Das ganze scheint mir auch in manchen 
wesentlichen Dingen ungeplant zu sein. Wir 
werden ja am 1 1 .  Dezember hören und sehen, 
was dem Parlament präsentiert wird. 

Es wird zum Beispiel nicht öffentlich ge­
macht, daß die Gesetzesvollziehung ganz aus­
drücklich die Anweisung erhalten soll, ein 
Gesetz mit EDV zu vollziehen. 

Ich glaube, damit kommen wir zu einem 
Punkt, der ganz eng mit dem ganzen Daten­
verarbeitungsproblem zusammenhängt. So 
fortschrittlich die Datenverarbeitung und so 
notwendig  s ie  ist, das gebe ich durchaus zu, 
aber wie steht es mit der Abwehr des Miß­
brauchs? Hier treten Sie, Herr Staatssekretär, 

. schon das vierte Mal auf den Plan, und mit 
dem Herrn Bundeskanzler dazu wurde von 
Regierungsseite schon fünfmal dieser Gegen­
stand des Datenschutzes angesprochen. 

Darf ich Ihnen vorführen, was sich in den 
verschiedenen Berichten findet, die ja leider 
Gottes nur der übersieht, der sich eingehend 
damit befaßt, denn der Staatsbürger kann alle 
diese Papiere ja nicht durchlesen. 

Da steht einmal in dem Bericht III-29 auf 
Seite 38/39 drinnen, was die Bundesregierung 
am 22. Juni 1 911  zu dem Gegenstand gesagt 
hat. Sie hat gesCj.gt : "Durch die Zusammen­
fassung von Informationen in immer größeren 
und leistungsfähigeren EDV-Einheiten ergibt 
sich die Notwendigkeit eines verstärkten 
Schutzes der Privatsphäre. Es ist daher zweck­
mäßig" - und jetzt bitte -, "bereits vor 
Entstehen einer Gefährdung der Privatsphäre 
legistische Vorkehrungen zu treffen. Die Bun­
desregierung wird in diesem Sinn die Erstel­
lung eines Datenschutzgesetzes in Angriff 
nehmen." 

Das war am 22. Juni 1 971 . 

Im Budgetausschuß erklärte der Herr Bun­
deskanzler, daß auf diesem Gebiete nun eine 
Punktation erarbeitet wurde. 

Wenn Sie die Dinge noch etwas weiter an­
sehen, wie sie nämlich in dem neuen Bericht 
III-66 enthalten sind, so wird eine noch viel 
vagere Erklärung über diese Angelegenheit 

Der Nationalrat wolle beschließen : 

1 .  Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
für den Fall, daß sie nicht in der Lage ist, 
ein den modernen Erfordernissen entspre­
chendes Datenschutzgesetz bis zum Ende der 
Frühjahrssession 1973 dem Nationalrat vor-

. zulegen, die den Vorbereitungen zu einem 
solchen Gesetz dienlichen Punktationen und 
Materialien diesem zu unterbreiten. 

Dann hatten Sie, Herr Staatssekretär, auf 
die Koordination zwischen Verwaltung und 
Gesetzgebung in bezug auf Datenverarbei­
tungsanlagen hingewiesen . Ich habe diese 
Ausführung mit großem Interesse zur Kennt­
nis genommen, möchte aber doch darauf auf­
merksam machen, daß es hier einer näheren 
Durchführung dieser Frage bedarf, insbeson­
dere einer Abklärung nach Artikel 20 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes. - Ich glaube, 
das müßten Sie sich von der Regierungsseite 
her überlegen . 

Der zweite Punkt im Entschließungsantrag 
lautet daher : 

2. Die Bundesregierung wird ferner auf­
gefordert, dem Nationalrat ihre Pläne be­
kanntzugeben, . wie die Fraktionen des 
Nationalrates, die bei den einzelnen Bundes­
ministerien bereits gespeicherten Daten ver­
wenden können. - Im Innenministerium, 

allenfalls Justizministeriurn, allenfalls im 
Bundesministerium für Landesverteidigung. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte nun 
eine n  zweiten Punkt herausgreifen, der mit 
dem Debattenbeitrag des Herrn Dr. Fischer 
zusarrunenhängt, den er heute morgens ge­
halten hat und wo er von der Modernität in 
bezug auf die Frage der Verfassungsentwick­
lung gesprochen hat. Auch hier möchte ich 
hervorheben, daß eine Kluft zwischen Rede­
ankündigung und politischer Realität klafft. 
Ich glaube, das kann man eben nur in einer 
solchen Debatte herausstellen. Den willkür­
lichen Einsatz der Parlamentsmehrheit, um 
Gesetze einfach durchzusetzen, ohne Trans­
parenz, halte ich für so eine Kluft zwischen 
Ankündigung und Realität. 

Ich möchte weiter von der Modernität 
sprechen, und zwar . . .  (Abg. Dr. F i s  e h e  r: 
Wann kommen Sie zur UNIDO, Herr Pro­
fessor?) Nein, das meine ich nicht. (Abg. 
Dr. F i s  e h e  r: "Schiebung"!) Gewiß komme 
ich noch dazu. (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Kommen 

52. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 77 von 179

www.parlament.gv.at



4438 Nationalrat XIII. GP - 52. Sit;wng - 4. Dezember 1972 

Dr. Ermacora 

Sie heute noch dazu? Werden Sie sich heute 
entschuldigen für diese ungeheuerlichen Vor­
würfe? - Abg. S k r i t e k: Ein Professor ent­
schuldigt sich doch nichtl) Herr Dr. Fischer : 
Wenn Sie mir damals richtig zugehört hätten 
- aber Sie sind ja leider vor meiner Inter­
vention hinausgegangen -: Ich habe gesagt 
(Abg. Dr. F i s  e h e  r: Ich habe den Minder­
heitsbericht gelesen!), ich werde in dem 
Moment, wo der Rechnungshof meine Tat­
sachenfindung klar widerlegt, bereit sein, mich 
hier zu entschuldigen und festzustellen, daß 
ich die Unrichtigkeit festgestellt habe. (Abg. 
Dr. F i s  e h e  r: Herr Professor! Ist das die 
neue Methode, daß man zuerst eine Beschul­
digung ausspricht und der Beschuldigte seine 
Unschuld nachweisen muß? - Gegenruf des 
Abg. Dr. B I  e n k.) Aber verzeihen Sie : Wir 
haben doch darüber heute hier nicht zu debat­
tieren. Ich habe Ihnen nur zu sagen, was ich 
von dieser Angelegenheit halte. Da uns da­
mals ja nicht alle Materialien freiwillig aus­
gehändigt wurden, konnten wir einen Unter­
suchungsausschußbericht oder einen Minder­
heitenbericht nur auf Grund der bestehenden 
Fakten . . .  (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Das Wort 
"Schiebung" bleibt so lange an Ihnen hängen, 
bis das klargestellt is t/), Ich habe das Wort 
"Schiebung" nicht gebraucht. Und das Wort 
"Schiebung" wurde hier nicht gebraucht, son­
dern es wurde Schiebung in einem ganz be­
stimmten Sinne gebraucht. Ich bitte Sie, diesen 
ganzen Satz zu lesen. (Abg. S k r  i t e  k:  Es 
steht im Minderheitenbericht mit  Ihrem Na­
men!) 

Dann möchte ich weiter hervorheben: '  Was 
nun die Modernität und den Umweltschutz 
angeht, hatte man doch schon vor Monaten 
gebeten, endlich die Frage der Koordinations­
kompetenz festzulegen. Diese Frage der Ko­
ordinationskompetenz wurde noch immer 
nicht geklärt. Allerdings habe ich heute wieder 
ein Papier bekommen, wo diese Frage wie­
derum nicht geklärt wurde, sondern es wur­
den wiederum nur Punkte, welche man be­
trachten müßte, um diese Koordinationskom­
petenz im Umweltschutz festzulegen, festge­
legt. Aber ich meine, daß man doch innerhalb 
von eineinhalb Jahren oder zwei Jahren end� 
lich dazukommen müßte, diese Koordinations� 
kompetenz festzuhalten. (Abg. Dr. R e i n­
h a  r t: Sie haben dagegen gestimmt beim 
Ministeriengesetz! ) 

Ich möchte weiter von der willkürlichen 
Verfassungsinterpretation sprechen und die 
Interpretation, die der Herr Bundeskanzler der 
Auslegung des Artikels 20 - Amtsgeheim­
nis - in bezug auf seine Offentlichkeitsarbeit 
in der UNIDO-City-Ausstellung gegeben hat, 
herausgreifen. Ich halte das für eine klare 

willkürliche Verfassungs interpretation. Sie ist 
Ihnen, meine Damen und Herren, j a  wohl ins 
Auge gegangen. 

Ich möchte dann weiter hervorheben : Sie 
halten auch Vereinbarungen nicht, Verein­
barungen auf der Ebene der Verfassungspoli­
tik, und zwar in bezug auf das Länderforde­
rungsprogramm. Im Länderforderungspro­
gramm, bei dem der Herr Bundeskanzler den 
Föderalismus betont, setzt er nun in die Regie­
rungsvorlage einen Artikel, der sich eben nicht 
mit dem Länderforderungsprogramm verein­
baren läßt, weil es eben keine Forderung der 
Länder gewesen ist, daß man ihnen eine be­
stimmte Kompetenz wegnimmt. 

Wenn ich dann weiter hier Ihre Loyalität zu 
Vereinbarungen in dieser Angelegenheit zitie­
ren darf, so mögen Sie sich nur die Seite 12 a 
der Regierungsvorlage 584 der Beilagen an­
sehen, nämlich über das Bundes-Verfassungs­
gesetz in der Fassung von 1 929 hinsichtlich des 
Schulwesens, wo es in den Erläuternden Be­
merkungen heißt : 

"In der Folge wurden mit Vertretern der 
Länder Verhandlungen über die Neugestal­
tung der Kompetenzverteilung im land- und 
forstwirtschaftlichen Schulwesen geführt, die 
aber nicht zu einem Einvernehmen führten." 

Dann heißt es weiter : 

"Von diesem Forderungsprogramm" - der 
Bundesländer - "wird aber insofern abge� 
wichen, als das land- und forstwirtschaftliche 
Fachschulwesen hinsichtlich bestimmter aus� 
drücklich aufgezählter Angelegenheiten in die 
Grundsatzgesetzgebung des Bundes fallen 
soll ."  

Ich schließe daraus, daß Sie also auch auf 
diesem Sachgebiet nicht von dieser föderali­
stischen Tendenz, zu der sich der Herr Bundes­
kanzler bekannt hat, ausgehen, sondern im 
Gegenteil die Bundesländer zu Lasten dieser 
Kompetenz interpretieren. 

Ich möchte dann schließlich sagen, daß von 
diesem Modernismus zumindest auf diesen 
Sachgebieten, die ich noch viel weiter aus­
breiten könnte, nicht sehr viel die Rede ist. 
In Ihren Gedanken, in Ihren Papieren und in 
Ihren Netzplänen, die jetzt allmählIch durch­
einanderkommen, vielleicht, aber die Wahr­
heit ist, daß Sie ebenso mit Wasser kochen, 
aber vielleicht mit viel trüberem Wasser, das 
Ihnen zur Verfügung steht. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Der Antrag ist genügend unter� 
stützt und steht mit zur Debatte. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Herr Abgeordnete Hellwagner. 
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Abgeordneter Hellwagner (SPO) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Der Bundesparteiobmann 
der OVP Dr. Schleinzer stellte heute mittag 
in seiner Rede die Behauptung auf, daß die 
sozialistische Bundesregierung zum Problem 
Elektrolyse Ranshofen zuerst ja sagte, später 
j edoch ein Nein setzte. Von wo der Herr 
Bundesparteiobmann der OVP diese Weisheit 
her hat, hat er hier nicht erklärt. (Abg. Doktor 
T u  1 1 : Aus dem "Agyptischen Traumbuch" I) 
Die Behauptung ist nämlich grundfalsch und 
unrichtig. 

Richtig ist vielmehr, daß die sozialistische 
Bundesregierung stets die Ausbaupläne des 
Werkes Ranshofen nicht nur bejahte und be­
j aht, sondern auch im Rahmen ihrer Möglich­
keiten stets bestens unterstützt hat. Es kann 
ohne weiteres bewiesen werden, daß die sozia­
listische Bundesregierung zugunsten der Aus­
baupläne von Ranshofen die Taten setzte, die 
Ranshofen von der OVP-Alleinregierung ohne 
Erfolg erbat. Darauf werde ich aber noch später 
zurückkommen. (Zwischenruf des Abg. Doktor 
K e i  m e  1.) Noch zuwarten, ich komme d arauf 
noch zu sprechen. (Zwischenruf des Abg. 
Dkim. G o r  t o n. - Präsident Dr. M a l  e t a 
übernimmt den Vorsitz.) 

Herr Präsident! Hohes Haus ! Wenn auch die 
großen Diskussionen über die verstaatlichte 
Industrie, bedingt durch das OIAG-Gesetz, aus 
dem Parlament weitgehend verdrängt wurden, 
wenn sich auch die Debatten über die Leistun­
gen und Sorgen der verstaatlichten Betriebe 
zur OIAG hin verlagert haben und nur mehr 
selten hier im Hause geführt werden, möchte 
icb dennoch das Kapitel Bundeskanzleramt mit 
Dienststellen zum Anlaß nehmen, zum Pro­
blemkreis verstaatlichte Industrie eine kurze 
Stellungnahme abzugeben. 

Man mag zum OIAG-Gesetz und zur O IAG 
stehen wie immer. Als Belegschaftsvertreter 
möchte ich jedoch klar zum Ausdruck b ringen, 
daß ich es bedaure, daß als Folge des O IAG­
Gesetzes das Parlament und auch die Bundes­
regierung keine direkte Zuständigkeit mehr 
für die verstaatlichte Industrie haben. Das war 
der Wille der OVP, obwohl sie heute in ihrer 
Oppositionsrolle so tut, als ob es keine O IAG 
gäbe und als ob nach wie vor die Bundes­
regierung und das Parlament für die verstaat­
lichte Industrie zuständig wären. 

Ich möchte mich auch nicht über den Wert 
oder Unwert des OIAG-Gesetzes und der 
OIAG äußern. Eine handfeste Beurteilung wird 
man nämlich erst in einiger Zeit abgeben kön­
nen. Das non plus ultra ist es jedoch ganz be­
stimmt nicht. Das möchte ich hier schon zum 
Ausdruck bringen. 

Den gesetzlichen Zwang zur bestimmten 
branchenweisen Zusammenfassung und den 

Zeitdruck, den das OIAG-Gesetz bis Ende 1 973 
geschaffen hat, halte ich als Belegschaftsver­
treter eines verstaatlichten Betriebes für des 
Guten zuviel. 

Ich möchte auch heute mit Genugtuung fest­
stellen, daß seit einiger Zeit - wir sind sehr 
froh darüber - kaum noch negative Aussagen 
über die verstaatlichte Industrie gemacht wer­
den. Wir von der verstaatlichten Industrie 
freuen uns darüber, daß die Verteufelung der 
verstaatlichten Industrie endlich aufgehört hat. 
Es gab nämlich Zeiten, insbesondere in der 
Zeit von 1956 bis 1966, in denen man über 
die verstaatlichte Industrie nur Schlechtes 
sagte, nur Unwahrheiten behauptete und das 
alles dem österreichischen Volk vorsetzte. 

Ich darf an die Zeit erinnern, in der man 
der verstaatlichten Industrie vorwarf, sie zahle 
keine Steuern. Den Belegschaften der ver­
staatlichten Betriebe wurde vorgeworfen, sie 
würden zu wenig Leistungen erbringen und es 
herrsche in der verstaatlichten Industrie der 
rote Terror. 

Ich möchte die OVP insbesondere daran 
erinnern, daß man der verstaatlichten Industrie 
die vertikale Ausrichtung untersagte. Ich darf 
darauf hinweisen, daß man die Ausweitung 
in die Finalindustrie verbot. Sogar die Aus­
weitung der Primärkapazitäten war uner­
wünscht. 

Nach dem Willen der OVP - das ist nach­
weisbar - sollte die verstaatlichte Industrie 
auf den Umfang der fünfziger Jahre beschränkt 
bleiben. Das sind Dinge, die die OVP nicht 
wegleugnen kann, auch wenn sie j etzt in der 
Oppositionsrolle so tut, als ob sie der Schützer 
der verstaatlichten Industrie wäre. Diese Ein­
stellung war sehr kurzsichtig und wirtschaft­
lich grundfalsch. Diese Einstellung und die 
Hemmnisse haben sich aber leider doch nega­
tiv ausgewirkt und haben verhindert, d aß sich 
die verstaatlichten Betriebe in guter Zeit dem 
internationalen Stand anpassen konnten. 

Ich anerkenne jedoch heute gerne, d aß auch 
die OVP - so scheint es zumindest - nun 
zur verstaatlichten Industrie positiver einge­
stellt ist. Wenn ich auch meine, daß diese 
Haltung lediglich auf die Oppositionsrolle zu­
rüd{.zuführen ist, so möchte ich keinesfalls 
leugnen, daß man jetzt ab und zu positive 
Stimmen für die verstaatlichte Industrie hört. 

Ich darf aber auch feststellen, daß es einzig 
und allein die SPO gewesen ist, die von Beginn 
an stets positiv zur verstaatlichten Industrie 
gestanden ist und auch in Zukunft positiv 
zur verstaatlichten Industrie stehen wird. (Abg. 
Dr. M u s s i 1:  Wenn es der Kreisky erlaubt!) 
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Hellwagner 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit ausdrück­
lich an die persönlichen Leistungen des Herrn 
Ministers Dipl.-Ing. Waldbrunner und des 
Herrn Vizekanzlers Dr. Pittermann erinnern, 
die sich beide hohe Verdienste für die ver­
staatlichte Industrie erworben haben. (Beifall 
bei der SPtJ.) 

Wir freuen uns als Sozialisten und als Beleg­
schaftsvertreter der verstaatlichten Industrie, 
daß die große Leistung der verstaatlichten 
Industrie heute vollauf anerkannt wird und 
daß auch die Bedeutung und der Bestand 
dieser Unternehmungen außer Streit gestellt 
ist. 

Nun einige Daten zur verstaatlichten Indu­
strie :  In der verstaatlichten Industrie ist un­
gefähr ein Sechstel aller in der österreichi­
schen Industrie Beschäftigten tätig. Rund ein 
Fünftel des Wertes der Erzeugung der gesam­
ten österreichischen Industrie kommt aus den 
verstaatlichten Betrieben. Ein Viertel aller 
Industrieinvestitionen entfällt auf die Betriebe 
der verstaatlichten Industrie. Seit 1 946 bis 
heute sind das 47 Milliarden Schilling. Davon 
wurden allein 85 Prozent aus Eigenmitteln er­
bracht. 

Der Bruttoumsatz steigerte sich von 1946 
bis 1 970 von 1 ,7 Milliarden auf 42,5 Milliarden 
Schilling pro Jahr. Allein in den letzten zehn 
Jahren stieg der Umsatz von 25 Milliarden auf 
50 Milliarden Sdlilling an. Die Exportleistun­
gen stiegen in den letzten zehn Jahren von 
ungefähr 1 0  Milliarden auf 1 8  Milliarden Sdlil­
ling. 

Für Entwicklung und Forschung wurden bis 
1 97 1  etwa 400 Millionen Schilling ausgegeben. 
Für den Umweltschutz wurde sogar ein Viel­
faches von diesem Betrag zur Verfügung ge­
stellt. Auch diesbezüglidl darf behauptet wer­
den, daß die verstaatlichte Industrie stets ein 
gutes Beispiel gegeben hat. 

Viele Jahre hieß es, die verstaatlichte Indu­
strie zahle keine Steuern oder zumindest weni­
ger als die privaten Betriebe. In Wirklichkeit 
zahlten die verstaatlichten Betriebe bis 1 972 
weit über 25 Milliarden Schilling an Steuern. 

Sehr verehrte Kolleginnen . und Kollegen!  

treffend Strompreis und Ausbau der Elektro­
lyse hier im Nationalrat besmlossen wurde, 
ist die Diskussion über diese Probleme weder 
hier im Hohen Hause noch in der breiten 
Offentlichkeit abgerissen. Es kann kein Zweifel 
mehr darüber bestehen, daß Ranshofen für 
die Tonerdeverhüttung auf Dauer gesehen 
einen wirtschaftlich verkraftbaren Strompreis 
braucht, der auch der internationalen Kon­
kurrenz angepaßt ist. Es sollte auch nicht mehr 
bestritten werden, daß die Tonerdeverhüt­
tungsanlage, Elektrolyse genannt, eine Aus­
weitung und eine Modernisierung braumt. 
B eides ist für den Dauerbestand des Werkes 
Ranshofen unerläßlich. 

Ich habe bereits hier im Hohen Hause wie 
auch bei vielen anderen Anlässen gesagt, daß 
man, wenn man für Osterreich eine Alumi­
niumhütte bejaht, auch einen der Weltkonkur­
renz angepaßten Strompreis bejahen und 
ebenso zur Ausweitung und zur Modernisie­
rung der Altanlagen schreiten muß. 

Diesbezüglich gibt es mit der sozialistischen 
Bundesregierung keine Schwierigkeiten. Die 
Schwierigkeiten liegen anderswo. 

Die geforderte Unterstützung wurde seit 
zwei Jahren ohne Einschränkung gegeben. Die 
derzeit noch bestehenden Schwierigkeiten lie­
gen bei der OIAG und nicht bei der soziali­
stischen Bundesregierung. Das möchte ich hier 
in aller Deutlichkeit feststellen. 

Es wird Aufgabe der Organe der Unter­
nehmensleitung von Ranshofen sein, die 
Organe der OIAG von der Notwendigkeit 
einer zusätzlichen neuen Elektrolyse im Aus­
maß von ungefähr 50.000 Jato zu überzeugen. 
Sicherlich werden auch die Organe unseres 
Unternehmens den Organen der OIAG die 
entsprechenden Unterlagen vorlegen müssen. 
Ohne eine moderne Elektrolyse und ohne 
Vergrößerung der derzeitigen Kapazität würde 
es auf Dauer gesehen auch keine Sicherung 
geben für die Halbzeugproduktion in Rans­
hofen. International gesehen gibt es keine 
Hütte ohne eine Halbzeugproduktion, aber es 
gibt auch keine Halbzeugproduktion ohne eine 
angeschlossene Hütte. 

Der Präsident des Schweizer Aluminium­
konzerns, der Alusuisse, sagte kürzlich: Vor 
Jahrzehnten war es ein Luxus, sich Aluminium 
zu leisten. Heute, so sagte der Präsident der 
Alusuisse, wäre es ein Luxus, auf eine Alumi­
niumerzeugung zu verzichten. 

Nicht unerwähnt darf bleiben, daß die ver­
staatlichten Unternehmungen auch auf vielen 
Gebieten des Arbeits- und Sozialrechtes, auf 
dem Sektor des Wohnungsbaues für die Be­
legschaftsangehörigen und auf dem Sektor der 
Lohn- und Sozialpolitik Schrittmacher für alle 
Arbeiter und Angestellten unseres Landes ge­
wesen sind. 

Die erweiterte Stro�versorgung von Rans- · 

hofen hängt sicherlich auch vom Kernkraft­
werk oder von Kernkraftwerken ab - und 

Abschließend noch einige Bemerkungen zu letzten Endes auch der Strompreis. Das wurde 
Ranshofen. Seit dem Zeitpunkt, seitdem der in der letzten Zeit wiederholt und sehr deut­
von mir eingebrachte Entschließungsantrag be- lich zum Ausdruck gebracht. 
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Die Sidlerung der erforderlichen Energie­
menge ist eine primäre Voraussetzung für eine 
zusätzliche Elektrolyse in Ranshofen. Leider 
gibt es immer wieder beim Bau von Groß­
energie anlagen Verzögerungen. weil viele 
Menschen unseres Landes die Bedeutung der 
Energieerzeugung noch nicht erkannt haben. 
Wir können es uns einfach nicht leisten. zu 
wenig Strom selbst zu erzeugen. Auf einen 
Importstrom können wir nicht bauen. und das 
wäre ja auch kostenmäßig nicht zu verkraften. 

Ich möchte ein Wort des verstorbenen Lan­
deshauptmannes der Steiermark - etwas auf 
Ranshofen abgewandelt - sagen: Vor lauter 
Umweltschutz und Naturschutz energiemäßig 
zu verhungern wäre ein Fehler. den alle 
Osterreicher eines Tages bitter bezahlen müß­
ten. 

Der sozialistischen Bundesregierung wurde 
in der letzten Zeit auch hier im Haus und 
durch schriftliche und mündliche Anfragen auch 
der Vorwurf gemacht. sie hätte zwar Rans­
hofen viel versprochen. aber hätte nichts ge­
tan. Zur Wahrheitsfindung darf ich an die 
Adresse der Opposition. insbesondere an die 
Adresse der OVP. folgendes festhalten: Wir 
als Belegschaft und Belegschaftsvertretung 
haben während der OVP-Alleinregierung zwei 
Resolutionen verfaßt. die wir 1 97 1  auch der 
sozialistischen Bundesregierung zugeleitet 
haben. 

Und jetzt der große Unterschied zwischen 
der OVP-Alleinregierung unter Bundeskanzler 
Klaus und unter der sozialistischen Bundes­
regierung unter Bundeskanzler Doktor 
Kreisky: Wie war jetzt die Hilfestellung zum 
Untersdlied von der Hilfestellung der OVP? 

Ich habe hier die Unterlagen. und ich bin 
gerne bereit, diese Unterlagen dem Hohen 
Hause vorzulegen. Wir haben seinerzeit an 
die OVP-Alleinregierung eine Resolution ge­
schickt - nach sechs Wochen kam die Ant­
wort. Diese Antwort war sehr kurz. Sie war 
gezeichnet vom Sektionschef. aber nicht einmal 
vom Sektionschef unterschrie ben. sondern von 
einer Bürokraft. Das war die Reaktion der 
OVP-Alleinregierung in den Jahren 1 968 und 
1969. 

Und wie hat die sozialistische Bundesregie­
rung, wie hat der Bundeskanzler Kreisky rea­
giert auf unsere Resolution? (Abg. K i n  z 1:  
Er hat versprochen!) Innerhalb von 14  Tagen 
wurde ein Ministerkomitee, bestehend 
aus vier Ministern und einem Staats­
sekretär. eingesetzt. Unter der  Leitung des 
Ministers Frühbauer wurde sowohl der Ver­
bundkonzern als auch der Vorstand unseres 
Unternehmens zu Verhandlungen eingeladen. 
Die Verhandlungen haben auch ein Ergebnis 

gebracht, und zwar ein sehr brauchbares Er­
gebnis. Ich habe auch das entsprechende Papier 
hier und bin gerne bereit, auch dieses allen 
Abgeordneten zu zeigen. Auch Ihnen, lieber 
Kollege Kraft, stelle im es gerne zur Verfü­
gung. (Abg. K I a  f t: Ich bi t te dann darum!) 
Denn auch Sie reden manches Mal über Rans­
hafen. obwohl Sie eigentlim über diese Pro­
blematik gar nicht Bescheid wissen. In diesem 
Papier steht, daß man b ereit ist, Ranshofen 
einen Strompreis zu geben, der auch wirt­
schaftliCh von Ranshofen verkraftbar ist. Nur : 
Später ist es zur eigentlichen Vertragsunter-
zeichnung leider nicht gekommen. 

Ich habe mich bis heute bemüht zu eruieren, 
wieso der eigentliche Vertrag dann doch nicht 
zustande gekommen ist. Ich darf Ihnen sagen, 
daß auch der Vorstand und auch beide Herren 
des Vorstandes, die der O VP angehören, die­
sem Papier die Zustimmung gegeben haben. 
Beide Herren haben sehr deutlich erklärt, daß 
es ein brlauchbares Ergebnis für Ranshofen sei. 
Wahrscheinlich hat man aber der sozialisti­
schen Bundesregierung den Erfolg nicht ge­
gönnt, deswegen ist es dann nicht zur konkre­
ten Vertragsunterzeichnung gekommen. 

ICh möchte von dieser Stelle aus sehr herz­
lich dem Minister Frühbauer danken, der eine 
große Hilfestellung gegeben hat, so daß wir 
heuer nicht abschalten mußten. Ohne diese 
Hilfestellung wäre es nicht möglich gewesen, 
den Betrieb voll aufrecht zu erhalten. Der 
Minister Frühbauer hat sich hier das Ver­
dienst erworben. daß Ranshofen 1972 Elektro­
lyseeinheiten in der Größe von 20 MW nicht 
abschalten mußte. 

Ich möchte absChließend der Bundesregie­
rung und insbesondere Dr. Kreisky herzlich 
für die bisherige Unterstützung danken. Sie 
hat Ranshofen wahrhaftig einen guten Dienst 
erwiesen. (Abg. K i n  z 1: Wieder ein Jahr!) 
Ich möchte aber auch noch zusätzlidl die Bitte 
richten . . . (Zwischenruf des Abg. K r  a f t.) 
Lassen Sie miCh aussprechen, Herr Kollege 
Kraft ! Sie können nachher j a  runterkommen. 
Sie tun so, als ob Sie von Ranshofen etwas 
verstünden. Leider muß ich Ihnen dieses Ver­
stehen absprechen. Ich b i n  25 Jahre in diesem 
Betrieb beschäftigt und b in 1 8  Jahre in die­
sem Betrieb Betriebsratsobmann. Die OVP hat 
früher nicht daran gedacht, im Parlament die 
Probleme von Ranshofen zur Sprache zu brin­
gen. Seit es aber diesen Beschluß gibt und 
seit die OVP in der Opposition ist. seit dieser 
Zeit hört man erst. daß sich auCh die OVP 
für Ranshofen einsetzt. Früher hat man für 
Ranshofen überhaupt nichts übrig gehabt. Das 
möchte ich mit aller D eutlichkeit hier fest­
stellen. (Beifall bei der SPO.) 

303 
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Abschließend möchte ich aber nochmals die hat. Er setzt sich mit den Sozialpartnern zu­
Bundesregierung und insbesondere den Herrn sammrn, möchte die Situation beruhigen und 
Vizekanzler bitten, weiterhin s o  wie bisher Dr. Schleinzer heizt hier wieder an . Ich sagte 
die verstaatlichte Industrie zu unterstützen von dieser Stelle schon einmal : Anheizen in 
und insbesondere die schützende Hand auf 
Ranshofen zu legen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dipl.-Vw. Josseck. Ich er­
teile es ihn. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf 
dort beginnen, wo einige meiner Vorredner 
heute hier in diesem Haus schon aufgehört 
haben, nämlich bei der Feststellung, daß dieses 
Budget - ich zitiere wörtlich -, nicht in der 
Lage ist, die anstehenden Probleme aller Art 
zu lösen. Ein Zwischenruf von Seite der SPO: 
"Doch! Sparmaßnahmen sind bereits einge­
treten ! "  

I ch  darf Ihnen eine dieser Sparmaßnahmen 
nennen, ich bezweifle, ob man diese als solche 
bezeichnen kann. Es hat der Herr Bundesinnen­
minister mittels eines Erlasses an die Polizei­
behörden mitgeteilt, daß künftig aus Einspa­
rungsgründen unter der Woche und während 
der Wodlennachtstunden keine Uberstunden 
mehr bezahlt werden. Darauf natürlich die 
Frage : Wo soll sich das ausgleichen? Es wurde 
den Polizisten gesagt : Ihr könnt euch dafür 
Freizeit nehmen in Form von Zeitausgleich. 
Ich frage, ob das gerade bei der Sicherheits­
behörde eine echte Sparmaßnahme ist, wo 
wir alle rufen: Sicherheit muß oberstes Gebot 
sein ! ,  und gerade auf Sicherheitsbasis sehr 
viele Angriffsflädlen gegeben sind. 

Ich bin der Meinung, daß ein Zeitausgleich 
zweifellos nicht dasselbe ist, als wenn einem 
Bediensteten mittels Bezahlung die Uberstun­
den ausgeglichen werden. Das drückt zweifel­
los auf die Moral und ganz bestimmt aber 
auch auf die Dienstauffassung. - So sieht also 
eine Sparmaßnahme der sozialistischen Regie­
rung aus. 

Von uns Freiheitlichen wurde heute mehr­
mals festgestellt, daß dieses Budget nicht sta­
bilisierungsgerecht ist. Aber ein Wort an Herrn 
Dr. Sdlleinzer und an die Osterreichische 
Volkspartei : Ich glaube, meine Damen und 
Herren der Osterreichischen Volkspartei, es 
wäre sinnvoll, nicht nur und nicht andauernd 
vom Preisverfall zu reden. Es ist unbestritten 
- ich brauche die sozialistische Regierung 
nidlt in Schutz zu nehmen, sie trägt ein ge­
rüttelt Maß an Schuld, daß es soweit ge­
kommen ist -, aber wenn heute Herr Doktor 
Schleinzer zwei Drittel seiner Rede auf dem 
Preisverfall aufgebaut hat, glaube ich, daß 
er auch seinem Freund, Herrn Präsidenten 
Sallinger, damit keinen guten Dienst erwiesen 

dieser Situation halte ich für ausgesprochen 
gefährlich. Man muß aber trotzdem sagen, daß 
man die Situation nicht wie die Sozialisten 
herunterspielen und verniedlichen soll. Aber 
eine Preishysterie und eine Preispsychose zu 
erzeugen und 01 ins Feuer zu gießen, ist be­
stimmt nicht günstig. Ich glaube, daß ein 
Maßhalteappell, der ja immer wieder erfolgt, 
zweifellos günstiger wäre. Außerdem bin ich 
persönlich der Meinung, daß es  politisch nicht 
sehr viel hergibt. Ich muß hier das Beispiel 
der Bundesrepublik anziehen, wo die Opposi­
tion auch mit diesem Argument sehr stark ins 
Rennen gegangen ist und es scheinbar doch 
nicht so gezogen hat, als man ursprünglich 
gedacht hat. 

Ich nehme die Bundesregierung nicht in 
Schutz, aber wenn sie nun versucht, die riesen­
großen Löcher mit Fetzen - ich kann sie nur 
so bezeichnen - zu stopfen, dann sollten wir 
sie dabei lassen und nicht das Werg wieder 
aus dem Schiff herausreißen, denn sonst gehen 
letztlich wir alle mit unter. 

Aber erlauben Sie mir zum Schluß dieses 
Kapitels ein kleines Beispiel der Inflationsrate 
in Osterreich. So haben Experten - ich glaube, 
als solche muß man sie bezeichnen - errech­
net, daß der chemische Wert des menschlichen 
Körpers in den vergangenen drei Jahren von 
früher 24,70 S auf heute bereits 98,48 S ange­
stiegen ist. Auch das ein Beispiel des Preis­
verfalls in Osterreich. 

Dr. Schleinzer hat sich heute auch zum 
Thema Mehrwertsteuer sehr verbreitert. Er 
hat - ich darf sagen : fairerweise - die Frei­
heitliche Partei dabei nicht in den Mund ge­
nommen. Ich möchte aber trotzdem feststellen: 
daß sein Herumreiten auf der Terminfrage 
nach meiner Sicht auch nichts bringt, denn die 
gesamte Osterreichische Volkspartei ist uns 
zum Termin der Mehrwertsteuer immer noch 
die Antwort schuldig geblieben, wann es nach 
ihrer Meinung in Zukunft einen besseren Ter­
min gibt. Heute, nachträglich, kann man be­
stimmt sagen, 1 .  1. 1970 wäre bedeutend besser 
gewesen als 1 .  1. 1973, aber auch 1. 1 .  1971 
wäre noch besser gewesen. Wenn man hier 
sagt, die Regierung hätte den Termin politisch 
gewählt, so mag das sicher zutreffen, aber ich 
stehe nicht an zu sagen, daß auch die Oster­
reichische Volkspartei ihr Nein zur Mehrwert­
steuer eindeutig aus politischen Gründen ge­
setzt hat. Man wird mir nicht böse sein von 
Seiten der Osterreichischen Volkspartei, wenn 
ich sage : Wenn Sie dieses Mehrwertsteuer­
süppchen weiter kochen wollen, dann müssen 
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Sie es aber auch allein ausessen und auf 
keinen Fall die freiheitliche Fraktion mit hin­
einziehen wollen. Denn unser Ja zur Mehr­
wertsteuer war wohl überlegt ! 

Zu den Arbeitsbedingungen hier im Hause 
wurde auch schon x-fach gesprochen. Ich darf 
aber auch von meiner Sicht noch einiges dazu 
sagen. 

Daß die Anforderungen an die Abgeordne­
ten immer größer werden, ist unbestritten. Die 
Flut von Vorlagen, die auf die Abgeordneten 
hereinbridlt - anders kann man es nicht mehr 
bezeichnen -, ist ungeheuer. Es ist sicher not­
wendig, und wir stehen nicht an zu sagen, 
daß wir arbeiten wollen und das Mögliche 
tun. Ich bin vorher eigens hinaufgegangen und 
habe nachgemessen. Der Stoß Papier, der vom 
Herbst vorigen Jahres bis heute an einen 
einzelnen Abg,eordneten, nämlich an mich, ge­
liefert wurde, ist genau 1 Meter und 17 Zenti­
meter hoch. Wie soll man das durcharbeiten, 
vor allem durcharbeiten bei diesen Arbeits­
plätzen? Man kann das nicht oft genug der 
Offentlichkeit sagen, denn die sieht nicht hin­
ter die Kulissen dieses Hauses, unter welchen 
Bedingungen die Abgeordneten hier arbeiten 
müssen. Wir Freiheitlichen sind noch etwas 
besser dran. Bei uns hat jeder nicht nur einen 
Stuhl - einen Sessel -, sondern auch jeder 
einen Schreibtisch. Aber bei den großen Frak­
tionen ist es so, daß manche stehen müssen, 
die können sich nicht einmal alle niedersetzen. 

Wie soll das weitergehen mit 1 , 1 7 m Papier 
pro Mann im Jahr? Das ist einfach nicht zu 
bewältigen. Ich sagte schon, die können sich 
kaum niedersetzen, von Schreibtischen keine 
Rede, von Kästen überhaupt nicht zu reden. 

Daß es rein von der Technik her in diesem 

während der Plenarsitzungstage ein Arzt an­
wesend zu sein hat. Ich meine nicht denj 
Dr. Scrinzi, m einen Klubfreund, sondern einen 
praktizierenden Arzt, denn Dr. Scrinzi ist als 
Psychiater nicht für alle hier im Haus zustän­
dig. (Heiterkei t .) Aber ich sage das bewußt 
noch einmal : Ein praktizierender Arzt gehört 
hierher, denn alle, die wir hier in diesem 
Haus sind, stehen unter dauernden Streßbe­
lastungen und sind auch altersmäßig so ge­
gliedert, daß es kein unbilliges Verlangen ist, 
wenn man s agt, in dieses Haus gehört an 
Sitzungstagen ein Arzt. Ich will wirklich nicht 
hoffen, daß der Fall X erst eintreten muß, bis 
man die Notwendigkeit eines Arztes im Haus 
erkennt. 

Die Offentlichkeit bekrittelt sehr oft, wenn 
sie im Fernsehen zuschaut, daß der Plenarsaal 
halb leer oder fast leer ist. Auch das wurde 
heute schon erwähnt. Es ist aber nur dann 
verständlich, wenn man daran denkt, daß 
hier Sitzungen 1 0, 1 2, j a  - wie es schon der 
Fall war - womöglich 16 Stunden dauern. 
Das ist einfach nicht verkraftbar. Das ist schon 
von der Sitzfläche her nicht verkraftbar, ge­
schweige denn vom Geist. Man kann es nicht 
verarbeiten. Man muß sich also auch hier 
unbedingt etwas einfallen lassen. 

Daß natürlich die Alibiredner - als solche 
darf ich . sie bezeichnen - mit schuld sind, 
wenn sich solche Debattentage in die Länge 
ziehen, das b raucht ja hier nicht noch einmal 
gesagt zu werden. Ich meine nur: Warum 
müssen ausg erechnet während der Budget­
debatte, wo man ohnehin bis zum äußersten 
angespannt ist, dann noch die Alibireden ans 
Tageslicht kommen? Die Herren Kollegen Ab­
geordneten haben bestimmt während des Jah­
res Gelegenheit, sich auch einmal zum Wort 
zu melden. 

Wenn gesagt wurde, man sollte die Rede­
zeit verkürzen, so ist das nach meiner Mei­
nung eine Frage der Selbstdisziplin. Man kann 

Mittelbetrieb, aber  hier im Parlament haben von einer Oppositionspartei nicht erwarten, 
wir noch immer keinen. 

Haus an einigem mangelt, wurde auch schon 
erwähnt, von Projektionsmöglichkeiten und 
von Fernschreibern ganz abgesehen. Fern­
schreiber hat heute schon ein Klein- oder 

daß sie der Festlegung einer verkürzten Rede-
Auch die Parlamentsbibliothek ist unserer zeit zustimmen kann, denn wir werden uns 

Meinung nach nicht ausreichend. Wenn auch nicht unserer Mittel des Redens und Debattie­
im letzten Jahr eine Anzahl von Werken neu rens begeben. 
hereingekommen ist und die Anzahl der 
Werke um einige Perzent gestiegen ist, so 
muß doch gesagt werden, daß die Parlaments­
bibliothek als fast antiquiert zu bezeichnen 
ist. Modernste Fachliteratur ist dort nicht zu 
finden. 

Zur Frage des Arbeitsplatzes - und als 
solchen sehen wir Abgeordnete doch dieses 
Haus - muß auch gesagt werden, wie im 
Ausschuß schon besprochen wurde, daß es 
unbedingt dazugehört, daß in diesem Haus 

Aber zu den Arbeitsbedingungen gehört 
auch dieses Rednerpult. Abgesehen davon, 
daß sich das Rednerpult sehr schwer bewegen 
läßt - ich trau mich hier nicht anzureißen, 
sonst fällt d ie  Pawlatsche um, möchte ich fast 
sagen -, ist es zweifellos für einen Abgeord­
neten psychologisch schwierig, herunten 
stehen zu müssen und wie in einer Ofenröhre 
hinaufzureden. Es ist ganz klar, daß man sich 
leichter und freier spricht, wenn man als 
Redner erhöht steht. 
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Daß man hinter sich die Faust im Nacken 
hat, sprich: die Herren Bundesminister - das 
betrifft nicht Sie, Frau Staatssekretär -, ist 
eine zusätzliche Belastung. Es ist peinlich ge­
nug, wenn man sich dann im Fernsehen sieht, 
wie es mir gegangen ist, daß ich sage : "Herr 
Bundesminister Androsch",  und dann ist er 
nicht da, und dann schaue ich nach rechts, und 
dann ist er hier. Das wirkt also äußerst pein­
lich, auch für den Zuschauer. Ich denke mir, 
auch hier könnte man sich doch wirklich etwas 
einfallen lassen. Bei jeder Bauernversammlung 
hat das Rednerpult einen besseren Platz als 
hier. (Abg. Dr. B a u  e r: So wie im englischen 
Parlament!) Oder wie im englischen Parlament. 

Zum Herrn Kollegen Weisz darf ich auch 
noch etwas sagen. Er hat vorhin erklärt, daß 
der Rechnungshofpräsident "j a" gesagt hätte 
zu den Leihbeamten, weil der Rechnungshof­
präsident selbst gesagt hat, daß er für die 
Errichtung von Stabs stellen wäre. Ich darf aus 
derselben "Parlamentskorrespondenz" aber 
dann weiter zitieren, damit das nicht im Raum 
hängen bleibt. Kandutsch hat gesagt, daß 
diese Art von Leihbeamten - wie er sie auch 
bezeichnet hat - nach seiner Meinung doch 
sehr problematisch ist. Auf Grund seiner Er­
fahrungen könne er nur raten, mit Sonderver­
trägen so sparsam wie möglich vorzugehen. 
Das zu dieser Feststellung von Herrn Kollegen 
Weisz. (Abg. W e i s  Z: Kollege Josseck! Ich 
habe nicht gesagt, daß er für diese Leihbeam­
ten ist, sondern für Stabsstellen!) Für Stabs­
stellen j a, aber hier äußerst sparsam, bitte, 
das hat er ausdrücklich dazu gesagt. 

Herr Kollege Weisz, noch etwas. Sie haben 
vorhin hier ganz emphatisch aufgezählt und 
davon gesprochen, welch unerhörte Erfolge 
die Sozialistische Partei auf der ganzen Welt 
hat. Sie haben gesagt : von Holland bis Austra­
lien. Mir hat nur noch gefehlt, daß Sie zum 
Schluß gesagt hätten: Der Papa Kreisky hat's 
gerichtet! Das hat mir gerade noch gefehlt. 
(Abg. W e i s  Z: Wir haben den Anstoß gege­
ben!) 

Ich halte nichts von solchen Zusammen­
hängen, von solchen Fragestellungen, die man 
in den Raum stellt und aus denen man für 
sich etwas Positives herauslesen will. Denn 
wenn ich Ihnen als Erfolg vorrechne, dann 
werden Sie es mir auch nicht abnehmen, wenn 
ich Ihnen sage, daß bei der letzten Wahl in 
Haifa in einem Wahlbezirk die Liberalen zu­
genommen haben. Sie werden es mir auch 
nicht abnehmen, wenn ich das bei uns als 
Erfolg nenne. Ich würde daher mit solchen 
Vergleichen sehr sparsam umgehen. Ich würde 
wirklich von Island bis Australien alles durch­
ziehen. (Abg. S c  h i e d e r: Wir würden uns 
freuen, wenn Sie das als Erfolg für sich be-

trachten würden!) Ja, wirklich? Aber ich meine 
gerade von Ihrer Seite : Sie würden es als 
unglaubwürdig finden, wenn ich es sage. (Abg. 
B l e e  h a:  Wir glauben Ihnen, daß Sie ein 
Liberaler sind, Herr Kollege!) Bitte, es freut 
mich, Herr Kollege. Aber wir können uns 
nachher unterhalten. Es wird immer spät hier, 
und ich bin der Meinung, man sollte es sehr 
kurz machen. 

Ich darf zum Rechnungshof rioch einiges 
sagen. Nach wie vor sind wir Freiheitlichen 
der Meinung, daß in diesem Haus der Rech­
nungshofpräsident, wenn sein Kapitel ansteht, 
nicht da oben sitzen muß, sondern daß er hier 
auf der Regierungsbank seinen Platz hat. Das 
steht ihm zu und das fordern wir Parlamenta­
rier, denn man muß auch die Möglichkeit 
haben, vom Rechnungshofpräsidenten Rede 
und Antwort zu bekommen. (Beifall bei der 
FPO.) 

Die Personalfrage im Rechnungshof ist zwar 
nicht mehr so prekär, wie sie schon einmal 
war, aber doch noch immer ungenügend, wenn 
man an Hand von Ziffern feststellt, daß 
200 Prüfer allein 8000 Dienststellen zu kon­
trollieren hätten. Das würde bedeuten, daß 
diese Dienststellen alle 35 Jahre zur Prüfung 
kommen. Ich bin der Meinung, mehr Personal 
kann hier nur dienlich sein. Mehr Prüfungen 
bedeuten doch auch mehr Rechtssicherheit, die 
wir uns j a  alle wünschen. 

Daß hinsichtlich der Novelle über die Reise­
gebühren der Rechnungshofbeamten noch 
immer nichts geschehen ist, ist auch äußerst 
bedauerlich. Es ist nur eine legitime Forde­
rung der Bediensteten, daß sie, wenn sie län­
ger als 4 Wochen an ein und derselben Stelle 
prüfen, wie es zum Beispiel bei der VOEST 
und anderen größeren Betrieben vorkommt, 
nicht nach 4 Wochen mit ihrem Tagessatz auf 
den um 25 bis 30 Prozent verkürzten Zweier­
Tarif zurückfallen. Das ist doch ausgesprochen 
unlogisch, denn ich kann mir nicht vorstellen, 
daß das Leben, wenn ich 4 Wochen an einem 
Ort bin, deswegen billiger wird. Im Gegenteil, 
die Belastung wird immer größer. 

Ich darf auch noch hinsichtlich des Rech­
nungshofgesetzes festhalten, daß hier eine 
Neuorientierung unumgänglich notwendig ist. 
Es zeigt sich immer mehr, daß sich der Staat 
an privaten Unternehmen beteiligt. Auch diese 
wären doch zu prüfen. Es gehört mehr als bis­
her geprüft. Aber das gehört gesetzmäßig ver­
ankert und festgelegt, ich darf Sie bitten, 
meine Damen und Herren, das im Auge zu 
behalten. Das ist eine Forderung, die jedes 
Jahr - ob von mir oder von anderer Seite -
vorgebracht wird. Alle nicken und sagen : 
Bravo. Es wundert mich, daß nicht alle drei 
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Fraktionen hier mitapplaudieren. Am Schluß 
geschieht aber gar nichts. Sehen Sie. gerade 
das ist es. was mich - ich muß sagen -
ärgert. Man stellt sicn heraus, stellt Forde­
rungen, alle drei Fraktionen sind sich einig, 
alle Kollegen nicken einem ganz freudig zu. 
als hätte man ihnen aus dem Herzen gespro­
chen. und geschehen tut nichts. Das trifft zu 
für ' den Rechnungshof, das trifft zu für die 
Geschäftsordnung, das trifft zu für die Arbeits­
plätze in diesem Haus. 

Ich darf daher abschließend sagen: Wir 
Freiheitlichen stellen uns vor, daß man diese 
Anliegen nicht verschlampen lassen sollte, 
denn sonst heißt es sehr leicht in der Offent­
lichkeit oder auch woanders : Das ist typisch 
österreichisch, es reden alle, aber geschehen 
tut nichts. Ich glaube, das wollen ja sicher 
auch die Sozialisten nicht. - Ich danke. (Bei­
fall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Pr ader. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Prader (OVP) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Gerne möchte ich mit einem Zwiegespräch mit 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Fischer be­
ginnen in bezug auf seine Ausführungen, die 
er heute vormittags. oder war es MittFtg, 
gemacht hat. 

Herr Kollege Dr. Fischer! Ich habe aus Ihren 
Ausführungen entnommen, daß Ihnen die Rede 
unseres Bundesparteiobmannes Dr. Schleinzer 
nicht gefallen hat. Ich habe - das muß ich zu 
Ihrer Kritik sagen - auch nicht erwartet, 
daß s ie  Ihnen gefällt. denn wir haben hier 
nicht jemanden zu Gefallen zu reden. sondern 
als Opposition Kritik an der Regierungspolitik 
zu üben, vor allem an einer Regierungspolitik. 
die s ich so kritikschwanger präsentiert. 

Herr Abgeordneter Dr. Fischer!  Damit die 
Dinge im rechten Gleichgewicht bleiben : Auch 
mir hat Ihre Rede nicht gefallen. Ich meine 
nicht d iktionell, ich meine nicht von der Seite 
der Loquenz her, sondern von der Seite des 
Inhaltes her. Diese Rede war sehr subversiv 
angelegt. in der Richtung etwa, dem Partei­
tagsgeschehen der Volkspartei eine andere 
Richtun g  zu geben. als sie nunmehr in der 
Wirklichkeit besteht und auch von der 
breitesten Offentlichkeit in dieser richtig von 
uns g emeinten Zielrichtung interpretiert 
wurde. Sie haben kritisiert. daß dort gesagt 

(Beifall bei der OVP.) Die bisherige Politik 
Ihrer Partei bestärkt uns sehr wesentlich in 
dieser Auffassung, daß wir einen Schwerpunkt 
in der Unterschiedlichkeit unserer Auffassun­
gen getroffen haben. 

Alle Ihre Systeme verlangen die Apparatur 
und immer mehr Apparaturen entstehen. Es 
ist kein Zufall, daß sich auch der Dienstposten­
plan immer mehr ausweitet. Das hat in weite­
ren Bereichen, auch in Körperschaften. die 
nicht gerade Bundesbehörden sind. s eine 
Folge : Je größer die Apparatur. um so kleiner 
wird der Mensch, umsomehr kommt er in die 
G ewalt dieser Apparatur. 

Damit im Zusammenhang gleich auch etwa s  
anderes, nämlich i n  bezug auf Ihre Kritik, daß 
hier Forderungen gestellt und dann wieder 
Sparsamkeit von der Volkspartei verlangt 
wird. Das paßt nicht zusammen? Herr Kollege 
Dr. Fisdler! Vielleicht p aßt das zusammen, 
denn wenn man einen anderen Weg geht, 
schließt dieser Weg eine viel effektiv�r e  
Möglidlkeit der Gegebenheiten mit ein. als 
eben der,  wo nach Ihrer Systematik die 
Apparatur bereits wieder einen Großteil jener 
Mittel verschlingt, die bei  Lösungen nach 
unserer Auffassung dann für die Sachausgaben 
frei werden. 

Aber ich schätze Ihre Ausführungen. Herr 
Kollege Dr. Fischer, deswegen, weil sie hier 
Problematiken in den Raum und in die Dis­
kussion in diesem Hohen Hause stellen, um 
die man sich zu wenig gekümmert hat, nämlich 
um die gesellschaftspolitischen Zielsetzungen 
der p olitischen Kräfte in diesem Land dar­
gelegt an den Ergebnis,sen der praktischen 
Politik, wie sich uns die Auswirkungen aus . 
diesen untersdliedlichen Zielsetzungen heraus 
im täglichen Leben präsentieren. 

Ich bin immer so bedrückt. wenn ich Ihr 
Bemühen sehe, nicht von der Volkspartei, 
sondern von den Konservativen zu reden.  
Sie meinen das nicht beleidigend, sondern Sie 
meinen ' das unterschwellig : Die, die imme r  
zurückbleiben ; die noch immer nicht begriffen 
hilben, nicht wahr? In einer anderen Tonart 
würde man sagen : Ein bisserl die Dummen, 
oder akzentuierter: die Blöden, die den Fort­
schritt, die neue Zeit, nicht begreifen. Wenn 
Ihnen nun diese neue Zeit in einer ungeheuer 
klaren Zielsetzung präsentiert wird, wie jetzt 
im neuen Grundsatzprogramm der Osterrei ­
chi schen Volkspartei. so stört Sie das natürlich. 

wurde :  Volkspartei deshalb, weil nicht der Herr Abgeordneter Dr. Fischer ! Sie s ind 
Apparat. sondern der Mensch im Mittelpunkt ein Logiker. Was verstehen Sie eigentlich 
stehen s oll. Das ist keine Lehrfloskel. Das ist unter konservativ? Wissen Sie, dieses Hinein­
einer jener wesenhaften Unterschiede. die w e rfen von Worten, wo man sich nichts Ge­
unsere gesellschaftspolitische Zielsetzung von scheites darunter vorstellen kann. sondern 
Ihnen trennt. Das wissen Sie ganz genau . . 

man nur gewisse Assoziationen weckt, das ist 
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an sich Demagogie, die im politischen Raum 
absolut nicht ein unerlaubtes Mittel ist. Aber 
wenn wir das auf die Grundwerte Ihrer Aus­
sage analysieren, so kann eine sehr akute 
Streitfrage entstehen, nämlich darüber, wer 
von uns konservativer ist (Beifall bei 
der OVP), weil Sie es noch immer nicht be­
griffen haben, daß gerade im wirtschaftlichen 
Bereich das System, das Sie vertreten, alles 
andere als ein dem Menschen, der Hebung des 
Lebensstandards und der Wohlfahrt nützliches 
System ist. Aber das steht bei Ihnen ja nicht 
im Brennpunkt, in der Hauptzielrichtung. Bei 
Ihnen steht ein anderes Moment in der Ziel­
richtung. Ich sage es sehr karitativ: Die totale 
Betreuung der Menschen. Das ist der Unter­
sdlied, wie er sich uns präsentiert. (Beifall 
bei der OVP.) 

Sie haben gemeint, Schleinzer kri tisiere die 
Teuerung und meint Kreisky, und er freut sich 
so sehr, weil damit Kreisky besser ins Schuß­
feld kommt. Das ist nicht ' ganz richtig, Herr 
Kollege Fischer. Schleinzer hat nur gemeint: 
Eine Politik, die sieben Prozent Preissteige­
rung hervorzaubert, ist keine gute Politik. 
Er hat sich als Obmann der großen Opposi­
tionspartei herausgenommen zu sagen, daß 
das keine gute Politik ist. Er hat auch gesagt, 
Sie werden, je schlechter die Politik ist, umso 
anfälliger gegen Kritik. Das hat sich in Ihren 
Ausführungen bewahrheitet. (Beifall bei der 
OVP.) Das ist aber nicht deswegen zu ver­
urteilen, weil es Dr. Kreisky dann schlecht 
gehen würde, sondern weil es der österrei­
chischen Bevölkerung schlecht ginge und weil 
wir - das ist ein großer Erfolg unserer Oppo­
sitionspolitik - erreicht haben, daß Sie end­
lich gezwungen worden sind, Maßnahmen in 
die Wege zu leiten, um dieser schädlichen 
Entwicklung doch Einhalt zu gebieten. (Beifall 
bei der O VP.) 

Wir haben damit demonstriert, daß die 
Oppositionspolitik eine ungeheuer wichtige 
funktionelle Aufgabe in einer Demokratie zu 
erfüllen hat, denn sonst hätten Sie noch immer 
mit Ihrer Verniedlichungspose in eine Zeit 
hineingearbeitet, wo einf.ach jedes Bemühen 
unmöglich gewesen wäre, die Dinge jemals 
wieder ins Gleichgewicht zu bringen. Aber 
die OVP sagt das ja nicht wegen der Teuerung, 
sondern weil Sie damit dem Kreisky eine 
verpassen will - meinen Sie. Das wirkt doch 
so gut ! Der arme Herr Bundeskanzler, der 
schon damals in der Zeit der Minderheits­
regierung ausgerufen hat: "Laßt Kreisky und 
sein Team arbeiten !" ,  wird schon wieder an­
gegriffen und der Mitleidseffekt ist psycholo­
gisch gut begriffen; der wirkt! Aber mit dem 
Mitleid allein kann man keinen Staat regieren! 
Das ist Ihre Problematik, daß Sie jetzt aus der 

Ankündigung, der Pose heraus in die Wirk­
lichkeit kommen, der Sie nicht ausweichen 
können, je länger Ihre Regierungspolitik 
dauert und um so mehr sich auch die Thesen 
bewahrheiten, was bei der Durchführung einer 
solchen Politik in diesem Staate tatsächlich 
auch der Erfolg sein wird. 

Wissen Sie, noch etwas : Die Verniedlichung 
stimmt uns - von Sozialisten ausgespro­
chen - nicht niedlich, sondern skeptisch. Sie 
meinen, Ihr ganzes Bemühen um den ORF sei 
nicht ein solches, dort mehr Macht zu be­
kommen - das sei doch eine Verleumdung! -, 
sondern um die Dinge zu verbessern. 

Herr Kollege Dr. Fischer! Hier steht eines 
unwidersprochen tim Raum: Demokratie : der 
Weg, Sozialismus: das Ziel ! Ihrer Zielsetzung 
nach ist ein Ihrer Politik mehr botmäßiger 
ORF Ihnen besser dienlich als einer, von 
dem Sie unter Umständen auch eine harte 
unabhängige Kritik an Ihrer Politik zur Kennt­
nis nehmen müssen. 

Ein bisserl was auch zur Gleichheit: Sie 
meinen, daß wir jetzt durch das neue Partei­
programm in bezug auf diese These mehr an­
einander gekommen sind, wobei immer beim 
Linksrücken die große Frage entsteht, wie 
weit die Linke rechts gerückt ist, nämlich in 
Kenntnis gewisser Dinge, daß es so nicht geht, 
weil die modellhafte Verwirklichung des So­
zialismus uns ein Bild präsentiert, das Sie, 
glaube ich, selber nicht wünschen und Sie 
daher akzentuiert von Sozialdemokratie oder 
westlichem Sozialismus reden. 

Ich komme zur These von der Gleichheit. 
Ich kann Ihnen den Unterschied, vielleicht 
etwas extrem ausgedrückt, sagen : Da sind also 
zwei. Der eine arbeitet, der andere verjuxt 
alles. Der eine bringt es zu etwas, der andere 
zu nichts. Und jetzt sagt der, der nichts hat :  
Wieso hat derjenige, der arbeitet, etwas? 
Da muß die Gleichheit wiederhergestellt wer­
den ! (Zustimmung bei der OVP.) 

Diese Form der Gleichheit meinen wir nicht. 
Wir meinen die Chancengleichheit. (Abg. 
S k r i t e  k:  Das ist einfältige Demagogie! -
Heiterkeit bei der SPO.) Lachen Sie nicht so 
darüber! Ich habe gesagt: Das Beispiel ist 
etwas überzogen. Doch bei Extremen werden 
eben die Dinge deutlicher. 

Denken Sie an Ihr Einkommensteuergesetz 1 
Dort sind solche Ansätze vorhimden. Denken 
Sie an die Vermögenssteuergesetznovelle 
1 972 1 Ich habe kürzlich darüber gesprochen 
und habe auch in diese Richtung gedeutet. 
(Zwischenruf bei der SPO: Warum?) Warum? 
- Da waren Sie nicht da, Herr Kollege, sonst 
würden Sie mich nicht fragen : Warum? Aber 
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das stenographische Protokoll gibt Ihnen die 
Möglichkeit, das nachzulesen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Jetzt, Herr Kollege Dr. Fischer . . . (Abg. 
P ö 1 Z :  Ist es so schlecht, wenn ein Kleiner 
mehr kriegt und ein Großer ein bisserl was 
zahlt ?  Ist das die neue Linie vom OAAB, wo 
ihr nichts zu reden habt?) Aber dann, wenn 
die Kleinen am meisten geschröpft werden, ist 
das eine schlechte Politik! Ich meine da die 
Inflation und alle Ihre Thesen auch im Zu­
sammenhang mit der 29. ASVG-Novelle. Da­
gegen kämpfen wir ja die ganze Zeit. (Beifall 
bei der OVP.) 

Herr Kollege Dr. Fischer! Sie haben wieder 
auf die sensible Seite der Beleidigung hier in 
diesem Hohen Haus gepocht. Sie haben ge­
meint, es sollte jemand heruntergehen und 
sich entschuldigen. 

Herr Kollege Dr. Fischer ! Ich habe noch 
keinen Abgeordneten Ihrer Partei gesehen, 
der heruntergegangen wäre und sich bei mir 
für das entschuldigt hat, was hier alles an 
Worten gefallen ist. (Abg. Dr. R e  i n h a r t: 
Wir haben niemanden beleidigtl) Ich meine 
nicht etwas, wo die Dinge noch in Schwebe 
waren, sondern wo durch Gerichtsurteile alle 
Dinge klargestellt sind und wo in den Ent­
scheidungsgründen steht . . .  (Abg. Dr. R e  i n­
h a  r t:  Wo?) Im Urteil. In der "Arbeiter­
Zeitung" haben Sie eine halbe Seite darüber 
bringen müssen. Wenn Sie diese gelesen 
hätten, wüßten Sie das. (Beifall bei der GVP.) 

Wenn schon, denn schon: Waffengleichheit. 
Waffengleichheit hier! 

Wenn wir uns mit Ihrer Politik auseinander­
setzen müssen, dann liegt die Schwierigkeit 
darin, daß Sie von allen anderen immer all 
das verlangen, was Sie zu tun überhaupt nicht 
bereit sind. Hier können Sie nicht mit zweier­
lei Maß messen. Daher reden Sie in Ihrem 
eigenen Korps einmal diese Dinge aus, und 
dann werden die Sachen vielleicht besser, 
vielleicht einfacher. 

Jetzt zu dem, was ich eigentlich zu sagen 
vorgehabt habe. Sie haben ja immer an uns 
appelliert: Wir sollten die Regierung nicht 
nur kritisieren, Alternativvorschläge müssen 
her. Was wißt ihr besser? Meistens sagen Sie : 
Vorschläge her ! ,  wenn Sie gar nichts wissen, 
ohne vorher Ihre eigenen zu präsentieren. 
(Beifall bei der OVP.) 

Der Bundesparteiobmann der Volkspartei 
hat sich hier sehr klar von Dr. Kreisky distan­
ziert, der damals als Oppositionsführer erklärt 
hat : Es ist nicht Aufgabe der Opp os ition, der 
Regierung Vorschläge zu machen. 

Wir haben uns bereit erklärt, auch Alter­
nativen zu entwickeln, Alternativvorschläge 
zu erstellen und sie mit in die Diskussion über 
Sachbereiche einzubeziehen. 

Da besteht eben auch ein Unterschied zwi­
schen uns beiden. 

In der Wehrpolitik sind bei Ihnen Alter­
nativvorschläge Sabotage (Abg. Dr. R e i n­
h a  r t: Lizitationsvorschläge!), aber nicht Vor­
schläge, die man überlegt, um zur bestmög­
lichen Lösung eines Problems zu kommen. 
Deswegen ist Bach gegangen, weil man eben 
so nicht verhandeln kann. (Zustimmung bei 
der GVP.) 

Oder vielleicht war das die Methode, daß 
die anderen alle einsehen, daß es eh hoff­
nungslos ist und auch alle gehen. Das ist ja 
auch eine Strategie. (Beifall bei der OVP.) 
Die Einladung ist ja bereits erfolgt. Dann 
haben Sie freies Schußfeld. Dann kommen 
nämlich die hin, die ja sagen. Da regiert man 
sich leichter, obwohl es an sich h eißt: Die 
Demokratie ist ein schwieriges Anliegen. 

Aber Sie wollen es sich, wenn Sie an der 
Macht sind, eben leichter machen. Ob dabei 
immer das Beste herauskommt, ist die große 
Frage, mit der auch Sie sich einmal  werden 
auseinandersetzen müssen. (Abg. P ö 1 z: 
Warum hat der Fussenegger nicht in deiner 
Zeit geredet, sondern erst in der Pension? 
- Die Flosclm! - Heiterkeit bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Wegen des  Ausdruk­
kes "Floschn" erteile ich den Ordnungsruf. 

Abgeordneter Dr. Prader (fortsetzend) : Das 
sind ja die Sachargumente, die nicht zielfüh­
rend sind. (Abg. P ö 1 z: In der Pension reden 
als General - das ist Feigheit vor dem Pra­
der!) Vor mir hat er sich wenigstens noch 
gefürchtet, wenn ich das schon auf die Spitze 
treiben muß. (Heiterkei t  und Beifall bei der 
GVP.) Ich habe diskutiert und nicht  versucht, 
diejenigen, die Meinungen geäußert haben, 
wegzubringen. 

Aber weil wir von Vorschlägen reden und 
weil Sie Alternativen hören wollen, darf ich 
Ihnen nunmehr einige Vorschläge,. die ein sehr 
wichtiges Gebiet betreffen, bringen. 

Sie alle wissen : Im Bereiche der Weiterent­
wicklung unserer Demokratie spielt der Remts­
smutz des Staatsbürgers eine besondere Rolle. 
Immer mehr Aufgaben werden durch den Staat 
besorgt, und in immer weiteren Bereichen tritt 
dem Staatsbürger die Behörde entgegen. Neue 
Methoden, die den Rechtsschutz stärken sollen, 
stehen zur Debatte. 

Aber es gibt auch, meine Damen und Herren, 
recht einfache Dinge, die man tun könnte, um 
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dem verstärkten Rechtsschutzverlangen des 
Staatsbürgers entgegenzukommen. So etwa 
dieser Vorschlag: 

In der allgemeinen Verwaltung lautet in 
einem den Instanzenzug beendigenden Be­
scheid die Rechtsmittelbelehrung in der Regel 
dahin, daß "gegen diesen Bescheid ein ordent­
liches Rechtsmittel nicht zulässig ist" , 

Nun mag mit der fortschreitenden Bildung 
und Entwicklung die Existenz zum Beispiel 
des Verwaltungsgerichtshofes schon in das 
Bewußtsein der Bevölkerung eingedrungen 
sein. Den Unterschied zwischen ordentlichen 
und außerordentlichen Rechtsmitteln kennt 
doch in der Regel nur der geschulte Jurist. 

Die in der allgemeinen Verwaltung übliche 
Rechtsmittelbelehrung vermittelt daher dem 
Besdleidempfänger - so sieht er das - die 
Information, daß eine weitere rechtliche Ab­
hilfe nicht möglich ist. 

Demgegenüber fügen die Finanzbehörden 
ihren Bescheiden folgende Rechtsmittelbeleh­
rung bei : 

"Gegen diese Entscheidung ist ein ordent­
liches Rechtsmittel nicht zulässig, doch wird 
hiedurch das Recht zur Erhebung einer Be­
schwerde an den Verwaltungsgerichtshof oder 
an den Verfassungsgerichtshof nicht berührt." 

Wegen der Vielfalt der Behörden der allge­
meinen Verwaltung- ist aber kaum zu erwar­
ten, daß im Wege einer einfachen Weisung, 
durch administrative Maßnahmen eine Ände­
rung der eine irrtümliche Information vermit­
telnden Ubung bei der Diktion unserer Rechts­
mittelbelehrungen erreicht werden kann. Es 
bliebe daher als zweckmäßigster Weg, um 
das durchzuführen, die Novellierung des All­
gemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes. 

Nach § 63 des AVG hat die Berufung einen 
begründeten Berufungsantrag zu enthalten. 
Der Mangel eines begründeten Berufungsan­
trages kann nicht als ein Formgebrechen ange­
sehen werden. Da die breite Masse der Recht 
suchenden Bevölkerung das eine Mal den An­
trag, das andere Mal die Begründung vergißt, 
können Eingaben selbst bei einer völlig ent­
gegenkommenden Anwendung des Gesetzes 
dann nicht als Berufung gewertet werden, Der 
Berufungswerber kommt praktisch dadurch um 
sein Berufungsrecht. 

Die Bundesabgabenordnung hat hier wieder 
eine andere, eine abweichende Lösung. § 250 
Bundesabgabenordnung besagt, was die Beru­
fung enthalten muß, und § 275 der Bundes­
abgabenordnung verpflichtet die Behörde, dem 
Berufungswerber die Behebung inhaltlicher 
Mängel aufzutragen. 

Es wäre daher eine Anpassung des Rechts­
zustandes im Allgemeinen Verwaltungsver­
fahrensgesetz an jene, wie ich glaube, fort­
schrittlichere und dem Rechtsschutzbedürfnis 
der Bevölkerung viel dienlichere Vorschriften 
der Bundesabgabenordnung notwendig. 

Ein besonderes Rechtsschutzanliegen im Be­
reich des öffentlichen Dienstes steht ebenfalls 
schon geraume Zeit zur Debatte, ohne daß es 
bisher zu einer befriedigenden Lösung gekom­
men wäre. Sowohl der Verwaltungsgerichtshof 
als auch der Verfassungsgerichtshof als auch 
die an der Sache interessierte juridische Offent­
lichkeit haben wiederholt die Einräumung der 
Verwaltungsgerichtshofbeschwerde in den 
Fällen des Artikels 133 Z. 2 des Bundes-Ver­
fassungsgesetzes - gemeint sind Disziplinar­
angelegenheiten der Angestellten des Bundes, 
der Länder und der Gemeinden - und der 
Z. 4 - Angelegenheiten, über die in oberster 
Instanz die Entscheidung einer Kollegialbe­
hörde zusteht - verlangt. 

Nun mögen gegen die Aufhebung der 
Z. 4 des Artikels 133 unserer Bundesverfas­
sung begründete Widerstände aus der Inter­
essenlage heraus verständlich sein, was aber 
gegen eine Aufhebung der Z. 2 des Arti­
kels 1 33 vorgebracht werden könnte, ist nicht 
einzusehen. 

Die Beamten würden es sehr wohl begrüßen, 
wenn sie den Schutz des Verwaltungsgerichts­
hofes anrufen könnten und wenn sie seines 
Schutzes teilhaftig würden. Die Dienstbehörde 
kann aber nichts dagegen haben, wenn der 
Gerechtigkeit Genüge geschieht. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat jüngst in 
seinem über die Bundesregierung dem Parla­
ment zugeleiteten Tätigkeitsbericht 1 97 1  dar­
auf hingewiesen, daß die Bundesregierung 
schon im Jahr 1 968 den Entwurf eines Bundes­
verfassungsgesetzes ausgearbeitet hatte, in 
dem die Aufhebung des Artikels 1 33 Z. 2 der 
Bundesverfassung vorgesehen war. 

Auch das Disziplinarverfahren, wie es der­
zeit in der Dienstpragmatik geregelt ist, ist 
voller Problematik. Darauf hat der Verfas­
sungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 
28. März 1 952 in seiner Sammlung Num­
mer 231 1 eindringlich hingewiesen. 

Eine Verbesserung in dieser Beziehung 
konnte durch die Dienstpragmatik-Novelle 
1 969 erreicht werden. Auf Grund dieser No­
velle setzt sich die Oberste Disziplinarkom­
mission beim Bundeskanzleramt aus den B e­
amten verschiedener ZentralstelIen zusammen. 
Aber diese Oberste Disziplinarkommission 
kann nur dann angerufen werden, wenn eine 
Disziplinaroberkommission in erster Instanz 
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entscheidet. Damit ist aber der überwiegende 
Teil der Beamtenschaft von der Möglichkeit 
der Anrufung der Obersten Disziplinarkom­
mission beim Bundeskanzleramt ausgeschlos­
sen, da ihr als Berufungsinstanz nur die Dis­
ziplinaroberkommission verbleibt, die aber 
- und das ist entscheidend - nach wie vor 
ausschließlichen Ressortcharakter hat. 

Dieser Problemkreis des Disziplinarrechtes 
müßte meiner Auffassung nach vordringlich 
behandelt werden. Diesbezügliche Vorschläge 
wurden von der Gewerkschaft des öffentlichen 
Dienstes in ausreichendem Maße gemacht, und 
jetzt liegt es an der Regierung, hier tätig zu 
werden. 

Ich möchte mich auch noch mit der Kontroll­
tätigkeit des Parlaments kurz beschäftigen. 
Unser Kollege Bundesrat Professor Schambeck 
hat eine sehr instruktive Schrift ausschließlidl 
diesem Problemkreis gewidmet. Wie er unter 
Hinwei.s auf Norbert Gehrig darin ausführt, 
ist Kontrolle nichts anderes als die Geltend­
machung der Verantwortlichkeit. 

Das parlamentarische Regierungssystem 
baut ja grundsätzlich auf den Dualismus der 
bei den Machtträger Parlament und Regierung 
auf. 

Der verstärkte Ausbau des Kontrollrechtes 
ist umso notwendiger, als die starre Gesetzes­
gebundenheit flexibleren Formen der Verwal­
tung weichen mußte, dies b esonders im Be­
reich der VVirtschaftsverwaltung, da diese Be­
reiche nur in sehr geringem Maß durch das 
Gesetz genügend determinierbar sind. 

Gesetzeswortlaut der Geschäftsordnung hier 
verschiedene Interpretationen zuläßt, wäre zu 
fordern, daß der Nationalrat selbst durch eine 
authentische Interpretation seine Rechte klar 
absteckt und es somit nicht dem Belieben 
des befragten Regierungsmitgliedes überlassen 
bleibt, Fragen betreffend p roj ektierter Geset­
zesvorhaben als nicht in den Bereich der Voll­
ziehung gehörig zurückzuweisen. 

Da sich Anfragen aber über geplante Regie­
rungsvorlagen auf die aufgezeigte spezifische 
Regierungstätigkeit beziehen, ja für die Beur­
teilung der Regierungstätigkeit geradezu von 
entscheidender Bedeutung sein können, würde 
eine derartige Anwendung und .Ausdehnung 
des Interpellationsremtes eine notwendige 
Stärkung der parlamentarischen Kontrollbe­
fugnisse bedeuten. 

An die linke Seite des Hauses gewendet 
möchte ich besonders auch das Anliegen, das 
wir in unserem Antrag Dr. Prader, Dr. Gruber, 
Dr. Halder und Genossen 41 /A, eingebracht 
am 30. Mai 1972, zum Ausdruck brachten, in 
Erinnerung rufen. Der Sinn dieses Gesetzes­
antrages ist vornehmlich darin gelegen, die 
Inanspruchnahme eines Mittels der direkten 
Demokratie, nämlich des Volksbegehrens, zu 
erleichtern t:nd einer zeitgemäßeren Regelung 
gegenüber der j etzt vorhandenen Regelung 
Rechnung zu tragen. 

Es ist an Ihrem Widerstand bisher geschei­
tert, daß dieser Gesetzesantrag, der gerade 
in der plebiszitären Demokratie auch ein ent­
scheidendes Anliegen Ihrer Seite sein müßte, 
zur Verhandlung gekommen ist. 

Es stellt sich daher die Frage, ob die her-
kömmlichen konstitutionellen Kontrollmittel 

Ich darf Sie daher ersuchen, da ebenfalls die 

angesichts dieser Gegebenheiten noch zeitge- Dinge ernst zu nehmen, nicht nur verbal hier, 

mäß, noch ausreichend sind. sondern echt auch dort, wo Sie Taten anstelle 

Das wichtigste Problem ist  aber, daß vor 
allem die schärfsten Kontrollmittel ja prak­
tisdl nicht handhabbar sind, nämlich durch 
die Opposition, wie etwa die Ministeranklage 
oder ein Mißtrauensvotum, weil ja gerade 
diese Kontrollmittel nur dann ausgeübt wer­
den können, wenn die Mehrheit mit der Oppo­
sition stimmt. Das heißt also,  sie sind praktisdl 
ausgeschlossen, weil es mit Ausnahme des Fal­
les einer Minderheitsregierung in der Regel so 
sein wird, daß eben die Mehrheit die Regie­
rung deckt und daher diese Kontrollmittel 
praktisch überhaupt nidlt wirksam werden 
können. 

Wir haben bereits mehrmals die Frage zur 
Debatte gestellt bekommen, inwieweit im 
Zuge des Interpellationsrechtes zum Beispiel 
in der Fragestunde die Regierungsmitglieder 
darüber Auskunft geben müssen, welche Ge­
setzesvorlagen sie vorlegen werden. Da der 

von Worten zu setzen haben. 

Ich darf auch den Appell wiederholen, den 
mein Kollege Professor Ermacora hier schon 
an Sie richtete, nämlich endlich grünes Lidlt 
zur Behandlung jener Vorlage zu geben, die 
gewisse Kompetenzen des Bundes nach langen, 
langen Verhandlungen nun an die Länder 
übertragen soll, jener Vorlage, die Sie durch 
eine völlig einseitige, für uns einfach nicht 
akzeptable Vorgangswe i se bisher unter Blok­
kade gestellt haben, indem Sie entgegen den 
paktierten Bestimmungen,  die eine Stärkung 
der Länderrechte beinhalten sollen, nun auch 
eine Bestimmung in bezug auf das Landarbeits­
recht hineingegeben h aben, was eine Ver­
schiebung der Kompetenzlage zu Lasten der 
Länder und zugunsten des Bundes beinhaltet. 

Wenn Sie daher ein Gesetz vorlegen und 
in den Erläuternden B e merkungen darauf hin­
weisen, daß es sich hier  um ein mit den Län-

52. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 89 von 179

www.parlament.gv.at



4450 Nationalrat XIII. GP - 52. Sitzung - 4. Dezember 1972 

Dr. Prader 
dern abgesprochenes Gesetz handelt, muß ich in einer Meldung des "Kurier" vom 20. Sep­
sagen, ist das keine korrekte Vorgangsweise, tember : "Bundeskanzler Dr. Kreisky schloß 
wenn das nicht der Wirklichkeit - wenigstens sich Dienstag nach der Ministerratsitzung der 
in einem entscheidenden Punkt - entspricht. Forderung von Rechnungshofpräsident Doktor 

Ich stelle der Bundesregierung auch zur Er-
wägung und zur Uberlegung, ob man nicht 
bei der Fülle der verfassungsrechtlichen Vor­
schläge, die derzeit bereits im Haus liegen 
oder auf dem Weg in das Haus sind oder 
noch in weiterer Vorbereitung stehen, in einer 
umfassenden Regelung diese laufenden An­
liegen geschlossen in einer Novelle zum Bun­
desverfassungsgesetz zusammenfassen könnte. 
Ich glaube, daß gerade das Verfassungsrecht 
nicht durch ein Splittingsystem derart zerhackt 
und unübersichtlich gemacht werden soll. Es 
gib t ja auch andere Methoden, die man zur 
Anwendung bringen könnte, etwa die einer 
Wiederverlautbarung, damit sich endlich auch 
der normale Staatsbürger ohne vielfache Kom­
mentare in diesem wichtigen Rechtsbereich 
zurechtfinden kann. 

Hier hat die Bundesregierung zweifellos aus­
reichend Gelegenheit, nicht nur zu reden, son­
dern auch zu handeln. Wo immer es sich um 
eine anwendbare und für die Demokratie nütz­
liche Weiterentwicklung unseres Verfassungs­
rechtes handelt, werden Sie, meine Herren 
von der linken Seite, sicherlich auch die Unter­
stützung und die Zustimmung meiner Partei 
finden. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Vizekanzler lng. Häuser. Ich 
erteile es ihm. 

Vizekanzler lng. Häuser : Sehr geehrte 
Damen und Herren !  In der Debatte sind einige 
konkrete Fragen an mich gerichtet worden, die 
ich der Ordnung halber beantworten möchte. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Schmidt hat kon­
kret gefragt, wie v.iele Beamte vorhanden 
wären, um sie als Lehrer, Hochschulprofesso­
ren oder im Rahmen der Fernmeldetätigkeit 
einzusetzen. Seine Begründung für diese kon­
krete Anfrage lag darin, daß er die Behaup­
tung aufgestellt hat, der Herr Bundeskanzler 
habe die Ausweitung der Dienstposten damit 
begründet, daß es im Rahmen des Beamten­
schutzgesetzes Schwierigkeiten bei der Ver­
setzung von Beamten gebe. 

Ich habe mir nun die Zeitungsausschnitte 
der damaligen Zeit geben lassen, ich finde 
nirgendwo - ausnahmslos nirgendwo - diese 
vom Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt aufge­
stellte Behauptung. Das, was hier sehr ein­
heitlich zum Ausdruck gebracht wird, liegt 
also darin, daß man innerhalb der Zentral­
verwaltung auf Grund des Beamtenschutzge­
setzes Schwierigkeiten bei der Versetzung von 
Beamten hat. Und hier heißt es ganz konkret 

Kandutsch nach mehr Mobilität der Beamten 
an : Er habe noch nie etwas ,so wenig Beweg­
liches' gesehen wie die Bundesverwaltung : 
,Man kann einen Beamten ja nicht einmal von 
einem Ressort in ein anderes versetzen ! '  " 

Ich möchte das unterstrichen haben, weil 
damit wieder deutlich zum Ausdruck kommt, 
daß man etwas in den Raum stellen kann, 
daß aber die Grundlage für das ,  was man in  
den Raum gestellt hat, ganz einfach nicht 
vorhanden war. Es ist also nirgendwo die 
Behauptung aufgestellt worden, daß etwa der 
Dienstpostenplan um die Lehrer, um die Hoch­
schullehrer, um die im Rahmen der Post- und 
Telegraphenverwaltung Beschäftigten aus 
dem Titel heraus, erweitert werden mußte, 
weil das Beamtenschutzgesetz eben bestimmte 
Schwierigkeiten hinsichtlich der Besetzung be­
inhaltet. 

Soweit zu diesem Kapitel . Der Herr Abge­
ordnete Dr. Schmidt hat dann noch einige 
Pressemitteilungen zitiert, die eine persönliche 
Meinung des Herrn Bundeskanzlers · wiederge­
geben haben. Ich bedaure, zu dieser wie auch 
zu einigen anderen konkreten Anfragen nicht 
Stellung nehmen zu können, weil ja die Äuße­
rungen, wioe sie dann in der Presse wieder­
gegeben werden, nicht unbedingt mit dem 
ident sein müssen, was der Betroffene gesagt 
hat. Es gibt die Möglichkeit, im Rahmen der 
Protokolldurchsicht auf das eine oder andere 
noch zurückzukommen. 

Der Herr Abgeordnete Suppan hat einige 
Fragen im Zusammenhang mit dem Ortstafel­
gesetz hier angeschnitten. Dazu darf ich sagen, 
daß die Volkszählung 1 96 1 ,  die vom Statisti­
schen Zentralamt durchgeführt wurde, nach 
den Umgangssprachen slowenisch oder irgend­
einer Kombination in jenen Ortschaften und 
Gemeinden Kärntens erhoben wurde, wo sich 
mehr als 20 von Hundert zu dieser Sprachen­
gruppe bekannt haben. Wer 1 961  die Verant­
wortung für das Statistische Zentralamt ge­
tragen hat, brauche ich Ihnen hier nicht zu 
sagen. 

Zu der konkreten Frage auch des Herrn 
Abgeordneten Suppan, der eine Differenz in 
einer schriftlichen und einer mündlichen An­
frage des Herrn Bundeskanzlers gesehen hat, 
darf ich folgendes sagen: Die eine Frage hat 
sich darum gehandelt, daß die bei der Volks­
zählung ausgefüllten Fragebögen der einzel­
nen Befragten einzusehen sind. Und das steht 
nun zu § 6 des Volkszählungsgesetzes und 
zu § 4 des Bundesstatistikgesetzes in Wider­
spruch. 
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Die zweite Anfrage hat sich konkret um 

das Ergebnis der gesamten Volkszählung ge­
handelt, und dieses Ergebnis liegt natürlich 
beim Land wie auch im Bundeskanzleramt vor 
und haben auch einige Abgeordnete bereits 
eingesehen. 

Und nun noch einige Feststellungen : Der 
Herr Abgeordnete Bauer hat hier das Regie­
rungsprogramm in einer Reihe von ganz kon­
kreten Maßnahmen urgiert, er hat diese Ver­
sprechen, wie er sie genannt hat, aufgezählt 
und dann immer die Antwort gegeben, es sei 
nichts geschehen. Darf ich Ihnen, Herr Abge­
ordneter Bauer, sagen - jetzt möchte ich 
sehr bewußt nicht antworten, wie 1 967 auf 
eine ähnliche Anfrage bezüglich der Erfüllung 
des Regierungsprogramms der damaligen 
OVP-Regierung durch den damaligen Vize­
kanzler Withalm geantwortet wurde, sondern 
ich werde Ihnen konkret antworten -: Wir 
werden allein in der Herbstsession bezie­
hungsweise noch bei den kommenden Parla­
mentssitzungen 72 Regierungsvorlagen und 
Gesetze zusätzlich zu den Budgetberatungen 
in diesem Hause einer Erledigung zugeführt 
haben. (Beifall bei der SPO .) 

Der Herr Abgeordnete Deutschmann hat 
sich während meiner Abwesenheit darüber 
beschwert, daß kein Minister auf der Regie­
run gsbank sitze. Wörtlich hat er gesagt : 
"Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das ist die Aufwertung des Parlaments, daß 
nicht ein einziger Minister auf der Regierungs­
bank sitzt. Nicht ein einziger, meine Geehrten! 
- Zustimmung bei der OVP." 

Darf ich Ihnen, meine Damen und Herren, 
sagen, was Sie eigentlich alle wissen sollten, 
daß für die parlamentarische Vertretung auch 
die Staatssekretäre zuständig sind und daß 
daher j ema:'1.d von der Regierung hier auf der 
Regierungsbank anwesend war. Das sollten 
Sie selber wissen. (Beifall bei der SPO. -
Zwischenrufe bei der OVP. - Abg. G r a f :  
Sie haben uns nicht  zu belehren, Herr Vize­
kanzler! - Vizekanzler Ing. H ä u s e  r: Was 
ich mache, werde ich machen! - Abg. G r a f: 
Wir haben urgiert, was Sie immer urgiert 
haben! - Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Malela (das Glockenzeichen 
gebend) : Zum Wort gemeldet ist der Abg. lng. 
Rudolf Fischer. Ich erteile es ihm. (Weitere 
Zwischenrufe bei der OVP.) 

Die Debatte zum vorherigen Punkt ist schon 
erledigt! lng. Fischer hat das Wort! 

Abgeordneter lng. Rudolf Heinz Fischer 

(DVP) : Herr Präsident ! Hohes Haus ! Ich nehme 
Bezug auf die mehrfach in der Offentlichkeit 
und hier im Hause aufgestellte Behauptung 

von Mitgliedern der Regierungsfraktion, die 
Bundesregierung hätte den Großteil ihres 
Regierungsprogramms erfüllt. 

Wenn dies den Tatsachen entspräche, müßte 
man doch annehmen, daß vor allem im eigenen 
Bereich, dort wo die Vorbereitung und die 
Vollziehung der Gesetze stattfindet, in der 
öffentiichen Verwaltung, bedeutende Fort­
schritte hinsichtlich der Reformen erzielt wer­
den konnten. Es ist doch in allen Bereichen, 
wo eine neue Führung eingesetzt wird, so,  
daß diese aufbauend auf die vorhandenen 
Grundlagen bestrebt ist, ihre Mitarbeiter zu 
schulen und auszubilden, um sie mit einem 
optimalen Rüstzeug zur rationellen Erfüllung 
ihrer Aufgaben auszustatten. 

Um die Ausgangslage richtig zu beurteilen, 
müssen wir vergleichen und eine obj ektive 
Gegenüberstellung der gesetzten Maßnahmen 
der OVP-Alleinregierung zur Tätigkeit der 
sozialistischen Regierung vornehmen. 

Hinsichtlich der Ausbildung kann man sagen, 
daß am 29. Jänner 1970 der Entwurf eines 
Bundesgesetzes über die Errichtung einer Ver­
waltungsakademie, der im Herbst 1 969 ausge­
arbeitet wurde, zur Begutachtung versandt und 
mit 30. März 1 970 befristet war. 

Am 10.  April 1970 schrieb die Zeitschrift 
"Berichte und Informationen" , daß es eine der 
lobenswerten Initiativen der Regierung Klaus 
gewesen sei ,  den Plan der Gründung einer 
Verwaltungs akademie einzuleiten. Ich zitiere 
auch aus derselben Zeitschrift, weil mir dieser 
Satz sehr wesentlich erscheint: 

"An sich ist es ja erstaunlich, daß in einer 
Zeit, in der die Wirtschaft ungeheure Mühen 
und Kosten aufwendet, um ihren Führungs­
kräften bis hinunter zu den Meistern und 
Vorarbeitern eine laufende Weiterbildung an­
gedeihen zu lassen, der Riesenapparat des 
Staates und der öffentlichen Hand überhaupt 
. . .  die Ausbildung den Schulen und Hoch­
schulen und die Weiterbildung der Praxis und 
dem Zufall oder dem freien Willen des einzel­
nen überläßt." 

Jedenfalls hätte bei kontinuierlicher Fort­
setzung dieser fortschrittlichen Maßnahme von 
1969 die moderne Verwaltungsakademie des 
Bundes im Herbst 1 970 mit ihrer Tätigkeit 
beginnen können, wie ein damit befaßter Ex­
perte , Professor Bruck.mann, öffentlich fest­
stellte. 

Seit Ubernahme der Regierungsgeschäfte 
durch die sozialistische Minderheitsregierung 
und später der Mehrheitsregierung herrschte 
auf diesem Gebiet eine völlige Stagnation. 
Lediglich in der Regierungserklärung finden 
sich Ankündigungen über die Schulung, über 
die moderne Verwaltungsakademie. 
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Auf meine Frage im Herbst 1 97 1  an den sozialistischer Zielvorstellungen diese Geset­

Herrn Bundeskanzler hinsichtlich dieser Ver- zesvorlage umzufunktionieren? 
\Valtungsakademie wurde erklärt, die Ver­
waltungsakademiekommission beschäftige sich 
mit diesem Gesetzentwurf. Ein Jahr später, 
im. November dieses Jahres, fragte ich wieder 
den Herrn Bundeskanzler, ob nicht endlich mit 
einer beschleunigten Erledigung des von der 
Kommission fertiggestellten Gesetzentwurfes 
und die Zuleitung an das Parlament erfolgen 
könnte. Der Herr Bundeskanzler erklärte mir 
sinngemäß : Schauen Sie, das ist so ein dicker 
Akt. Er wurde mir vor dem Urlaub zugestellt 
und muß noch von mir durchgesehen und 
dann gesetzesreif erstellt werden. Hiezu be­
nötigen wir sicherlich das Jahr 1 913. 

Beamtenausbildung und Verwaltungsreform, 
die unantastbare Stellung unseres Berufsbeam­
ten dürfen nicht zum Spielball politischer Ein­
flüsse werden und sollten von der Tagespolitik 
ferngehalten werden. 

Aber auch hinsichtlich der allgemeinen Ver­
waltungsreform wurden hier aufbereitete Er­
kenntnisse der vorhergehenden OVP-Regie­
rung und der seit 1 966 bestehenden Verwal­
tungsreformkommission nicht beachtet. Im 
Herbst 1 969 wurde festgestellt, daß eine gut 
arbeitende beratende Kommission vorhanden 
war, ein funktionierendes Büro für die Ver-

1 973 dl' e 
waltungsreform, eine funktionierende Metho-

Dann erreicht am Ende des Jahres de und für die nächsten Jahre in den Grund-
sozialistische Regierung noch nicht einmal den 
von ihr vorgefundenen Stand der OVP-Regie­
rung vom März 1 970. Also mehr als drei Jahre 
Verzögerung und bewußte Verschleppung! An­
scheinend kann es sich unser Staat leisten, 
auf eine moderne rationelle Ausbildung der 
Beamten zu verzichten. 

Der Wirtschaft wird bei j eder Lohn- und 
Preisverhandlung vorgehalten, einzusparen 
und zu rationalisieren. Aber gerade diese 
Wirtschaft vermittelt ja ihren Mitarbeitern 
ständig eine moderne berufliche Ausbildung. 

Im Gegensatz zum europäischen Ausland, 
der Schweiz, der Bundesrepublik, vor allem 
Bayern, Frankreich und verschiedenen anderen 
Staaten verfügen wir in Osterreich durch 
schwere Versäumnisse der sozialistischen 
Regierung über keine moderne Verwaltungs­
akademie. Ein oder zwei Seminare, über die 
Herr Staatssekretär Veselsky im Ausschuß 
auf meine Fragen berichtet hat und die die 
Ausbildung für den rechtlichen Dienst der 
Beamten auf Bundesebene vorgenommen 
haben, wobei von den Ländern diese Seminare 
schon seit Jahren durchgeführt werden, kön­
nen über die Unterlassung der Bundesregie­
rung nicht hinwegtäuschen. 

Dieses Beispiel von der bis heute mißglück­
ten Gründung einer modernen AusbEdungs­
stätte für die Beamtenschaft zeigt deutlich, 
daß noch lange keine durch Regierungserklä­
rung versprochene Verwaltungsreform einge­
leitet wird, da die Bundesregierung vorerst 
selbst reformiert gehört, da sie durch diese 
Untätigkeit den Beweis ihrer Unbeweglichkeit, 
ihres Unvermögens im rationellen raschen 
Agieren bei erforderlichen Schulungsmaßnah­
men geliefert hat. Oder bedeutet die ange­
kündete Verzögerung in der Behandlung des 
fertiggestellten Ergebnisses der Verwaltungs­
akademiekommission nur Zeitgewinn, um in 
diesem neutralen Entwurf durch Einschleusung 

zügen festliegende Pläne. 

Können wir es uns leisten, daß vorhandene 
international erprobte Erkenntnisse einfach 
deshalb nicht in die Tat umgesetzt werden, 
weil die Bundesregierung mit der Materie 
nicht zurecht kommt? 

Das beste Urteil über diese Tätigkeit der 
Bundesregierung lese ich in der "Arbeiter­
Zeitung" vom 28. September 1 972, und zwar 
unter der Uberschrift "Verwaltung - für mor­
gen nicht gerüstet" - "Warum die Verwal­
tungsreform notwendig ist." 

Damit schließt sich der Artikelverfasser der 
"Arbeiter-Zeitung" vollinhaltlich einer Aus­
führung, die in der Zeitschrift "Die Industrie" 
im Jahre 1971 getroffen wurde, an und zitiert : 

" ,Für die Aufgaben eines modernen Indu­
striestaates ist die Verwaltung in Osterreich 
nicht gerüstet . ' ' '  Er schreibt, dem wird man 
"beipflichten und Wege zu einer Änderung 
dieses unerwünschten Zustandes suchen müs­
sen" . 

Das ist eine Feststellung nahezu am Ende 
des dritten Jahres der sozialistischen Regie­
rung. Dazu könnte man wohl sagen, daß 
diese Feststellungen und diese Gemeinplätze 
schon seit 1 966 vorhanden waren. 

Die erweiterte Verwaltungsreformkommis­
sion leistet sicherlich wertvolle Grundlagen­
arbeit. In Kurzform gehören j edoch zu dieser 
Reform folgende Schwerpunkte: 

Rationalisierung der Aufbauorganisation 
durch Einbau von Querschnittsträgern, da die 
alten Sektoralorganisationen die Zusammen­
hänge nicht mehr erkennen können; 

sachgerechte Kompetenzverteilung ; 

öffentliche Ausschreibung aller Posten, auch 
der neuen sogenannten Stabsstellen, und die 
Verhinderung des Einsdl.leusens von politi-
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schen Beamten durch parlamentarische Kon­
trolle ; 

sinnvolle Anwendung des föderalistischen 
und dezentralen Prinzips ;  

Abbau des autoritären Führungsstils und 
Delegierung von Aufgaben ; 

Verpflichtung aller Führungskräfte zur be­
rufsbegleitenden Weiterbildung, die derzeit 
mangels der Akademie verhindert ist ; 

Rechtsbereinigung und Wiederverlautba­
rung der Gesetze. 

Zur Erfüllung dieser Aufgaben hat die Regie­
rung bisher keine bedeutenden Maßnahmen 
gesetzt. (Widerspruch bei der SPtJ.) Das ist 
die Tatsache, Herr Kollege ! 

Eine Hoffnung, wenigstens in kleinen Schrit­
ten in der Verwaltungsreform weiterzukom­
men, sind die Tätigkeit und die fundierten 
Vorschläge des Rechnungshofes und dessen 
Kontrollberichte, welche die Regierung zwin­
gen, Einzelrnaßnahmen vorzunehmen. 

Ich wende mich zum Schluß der zentralen 
Aufgabe Raumordnung zu, die eine der bren­
nendsten Folgeerscheinungen einer Entwick­
lung ist, die durch die gegebene Begrenztheit 
des Raumes und die beschleunigte Verdich­
tung von Menschen und Einrichtungen zur ge­
schädigten und gefährdeten Umwelt führt und 
zur beängstigenden Realität unseres mensch­
lichen Daseins wird. Auch diesbezüglich liegen 
seit geraumer Zeit umfangreiche Grundlagen 
von hervorragenden Experten vor. 

Der Pionier der Raumordnung in tJsterreich, 
Professor Wurzer, hat mit seiner 1970 er­
schienenen Strukturanalyse des österreichi­
schen Bundesgebietes eine grundlegende 
Raumanalyse gesetzt. 

1969 wurde bereits ein Aktionsprogramm 
für die Raumordnungspolitik von einem Mini­
sterkomitee für Raumordnung genehmigt. 

Die R aumordnungskommission, in Konzep­
tion und Ausführung ein wesentliches Ver­
dienst von Sektionschef Loebenstein, versucht 
Grundsatzfragen, Rechtsbereinigung, Verfah­
renskriterien zu erarbeiten. 

der Erfüllung von konkreten Zusagen der 
Bundesregierung für die endliche Verwirk­
lichung von Raumordnungsmaßnahmen. Die 
Bundesregierung hat auch hier nicht agiert, 
obwohl Maßnahmen dringend notwendig und 
überfällig sind, anscheinend deshalb nicht, 
weil diese schwer zu erarbeitenden Initiativen 
im Sinne einer vielfach bewiesenen soziali­
stischen Gefälligkeitsdemokratie bei Wahlen 
kaum zu verkaufen sind. Die Regierung ist 
hier im Verzug. Alle Raumordnungsmaßnah­
men müssen sich derzeit den gegebenen recht­
lichen Verhältnissen einordnen. 

Die Rechtsform der Verordnung als derzei­
tige Grundlage für die Erlassung eines Raum­
p lanes ist nach Beurteilung von Experten aus 
verfassungsrechtlichen Gründen ungeeignet 
und wäre nur für Pläne in genereller Form 
überhaupt noch ausreichend. Auch hier sind 
die notwendigen Erkenntnisse verfassungs­
rechtlicher Art seit geraumer Zeit von Exper­
ten unzählige Male - ich nenne nur einige 
Namen: Unk art, Korinek, Pernthaler, Neisser 
und Ermacora - diskutiert und veröffentlicht 
w orden. 

Ebenso sind die Probleme des Rechtsschutze s  
für den einzelnen Staatsbürger gegenüber ein­
mal gesetzten Raumplänen ungelöst und völlig 
unbefriedigend. Die derzeitige Verfassungs­
lage verhindert ein durch den Betroffenen 
o der die Interessenvertretung eingeleitetes 
Beschwerdeverfahren gegenüber Raumplänen, 
w enn diese als Verordnung erlassen sind. Ich 
spreche als Praktiker in jahrelangen Bemühen, 
als Bürgermeister und nunmehr Vorsitzender 
e iner Planungsgemeinschaft von acht Gemein­
den im ländlichen Raum, wenn ich sage, daß 
ein geordneter Planungsprozeß nur unter Be­
achtung von zwei maßgebenden Voraussetzun­
gen in Koordinierung mit regionalen und 
raumordnenden Maßnahmen durch die Bun­
desregierung durchzuführen ist : 

erstens durch umfassende Information und 
Abwicklung eines demokratischen Planungs­
p rozesses und 

zweitens durch Gewährleistung des Rechts­
schutzes und eines rechtsstaatlichen Instanzen­
zuges für den Staatsbürger, der sich in seinen 
Eigentumsrechten verletzt fühlt. Ohne Ver­
fassungsänderung ist dies keinesfalls gegeben. 

Wo bleiben hier die Initiativen der Bundes­
r egierung? Wo bleibt ein gründlich vorberei ­
tetes umfassendes Konzept verfassungsrecht­
lieh abgesicherter Koordination zwischen dem 
Bund, den Ländern und den Gemeinden? 

Diese Zwischenphase, hervorgegangen aus 
der Initiative der OVP-Regierung, muß jedoch 
beendet werden, da die derzeit in der Ver­
fassung selbst und in der Spruchpraxis des 
Verfassungsgerichtshofes ausgeprägte Zustän­
digkeitsregelung eine funktionelle und lei­
stungsfähige Raumordnung nicht entwickeln 
läßt, d a  die verfassungsdogmatischen und for­
maljuristismen Probleme die Aufgaben der 
Raumordnung überlagern und verdrängen. Und nun noch ein letztes, ein weiteres 

Wir b efinden uns derzeit in einem Zustand Nichtgenügend in Sachen Raumplanung für 
äußerst bedenklicher Stagnation hinsichtlich d i e  völlig uninteressierte Haltung der Bundes-
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regierung hinsichtlich der eminent notwendi­
gen Ausbildung von Raumplanem. 

Wenn wir nicht ehestens nach neuesten 
Erkenntnissen ausgebildete Raumplaner für 
die Länder, Regionen und Gemeinden zur Ver­
fügung haben, nützen uns auch die besten 
Raumordnungsgesetze nichts, um den völlig 
unbefriedigenden Zustand zu beenden. In Graz 
besteht seit Jahren eine von Professoren der 
Technischen Hochschule und der Universität 
gebildete Kommission zur Errichtung eines 
Hochschullehrganges für höhere Studien der 
Fachrichtung Raumplanung. Diese Kommission 
hat einen Entwurf für die Rahmenordnung 
des Unterrichtsplanes und der Prüfungsord­
nung bereits im September 1 970 beschlossen 
und dem Bundesministerium für Wissenschaft 
und Forschung mit der Bitte um Genehmigung 
vorgelegt. Zahlreiche Urgenzen in dieser An­
gelegenheit blieben bisher erfolglos. Ein 
Schreiben vom Oktober 1 97 1  hat das Mini­
sterium bisher nicht beantwortet. Auch eine 
direkte Urgenz vom 1 4. März 1 972 bei der 
Frau Bundesminister bewirkte keine Reaktion. 

Im Finanz- und Budgetausschuß wurde eine 
Anfrage an die Frau Bundesminister in diesem 
Sinne gerichtet und nicht beantwortet. Ich 
setze keinen bösen Willen voraus und muß 
wahrscheinlich feststellen, daß sie in die Fall­
stricke der Kompetenzen verstrickt ist und 
deshalb keine Antwort geben kann. 

Diese aufgezeigten Versäumnisse, verbun­
den mit einer immer mehr um sich greifenden 
intoleranten Verhaltensweise, wie sie durch 
die Ablehnung sämtlicher Entschließungsan­
träge der Opposition im Finanz- und Budget­
ausschuß praktiziert wurde, steht im eklatan­
ten Widerspruch zu der vor der Wahl pro­
pagierten liberalen sozialdemokratischen 
Grundeinstellung und der Selbstqualifizierung, 
die bestensvorbereitete Regierung für alle 
Osterreicher zu sein. Damit begibt sich die 
sozialistische Mehrheitsregierung jeglicher 
Legitimation, dem Geiste eines liberal einge­
stellten demokratischen Sozialismus zu ent­
sprechen, unter dessen Vorzeichen es ihr allein 
gelungen ist, die Wählerstimmen für ihre 
hauchdünne Mehrheit zu erhalten. Anstatt dem 
Fortschritt bedächtig und auf unsere Möglich­
keiten hin abgestimmt den Weg zu bereiten, 
setzt die Regierung überstürzte Maßnahmen: 
die Schulbuchaktion, oder sie blufft bei der 
Umwelt- und Gesundheitspolitik. Es geht der 
Regierung bei all dem nur darum, propagan­
distische Leuchtfeuer anzubrennen und ihr 
Image zur Hüterin des Fortschrittes 
breitem. Was aber dahintersteckt, 
Wille, an der Madlt zu bleiben. 

zu ver­
ist der 

Die Regierung hat sich in die Sphäre der 
Mächtigen begeben und läßt sich für den Rest 
dieser Legislaturperiode in ihren Handlungen 
ausschließlich von dem Grundsatz leiten, ihre 
Macht und ihren Einfluß vollkommen und 

Die Betroffenen sind in die Offentlichkeit dauerhaft zu installieren. Von hier aus sind 
gegangen und haben in einer bedeutenden 
Zeitschrift, in den "Steirischen Berichten", 
diese Vorgangsweise noch einmal bekundet. 
Diese Vorgangsweise ist nahezu diskriminie­
rend und zeigt, wie · sich die Bundesregierung 
gegenüber fortschrittlichen und zukunftsorien­
tierten Vorschlägen zur Realisierung des 
Raumordnungskonzeptes verhält. 

Keine Initiative hinsichtlich Rechtsbereini­
gung, keine Reaktion auf konstruktive Vor­
schläge von Fachexperten. Die Belastungen 
durch die tagespolitischen Fragen und die bis­
her erfolglose Abwehr der Inflation sowie die 
aufwendigen Repräsentationsverpflichtungen 
beanspruchen anscheinend die Bundesregie­
rung so sehr, daß sie im Bereich der mittel­
fristigen Planungen bei der Verwaltungs­
reform und bei der zeitgemäßen Beamtenaus­
bil.dung, der Verwaltungsakademie und bei 
den ihr zustehenden Raumordnungskompeten­
zen völlig versagt und jegliche Aktivitäten 
vermissen läßt. 

Alle diese bedeutsamen Vorarbeiten der 
OVP-Regierung werden in der Schublade ver­
wahrt und anscheinend nur dahingehend unter­
sucht, wie sozialistische Zielvorstellungen 
wirksam eingebaut werden können. 

auch ihre Bemühungen gegenüber den Massen­
medien und dem ORF zu verstehen. Im Geiste 
eines wahren Liberalismus, der auf der linken 
Seite dieses Hauses keine Heimstätte mehr 
hat, wird es die Aufgabe der rechten Seite 
sein, durch glaubwürdige Taten zu beweisen, 
daß die erforderlichen gesellschaftspolitischen 
Veränderungen bei voller Wahrung der 
Rechtsstaatlichkeit und des Schutzes der Men­
schen vor der überhandnehmenden Bevormun­
dung durch den Staat nur von jener Partei 
ausgehen können, die heute noch in Opposi­
tion ist. Sie wird die besseren, fortschrittliche­
ren und auf die Zukunft orientierten Lösungen 
bieten. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Ich unterbreche nun­
mehr die Sitzung bis morgen, Dienstag, den 
5. Dezember, 1 0  Uhr. 

Nach Wiederaufnahme der Verhandlungen 
wird in der Erledigung der für die heutige 
Sitzung ausgegebenen Tagesordnung fortge­
fahren werden. 

Die Sitzung ist u n t e r b  r 0 c h e n. 

Die Sitzung wird um 20 Uhr 45 Minuten 
unterbrochen und am Dienstag, dem 5. Dezem­
ber 1 972, um 10 Uhr wieder aufgenommen. 
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Fortsetzung' der Sitzung am 5. Dezember 1972 

Präsident: Ich nehme die unterbrochene 
Sitzung wieder auf. 

Zur Verhandlung steht das Bundesfinanz­
gesetz für das Jahr 1913 (460, Zu 460 und 
546 der Beilagen) . Spezialdebatte über die 
Beratungsgruppen I und 11. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Steinhuber. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Steinhuber (SPO) : Herr Prä­
sident ! Hohes Haus ! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der Herr Abgeordnete 
Dr. Prader hat gestern in seiner Rede sein 
B edauern zum Ausdruck gebracht, daß meinem 
Parteifreund Dr. Fischer die Rede des OVP­
Parteiobmannes Dr. Schleinzer am Salzburger 
Parteitag nicht gefallen hat, und auch die 
Rede hier im Hause nicht. Ich darf, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, sagen : 
Auch mir hat diese Rede nicht gefallen, denn 
ich habe sie schon am Samstag im Fernsehen 
gehört. Zweimal das gleiche vom Parteiob­
mann der großen Oppositionspartei zu hören, 
wirkt ein bißehen langweilig. (Zustimmung 
bei der SPO. - Widerspruch und Zwischen­
rufe bei der OVP.) Nicht nervös werden! 

Der Herr Abgeordnete Dr. Prader hat aber 
auch noch - (Abg. H a  h n :  Drei Jahre lang 
immer dieselbe Walze vom Herrn Bundes­
kanzler!) Sie haben bisher noch keine Initia­
tiven gesetzt - eines zum Ausdruck gebracht: 
Er hat sozusagen eine Weltuntergangsstim­
mung wegen der 7prozentigen Preis steigerung 
erzeugt. (Abg. F a  c h 1 e u t n e  r: 7112 Prozent 
sind es heute in der Früh!) 

Dazu möchte ich, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ganz klar und unmißver­
ständlich zum Ausdruck bringen, daß Preis­
steigerungen allein überhaupt keinen Aus­
sagewert besitzen, sondern man muß die 
Preiserhöhungen mit den Lohnerhöhungen 
vergleichen. Macht man das, dann werden Sie 
sehen, daß die Löhne in der Relation zu den 
Preisen und im Vergleich mit der Zeit der 
OVP-Alleinregierung unter qer jetzigen sozia­
listischen Regierung weit stärker g estiegen 
sind als die Preise. Das ist das Entscheidende ! 
(Zustimmung bei der SPO. - Abg. S e h r  0 t­
t e  r: Glauben Sie das selber auch? Fragen Sie 
einmal die Hausfrauen!) Sicher, ich habe es 
meinen Arbeitern auch gesagt. Lieber Freund! 
Ich habe es meinen Arbeitern vor der Be­
triebsratswahl gesagt. 1 3 : 1 ist doch ein 
schöner Erfolg für die Sozialisten. Man hat 
uns geglaubt und nicht euch! (Bei/all bei der 
SPO. - Abg. H a  h n: Das ist aber nicht 
überall der Fall!) 

Es kommt, so glaube ich, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren, n iCht so sehr 
darauf an, ob unter einer sozialistischen Regie­
rung die Preise um ein oder um zwei Prozent 
stärker gestiegen sind als unter einer OVP­
Regierung, sondern es kommt primär darauf 
an (Abg. S u p p a n: Wir sind ja schon bei 
71/2 Prozent!) : Kann sich der Osterreicher mit 
seinem Einkommen heute mehr leisten als in 
der Zeit der OVP-Alleinregierung? - Und 
das wird von jedem objektiven Osterreicher 
mit einem klaren Ja beantwortet ! (Zustim­
mung bei der SPO. - Abg. H a  h n: Haben Sie 
etwas von den Umfragen von "ifes" gehör t? 
Da lautet es anders!) 

Zur Untermauerung meiner Argumente, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, 
möchte ich noch internationale Zahlen zum 
Vergleich heranziehen: 

In der Zeit der OVP-Alleinregierung sind 
die Preise in Osterreich stärker gestiegen als 
in den westlichen europäischen Industrielän­
dern. Unter einer SPO-Regierung ist die Preis­
steigerung in den europäischen Staaten weit 
höher als in Osterreich. Darauf kommt es an, 
und das ist für uns der Aussagewert ! (Zu­
stimmung bei der SPO. - Zwischenruf des 
Abg. H a h n.) Hören Sie zu, Herr Dr. Bauer! 
(Abg. Dr. B a u  e r: Ich habe überhaup t  keinen 
Zwischenruf gemachtl) 

1967, unter einer OVP-Alleinregierung, be­
trugen die Preissteigerungen in Osterreich 
4 Prozent, in der Bundesrepublik Deutschland 
1 ,7 Prozent, in Frankreich 2 , 7  Prozent, in 
Großbritannien 2,5 Prozent und in Dänemark 
5 , 1  Prozent. 

197 1 ,  unter einer SPO-Regierung, betrugen 
die Preissteigerungen in Osterreich 4,7 Pro­
zent, in der Bundesrepublik Deutschland 5 , 1  
Prozent, in  Frankreich 5,6 Prozent, in  Groß­
britannien - konservative Regi erung ! - 9,4 
Prozent - eine Million Arbeitslosel -, in 
Dänemark 6 Prozent und in den Niederlanden 
7,6 Prozent. 

Ich könnte den Katalog hier noch weiter 
aufzählen. (Zwischenruf des Abg. 0 f e n­
b ö e  k.) Aber 1967 . . .  (Abg. Dr. W i t h a I  m :  
1972/) Herr Dr. Withalm! Ich komme auch auf 
1972 zu sprechen. (Abg. Dr. W i t h a I  m: 
Bleiben wir gleich dabeil) 1 912 s ind es im 
JahresdurchsChnitt 6,5 Prozent bei  13 Prozent 
bis 1 4  Prozent Lohnerhöhungen. Also eine 
weitere Einkommenssteigerung. (Zwischenruf 
des Abg. W 0 d i c a.) 

Nun, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, möchte ich mich mit meinem Kollegen 
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Burger beschäftigen, der beim Salzburger 
Parteitag gesagt hat, daß die OVP-Vorstands­
direktoren unbedingt den OAAB in seiner 
Politik in den verstaatlichten Betrieben unter­
stützen müssen. Das geht aus einem Artikel 
der "Kleinen Zeitung" hervor. Ich möchte 
Ihnen j etzt nicht diesen Artikel vorlesen. 

Aber eines, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, müssen wir hier ganz klipp und 
klar zum Ausdruck bringen : Sind das die 
Fachleute, die Sie in der verstaatlichten Indu­
strie einsetZen wollen und die den OAAB 
unterstützen? Als ob Sie bestimmen, wer ein 
Fachmann ist, nämlich nur der, der der OVP 
angehört, also nur der Generaldirektor und 
nur das Vorstandsmitglied ist ein Fachmann, 
die anderen sind keine Fachleute. (Zwischen­
ruf bei der avp.) Ich kenne die Politik in der 
SGP. Bei uns in der SGP ist alles in Ihren 
Händen, die gesamte Personalpolitik. Wenn 
einer der Sozialistischen Partei nahesteht, 
dann sehen Sie sich diese Gehaltspolitik an. 
Eine Betriebsratssekretärin bekommt nichts. 
Die steht jahrelang am Kollektivvertrag, weil 
sie eben für den Betriebsrat arbeiten muß und 
vielleicht einmal einen Brief an den Vorstand 
schreiben muß, der ihm nicht paßt. 

sehen Bundesbahnen mit Aufträgen ausge­
lastet wird? 

Ich unterstreiche diese Anregung, ich unter­
stütze sie 100prozentig. Ich bin mit den Aus­
führungen des Herrn Dkfm. Gorton vollinhalt­
lich einverstanden. (Rufe bei der OVP: Bravo!) 
Warten Sie auf das "Aber".  (Heiterkeit.) Aber 
ich bin vor allem der Meinung - und das ist 
in  der ganzen freien Welt so -, daß in erster 
Linie für das gute Florieren eines Unterneh­
mens die ordentlichen Organe zuständig und 
verantwortlich sind. Die Organe - die Vor­
stands direktoren - haben nämlich die Ver­
pflichtung, ihre ganze Kraft, ihr ganzes Wissen 
und Können dem Unternehmen zu widmen. 

Ich bin fest davon überzeugt, daß es voll­
kommen falsch ist, sich als Unternehmer nur 
darauf zu verlassen, daß die Osterreichischen 
Bundesbahnen am Sektor des rollenden Mate­
rials bestellen. Als Unternehmer, glaube ich, 
muß man, wie das Wort schon sagt, eben 
etwas unternehmen und darf nicht warten, bis 
ein Kunde kommt und anfragt: Bitte, ich 
möchte gerne einige Elektro-Loks oder Wag­
gons bestellen. 

Ja das war vielleicht noch vor der Beschluß-
fassung des OBB-Gesetzes möglich, das im 

SC) schaut die Personalpolitik dort aus, wo März 1969 gegen die Stimmen der Sozialisten 
Sie die Macht in der Hand haben ! (Zustim- beschlossen wurde. Durch das OBB-Gesetz 
mung bei der SPO. - Abg. S u p p a n: Das I s ind die Osterreichischen Bundesbahnen ein 
ist kein guter BetriebsratsobmannJ) Für Sie eigen�r Wirtschaftskörper mit einem Vorstand 
noch gut genug, mit 13 : I ,  das sage ich Ihnen. und emem Verwaltungs rat. Nach den gesetz­
(Weitere Zwischenrufe bei der avp.) Ich habe lichen Bestimmungen führt der Vorstand die 
von der Gehaltspolitik gesprochen. Wir haben Geschäfte und nicht der Minister. Das möchte 
aber auch bei den Angestellten in Graz ich hier ausdrücklich festhalten. 
30 Prozent der Stimmen dem OAAB abge­
nommen. Im Pauker-Werk hat der OAAB ein 
Mandat verloren. Die Sozialisten bei der SGP 
haben gut gearbeitet! (Zustimmung bei der 
SPO. - Abg. Dr. W i t h a I  m: Wie schaut es 
bei der Personalpolitik aus?) Die Personal­
politik ist schlecht ! (Abg. Dr . W i t h a I  m: 
Da kann die Personalpolitik nicht so.  gefähr­

lich sein für die SPO!) Ja freilich, denn der 
OAAB, der rennt ja  auch. Da sind wir j a  
einig mit dem OAAB in dieser Frage. Dies­
bezüglich sind wir uns einig. (Rufe bei der 
avp: Bravo! - Weitere Zwischenrufe. -
Der P r ä  s i d e n  t gibt das Glockenzeichen.) 

Nun, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, möchte ich doch zur Beratungsgruppe H, 
Kapitel 1 0, Stellung nehmen, und zwar des­
halb, weil auch der Herr Dkfm. Gorton in der 
Finanz- und Budgetausschußsitzung an den 
Herrn Bundeskanzler Dr. Kreisky die Frage 
gestellt hat: Sind Sie bereit, auf den Herrn 
Verkehrsminister Frühbauer dahingehend ein­
zuwirken, daß die Simmering-Graz-Pauker-AG 
auf lange Sicht hinaus seitens der Osterreichi-

Es ist daher absolut notwendig, daß zwi­
schen dem Vorstand der Osterreichischen 
Bundesbahnen und dem Vorstand der ·ver-
staatlichten Waggonbauindustrie ein im Inter­
esse der Wirtschaft und vor allem im Interesse 
der Arbeiter und Angestellten gutes Einver­
nehmen bestehen soll. Noch dazu - darauf 
kommt es an -, wo beide Generaldirektoren 
der gleichen Partei, nämlich der OVP, ange­
hören. 

Was geschieht aber in Wirklichkeit? (Abg. 
S c  h r o t t e  r:  Ist das ein Fehler?) Nein, nein ! 
Ich habe nichts dagegen. Ein Fehler ist es nur, 
wie man dann die Wirtschaftpolitik koordi­
niert : nämlich nicht koordiniert. Der General­
direktor, Kollege Suppan, der Osterreichischen 
Bundesbahnen Hofrat Dr. Karl Kalz setzt sich 
dafür ein (Abg. S u p p a n: Ich habe nichts 
gesagt! - Abg. Dr B a u e r: Was war? -
Abg. S u P p a n: Ich muß ein schlechter Mensch 
sein!) - hast nichts gesagt? Ich habe es halt 
so gehört! -, daß bei der internationalen Aus­
schreibung von 500 Reisezugwagen nur eine 
private österreichische Waggonbaufirma bei 
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der Fertigung dieses Auftrages berücksichtigt ! eines muß gesagt werden : Hätte Verkehrs­

wird. Der Generaldirektor der verstaatlichten minister Frühbauer diese Weisung nicht ge­

Waggonbauindustrie verhält sich meiner geben, würden Hunderte Arbeiter bei der 

Uberzeugung nach dieser wirtschaftlichen Simmering-Graz-Pauker AG wieder arbeitslos 
Gegebenheit gegenüber sehr passiv. werden. Dafür sage ich heute dem Herrn Ver­

Dies ist wiederum ein weiterer Tiefschlag 
gegen die Arbeiter- und Angestelltenschaft der 
Simmering-Graz-Pauker. Denn jeder im Unter­
nehmen Beschäftigte weiß, daß bei einer Auf­
tragserteilung dieser 1 00 RIC-Waggons nur an 
die private Waggonbaufirma die verstaatlichte 
Waggonbauindustrie noch weiter zusammen­
schrumpfen wird. 

Ich persönlich bin davon überzeugt - und 
ich sage das auch ganz offen -, daß gewisse 
Kreise daran interessiert sind, mit dem Vor­
wand einer notwendigen Gesundschrumpfung 
- wie man das so schön sagt - die verstaat­
lichte Industrie dodl einschrumpfen zu lassen, 
einzuschränken oder vielleicht sogar zu liqui­
dieren. 

Um solche Tendenzen zu verhindern, ist es 
eine absolute Notwendigkeit, daß die Mit­
bestimmung der arbeitenden Menschen, ich 
meine konkret die Drittelbestellung von Be­
triebsräten in den Aufsichtsrat, so rasch als 
möglich realisiert wird. 

Was ist im konkreten geschehen? Die fran­
zösisdlen, die italienischen und die belgischen 
Staatsbahnen sowie die deutschen, die Schwei­
zerischen und die Osterreichischen Bundes­
bahnen sind übereingekommen, 500 Stück 
vierachsige Reisezugwaggons durch die 
EUROFIMA auf internationaler Basis aus­
schreiben zu lassen. Von den 500 Stück be­
absichtigt der Herr Generaldirektor der Oster­
reichischen Bundesbahnen 1 00 Waggons zu 
bestellen, und zwar - wie bereits gesagt -
nur bei der privaten Waggonbaufirma, obwohl 
sich die verstaatlidlte Waggonbauindustrie, 
die Simmering-Graz-Pauker AG, bereit erklärt 
hat, die Fertigung zum selben Preis zu über­
nehmen, wie dies bei der internationalen 
Gruppe Linke-Hofmann-Busch vorgesehen ist. 

Nun zum Wesentlichsten. Entgegen der Mei­
nung des Herrn Generaldirektors Dr. Kalz 
hat Verkehrsminister Frühbauer den Vorstand 
der Osterreichischen Bundesbahnen - ich 
habe das Schreiben hier - angewiesen, daß 
eine Bestellung nur unter der ausdrücklichen 
Voraussetzung erfolgen d arf, daß beide öster­
reichischen Waggonbaufirmen am Fertigungs­
programm beteiligt werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herrenl 
Es ist nicht meine Art, den Dank an den 
Herrn Kanzler und an den Herrn Minister 
auszusprechen - ich glaube, ich habe das 
noch nie in diesem Haus gemacht -, aber 

kehrsminister im Namen der Arbeiter- und 
Angestelltenschaft der Simmering-Graz-Pau­
ker AG recht herzlichen Dank. (Beifall bei der 
SPO.) 

Die Auftragslage ist natürlich untrennbar 
mit der Beschäftigungsentwicklung verbunden. 
In der gesamten verstaatlichten Industrie ist 
der Besc.näftigtenstand in der Zeit der OVP­
Alleinregierung von 1 13 .782 auf 1 03.060 ge­
sunken, also um 10.722 Beschäftigte oder um 
über 9 Prozent. Allein in der SGP ist der 
Beschäftigtenstand im gleichen Zeitraum von 
5295 auf 4375 gesunken, also um 920 Beschäf­
tigte oder um 17 Prozent. Und am Sektor des 
rollenden Materials, also ohne Pauker-Werk, 
ist der Beschäftigtenstand in der SGP, wieder 
gerechnet zur Zeit der OVP-Alleinregierung, 
von 4443 auf 3218 g esunken, also um 1225 
Beschäftigte oder um rund 28 Prozent. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren I 
Mit dieser Entwicklung in der verstaatlichten 
Industrie muß Schluß gemacht werden, beson­
ders mit der Entwicklung der Personalpolitik 
in der SGP. Die sozialistische Regierung wird 
trachten und sich voll dafür einsetzen, daß 
diese Entwicklung nicht weitergeht. Bereits 
aus dem OIAG-Berich t  1 97 1  ist zu ersehen, daß 
die Zahl der Beschäftigten in der verstaatlich­
ten Industrie wieder ansteigt. Seit die Sozia­
listen regieren und Bundeskanzler Doktor 
Kreisky zuständiger Ressortminister für die 
verstaatlichte Industrie ist, geht es wieder 
aufwärts. 

Wenn ich mich noch abschließend mit den 
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Dok­
tor Pr ader beschäftige,  dann darf ich sagen, 
daß bei der SGP im Jahre 1967 allein im Werk 
Graz rund 150 Mensche n  entlassen wurden, 
1 00 schlagartig. Bei 1 100 Beschäftigten ist das 
eine Reduzierung am Arbeitersektor von 
15 Prozent. Wir habe n  eine Einigungsver­
handlung geführt und keinen einzigen Fall 
gewonnen. 

Unter einer OVP-Alleinregierung im Jahr 
1 967 : 4 Prozent Preissteigerung und 150.000 
Arbeitslose. Diese Wirtschaftspolitik, meine 
sehr verehrten Damen und Herren von der 
rechten Seite dieses Hauses, müssen Sie sich 
patentieren lassen. S i e  ist nämlich einmalig I 

Wir haben unseren Arbeitern und Ange­
stellten gesagt - das möchte ich dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Prader und der gesamten 
OVP ins Stammbuch schreiben -: 7 Prozent 
Preissteigerung ist uns lieber als 7 Prozent 

309 
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Arbeitslosigkeit in Osterreich. (Beifall bei der 
SPO. - Abg. M i  n k 0 w i t s e h: Die Formu­
lierung ist doch primitiv!) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete lng. Gradinger. Bitte 

, sehr. 

Abgeordneter lng. Gradinger (OVP) : Hohes 
Haus ! Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herrenl Zum Thema der verstaat­
lichten Industrie wird heute noch vieles zu 
sagen sein. Darauf werden noch Kollegen 
meiner Fraktion zurückkommen. 

Ich möchte mich mit einer anderen Materie 
beschäftigen, mit der ich mich ebenfalls im 
vergangenen Jahr bei der Beratung des Bun­
desvoranschlages 1 972 in der Spezialdebatte 
beschäftigt habe. Es war dies beim Kapitel 
Handel, Gewerbe, Industrie die Frage der 
regionalen Strukturpolitik. Ich habe mich 
dabei im besonderen mit den Gebieten ent­
lang der toten Grenze oder der geschlossenen 
Grenze - wie es in einer j üngsten Studie 
des Beirates für Wirtschafts- und Sozialfragen 
neu formuliert wurde - beschäftigt. 

Meine Absicht bei meiner damaligen Wort­
meldung war einzig und allein die, die Auf­
merksamkeit der Offentlichkeit und die Auf­
merksamkeit der Damen und Herren des 
Hohen Hauses auf ein Problem hinzulenken, 
das nach wie vor ungelöst im Raume steht. 
Meines Erachtens handelt es sich hiebei um 
eine staatspolitische Aufgabe mit einer 
äußerst gefährlichen Entwicklung, wie sie seit 
mehreren Jahren vor sich geht. 

Ich habe im besonderen mit dieser gefähr­
lichen Entwicklung gemeint die anhaltende 
Entleerung der Grenzräume hauptsächlich ent­
lang der toten Grenze. Der Herr Handels­
minister meinte damals in seiner Erwiderung 
zu meinem Vorwurf, die Bundesregierung tue 
in dieser Frage zu wenig, . . . (Ruf bei der 
SPO: Was hat Klaus getan von 1 966 bis 
1 970? Bitte das klar zu sagen!) Herr Abgeord­
neter Müller, ich möchte Sie fragen: Wie lange 
werden Sie noch von der Vergangenheit leben"? 
Es sind ja mittlerweile schon wieder drei 
Jahre ins Land gegangen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Der Handelsminister meinte damals zu 
meinem Vorwurf, daß die Bundesregierung in 
dieser Frage zu wenig tue, daß es vielmehr 
den Anschein habe, man stehe diesen Dingen 
teilnahmslos gegenüber. Er meinte damals 
daß es das erste Mal wäre, daß eine Bundes� 
regierung im Verein mit den Ländern nun 
eine Raumordnungskonferenz geschaffen hätte ; 
es wurde eine Geschäftsführung bestellt, und 
nun wäre eine gute Basis vorhanden, von der 

aus in Zukunft ersprießliche Arbeit erwartet 
werden könnte. - Darauf werde ich auch 
nochmals zurückkommen. 

Da der Herr Bundeskanzler den Vorsitz in 
dieser österreichischen Raumordnungskonfe­
renz innehat und die OROK im Verbande des 
Bundeskanzleramtes tätig ist, erlaube ich mir 
heute, nochmals auf diese Frage zurückzu­
kommen, weil ich der Meinung bin, es ist 
durchaus nützlich. Man kann einen gewissen 
Beitrag dazu leisten, wenn man immer wieder 
auf Probleme zurückkommt, die eine gute 
Sache sind, aber ungelöst sind. (Beifall bei 
der OVP.) 

Es haben sich doch auch im besonderem 
Maße die letzten zwei Regierungserklärungen 
mit diesem Problem beschäftigt. Ich darf hier 
nur auszugsweise in Erinnerung bringen. In 
der Regierungserklärung 1910 heißt es :  "Die 
Bundesregierung sieht es als ein Gebot demo­
kratischer Selbstbehauptung dafür zu sorgen, 
daß sich entlang dieser Demarkationslinie, die 
sich durch. Europa zieht, auf österreichischer 
Seite ein breiter Gürtel des Wohlstandes und 
der Prosperität hinzieht." Soweit die Regie­
rungserklärung 1 970. 

1971 war man schon etwas vorsichtiger. Da 
hat man Bezug genommen mit der Formulie­
rung: "Die Bundesregierung setzt sich für den 
Bereich ihres eigenen Wirkungsbereiches zum 
Ziel, den gesamtstaatlich.en Zusammenhalt zu 
fördern und regionale Entwidclungsgefälle 
nach Möglichkeit zu verringern." 

Nach zweidreiviertel Jahren sozialistischer 
Minderheitsregierung, sozialistischer Allein­
regierung, glaube ich, kann man sich erlauben 
die

. 
Frage zu stellen, wie nun die Entwicklun� 

w�ltergegangen ist, wie sich eventuell einge­
leItete Maßnahmen im Mühlviertel, im Wald­
viertel, im Burgenland oder in der südlichen 
Steiermark ausgewirkt haben. Ich bin auch 
durchaus der Ansicht, wenn man diese Fragen 
an j ene, die nun auf Grund des Wählerauf­
trages in der Verantwortung stehen, stellt, 
daß man diese Fragen nicht als eine Art 
polemische Ungeduld ewig unzufriedener 
Oppositionsabgeordneter auffaßt, sondern daß 
man diese Fragen eben so versteht daß es 
sich um von Abgeordneten gerichtete und 
gestellte Fragen handelt, die echte Anliegen 
z�m Inh�lt haben. (Beifall bei der O VP.) Es 
smd AnlIegen, die die betroffene Bevölkerung 
unter den Nägeln brennen. Ich glaube - und 
d�s ist nicht an den Haaren herbeigezogen -, 
dIe betroffene Bevölkerung will es ganz ein­
fach nicht verstehen, daß man noch immer 
nicht vom Papier weggekommen ist und daß 
nicht endlich Sofortmaßnahmen eingeleitet 
worden sind. 
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Es hat gestern schon mein Fraktionskollege 
lng. Fischer hier daran erinnert, daß doch 
eigentlich wertvolle Vorarbeiten dafür gelei­
stet worden sind. (Zwischenrufe bei der SPO.) 
Ja, Fraktionskollege! Er hat darauf verwiesen, 
daß die Regierung unter Bundeskanzler Dok­
tor Klaus bereits im Jahre 1967 an Experten, 
an Wissenschaftler Auftrag gegeben hat, daß 
entsprechende Leitlinien für die Gestaltung 
des österreichischen Raumes ausgearbeitet 
werden. Solche Leitlinien gibt es bekanntlich 
seit dem November 1 969. Was mir dabei als 
besonders wichtig erscheint, ist, daß gleichzei­
tig ein Aktionsprogr,amm ausgearbeitet wor­
den ist, mit dem man sofort die Arbeit hätte 
aufnehmen können ; nicht so, wie es heute 
dargestellt wird, daß man dieses Papier, diese 
Arbeit geschaffen hätte ohne Einvernehmen 
mit den Ländern. Selbstverständlich ist auch 
dieses Papier einem Begutachtungsverfahren 
seitens der Länder unterzogen gewesen. 

Es ist also meiner Meinung nach seit diesem 
Zeitpunkt, Anfang 1 970, eine durchaus gute, 
eine gründliche Arbeit vorhanden, eine fun­
dierte Unterlage, mit welcher man die künf­
tige Gestaltung des österreichischen Raumes 
hätte entwickeln können. Es sind optimale 
Entwicklungsmöglichkeiten sowohl für die 
Wirtschaft als auch für die Lebensbedingungen 
der betroffenen Bevölkerung geschaffen wor­
den. 

Wie ist es dann weitergegangen? - Ich 
habe das aufmerksam verfolgt, seit ich diesem 
Hohen Hause angehöre. Ich muß feststellen, 
daß ab Beginn 1 970 vorerst einmal sozusagen 
ein Jahr einer geruhsamen Pause registriert 
werden muß. Denn am 14.  September 1 971  
hat der Herr Bundeskanzler in einer Anfrage­
beantwortung mitgeteilt, daß über seinen 
Antrag am 25. Februar 1 97 1 ,  also ungefähr 
ein Jahr nach Aufnahme der Tätigkeit einer 
sozialistischen Minderheitsregierung, diese 
österreichische Raumordnungskonferenz kon­
stituiert wurde. Weiter hat er geantwortet, 
daß seitdem die OROK beziehungsweise die 
ihr angeschlossenen Organe ihre Arbeit auf­
genommen haben. Das war also am 25. Feb­
ruar 1 97 1 .  

Nächste Aktion. Zweite Sitzung der OROK 
am 1 7. Juni 1 97 1 .  Erörterung eines Diskus­
sionsvorschlages zu allgemeinen raumord­
nungspolitischen Grundsätzen, Zuweisung die­
ses Themenkreises einem Unterausschuß der 
Stell vertreterkommission. 

Dritte Aktion. Dritte Sitzung der OROK, 
allerdings wieder nach Vergehen eines wei­
teren Jahres. Am 16. Mai 1972 ist das dritte 
Mal die OROK zusammengetreten. Wesent­
licher Inhalt der Tagesordnung: Auf Grund 
eines Antrages des Ministerrates vom März 

1972 Auftrag an die OROK, Fragen für die 
grenznahen Entwicklungsgebiete gegenüber 
der Tschechoslowakei, Ungarn und Jugo­
slawien zur Untersuchung einem Unteraus­
schuß der Stellvertreterkommission zuzuwei­
sen. Dieser Unterausschuß - so hieß es 
weiter - wird mit der Ausarbeitung von 
Grundsätzen für die Entwicklung dieser Ge­
biete beauftragt. 

Dann gibt es bei der Aufzählung dieses 
Tätigkeitskataloges der Regierung zu diesem 
Belang eigentlich nur mehr die Entwicklung 
aus jüngster Zeit. Ich habe bei den Beratungen 
im Finanz- und Budgetausschuß an den Herrn 
Bundeskanzler die Frage gerichtet, ob es nun 
solche Grundsätze bereits gebe und wenn ja,  
wie schauen diese Grundsätze aus? Daraufhin 
die Antwort des Herrn Bundeskanzlers : Am 
10.  Oktober habe wieder eine Sitzung des 
Unterausschusses der Stellvertreterkommis­
sion stattgefunden, es habe ein umfangreiches 
Arbeitsprogramm gegeben, man war damals 
noch nicht so weit. Eine nächste Sitzung sei 
für 1 0. November in Aussicht genommen, 
und er hoffe - so war damals im Finanz­
und Budgetausschuß die Auskunft -, daß 
man Ende des Jahres 1972 so weit sein werde. 

Ich stelle also nochmals zusammenfassend 
fest. Bis zur Stunde gibt es noch nicht einmal 
Grundsätze, wie man in Zukunft die Entwick­
lung in den grenznahen Gebieten an der 
toten G renze gestalten will. Wenn ich heuer 
meinen Vorwurf wiederhole, daß nach zwei­
dreiviertel Jahren Bundeskanzler Dr. Kreisky 
zu wenig geschehen ist, daß diese Bundes­
regierung diesem Problem nach wie vor 
gleichgültig gegenübersteht, so glaube ich, 
sagen zu können, daß die Konturen über die 
Berechtigung meines Vorwurfes schon schär­
fer, schon deutlicher geworden sind. (Beifall 
bei der O VP.) 

Auch dieses Problem läßt sich nicht allein 
dadurch lösen, daß man nur redet und an­
kündigt und spricht vom breiten Gürtel der 
Prosperität und des Wohlstandes siehe Regie­
rungserklärung 1 970. Ich muß auch hier fest­
stellen, daß sich noch nicht einmal ein Silber­
streif davon in diesen betroffenen Gebieten 
bemerkbar macht. 

Von allein wird diese Sache nicht besser. 
Kaufkraftuntersuchungen bestätigen, daß es 
nach wie vor in Osterreich ganz krasse Unter­
schiede zwischen reichen, armen und ärmsten 
Gebieten gibt. In einer Studie der Credit­
anstalt beispielsweise über das Burgenland 
heißt es, mit  nüchternen Zahlen untermauert, 
aber sehr vorsichtig formuliert : Es muß damit 
gerechnet werden, daß in den kommenden 
Jahren d as wirtschaftliche Vvachstum im 
Burgenland an Dynamik etwas einbüßen wird. 
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Oder ein anderer Zeuge, ein Wirtschafts- straße, aber doch nicht außerordentlidle, ge­

magazin vom Oktober dieses Jahres. Hier zielte regionale Strukturpolitik. 
schreibt man: Elisabeth Arden-Depots oder Und wenn man anscheinend den Vorsatz 
Ferrarivertretungen wird man wohlweislich gehabt hat, als Sie die Regierung gebildet 
nicht im Bezirk Güssing, Radkersburg oder haben und mit Ihrer Arbeit begonnen haben: 
Freistadt in Oberösterreich errichten, wo Wir machen es noch gründlicher, deswegen 
weniger als ein Drittel der normalen, durch- wollen wir von dieser Arbeit, von diesem 
schnittlichen österreichischen Kaufkraft ausge- fundierten Papier nichts wissen, wir fangen 
wiesen wird. also noch einmal von vorne an ! ,  dann dürfte 

Und weiter heißt es in dem selben Beitrag : 
Sozialistischen burgenländischen Politikern 
zum Trotz aller optimistischen "Es-geht-schon­
besserl"-Parolen kümmert die Kaufkraft im 
östlichen Bundesland mit 0,3 Prozent realer 
Steigerung dahin. 

Der österreichische Durchschnitt war zu dem 
damaligen Zeitpunkt nicht 0,3, sondern 13 Pro­
zent. Gänserndorf ist zwar auch nicht im 
Goldenen Westen gelegen ; es hatte eine Stei­
gerung von 35 Prozent zu verzeichnen. 

In derselben Ekographik werden erschüt­
ternde Wohlstandsverhältnisse der grenz­
nahen burgenländischen und südsteirischen 
Bezirke signalisiert, wo ein Kaufkraftindex 
von 21 beziehungsweise 26 existiert, gegen­
über beispielsweise Wien - bitte, ohne Neid 
festgestellt - von 1 85. Deshalb fiel der Anteil, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, 
meines Wahlkreises an der Gesamtbevölke­
rung Osterreichs nach der Volkszählung 1 97 1 ; 
deshalb gibt es noch immer so viele Wochen­
pendler aus Niederösterreich, aus dem Burgen­
land nach dem Ballungszentrum Wien, und 
deshalb ist noch immer die anhaltende Ab­
wanderung aus unseren Grenzdörfern als eine 
gegebene Tatsache leider zu verzeichnen, 
meines Erachtens eine ganz gefährliche 
Situation, der man teilnahmslos gegenüber­
steht. (Beifall bei der OVP.) 

Das waren nur einige Dinge, die unter 
Beweis stellen, daß man in dieser Frage die 
betroffenen Länder und die betroffenen Ge­
meinden nicht allein lassen darf, daß man 
etwas endlich dagegen tun müßte, aber nicht 
in der Art, wie es bisher geschehen ist, daß 
man nicht wegkommt von der Erstellung von 
Programmen, Grundsätzen, Katalogen, Stell­
vertreterkommissionen, Unterausschüssen, Sit­
zungen und weiß Gott was es alles gegeben 
hat und noch eventuell gibt, und auch nicht 
so, wie ich es erlebt habe hier im Hohen 
Haus, durch bestellte Anfragen, die vor den 
Wahlen beantwortet werden. Da wird listen­
weise aufgezählt, was man nicht alles getan 
hat und übersieht dabei - aufmerksame Be­
obadlter bemerken es -, daß es eigentlich 
nur Selbstverständlichkeiten sind, Instand­
haltungsposten, Flugsicherung, Grüner Plan, 
ein bisserl Handelssdmle, ein bisserl Bundes-

man doch nicht so viele wertvolle Zeit ver­
streichen lassen. Wir haben doch gute Vor­
bilder, wenn auch die Arbeit noch nicht fertig 
ist. Wir haben genügend ausländische Bei­
spiele. Ich darf hier nur verweisen auf die 
imposanten Aktionen aus unserem Nachbar­
land, die Industrialisierung im Bayerischen 
Wald entlang der Zone, die Schaffung von 
40.000 Arbeitsplätzen in diesen Räumen; eine 
Sache, die uns , speziell unseren Freunden in 
Oberösterreich und in Salzburg große Sorgen 
macht. Oder denkt man an die Förderung 
der Grenzgemeinden in der Bundesrepublik 
Deutschland, wo man Infrastrukturinvesti­
tionen subventioniert, daß die Bevölkerung 
dort genau dieselben kommunalen Einrichtun­
gen genießt und in Anspruch nehmen kann, 
die anderswo Selbstverständlichkeiten sind. 

Und man wird den Eindruck nicht los, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, daß es in 
dieser Frage den Menschen in den österreichi­
schen Grenzgebieten ebenso ergeht wie allen 
übrigen Ost,erreichern bei diesen großen An­
kündigungen : Kampf gegen die Preissteige­
rungen, Kampf gegen die Armut, Kampf 
gegen das Sterben vor der Zeit und was 
wir alles so angekündigt erhielten. Geblieben 
ist eigentlich von aU dem sehr wenig. Und 
so möchte ich trotz meines Vorredners Be­
hauptungen nochmals wiederholen : Geblieben 
ist statt um 3 Prozent teureres Leben in 
Osterreich 7 Prozent, geblieben sind auch 
einige andere Dinge nicht in dem Ausmaß, 
wie sie angekündigt wurden. Nächstes Jahr 
kommt's nom besser, da braucht man gar kein 
Hellseher zu sein; man spricht heute auch 
nicht mehr hinter vorgehaltener Hand von 
diesen zehn Prozent, und das alles trotz einer 
Verschärfung des Preisregelungsgesetzes, von 
dieser Wunderwaffe, von dieser Rute im 
Fenster des Herrn Polizeiministers, von der 
man sidl weiß Gott was erwartet hat. Heute 
muß alles, was nur irgendwie zuständig ist 
für diese Frage, Feuerwehr spielen, damit wir 
aus diesem Teufelskreis, dieser drohenden 
Inflationswelle, herauskommen. Jetzt geht es 
eben nicht mehr mit dem Wegdiskutieren, 
denn Bevölkerungsgruppen sind davon echt 
betroffen. 

Wenn Sie mit einem Pensionisten, einem 
Rentner oder mit einem Bauern sprechen: Was 
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halten Sie von dem Kampf gegen die Armut, 
der nun zweieinhalb Jahre in Osterreich 
brandet'?, dann werden Sie keine befriedigende 
Antwort erhalten. Und auch der öffentliche 
Dienst, konjunkturschwache Industrien und 
der Sparer sind von dieser Entwicklung echt 
betroffen. Und man kommt darauf, daß es 
nicht so sehr das Ausland und nicht so sehr 
die Wirtschaft und erst recht nicht der Konsu­
ment, sondern vor allem das tagespolitische 
Verteilungsdenken dieser Bundesregierung 
ist, daß wir uns zur Zeit in dieser Situation 
befinden. (Beifall bei der OVP.) Wir können 
nur hoffen, daß wir aus diesem Teufelskreis 
nochmals herauskommen, daß es nochmals gut 
geht und daß man die galoppierende Teuerung 
alsbald wieder in den Griff bekommt. Ich 
will auch hoffen, daß in dieser von mir ange­
schnittenen Frage, um die es mir sehr ernst 
ist, man auch in der Zukunft alsbald diese 
Bundesregierung ernst nehmen könnte. Es 
scheint mir, daß der Beirat für Wirtschafts­
und Sozialfragen mit seiner jüngsten Studie 
"Vorschläge zur regionalen Strukturp olitik" 
zum richtigen Zeitpunkt einen sehr beacht­
lichen Beitrag geleistet hat. Alle die von mir 
hier zusammengefaßt angeführten Argumente 
sind sinngemäß hier in dieser Studie wieder­
gegeben oder bestätigt. Es wäre sehr inter­
essant und aufschlußreich, wenn ich hier 
einige Passagen aufzählen würde, ich will es 
mir aus Zeitgründen ersparen. Ich darf Ihnen 
aber sagen : Besonders imponiert hat mir hier, 
daß die Schaffung von leistungsfähigen Auf­
fangpositionen in Form von Wachstums­
schwerpunkten gegen die Abwanderung aus 
den Grenzräumen empfohlen wird. Nicht mit 
einem Artikel, sondern wiederholt beschäftigt 
sich diese Studie damit, immer kUngt diese 
Sorge mit, man müßte endlich gegen die Ab­
wanderung aus den Grenzräumen etwas tun.  

Und wenn es auch seine Richtigkeit, nach 
wie vor seine Richtigkeit hat mit dem alten 
weisen Spruch: Hilf dir selbst, dann hilft dir 
Gottl - in diesem Fall vielleicht der Bund -, 
und wenn es auch richtig ist, daß man nicht 
immer verlangen soll, sondern sich einmal 
auf die eigene Kraft besinnen möge, und ich 
glaube, die betroffenen Länder und Gemeinden 
haben sich immer wieder auf ihre eigene Kraft 
besonnen und es sind beachtliche Werte und 
Werke dort geschaffen worden, auf die wir  
selbstverständlich stolz sind, aber es gibt 
eine Linie, und darüber hinaus hat die Soli­
darität aller einzusetzen, hat man zu begreifen, 
daß man uns in dieser Frage nicht allei n  
lassen darf, will man uns nicht auf ewi g e  
Zeiten als das Armenviertel von Osterreich 
abstempeln, wie es auch schon formuliert wor­
den ist in Presseorganen. (Beifall bei der OVP.) 

Sie stehen seit zweidreiviertel Jahren in 
der Verantwortung, Sie haben dafür Sorge 
zu tragen, wir haben gute Vorarbeit dafür 
geleistet. (Beifall bei der OVP. - Abg. 
R 0 b a k:  Sie waren 20 Jahre! Was haben 
Sie getan!) 

Abschließend, meine Damen und Herren, 
darf ich in dem Zusammenhang nochmals for­
mulieren : Die Grundprinzipien des Rechts- und 
Sozialstaates sichern allen Staatsbürgern 
gleiche Lebensbedingungen und vor allen 
Dingen gleiche Lebenschancen. Von diesen 
Prinzipien wollen wir nicht nur hören, wir 
wollen nicht nur in Regierungserklärungen 
davon etwas wahrnehmen, sondern wir wollen 
endlich einmal in dieser Frage Taten sehen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Der nächste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Fachleutner. 

Abgeordneter Fachleutner (OVP) : Herr Prä­
sident l Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Es ist sicherlich sehr angenehm, wenn 
man die Möglichkeit hat, zum Kapitel Bundes­
kanzleramt zu reden, es ist nur sehr betrüb­
lich, daß durch Krankheit der Herr Bundes­
kanzler verhindert ist, an dieser Debatte t eil­
zunehmen. Wir sind aber überzeugt, daß der 
Herr Vizekanzler die Kritik der letzten Stun­
den der Debatte, die die Opposition dargelegt 
hat, ihm mitteilen wird. Ich darf aber in dem 
Zusammenhang höflichst hinzufügen, wir wür­
den dem Herrn Bundeskanzler auch als Oppo­
s i tionsgegner baldige Genesung wünschen, 
aber wir würden auch noch hinzufügen, wenn 
es möglich wäre, soll der Herr Bundeskanzler 
einen längeren Genesungsurlaub antreten ,  um 
so seine Nervenkraft zu stärken und die 
W irtschaftspolitik, in die die Regierung die 
Osterreicher hineingeführt hat, zu überlegen, 
und andererseits die divergierenden Auss agen 
der letzten zweieinhalb Jahre, von denen wir 
heute feststellen müssen, daß viele, fast a lle 
diese Aussagen, die er positiv dargelegt hat, 
nicht eingetreten sind. 

Ich möchte mich daher mit zwei Dingen 
befassen. Erstens mit der Aussage des Herrn 
Bundeskanzlers, das Land Niederösterreich 
wurde benachteiligt, und zweitens mit bäuer­
lichen Fragen im Zusammenhang des Herrn 
Bundeskanzlers in den letzten zweieinhalb 
Jahren. 

Die Sozialisten, vor allem die niederöster­
reichischen Sozialisten werden es wissen : Als 
das "Niederösterreichische Bildtelegramm" am 
3. Oktober 197 1  in Niederösterreich unter 
dem Titel "Niederösterreicher vertrauen 
Kreisky" versendet wurde, steht in e inem 
Artikel zur bevorstehenden Nationalratswahl 
am 10. Oktober unter anderem zu lesen : "Die 
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Niederösterreicher haben alle Ursache, eine ' Bis zur Stunde ist nichts gesc.lIehen. (Beifall 
Entsdleidung anzustreben, die gewährleistet, bei der OVP.) 
daß die Arbeit der Regierung Kreisky weiter- Ich darf weiters anführen eine herr­
geht, denn die zielstrebig konzeptive und liehe Aussage für den ländlichen Raum bei­
initiative Tätigkeit dieser Regierung ist vor spielsweise : Bessere Verkehrswege, Erschlie­
allem auch Niederösterreich zugute gekom- ßung des Verkehrsnetzes voranzutreiben. 
men." Es wird schwerpunktmäßig angeführt: Wenn Sie die Post für Güterwege in diesem 
Belebung der Grenzgebiete, Ausbau der Jahr ansehen, werden Sie feststellen müssen, 
Donau, Brückenbau, Modernisierung der Kran- daß fast um 20 Prozent weniger Mittel vorhan­
kenhäuser, Verbesserung der Verkehrswege, den sind, wenn wir weiters die weitere Teue­
Ausbau der Schulen, Verbesserung der Land- rung ins Kalkül ziehen; wie will der Bundes­
wirtschaft, vor allem der hart an der Grenze kanzler - damals vor den Wahlen verspro­
liegenden Gebiete. ehen - diesen im ländlichen Raum wohnenden 

Menschen, den Bauern, mehr solche \"1 ege 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! zur Verfügung stellen, wenn a} eine Kürzung 

Diese Aussagen wurden gemacht, um einen 
parteipolitischen Effekt zu erzielen. Wenn ich 
diese Punkte im einzelnen noch einmal an­
führe : Wie steht es denn mit der B elebung 
dieser Grenzgebiete - wir verstehen hier 
Industriegründungen - seit den zweieinhalb 
Jahren dieser SPO-Regierung?, so muß ich 
leider diesem Hohen Haus mitteilen, daß fast 
nichts zu dieser Aussage an Initiativen festzu­
stellen ist, sondern daß im Gegenteil in der 
Vergangenheit in der OVP-Regierung gerade 
in diesen GrenzTäumen bei Betriebsgründun­
gen mindestens das Dreifache an Initiativen 
entwickelt wurde, verbunden auch mit unserem 
Landeshauptmann von Niederösterreich 
Maurer, mit jenen Quellen finanzieller Unter­
stützung, um diese Möglichkeiten zu schaffen. 
Wenn man weiters vom Ausbau der Donau-
brücken spricht, dann muß man sagen, um 
keine Legendenbildung einschleichen zu las­

sen : Es war der ehemalige Bautenminister 
Kotzina und der Landeshauptmann von Nie­
derösterreich, die dieses Problem besprachen, 
Initiativen entfalteten. Erst vor kurzem konnte 
die erste Donaubrück.e den Niederösterrei­
chern übergeben werden. (Beifall bei deI 
OVP.) Auch die zweite und die dritte Donau­
brücke i und nicht auf Grund einer damals 
vom Parteivorstand der Sozialisten beschlos-
senen Aussage. 

Ich darf weiter hinzufügen - die Aussage 
des Partei vorstandes der Sozialistischen Partei 
zwingt mich dazu -: Verbesserungen der 
Krankenhäuser in Niederösterreich rasch in 
Angriff zu nehmen. Ich frage die niederöster­
reichischen Kollegen, inwieweit das möglich 
war oder mit welchen Initiativen diese Regie­
rung bei diesem brennenden Problem · aktiv in 
Ersdleinung getreten ist. Uberhaupt nichts ist 
geschehen, außer einigen Aussagen. Es wäre 
auch Aufgabe der Frau Gesundheitsminister, 

vielleicht beim Herrn Bundeskanzler in dieser 
Frage auf Grund seines damaligen Verspre­
chens vorstellig zu werden, um die Aussage 
endlich einzuhalten, eine Sanierung der Kran­
kenhäuser in Niederösterreich voranzutreiben. 

vorgenommen wurde, b) die Preisentwicklung 
nicht mehr 7 Prozent, sondern nach der heuti­
gen Aussage der "Kronen-Zeitung" bereits 
7,5 Prozent erreicht hat? Meine sehr Ver­
ehrten, auch diese Aussage geht j etzt glatt 
ins Leere. Oder man versprach weiters, zu­
sätzliche höhere Schulen sollen in Nieder­
österreich errichtet werden. Nicht eine einzige 
Schule ist in diesen zweieinhalb Jahren von 
dieser Regierung in Niederösterreich gebaut 
worden. 

Meine sehr Verehrtenl Man spricht von 
Bildung, man versucht den Menschen einzu­
reden, gerade der studierenden Jugend, der 
Bildungsexplosion gerecht zu werden. (Abg. 
Dr. F i s  e h e  r: Wo nehmen Sie das Geld her?) 
Nicht eine einzige Schule, Herr Kollege 
Fischer, wurde in den letzten zweieinhalb 
Jahren durch Ihre Initiativen, durch Ihre Aus­
sage real an einen Ausbau herangebracht. 
(Abg. Dr. F i s  e h e  I: De.r Lizitationskatalog 
wird immer größer!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Das ist die Aussage vom "Niederösterreichi­
schen Bildtelegramm" vom 3. Oktober, und das 
ist meine Aussage, mit der ich sie widerlegt 
habe. 

Wenn der Herr Bundeskanzler weiter· sprach 
von der Verbesserung der Lage der Land­
wirtschaft, so darf ich doch die Damen und 
Herren an folgendes erinnern. Als die nieder­
österreichischen Bauern 1970 ihren Unmut 
zum Ausdruck gebracht haben unter Führung 
des Präsidenten Minkowitsch, des Landes­
hauptmannes und seinen Mitarbeitern, wo 
30.000 Bauern vor dem Bundeskanzleramt 
demonstrierten über die Lage, die Notlage 
der Landwirtschaft, mit 7000 Traktoren, eine 
der diszipliniertesten Demonstrationen, die es 
überhaupt in Osterreich gab (Beifall bei deI 
OVP), da hat das der Herr Bundeskanzler, 
und das hat mich innerlich erschüttert, mit 
einem Kommunistenputsch verglichen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Meine sehr Verehrten der Linken, Sie wissen 
ganz genau: Die österreichischen Bauern kann 
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man nicht mit Kommunisten verbinden, denn 
wenn es um Eigentum, Recht und Freiheit 
geht, werden wir immer dafür einstehen und 
werden uns auch vom Bundeskanzler nicht 
beirren lassen. (Beifall bei der OVP.) 

Ich darf weiters eine zweite Demonstration 
in Erinnerung rufen, die 1 97 1  stattfand, um 
die soziale Lage der Landwirtschaft dem 
Bundeskanzler vor Augen zu führen :  unsere 
Zuschußrentner mit 300 bis 550 S pro 
Monat. Mit welcher Argumentation hat der 
j etzige Vizekanzler dieser Demonstration ge­
antwortet? Er sagte des öfteren: Eine An­
gleichung der Zuschußrenten an Pensionen 
kommt nicht in Frage, und auf der anderen 
Seite sagt der Bundeskanzler in der Regie­
rungserklärung: Den Kampf gegen die Armut 
muß diese Regierung in Angriff nehmen. Wir 
fragen den Herrn Bundeskanzler, ob er der 
Meinung ist, daß diese Zuschußrentner mit 
300 oder 500 oder 600 S zu Kap italisten 
zu stempeln sind, oder ob es nicht wirklich 
Zehntausende arme Menschen gibt? Der Be­
weis wurde erbracht, als der niederösterreichi­
sche Bauernbund eine Fahrt durch nieder­
österreichische Gebiete machte, zu der Journa­
listen eingeladen wurden, um sich über die 
Lage bei den Zuschußrentnern zu über­
zeugen. Sie waren erschüttert, daß unsere 
Aussagen bestätigt wurden, wobei zum Aus­
druck gekommen ist, wie der Bundeskanzler 
uns in dieser Frage behandelt hai. 

Nun sagt das "Bildtelegramm" am 24. Okto­
ber 1971  - nach dem Wahlerfolg der Soziali­
stischen Partei "Der Wahl erfolg der 
Sozialisten vom 1 0. Oktober dieses Jahres 
eröffnet auch den niederöster reichischen 
Grenzgebieten neue Chancen, denn Doktor 
Kreiskys Wort, man müsse die europäische 
Demarkationslinie mit einem breiten Gürtel 
des Wohlstandes versorgen, ist gültig. Nie 
zuvor bestand eine so ernsthafte Absicht, die 
spezifischen Probleme dieser Zonen zu lösen 
- unter Zuhilfenahme aller modernen Mittel 
der Raumplanung, deren sich gerade die 
sozialistische Bundesregierung so wirksam zu 
bedienen weiß. 

Dr. Kreisky hat es dieser Tage bei einer 
Landesparteivorstandssitzung der niederöster­
reichischen Sozialisten noch einmal  mit Nach­
druck. gesagt: Die Bundesregierung wird die 
Sanierung von Problemgebieten auch weiter­
hin zum Gegenstand großer Planungs vorhaben 
machen, und dieses Versprechen bezieht sich 
zweifellos vor allem auf das niederösterreichi­
sdle Grenzland, in dem die wirtschaftliche Be­
lebung mit dem kolossalen Aufschwung in 
anderen Landesteilen einfach nicht Schritt 
hält," 

Nun waren wir der Meinung, daß nach 
dieser Sitzung und nach dem W ahlsieg der 

Sozialisten die Versprechen in Niederöster­
reich wahrgemacht werden. Nun frage ich 
den Herrn Bundeskanzler: War es eine 
Heldentat, den Verteilungsschlüssel zu un­
gunsten Niederösterreichs, wo 40 Mil­
lionen Schilling für die Grenzgebiete zur Ver­
fügung gestellt wurden, zu ändern? Das Er­
gebnis wurde eigenmächtig von 26,9 Prozent 
auf 19 Prozent geändert. Ohne Zustimmung 
der Landeshauptleute ! Eigenmächtig wurde es 
verändert und auf 19 Prozent herabgesetztl 
Wie ist es jetzt mit der Frage "Zu schuß diesen 
notleidenden Gebieten" auf der einen Seite als 
Aussage und auf der anderen Seite eine echte 
finanzielle Benachteiligung des Landes Nieder­
österreich ? 

Nun zur zweiten Frage, weil - wie ich 
bereits betont habe - der Herr Bundeskanzler 
versucht hat und immer wieder versucht, Aus­
sagen zu machen, einer der besten Oster­
reicher für alle Osterreicher zu sein. In der 
Regierungserklärung vom 5. November 197 1  
sagte er : "Ziel der Agrarpolitik der Regierung 
ist es, den wirtschaftlichen, sozialen und kul­
turellen Standard der bäuerlichen Bevölke­
rung an den der anderen Bevölkerungsgruppen 
heranzuführen und jede Benachteiligung zu 
beseitigen. " 

Die Aussage in der Regierungserklärung 
kennen wir. Aber wie ist die Situation wirk­
lich?  Bei der ersten Heldentat dieser Regie­
rung - wo der Bundeskanzler die Verant­
wortung trägt - ist der Herr Landwirtschafts­
minister bereits in die größten Schwierigkeiten 
geraten. Die Ansuchen bei den AI-Krediten 
konnten, wenn i dl mich jetzt nicht irre, in 
diesem Jahr in der Größenordnung von 
800 Millionen Schilling nicht erfüllt werden: 

Eine weitere Tat dieser Regierung war es, 
den Dieselpreis um 70 Groschen hinaufzu­
setzen, um die österreichische Landwirtschaft 
mit 280 Millionen Schilling zu b elasten. 

Eine weitere Frage, Herr Bundeskanzler, in 
der Entlastung durch Ihre Auss age Erhöhung 
der Kunstdüngerpreise - in Kürze wird es das 
fünfte Mal sein. 

In der Importpolitik, Herr Bundeskanzler, 
versucht die Regierung, vollkommene liberali­
sierung bei manchen Agrarprodukten herbei­
zuführen, was zum Tod von 1 0.000 bäuer­
lichen Betrieben führen würde. Das kommt 
darin zum Ausdruck, meine s ehr verehrten 
Damen und Herren, daß das Jahr 1 972 bereits 
über 30.000 Menschen ausweist, die auf dem 
ländlichen Raum ihre Produktionsstätten auf­
gegeben haben. (Abg. lng. H o b  1: Wie viele 
waren es früher?) Um ein Drittel weniger! 
Ich werde nicht in der Annahme fehl gehen, 
daß im Jahre 1 973 diese Z ah l  durch diese 
Unsicherheitspolitik in der wirtschaftlidlen 
Entwicklung weiter anhalten wird, weil diese 
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Menschen nicht mehr an Grund und Boden 
glauben, an diesen Berufsstand, der auch in 
den Notzeiten für alle Osterreicher von ent­
scheidender Bedeutung wäre. 

Eine weitere Frage:  Es ist zum Beispiel 
im Ausschuß dem Herrn Finanzminister, als 
die Einheitswerte zur Debatte standen, nicht 
gelungen, sie anzuheben. Eigenmächtig hat er 
die Bemessungsgrundlage angehoben und so­
mit im Durchschnitt eine Erhöhung von 10  
und 20 Prozent bei  den meisten Bauern er­
reicht. 

Diese Regierung hat beispielsweise auch 
beschlossen, die Grundsteuer von 400 auf 
500 Prozent zu erhöhen. 

Ich darf Ihnen weiters die Frage der EVIG 
und des Globalabkommens in Erinnerung 
rufen. Erinnern sich die Kollegen im Integra­
tionsausschuß nicht, als ich den Bundeskanzler 
gefragt habe, ob er bereit ist, auch ohne die 
Landwirtschaft einen Vertrag abzuschließen. 
W-as glauben Sie, was der Herr Bundes­
kanzler geantwortet haH Nichts hat er geant­
wortet. Das heißt, er hätte auch, wenn er 
die Zweidrittelmehrheit nicht gebraucht hätte, 
den Vertrag ohne die österreichische Land­
wirtschaft abgeschlossen ; mit dem Unterschied, 
daß abermals zehntausende Betriebe ihre 
Existenzen aufgeben hätten müssen. Nachdem 
der Globalvertrag abgeschlossen war, hat der 
Bauernbund die Initiative ergriffen - wir 
freuen uns darüber - und ist bei den Er­
staUungen im Interesse der österreichischen 
Bauern in entscheidender Stunde dafür ein­
getreten. Sie taten das nicht aus Liebe, son­
dern, weil Sie uns brauchten, um sich nicht 
zu blamieren, denn es wäre die größte 
Blamage für den Herrn Bundeskanzler ge­
wesen, wenn der Vertrag nicht unterzeichnet 
hätte werden können : Ich als der beste 
Bundeskanzler bin nicht imstande, den Ver­
trag im österreichischen Parlament durchzu­
bringen. 

Das war der Beweggrund, warum Sie 
unseren Forderungen beim EWG-Vertrag und 
beim Globalabkommen nachgegeben haben. 
(Beifall bei der avp.) 

Inflationsrate auf weite Sicht auch die Arbeits­
plätze zu erhalten. Wenn wir j etzt schon von 
10 Prozent sprechen, so muß doch das End­
produkt teurer werden. Ich bin kein Volks­
w irtschaftler, aber wenn ich in den Zeitungen 
lese, daß wir zu 50 bis 60 Prozent exportieren 
müssen, dann muß ich fragen: Wie werden 
Sie denn in der weiteren Folge konkurrenz­
fähig sein, wenn wir bereits auf den Welt­
märkten zu teuer auftreten? Dann, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, werden Sie 
vor Ihren Arbeitern die These nicht mehr 
hochhalten können: "Lieber sieben Prozent 
Inflationsrate, weil damit der Arbeitsplatz ge­
sichert erscheint. " Er ist nicht gesichert in 
der Endphase, sondern er ist nach meiner 
Uberzcugung, wenn es in diesem Tempo 
weitergeht, gefährdet. 

Sie sagten damals vor den Nationalrats­
wahlen 1970 : Wählt SPO, damit das Ein­
kaufen wieder Freude macht! - Fragen Sie 
die Osterreicher, die Familien, ob Ihnen bei 
7 oder 10 Prozent Inflationsrate, die ihnen 
ins Haus steht, das Einkaufen wieder mehr 
Freude bereitet. (Zwischenrufe bei der SPO.) 
In Sorge leben die österreichischen Bauern, 
in Sorge leben die Arbeitnehmer, in Sorge 
leben die Wirtschaftstreibenden durch Ihre 
unfähige Wirtschaftspolitik! (Beifall bei der 
O VP.) 

Daher war das von mir nicht nur in der 
ersten Eingebung gesagt, als ich sagte, wir 
wünschen dem Bundeskanzler volle Genesung, 
damit wir uns wieder konfrontieren können 
mit ihm, sondern wir wünschen ihm auch 
noch, daß er einen längeren Genesungsurlaub 
antritt, damit er endlich erkennt, inwieweit 
er die Osterreicher hineingelegt hat. (Beifall 
bei der OVP. - Abg. S e k a n  i n a: Damit 
Sie wieder ein paar Niederlagen einstecken 
können, wenn er gesund ist!) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Pfeifer. 

Abgeordneter Pfeiler (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Ich habe angenommen, daß die 
Landwirtschaftsdebatte erst nächste Woche 
hier im Hause abgeführt wird. Es ist aber 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! jetzt von einem Redner der Osterreichischen 
Ein sozialistischer Redner hat gesagt : Uns Volkspartei so viel zu Landwirtschaftspro­
sind 7 Prozent Preissteigerungen lieber als blemen gesprochen worden, so viel der Re-
7 Prozent Arbeitslosigkeit. _ Auch die Oster- gierung vorgeworfen worden, daß ich unbe­
reichische Volkspartei wünscht keine Arbeits- dingt auch zu diesem Gesamtproblem ganz 
losigkeit. Aber, meine sehr Verehrten, wir kurz Stellung beziehen muß. (Abg. F a  c h­
waren in der Lage, mit 2 und 3 Prozent 1 e u  t n e r: Herr Kollege, das müssen Sie 
Preissteigerung auch die Vollbeschäftigung zu dem Dr. Fischer sagen, er hat zum Bundes­
erhalten und in dem Zusammenhang auch den parteitag gesprochen!) 
Geldwert annähernd stabil zu erhalten. Aber Ich möchte gleich vorweg sagen, eines ist 
ich glaube, Sie und auch die Arbeitnehmer sehr klar zu erkennen. Da kommt gestern 
gehen irre, wenn Sie glauben, mit dieser der Herr Bundesparteiobmann der Osterreichi-
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schen Volkspartei und spricht mit Engels­
zungen über den Sparappell, appelliert an 
die Bundesregierung, und dann kommt - und 
das können wir hier eindeutig ersehen und 
beweisen - ein Redner der Dsterreichischen 
Volkspartei nach dem andern heraus ans Pult, 
erklärt, das Defizit sei zu hoch, und trotzdem 
verlangt jeder Redner von dieser Regierung, 
von diesem Budget mehr. (Zustimmung bei 
der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Diese Taktik, 
die Sie hier durchziehen, ist eindeutig und 
klar, und ich bin der Meinung, sie wird Ihnen 
keinen Erfolg bringen. (Abg. H i e t 1: Wir 
wollen nicht mehr, als daß die Versprechen 
eingelöst werden! - Weitere Zwischenrufe 
bei der OVP.) Ich weiß schon, Sie sind immer 
etwas nervös, wenn ich hier ans Pult komme, 
aber ich kann Ihnen das nicht ersparen. (Bei­
fall bei der SPO. - Abg. S t e i n  e r: Lauter 
falsche Behauptungen stellt der Herr Pleifer 
auf!) 

Nun heißt es, für den ländlichen Raum sei 
nichts geschehen, dann wird gesagt, die Mittel 
für den Güterwegausbau würden im Budget 
gekürzt. All das können wir selbstverständ­
lich im Kapitel Landwirtschaft ganz klar klli­
tisieren und behandeln. Aber eines muß doch 
gesagt werden: Wenn jetzt festgestellt wird, 
daß für das Land Niederösterreich nichts ge­
schehen ist - Sie wissen, die Landtagsdebatte 
gibt es ja im Landhaus in Niederösterreich 
drüben -, wenn hier auf Bundesebene gesagt 
wird, für die Krankenhäuser sei nichts ge­
schehen, dann muß ich Sie fragen: Wissen 
Sie denn nicht, meine Damen und Herren 
von der Osterreichischen Volkspartei. daß der 
Finanzreferent der Osterreichischen Volkspar­
tei dem Land Niederösterreich angehört? Und 
wenn die sozialistische Sozialreferentin, näm­
lich die Referentin, die für die Krankenhäuser 
zuständig ist, Frau Landesrat Körner, Wünsche 
äußert, dann sagt immer der Herr Landesrat, 
der Finanzreferent der OVP des Landes 
Niederösterreich: Tut mir leid, Wlir haben kein 
Geld dazu! - Also so geht das auch nicht. 

Und wenn Sie jetzt kommen und zum Bei­
spiel sagen, in Niederösterreich wird keine 
einzige Schule gebaut - j a, meine Herren, das 
ist doch Demagogie übelster Sorte, was Sie 
hier , aufziehen! (Zustimmung bei der SPO.) 

Darf ich Ihnen ins Gedächtnis zurückrufen 
(Abg. F a  c h I  e u t n e  r: Es handelt sich ja 
um höhere Schulen!), Sie dürften das offenbar 
von Ihrem niederösterreichischen Parteifreund 
nicht erfahren haben, daß seit dem Jahr 1 945 
auf Grund des Schulbaufonds von Franz Popp 
mehr als 500 Schulen in Niederösterreich ge­
baut wurden. (Beifall bei der SPO.) Ihre 

Parteifreunde in Niederösterreich haben die­
sen Schulbaufonds seinerzeit belächelt und 
bekämpft. Und heute kommt ein OVP-Redner 
heraus und sagt, hier sei nichts geschehen. 
(Abg. F a  c h 1 e u  t n e r: Herr Kollege, höhere 
Schulen!) So geht es nicht, meine Herren! 

Wir haben die Landesprobleme nicht hier 
zuerst angezogen, Sie haben das gemacht. 
Und dann kommt ebenfalls ein OVP-Redner 
und sagt : Na ja, diese armen landwirtschaft­
lichen Zuschußrentner, diese Regierung tut j a  
gar nichts für diese armen Leute ! Große 
Frage, meine Herren : Von 1945 bis 1910 waren 
Sie hier in der Regierung verantwortlich, vom 
Jahre 1966 bis 1970 allein verantwortlich: 'Was 
haben Sie denn getan? Nichts haben Sie 
getan! (Beifall bei der SPO. - Abg. F a  c h­
l e u  t n e r: Häuser war dagegen!) Und als 
die sozialistische Regierung nun auf dem 
Wege der Ausgleichszulage versucht hat, die 
härtesten Fälle doch ein wenig zu lindern . . . 
(Abg. S t e i n  e r: Wer hat denn das be­
schlossen?) Meine Damen und Herren, ich 
kenne Ihre Argumentation. Ich war auch im 
Unterausschuß bei der Bauernpension dabei, 
und darf ich Sie nur erinnern, wie war denn 
das damals? Sie haben damals, als Sie von 
dem sogenannten Sozialpaket gesprochen 
haben, gesagt, wir machen das, nachdem es 
am Ende Ihrer Bankrottpolitik warj Sie 
erinnern sich, Sie sind ja nicht mehr gewählt 
worden. Da haben Sie gesagt, das, was nichts 
kostet, machen wi! s ofort und führen wir 
natürlich auch sofort ein j das, was sehr viel 
kostet, besdlließen wir auch, aber das sollen 
dann die Sozi bezahlen. (Abg. S t e  i n e r: 
Das ist Demagogie, w as Sie da treiben!) 

Es steht doch fest, daß allein die sozialisti­
sche Regierung in diesem Budget für die 
bäuerlichen Versich erten mehr als fast rund 
2 Milliarden Schilling ausgibt. Was haben 
denn Sie bereitgestellt für d'ie Bauern? Nicht 
einmal eine Milliarde haben Sie bereitgestellt. 
(Beifall bei der SPO.) 

Und wenn wir beim Problem der Zuschuß­
rentner bleiben, me ine Damen und Herren 
der OVP, dann muß lieh Ihnen doch eines 
sagen: Es waren nicht die Sozialisten in der 
Koalitionsregierung, die das Problem des Aus­
gedinges , das wir heute noch haben, in diesem 
Gesetz verankert haben, sondern es war Ihr 
Einfall, denn Sie h aben ja seinerzeit gesagt : 
Wir brauchen ja das alles nicht, wozu braucht 
denn überhaupt ein Bauer eine Rente? Man 
soll doch die Rentenpsychose nidlt aufs Dorf 
tragen. Lesen Sie es nach aus den j,ahren 1955 ! 
Das war die Situation, meine Damen und 
Herren. (Zustimmung bei der SPO.) Und heute 
kommen Sie und spielen sich hier groß auf, 
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so quasi als Retter der Zuschußrentner. Wir 
kennen das Pwblem und werden alles tun, 
um hier eine echte Abhilfe zu schaffen, aber 
nur im Rahmen des Möglichen. Das muß ich 
Ihnen auch sagen. 

Meine Damen und Herren! Um wieder zu 
dem Problem des ländlichen Raumes zurück­
zukommen: Wenn Sie also glauben, daß hier 
nichts geschehen ist, daß diese Wirtschafts­
politik der Bundesregierung ganz einfach gar 
nichts für den ländlichen Raum tut, dann muß 
man nach meiner Meinung auch eines dazu 
sagen. Ich ,weiß schon, daß Sie sich jetzt sehr 
schwer tun. Aber erinnern Sie sich noch, als 
die freie Schulfahrt beschlossen wurde, da 
waren Sie dagegen. Als das freie Schulbuch 
beschlossen wurde, waren Sie dagegen. (Abg. 
H a  r w a 1 i k: Wir waren nicht dagegen! Aber 
nicht aus dem BudgetI) Nehmen Sie hier, 
meine Damen und Herren, zur Kenntnis, daß 
8112 Millionen Schulschecks im Gesamtwert 
von 360 Millionen Schilling von dieser Regie­
rung ausgestellt wurden als echte Hilfe, natür­
lich auch für den ländlichen Raum. (Beifall bei 
der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte noch 
einmal sagen : Alles, was Sie bisher gespro­
chen haben, was Sie hier kritisiert haben, war 
keine sachliche Kritik, sondern eine unsach­
liche Kritik, die in das Reich der Demagogie 
gehört. Ich bin daher der Meinung, daß wir 
uns mit den Landwirtschaftsproblemen dann 
aus8Iinandersetzen werden, wenn das Land­
wirtschaftskapitel hier im Hohen Haus be­
sprochen und debattiert wird. Aber eines kann 
ich Ihnen jetzt schon sagen: Die Rechnung, 
die Sie hier aufstellen, nämlich die Taktik, die 
Sie sich bis jetzt zugelegt haben - um das 
noch einmal zu wiederholen, der Herr Bundes­
parteiobIL.ann appelliert: Sparen, sparen ! und 
jeder von Ihnen kommt und verlangt mehr 
und kritisli '3rt auf der anderen Seite, daß das 
Defizit zu hom ist �, diese Rechnung wird 
nicht aufgehen. (Beifall bei der SPO.) 

gesprochen unternehmerische und für den Be­
trieb mitdenkende Aussagen zu vernehmen. 
Ich sage das deshalb, weil ich mich darüber 
freue, weil das auch unsere Erfahrungen mit 
unseren freiheitlichen Betriebsräten in Oster­
reich bestätigt, nämlich dieses Mitdenken und 
Mitsorgen um den eigenen Betrieb. (Abg. Dok­
tor T u  1 1 : Es sind nur sehr wenig!) Und 
diese Erfahrung ist es nicht zuletzt, die uns 
in der allgemein positiven Grundhaltung zur 
Mitbestimmung der Betriebsräte innerhalb der 
Unternehmen bestärkt. Das zum einen. 

Der Herr Abgeordnete Steinhuber hat aber 
etwas anderes kritisiert, was ich nicht ver­
stehe. Er hat gesagt, seit der Zeit der OVP­
Alleinregierung sei die Beschäftigtenanzahl in 
der verstaatlichten Industrie gesunken. Tat­
sächlich ist das richtig. Es waren 1 960 rund 
1 30.000 Beschäftigte in der verstaatlichten 
IndustI1ie, etwa fünf Jahre später waren es 
zirka 1 23.000, und Ende 1 971 betrug der Stand 
nur mehr 1 04.000 Beschäftigte in der verstaat­
lichten Industrie. 

Ich verstehe nur nicht, warum der Herr 
Abgeordnete Steinhuber diese Entwicklung 
bedauert und kritisiert. Im Bericht, den der 
Herr Bundeskanzler ;im Mali dieses Jahres 
dem Nationalrat vorgelegt hat, wird genau 
diese Entwicklung positiv beurteilt. Auch in 
der Broschüre, die die OIAG herausgegeben 
hat, mit dem Titel "Kurs 2000" - ich glaube, 
alle von Ihnen haben sie erhalten - wüd 
mit berechtigtem Stolz darauf hingewiesen, 
daß eben j etzt, wie es in dieser Broschüre 
heißt, wenige mehr machen. Es ist die Effizienz 
gestiegen, es ,ist die Produktion gestiegen, 
es ist die Prokopfquote des Umsatzes und 
der Wertschöpfung gestiegen, nicht zuletzt als 
eine Folge der gestiegenen Prokopfquote der 
Kapitalausstattung. Das ist keineswegs eine 
negative Entwicklung, wenn bei steigender 
Produktionsleistung und bei steigender Renta­
bilität die Beschäftigtenzahl in der Industrie 
sinkt, sondern da.s äst sogar die Voraussetzung 
dafür, daß sich die verstaatlichte Industrie im 
internationalen Wettbewerb auch in Zukunft Präsident: Nächster Redner ist der Herr 

Abgeordnete Dr. Stix. behaupten wird. Wir freuen uns, daß die ver­

Abgeordneter Dr. Stix (FPO) : Herr Präsi-
staatlichte IndustI1ie diesen positiven Weg 

dent! Hohes Haus ! Zunächst möchte ich auf nimmt. 

einen meiner Herren Vorredner eingehen, und 
zwar auf den soziaHstischen Abgeordneten 
Herrn Steinhuber, und dies in zweierlei Hin­
sicht. Er hat einige' sehr interessante und 
beachtenswerte Bemerkungen über die Unter­
nehmenspolitik der ästerreichischen Waggon­
bauindustrie, speziell über Simmering-Graz­
Pauker gemamt. Ich möchte nicht auf Einzel­
heiten eingehen. Aber iich möchte sagen, daß 
ich mich gefreut habe, aus dem Munde des 
Herrn Steinhuber, der ja Betriebsrat ist, aus-

Ganz allgemein wird ja für die Industrie­
beschäftigung in den nächsten zehn und 
20 Jahren ein zahlenmäßiges Absinken dieser 
Beschäftigten vorhergesagt. Es list auch ganz 
natürlich, denn mit steigendem Kapitalisie­
rungs- und 

. 
Automatisierungsgrad muß die 

Beschäftigtenzahl in der Industrie zurück­
gehen. Wir brauchen ja die in der Industrie 
freiwerdenden Beschäftigten dringend im 
wachsenden Dienstleistungssektor. Wenn man 
die ganze Sache also nicht nur mit den Augen 
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eines Unternehmens betrachtet, sondern vOlks- 1 sondern sogar noch als eine Verstärkung und 
wirtschaftlich, dann ,ist das eine gute Ent- Vertiefung, indern man nämlich heute ver­
wicklung, die sich auf dem Sektor unserer sucht, den politischen Proporz sogar bis auf 
verstaatlichten Industrie abzeichnet. die Ebene der Prokuristen herunter zu ver-

Bekanntlich gibt es zwei Theorien über die 
verstaatLichte Industr;ie. Die eine ist die so­
genannte Versteinerungstheorie, das andere 
die Ghettotheorie. Die Versteinerungstheorie 
will an der Verstaatlichung, wie wir sie der­
zeit ,in Osterreich haben, um j eden Preis fest­
halten. Die Ghettotheorie besagt dasselbe mit 
negativen Vorzeichen. Es soll der verstaatlich­
ten Industrie erschwert oder gar verboten 
werden, in andere Bereiche auszuufern, etwa 
Finalproduktionen oder Ähnliches aufzuneh-
men. 

Wiir Freiheitlichen hängen weder der einen 
noch der anderen Theorie an, sondern wir 
sind der Meinung, daß die verstaatlichte Indu­
strie ein Teil der österreichischen Industrie 
ist und nicht anders behandelt werden soll 
wie die übrige Industrie in Osterreich. Selbst­
verständlich vice versa. 

Aus diesem Grunde sind wir durchaus auch 
für Uberlegungen offen, der verstaatlichten 
Industrie privates Kapital zuzuführen, und 
ebenso - das ist jetzt das umgekehrte Bei­
spiel - finden wir nichts dabei, wenn sich 
verstaatlichte Unternehmungen ein zweites, 
drittes Bein sdiaffen, wenn sie ,in die Final­
industrie da und dort ausweichen, wenn das 
vom Markt her und von Rentabilitätsüber­
legungen her als zweckmäßig anzusehen ist. 

Wir glauben also, daß die verstaatlichte 
Industrie ,insgesamt in den letzten Jahren auf 
einen hoffnungsreichen Weg gekommen ist. 
Wir glauben, daß sich die verstaatlichte Indu­
strie im internationalen Wettbewerb behaup­
ten können wird. Aber ob das dann tatsäch­
lich gelingen wird, Wlird nicht zuletzt von 
einem befähigten und kaufmännisch operieren­
den Management abhängen. 

Das ist genau der Punkt, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, wo wir Freiheit­
lichen von Sorge erfüllt sind. Denn während 
ganz eindeutig im härter werdenden inter­
nationalen Wettbewerb, nicht zuletzt jetzt 
auch im Zuge der europäischen Integration, 
es immer mehr darauf ankommt, daß die 
Führungskräfte eines kaufmännischen Unter­
nehmens au.sschließlich nach objektiven Merk­
malen der Fähigkeit und der Leistung ausge­
wählt werden, genau in dieser Situation er­
leben wir in O sterreich die betrübliche Auf­
lage j ener sattsam bekannten Versuche, die 
Führungsebene n  im Bereiche der verstaatlich­
ten Wirtschaft dem politischen Proporz neuer­
lich zu unterwerfen ; nicht nur als Wiederauf­
lage des seinerzeitigen Krampusabkommens, 

ankern. 

Wir Freiheitlichen verstehen gerade in 
diesem Punkt die Osterreichische Volkspartei 
ganz und gar nicht. Wir sind nachgerade fas­
sungslos , daß man jetzt, wo sich alles zu 
einer Auflockerung hin bewegt hat, wo die 
Chance besteht, mehr nach objektiven Merk� 
malen ausgewählte Führungskräfte mit Auf­
gaben in der verstaatlichten Industrie zu be­
trauen, Iliicht nur versucht, das zu bremsen, 
sondern sogar noch versucht, abkommens­
mäßig einen Rückschritt zu verankern. Wir 
Freiheitlichen lehnen diese Proporzpläne �m 
Bereich der verstaatlichten Industrie absolut 
ab. (Beifall bei der FPtJ.j 

Im übrigen gibt es in Osterreich in jüngster 
Zeit ein praktisches Beispiel für die Richtig­
keit dieser unserer Beurteilung. Es gibt in 
Osterreich ein Unternehmen, das auch j ahre­
lang im politisCt�en Proporz geführt wurde 
und das j ahrelang eine so schlechte Entwick­
lung nahm, daß bis vor kurzem noch der 
finanzielle Zusammenbruch drohend vor der 
Türe stand. 

Und dann karn ein neues Management. 
Dann kamen zwei leitende Herren, die zwar 
auch nach dem Proporz bestimmt waren, die 
aber kaum,

· 
daß sie das Amt übernommen 

hatten, nicht mehr proporztaktische Uber� 
legungen in den Vordergrund rückten, son­
dern die eine fachkundige, beinharte kom­
merzielle Unternehmenspolitik betrieben. 
Diese Herren haben gezeigt, daß man ein 
solches Unternehmen nicht nur vor dem dro­
henden Zusammenbruch bewahren kann, son­
dern daß man es mit einer richtigen kauf­
männischen,  auf den Markt hin orientierten 
und die Parteipolitik außer acht lassenden 
Betriebsführung sogar zu einem ReJngewinn 
führen kann. Ich spreche von der AUA, die 
erstmals eine Bilanz mit über 8 Millionen 
Schilling Reingewinn vorlegen konnte, wäh­
rend sie vor wenigen Jahren noch kurz vor 
dem finanZ'iellen Zusammenbruch stand. 

Wir freuen uns darüber, wir freuen uns 
aber nicht nur für die AUA, sondern darüber, 
daß damit für Osterreich ein Beispiel gesetzt 
wurde, daß man sehr wohl im verstaatlichten 
Sektor nach kaufmännischen und Management­
Uberlegungen richtig und positiv arbeiten 
kann, wenn man nur die richtigen Leute arbei� 
ten läßt und wenn man den Parteiproporz in 
der Schublade liegen läßt. (Beifall bei der 
FPO.) 
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Präsident: Der nächste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Stohs. 

Abgeordneter Stohs (OVP) : Hohes Haus ! 
Herr Präsident ! Eine der wichtigsten Aufgaben 
der Oppositionsparteien ist, insbesondere bei 
einer Einparteienregierung und bei den der­

keren Bemühungen zur Durchleuchtung der 
öffentlichen Verwaltung, der Verwaltungs­
reform und der Kompetenzentflechtung ihre 
Früchte zeigen und daß es notwendig sein 
wird, daß diese Maßnahmen weiter fortgesetzt 
werden. 

zeitigen Mehrheitsverhältnissen im National- Ich möchte aber auch feststellen, daß die 
rat, die möglichst gewissenhafte und umfas- Beamten des Rechnungshofes keine Beamten­
sende Wahrnehmung der parlamentarischen j äger sind, wie es in der "Wochenpresse" 
Kontrolle. Das beste Instrument, das uns für in einer Uberschrift festgestellt wurde, son­
die Kontrolle zur Verfügung steht, ist der dern daß s.ie bemüht sind, zum Rechten zu 
Rechnungshof. sehen, daß sie bemüht s ind, die Rivalität 

zwischen den einzelnen Ministerien abzuschaf-
In meiner Eigenschaft als Obmann des fen und daß sie dazu beitragen wollen, daß 

Rechnungshofausschusses möchte ich mich mit es nicht so ist, wlie es leider Gottes in der 
der Beratungsgruppe I,  Kapitel 06 des Bundes- Vergangenheit war, daß sich bei einer ganz 
finanzgesetzes befassen. Wenn wir die neuer- geringen Anschaffung mit einem Betrag von 
Lieh eingetretene Erhöhung des Personal- 4500 S, wie es im Landesverteidigungsffilini­
standes unserer Bundesverwaltung als äußerst sterium war, ein halbes Jahr lang 13 Amts­
bedenklich bezeichnen müssen, so begrüßen stellen damit befassen mußten. Ich glaube, es 
wir es umso mehr, daß von 1 964 bis 1 973 ist Aufgabe des Rechnungshofes, hier zum 
die Zahl der Prüfungsbeamten des Rechnungs- Rechten zu sehen, daß die Verwaltung lei­
hofes von 92 auf 1 45 erhöht werden konnte stungsfähiger wird. 
und daß von den 207 Bediensteten des Rech-
nungshofes 69 Prozent im echten Prüfungs- Ich hoffe, es ,i st mögLich, daß im nächsten 

dienst stehen. Wenn wir bedenken, daß diese Jahr die Rechnungshofreform, die vor nahezu 

92 Beamten über 8000 Dienststellen zu kon-
· 
zehn Jahren, nämlich am 30. Jänner 1 963 von 

trollieren haben, so vllüssen wir, wie gi"oß der OVP beantragt wurde, auch endlich durch­

ihr Aufgabengebiet ist. geführt wird, umsomehr, als auch der damalige 
Abgeordnete und Obmann des Rechnungshof­

'''lenn g"estern der Abgeordnete Josseck ausschusses und heutige Rechnungshofpräsi­
darauf verwiesen hat, daß die Reisegebühren dent Dr Kandutsch eI'ne olchen A t a e '  . . n s n r g m-
leider noch nicht geregelt sind, so möchte ich gebracht hat. Ein Fortschritt in dieser Richtung 
feststellen, daß eine diesbezügl,iche Regelung ist jedenfalls zu verzeichnen, nachdem im Juli 
in Vorbereitung ist und daß wir hoffen, daß 1 972 Präsident Dr. Kandutsch den Klubs des 
im Laufe des kommenden Jahres endlich eine Hohen Hauses einen Entwurf für die Neu­
positive Regelung erfolgt, es sei denn, daß fassung des 5. Hauptstückes des Bundes-Ver­
sie durch die Stabilisierungsmaßnahmen ver- fassungsgesetzes samt Erläuterungen zum 
zögert wird. Studium zugesandt hat. Dieser Entwurf wurde 

Ich möchte aber gerade in diesem Zusam- von einer Proj ektgruppe des Rechnungshofes 
menhang feststellen, daß die Verwaltungs- ausgearbeHet, und es wurde damit sicherlich 
dienstzulage für die Beamten des Rechnungs- eine ausgezeichnete Arbeit geleistet, für die 
hofes,  die nach jahrelangen Forderungen wir allen Mitarbeitern dankbar sind. 
durchgesetzt werden konnte, auch eine 
wesentliche Verbesserung ihrer Bezüge bringt. 

Wenn Kollege Robert Weisz gestern be­
hauptet hat, daß die Bezugsregelung in den 
letzten Jahren der SPO-Regierung sich so ge­
waltig verbessert hat, so möchte ich nur ganz 
kurz darauf verweisen, daß die Bezugsver­
besserung im realen Einkommen von 1966 
bis 1 970 wesentlich besser war. Der Abgeord­
nete Gasperschitz wird dafür sicherlich den 
entsprechenden Bewe.is erbringen. 

Ich möchte bei diesem Anlaß dem Präsiden­
ten Dr. Kandutsch, dem Vizepräslidenten Dok­
tor Marschall und allen Beamten und Ange­
stellten des Rechnungshofes für ihre auf­
opferungsvolle Tätigkeit, die sie vollbringen, 
danken und feststellen, daß die immer stär-

Vizepräsident Dkfm. Dr. Marschall bezieht 
sich ün e,inem tiefschürfenden Diskussionsbei­
trag zur Reform des österreichi.schen Rech­
nungshofes im Heft 3 der Zeitschrift der 
"Gesellschaft für das öffentliche Haushalts­
wesen" auf diese Arbeit und bezeichnet sie als 
ausgezeichnet. Er schreibt unter anderem wört­
Hch: "Der Versuch, die Prüfungszuständig­
keiten rational abzugrenzen und das Prüfungs­
verfahren bei den einzelnen Gebietskörper­
schaften zu vereinheitlichen, verdient höchste 
Anerkennung und ist es wert, ehestens ver­
wirklicht zu werden." 

Ich bin auch V,izepräsident Dr. Marschall 
für diesen ausgezeichneten Diskussionsbeitrag 
sehr dankbar, ebenso dem Dkfm. DDr. Walter 
Schwab und auch dem Kollegen Bundesrat 
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Universitätsprofessor Dr. Schambeck, der sich 1 4. 1 1 .  1 972 konnte ich folgende APA-Aus­
gerade beim Bundesparteitag der OVP mit sendung feststellen: Uberschllift: 
diesem Problem auch sehr eingehend befaßt 
hat. 

Ich möchte .infolge Zeitmangels nicht näher 
auf den Inhalt dieser wertvollen Arbeiten 
und Ausführungen eingehen, sondern nur dar­
auf verweisen, daß der N ovellierungsentwurf 
von Präsident Dr. Kandutsch auf dem mono­
kratischen Prinzip besteht, also im Gegensatz 
zu dem steht, was er seinerzeit als Obmann 
des Rechnungshofausschusses wollte. Vize­
präsident Marschall tritt in seinem Beitrag 
für die Schaffung eines Kollegialorgans beim 
Rechnungshof ein. 

Ich könnte mir vorstellen, daß es zweck­
mäßig wäre, hier eine Kompromißlösung zu 
finden, und daß es gut wäre, wenn der Rech­
nungshofausschuß einen besseren Kontakt mit 
dem Rechnungshof bekäme. Ich möchte fragen, 
ob es nicht zweckmäßig wäre, eine monat­
liche Sitzung des Rechnungshofausschusses 
mit dem Präsidenten, Vizepräsidenten und den 
leitenden Beamten durchzuführen, und ob dies 
nicht zielführender wäre als die derzeitige 
Bezliehung zwischen Rechnungshofausschuß 
und Rechnungshof. 

Im Artikel 1 22 der Bundesverfassung heißt  
es : 

" Der Rechnungshof untersteht unmittelbar 
dem Nationalrat. Er ist in Angelegenheiten 
der Bundesgebarung als Organ des National­
rates . . .  tätig." 

Es müßte also ein engerer Kontakt des 
Rechnung.shofausschusses mit  dem Rechnungs­
hof möglich sein, um dieser Bestimmung der 
Verfassung Rechnung zu tragen. Ich glaube,  
es wäre gut, wenn der Rechnungshofausschuß 
ein ähnliches Verhältnis bekäme, wie es ein 
Aufsichtsrat bei einer Aktiengesellschaft hat, 
während der Präsident, der Vizepräsident und 
die leitenden Beamten eine Art Vor.stand bil­
den würden. 

Auf Grund einer Anfrage im Budgetaus ­
schuß antwortete mir Präsident Dr. Kandutsch 
auf meinen Hinweis, daß ich von einem 
Wähler gefragt wurde, wer eigentlich den 
Rechnungshof kontrolliere, mit den Worten :  
Der Rechnungshofausschuß. 

Se.ine Antwort gipfelte dann allerdings in  
der  Feststellung, daß der Leiter der Buch­
haltung diese Aufgabe wahrnehme, da er auch 
die Belege des Rechnungshofes kontrolliere ,  
Diese Auskunft scheint mir unbefriedigend 
zu s ein. 

B esser gefällt mir allerdings eine APA-Aus ­
sendung, die i n  diesem Zusammenhang er­
folgte. In den "Vorarlberger Nachrichten" vom 

"Wem Parlament zu wenig ist : Kandutsch 
lud zur Einschau ein," Es heiß t dann dort 
wörtlich:  

"Rechnungshofpräsident Dr.  Kandutsch teilte 
gestern in Beantwortung von Fragen mit, d aß 
der Rechnungshof von 1 964 bis 1 913 e ine 
Aufstockung von 92 auf 1 43 Prüfer erfahren 
habe. 1 913 würden von den 207 Bediensteten 
69 Prozent als Prüfer tätig sein. 

Zum Problem der Uberprüfung des Rech­
nungshofes betonte er bei den Budgetbera­
tungen, die Organstellung des Rechnungshofes 
gegenüber dem Parlament schließe eine Kon­
trolle durch letzteres mit ein. Wenn der 
Standpunkt vertreten werde, der Rechnungs­
hof möge darüber hinaus einer faktisch größe­
ren Kontrolle unterworfen werden, mögen die 
Abgeordneten den Rechnungshof aufsuchen. 
Diese Tätigkeit könnte durch einen perma­
nenten Ausschuß auch institutionalisiert wer­
den." 

Ich glaube, diese Auffassung, die die APA 
sicherlich auf Grund einer Aussendung des 
Rechnungshofes mitgeteilt hat, ist erwähnens­
wert, und ,ich nehme an, daß nicht nur wir 
von der Osterreichischen Volkspartei, sondern 
auch die Vertreter der anderen Parteien bereit 
sind, diese Einladung anzunehmen und gerne 
davon Gebrauch machen. Wir hoffen, daß die 
Voraussetzungen hiefür mit der Reform des 
Rechnungshofgesetzes und der Geschäfts­
ordnung geschaffen werden. 

Nun noch zwei spezielle Probleme: Dem 
österreichischen Rechnungshof ist das General­
sekretariat der "Internationalen Organisa­
tionen der Obersten Rechnungshofkontroll­
behörden - Rechnungshöfe" angegliedert. 
Der Aufwand für dieses Generalsekretaria t  ist 
l aut Bundesvoranschlag für das Jahr 1 973 

gegenüber 1972 von 800.000 S auf 2,250.000 S 
gestiegen. 

Wenn wir auch anerkennen, daß dieses 
internationale Generalsekretariat für Oster­
reich von großer Bedeutung ist, da es für die 
80  mitarbeitenden Staaten wertvolle Arbeit 
leistet, so glaube ich doch bezweifeln zu 
dürfen, ob diese Steigerung des Aufwandes 
einer sparsamen Verwaltung, wie sie vom 
Rechnungshof beispielgebend vorexerziert 
werden sollte, entspricht. 

Wenn auch zwei Seminare für Beamte - ich 
nehme an, daß es Rechnungshofbeamte sind -
aus Entw1icklungsstaaten laut Auskunft des 
Herrn Präsidenten durchgeführt werden sollen, 
so  wäre es meiner Meinung nach doch ange­
bracht, wenn von diesen 80 mitarbeitenden 
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Staaten, insbesondere von den finanzkräftigen 
wie zum Beispiel der Bundesrepublik Deutsch­
land, der Schweiz, Kanada und anderen vom 
österreichischen Rechnungshof ein entspre­
c1�.ender Beitrag verlangt würde, so w,ie es 
auch bei anderen internationalen Sekretaria­
ten der Fall ist. 

Wir stellen fest, daß hier keine Einnahmen 
im Voranschlag vorgesehen sind; somit dürfte 
erwiesen sein, daß sie keine Beiträge leisten. 

Ich möchte deshalb die Anregung geben, 
daß im Zuge der Sparmaßnahmen, die wir 
auf allen Gebieten treffen müssen, eine ent­
sprechende Uberprüfung dieses Vorschlages 
erfolgt. 

Wenn wir Entwicklungshilfe leisten wollen, 
so haben wir die Möglichkeit dazu, aber es 
soll diese Entwicklungshilfe auch klar dekla­
riert werden. 

Die zweite Kl1itik betrifft die Repräsenta­
tionsausgaben des Bundeskanzleramtes und 
der Bundesministerien. 

Im Jahre 1969 betrugen die Repräsenta­
tionsausgaben insgesamt 1 2,3 Millionen Schil­
ling, und im Bundesvoranschlag 1913 s.ind 
1 9 ,9 Millionen Schilling vorgesehen j das be­
deutet eine Steigerung von 66 Prozent inner­
halb von vier Jahren ! 

Gerade die Repräsentationsausgaben müß­
ten von einer sparsam verwaltenden Bundes­
regierung geDinger angesetzt werden. 

Wie wir der "Arbeiter-Zeitung" vom 
29. November 1 972 entnehmen, hat die Bun­
desregierung in ihrer Sitzung vom 28. Novem­
ber 1 972 beschlossen, aus Ersparnisgründen 
den Repräsentationsaufwand um ein Drittel 
einzusd1ränken. Wenn aber von 1 972 auf 1973 
der Repräsentationsaufwand um 49 Prozent 
erhöht wurde, so scheint mir die angekündigte 
Kürzung von 33 Prozent eine glatte Augen­
auswischerei zu sein, die bei der Bevölkerung 
den Eindruck erwecken soll, daß die Bundes­
regierung bereit wäre, tatsächlich Einschrän­
kungen vorzunehmen. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Ich wundere mich auch, daß der Bundes­
regierung bei der Erstellung des Bundesvor­

von Geschenken an Mitglieder der Bundes­
regierung anläßHch der kommenden Weih­
nachts- und Neujahrsfeiertage Abstand zu 
nehmen." 

Da es Beamten laut Dienstpragmatik ver­
boten ist, Geschenke anzunehmen, hätte ich die 
Ansicht, daß die Bezüge und Aufwandsent­
schädigungen der Regierungsmitglieder so 
hoch bemessen sind, daß der Bundeskanzler 
nicht eine Bitte, sondern vielmehr ein ent­
schiedenes Verbot hätte aussprechen sollen. 
(Beifall bei der OVP.) Was für einen kleinen 
Beamten gilt, sollte umso mehr für ein Mit­

.glied der Bundesregierung Gültigkeit haben! 

Abschließend möchte ich feststellen, daß wir 
OVP-Abgeordnete vom Rechnungshof und 
seinen tüchtigen Beamten erwarten, daß sie 
den immer schwerer werdenden Aufgaben ge­
recht werden - zum Wohle unserer Republik 
Osterreich. Unsere Unterstützung wollen wir 
ihnen gern geben. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident : Zu einer tatsächlichen Berichti­
gung hat sich der Abgeordnete Glaser ge­
meldet. Ich mache Sie, Herr Abgeordneter, 
aufmerksam, daß Ihnen fünf Minuten zur Ver­
fügung stehen. 

Abgeordneter Glaser (OVP) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der sozialistische 
Abgeordnete Pfeifer hat ,im Rahmen seines 
Diskussionsbeitrages die Behauptung aufge­
stellt, die Dsterreichische Volkspartei hätte 
seinerzeit gegen die freien Schulbücher ge­
stimmt. 

Diese Behauptung ist falsch. Ich habe das 
Protokoll der Nationalratssitzung vom 9. Juli 
1 972 vor mir liegen. Im Diskussionsbeitrag 
des OVP-Abgeordneten Dr. Gruber - nachzu­
lesen auf Seite 3359 beziehungsweise 3360 -
heißt es unter anderem: 

"Und jetzt noch eine Bemerkung zum Gang 
der Verhandlungen. Wir haben sehr deutlich 
die Kritik an der Regelung für das kostenlose 
Schulbuch hier vorgebracht. Wir haben nicht 
nur kritisiert" - so der OVP-Abgeordnete 
Dr. Gruber -, "sondern wir haben auch einen 
ganz präzisen Gegenvorschlag unterbreitet. 
WÜ haben eine Alternative vorgelegt, die 
auch in der Offentlichkeit vielfach als die 

anschlages noch nicht klar war, daß sie auf bessere Lösung anerkannt wurde." 
Grund der gegebenen Budgetsituation ge-
zwungen ist, solche Sparmaßnahmen zu er- Ich überspringe j etzt einen Absatz und lese 

greifen. 

In diesem Zeitungsberid1t der "AZ", der 
die Ubersd1rift "Keine Empfänge in Schön­
brunn" trägt, heißt es unter anderem : 

"Bundeskanzler Kreisky bat außerdem" 
- hören Sie ! - "im Namen der Regierung, 

das Wesentlid1e noch vor. 

"Trotzdem" - fuhr Dr. Gruber fort -
"möchte ich aber erklären: Wenn Sie auf 
unseren Vorschlag nicht eingehen, dann wer­
den wir" - die DVP - "trotzdem der Reg,ie­
rungsvorlage ,in der dritten Lesung die Zu­
stimmung geben." 
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Meine Damen und Herren! Damit ist ein­
wandfrei die Legendenbildung beziehungs­
weise der Versuch zu einer Legendenbildung 
zerstört, die Osterreichische Volkspartei hätte 
gegen das freie Schulbuch gestimmt. 

Während der Rede des Abgeordneten 
Pfeifer habe ich den Eindruck gehabt, daß 
in langen Strecken seines Manuskripts stän­
dig die Randbemerkung stand: Stimme an­
heben, denn Argumente sehr schwach!  (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Staatssekretär Dr. Veselsky. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Doktor 
Veselsky : Herr Präsident ! Hohes Haus ! Die 
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Stohs 
zum Thema Entwicklungshilfe geben Anlaß, 

die gesetzliche Basis für diesen Bereich ge­
schaffen werden wird. 

Und noch etwas weiteres. Im Bundesmini­
steriengesetz, das mit 1. Jänner 1 974 in Kraft 
treten soll, wird die Kompetenzzusammen­
führung im Bereich der Entwicklungshilfe an­
gestrebt, und zwar soll diese Kompetenz in 
Zukunft beim Bundeskanzleramt liegen. Damit 
wird einer Empfehlung der Entwicklungshilfe­
enquete Rechnung getragen, wird einer Emp­
fehlung der OECD Rechnung getragen, einer 
Empfehlung des DAC. Das, glaube ich, ist 
denn doch festzuhalten gegenüber dem. was 
Herr Abgeordneter Stohs zu diesem Thema 
hier sagte, vis-a-vis dem Bestreben, die 
Repräsentationsverpflichtungen im nächsten 
Jahr zusätzlich zu kürzen. 

VOR der Regierungsbank aus einiges festzu- Und nun einiges als Nachlese zu den 
halten. gestrigen Diskussionsbeiträgen. Herr Abge-

Auf dem Gebiete der Entwicklungshilfe ordneter Ing. Fischer sagte, daß im Rahmen 

" " . h d '  d I t t der Verwaltungsreformkommission unter der wurde Osterrelc gera e m en e z en . 
W eh DAC " m  Rahmen der OECD früheren Regierung. unter der Regle�ng o en vom 1 I KI " 1  t d und daß diese k " t " " t d f "" daß zu wenig getan wird aus. so Vle ge an wur e n ISler a ur, , 

B ' " 'eh b "" t t . 
d E ,.raren auch daß die öffentliche Meinung zu wenig mObi- 1 aSlS Jetzt m t enu:z WH . S \y 

. . . . andere Abgeordnete msbesondere der Abge-lisiert ist, daß Osterreich den mternatIOnalen . ' . '" h r ch  H lt Entwicklungshilfeverpflichtungen nicht gerecht ! o�'dne�e Gradmger, der eme a n I e a ung 

wird. Die Ausführungen des Herrn Abge- ! hIer emnahm. 

ordneten Stohs können so verstanden werden, Ich glaube, es wäre vollkommen falsch, 
als ob auch im Jahre 1 973 von Osterreich wenn man so tun würde, als ob nun alles 
zu wenig getan werden würde, als ob hier neu erfunden wurde, als ob alles neu wäre. 
nicht genügend gespart werden würde, etwa Aber es ist ebenso falsch, wenn man so tut, 
bei Repräsentationsausgaben, und nicht die als ob alles schon längst geschehen wäre, als 
Möglichkeit genützt werden würde, auf dem ob nichts mehr zu tun wäre. 
Gebiet der Entwicklungshilfe mehr zu tun. 

Das widerspricht den Tatsachen, denn tat­
sächlich findet sich im Budget 1 973 die ge­
waltigste Ausweitung der Mittel für Entwick­
lungshilfe, die wir bisher durchsetzen konn­
ten. (Beifall bei der SPO.) 

Das gleiche gilt für den ERP-Fonds, in dem 
auch die gewaltigste Ausweitung der Mittel 
für Zwecke der Entwicklungshilfe in diesem 
Jahr durchgesetzt werden konnte. Ich darf 
Sie. sehr geehrter Herr Abgeordneter, darauf 
hinweisen, daß wir uns gerade in vorbereiten­
den Gesprächen mit dem Vorsitzenden des 
DAC, mit Botschafter Martins, befinden, der 
in den nächsten Tagen nach Wien kommen 
wird, um die Neuorientierung der österrei­
chischen Entwicklungshilfepolitik mit der 
OECD, gemeinsam auf Anregungen inter­
nationaler Stellen Rücksicht nehmend, zu dis­
kutieren. 

Ich darf dazu sagen, daß die österreichische 
Bundesregierung ein mehrjähriges Entwick­
lungshilfekonzept ausarbeiten ließ, daß ein 
Entwurf eines Entwicklungshilfegesetzes aus­
gearbeitet wurde, ein Entwurf eines Entwick­
lungshelfergesetzes und daß damit erstmals 

Diese Regierung hat etwas getan, was Sie 
ja sehr genau wissen, Herr Abgeordneter 
Fischer ! Sie wissen, daß diese Regierung den 
Bericht der Verwaltungsreformkommission 
dem Hohen Haus zugemittelt hat, Sie wissen, 
daß die Regierung dazu erklärte, sie werde 
diesen Bericht, den sie als wertvoll bezeich­
nete, zur Grundlage der Erstellung eines 
Gesamtkonzepts zu machen. An diesem 
Gesamtkonzept wird jetzt gearbeitet, und die 
Verwaltungsreformkommission ist dabei, 
diese Unterlagen zu diskutieren. Diese Ver­
waltungsreformkommission arbeitet jetzt 
unter anderen Gesichtspunkten als früher, das 
gebe ich zu. Sie wurde nämlich erweitert. 
Gewerkschaftsvertreter sind unter dieser Re­
gierung erstmals ständige Mitarbeiter der Ver­
waltungsreformkommission. (Beifall bei der 
SPO.) Früher wurden sie wohl zu Repräsen­
tationssitzungen zugezogen, aber nicht zu den 
Arbeitssitzungen, jetzt wirken sie ständig mit. 
(Zwischenruf bei der OVP.) Wir haben laufend 
Sitzungen, sehr geehrter Herr Abgeordneter, 
und Sie brauchen nur Ihren Kollegen Ermacora 
fragen - Abgeordneter Ermacora wurde von 
Ihrem Klub nominiert, an der Verwaltungs-
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reformkommission teilzunehmen. Daran sehen 
Sie die nächste Änderung : In dieser Verwal­
tungsreformkommission sind jetzt nämlich 
auch Abgeordnete zum Nationalrat vertreten 
und somit auch Vertreter der Opposition. Das 
ist neu, wie Sie an diesem Einwurf jetzt 
selbst sehen können. 

Wiederverlautbarung gibt, daß man aber sehr 
wohl diese Aufgabe im Auge behalten soll. 

Und das näCL�ste, Herr Abgeordneter : Es 
gibt auch Experten aus Wissenschaft und 
Praxis, die ständig mitarbeiten. Hier ergibt 
sich nun doch eine erweiterte Basis für die 
Verwaltungsreform, die sicherlich eine per­
manente Aufgabe ist und einen ständigen 
Prozeß darstellen muß . 

Herr Abgeordneter Prader unternahm es 
gestern, unter anderem Anregungen hier zu 
machen, daß etwa im Verwaltungsverfahren 
die Rechtsmittelbelehrung eine Ausgestaltung 
erfahren soll und daß auch die Begründung 
eines Berufungsantrages im Verwaltungsver­
fahren erleichtert werden sollte. 

Ich kann dieser Anregung nur beipflichten, 
nur muß ich etwas festhalten, Hohes Haus , 
daß nämlich diese Anregung eigentlich dem 
Versuch gleichkommt, offene Türen einzuren­
nen, denn bereits im Mai dieses Jahres wurde 
der Entwurf einer umfangreichen Novelle zu 
den Verwaltungsverfahrensgesetzen der B�­
gutachtung zugeführt, und in diesem Entwurf 
ist bereits Vorsorge für die Verwirklichung 
dieser Anregung getroffen. Das darf dazu fest­
gestellt werden. 

Ähnlich erging es Herrn Abgeordneten 
Dr. Prader, als er dafür eintrat, daß die Be­
stimmung des Artikels 133 Z. 2 B-VG, wonach 
Disz iplinarangelegenheiten der öffentlich Be­
diensteten dem Rechtszug an den Verwal­
tungsgerichtshof nicht unterliegen, aufgehoben 
werden soll. Dieser Vorschlag befindet sich 
bereits in Behandlung durch das Parlament. 
Der Verfassungsausschuß berät darüber, und 
zwar auf Grund einer Regierungsvorlage. Das 
sei hiezu angemerkt. 

Herr Abgeordneter Dr. Prader hat gewiß 
wertvolle Anregungen gemacht, er machte aber 
gleichzeitig damit den Versuch, offene Türen 
einzuschlagen. (Beifall bei der SPO.) 

Sehr interessant ist allerdings auch die An­
regung des Herrn Abgeordneten Dr. Prader 
g�wesen , wir sollten die Bundesverfassung 
mcht punktuell ändern, sondern insgesamt 
durch eine umfassendere Novelle. Und noch 
etwas anderes : man sollte an eine Wieder­
verlautbarung denken. 

Zum ersten, zu der umfassenden Novelle, 
kann man uneingeschränkt j a  sagen, zum 
zweiten ist anzumerken, daß es gewaltige 
verfassungsrechtliche Probleme einer solchen 

Einiges zu dem, was Herr Abgeordneter 
D1 . Ermacora gestern im Zusammenhang mit 
der EDV-Koordination sagte : Er sprach in 
diesem Zusammenhang von einer sogenannten 
ungenügenden Koordination, und ich möchte 
nun zeigen, daß der Herr Abgeordnete Doktor 
Ermacora selbst anscheinend zwei Dinge nicht 
koordinieren konnte, nämlich die Diskussion 
hIer, wo es darum ging, die Frage der Daten­
bank und des Datenschutzes zu behandeln, 
und die Frage des EDV-Berichtes, der dem 
Nationalrat zugemittelt ist und welcher der 
Behandlung zugeführt werden wird. 

Abgeordneter Dr. Ermacora griff also vor, 
er nahm Bezug auf eine Unterlage, die dem 
Nationalrat noch beschäftigen wird, und stellte 
einige Behauptungen auf, die zu widerlegen 
ein leichtes sein wird, wenn man genug Zeit 
hat, wenn es nicht als störend empfunden 
wird, daß man sich allzusehr mit Details be­
schäftigt. 

Heute möchte ich aber nur einiges heraus­
greifen und sagen: Die Feststellung, daß die 
EDV -Koordination mit dem Justizministerium 
nicht funktioniert, ist völlig falsch. Sie funk­
tioniert gerade mit dem Justizministerium in 
hervorragender Weise, und der Nationalrat 
wird Gelegenheit haben, über die Erfolge ganz 
gewiß in nicht allzuferner Zukunft Näheres 
zu hören. 

Dazu etwas weiteres : Es wurde darauf hin­
gewiesen, daß die Aktivitäten des Gesund­
heitsministeriums auf dem Gebiet der EDV 
nicht im Bericht aufscheinen. Da hat Herr 
Abgeordneter Dr. Ermacora, der auf einen 
erst zu behandelnden Bericht vorgriff, eines 
übersehen : daß in dem Bericht ein Erhebungs­
datum steht, nämlich der 1 .  Jänner 1 972. Das 
Gesundheitsministerium hat aber seinen Plan 
später erstellt. Das hätte eigentlich Herr Ab­
geordneter Dr. Ermacora bei genauer, auf­
merksamer Lektüre des Berichtes selbst fest­
stellen können. 

Das zu diesen Fragen. 

Ich darf nun zu einigen Problemen der 
Ra.umplanung übergehen, zu denen die Herren 
Abgeordneten Ing. Fischer und Ing. Gradinger 
Stellung nahmen, aber auch der Herr Abgeord· 
nete Stohs. Es wurde in den Wortmeldungen 
darauf hingewiesen, daß die frühere Regie­
rung, die Regierung Klaus, bedeutende Vor­
arbeiten geleistet habe. Es ist nicht meine 
Aufgabe, hier zu qualifizieren. Ich gebe unum­
wunden zu: es ist richtig, daß 1967 ein Auftrag 
zur Untersuchung der Situation gegeben 
wurde - zuvor hatte aber bereits eine 
Koalitionsregierung eine permanente Regie-
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rungskommission eingesetzt gehabt -, und 
1970 kam es dann zur Erstellung von Leit­
linien für die Raumplanung. Aber ich bitte 
jetzt eines festhalten zu dürfen: ohne Zu­
stimmung der Bundesländer, ohne Zustim­
mung der Städte, ohne Zustimmung der Län­
der, entgegen dem, was von Rednern der 
Opposition gesagt wurde. 

Ich darf eine Frage stellen : Ist es nicht 
interessant, daß der Zeitpunkt der Veröffent­
lichung dieser Leitlinien ein Zeitpunkt vor 
einer Nationalratswahl war? Anfang 1 970? 
Und stimmt damit nicht gerade das, was Abge­
ordneter Gradinger sagte, im besonderen 
Maße, wenn er darauf hinwies: Da wurden 
sehr oft rasch vor Wahlen bestellte Fragen 
beantwortet - und ich möchte sagen : Leit­
linien in ebenso verdächtigem Zusammenhang 
veröffentlicht. 

Das also zu der Frage der wertvollen Vor­
arbeit. Es war diese Vorarbeit knapp vor den 
Wahlen veröffentlicht worden, und damit 
konnte die frühere Regierung gar nicht mehr 
in die Lage versetzt werden, an die Realisie­
rung heranzutreten. 

Diese Osterreichische Raumordnungskonfe­
rEnz, die von dieser Bundesregierung geschaf­
fen wurde, entspricht nämlich dem Geist des 
kooperativen Bundesstaates. Sie berücksichtigt 
die Tatsache, daß Raumplanungsaktivitäten, 
Raumplanungskompetenzen nicht in einer 
Hand vereinigt sind, sondern auf Bund, Län­
der, Städte und Gemeinden verteilt sind. 

Dazu ist es interessant, die Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Ing. Fischer in Be­
tracht zu ziehen. Sie kontrastieren zu dem, 
was Abgeordneter Gradinger sagte. Abgeord­
neter Fischer sagte nämlich, man könne nur 
dann Raumplanung betreiben, wenn man die 
Verfassung ändere, wenn man sich also zu 
einer Verfassungsänderung bekenne. Das 
steht im Widerspruch zu dem, was Abgeord­
neter Gradinger sagte. Das steht im Wider­
spruch zu dem, worauf die Osterreichische 
Raumordnungskonferenz basiert. Das steht im 
TvViderspruch zum Gedanken des kooperativen 
Bundesstaates. Und das wirft die Frage auf, 
ob der Herr Abgeordnete Fischer vielleicht 
sogar eIne Totaländerung der Verfassung hier 
anmeldet oder als notwendig skizziert. 

Und damit darf man eine Frage an die 
Abgeordneter Gradinger zeichnete darüber OVP stellen : Ist dieser Vorschlag ernst ge­

hinaus den langen und mühevollen Weg der meint? Ist dieser Vorschlag ein persönlicher 
Raumplanung in einem Bundesstaat wie Oster- Vorschlag des Herrn Abgeordneten Fischer, 
reich und er nahm Bezug auf das Problem oder entspricht er der Auffassung der OVP? 
der grenznahen Entwicklungsgebiete. Dazu ist -- Wenn ja :  Welche Änderungen sollen ge­
zu sagen, daß die Bundesregierung im März macht werden? (Abg. Ing. F i s  C h e r: Das 
1 912 im Rahmen der Osterreichischen Raum- haben Experten fes tgestellt !  Sie brauchen nur 
ordnungskonferenz, die von ihr geschaffen nachzulesen! - Präsident Dr. M a l  e t a  über­
worden war, den Antrag stellte, hier aktiv nimmt den Vorsitz .)  
zu werden. 

Es kam zur Konstituierung eines Unteraus­
schusses, der sich mit diesen Fragen zu be­
schäftigen hat, aber leider konnte in dieser 
Zusammenarbeit mit den gegenbeteiligten 
Ländern, mit den Gemeinden, mit den Städten 
noch nicht jener Fortschritt erzielt werden, 
der von der Bundesregierung angestrebt 
wurde, und aus diese m  Grund setzte die Re­
gierung selbst einen e igenen Ausschuß zur 
Vorbereitung der A ktivitäten der Bundes­
regierung ein, und dieser wird im Dezember 
dem Bundeskanzler Bericht erstatten. (Beifall 
bei der SPO.) 

Hohes Haus ! Herr Abgeordneter Gradinger 
forderte, die Länder und Gemeinden sollen 
bei der Lösung der Entwicklungsprobleme 
nicht alleingelassen werden, und ich darf 
sagen, daß diese Regierung diese Auffassung 
unterstützt, j a  noch mehr, daß dies völlig der 
Auffassung dieser Regierung entspricht. In 
diesem Sinne ist auch die Schaffung der Oster­
reichischen Raumordnungskonferenz zu ver­
stehen. 

Wir stehen j edenfalls bei unserer Raum­
ordnungspolitik fest auf dem Boden der Ge­
setze und damit der Verfassung. Wenn wir 
auch sehr oft sehen müssen, daß damit einer 
p lanvollen Vorgangsweise relativ enge Gren­
zen gesetzt sind. D as muß man sehen. Aber 
wenn man der Meinung ist, daß diese Grenzen 
zu eng sind, daß man daher nicht weiter 
kommt, dann soll man entsprechend überlegt 
Vorschläge zur D iskussion stellen und bitte 
eines nicht tun, eine solche Feststellung als 
weiteres Instrument, als weitere Waffe zum 
Angriff gegen die Bundesregierung verwen­
den. Denn letztlich geht es uns bei dieser 
Raumplanung um sehr viel, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren : Es geht uns dabei 
darum, einen wichtigen Beitrag zur Bewälti­
gung der künftigen Probleme im Interesse der 
österreichischen Bevölkerung zu leisten. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete  Dr. Kohlmaier. Ich erteile 
es ihm. (Abg. L a  n C: Salzburg zwei! Heute 
fehl t der Scheinwerfer!) 

: no 
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Abgeordneter Dr.  Kohlmaier (OVP) : Meine 
sehr verehrten Damen und Herren ! Hohes 
Haus ! Der Scheinwerfer,  den der Kollege 
Lanc urgiert, wird von mir auf ein Thema 
gerichtet, das auch zum Bundeskanzleramt res­
sortiert und überdies von der Frau Staats­
sekretär Karl mitbetreut wird, mit dem ich 
mich jetzt in diesem Kapitel auseinandersetzen 
möchte. Es ist die Frage des Standes der 
Familienpolitik in diesem Jahr 1972 und im 
kommenden Jahr. 

Ich möchte dieses Thema weniger als Partei­
funktionär beleuchten, sondern auch als ein 
Abgeordneter, der auf dem Gebiet der Fami­
lienpolitik sich einige Zeit bemüht hat und 
weiterhin die Geschehnisse im familienpoli­
tischen Bereich mit besonderem Interesse ver­
folgt. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte vor­
weg feststellen, daß ich glaube, daß Grund 
für eine Sorge vorhanden iist, wie es mit der 
Familienpolitik in Osterreich weitergehen 
wird und vor allem für eine Sorge über das 
Schicksal der Familien in Osterreich. Gerade 
im Bereich der Familien, und vor allem der 
Familien mit mehreren Kindern, fehlt es sehr 
oft noch an dem Wohlstand, den andere ge­
nießen dürfen, an dem steigenden Wohlstand, 
der vom Wiirtschaftswachstum ausgelöst wird. 
Vor allem muß man aber eines beklagen, daß 
es nicht nur an den materiellen Voraussetzun­
gen fehlt, sondern daß sehr oft auch das Ver­
ständnis für die Situation der Familien nicht 
vorhanden ist. Uns muß eines zu denken 
geben. Wenn man die gewichtigen Aussagen 
etwa der Bundesregierung untersucht, wo die 
Prioritäten festgelegt werden, wo man über 
die Ziele Grundsätzliches sagt, dann ist es 
sehr oft so, daß die Familie als Zielgruppe, 
als besondere Zielgruppe oder als besonderes 
Anliegen der Politik unerwähnt bleibt. 

Ein Beispiel dafür aus letzter Zeit. Ich will 
nichts einfach hier nur in dem Raum stellen, 
sondern mich bemühen, das auch sachLich zu 
untermauern. 

Als von einer Preisabgeltung wegen der 
Steigerung der Grundnahrungsmittel gespro­
chen wurde, und das ist sehr ausgiebig und 
mit großer Publizität nach dem Ministerrat in 
Draßburg geschehen, hat man erfreulicher­
weise von den Ausgleichszulagenbeziehern 
gesprochen. Ich sage erfreulicherweise. Aber 
unerfreulicherweise hat man nicht von den 
Familien gesprochen, obwohl doch bekannt ist, 
meine Damen und Herren, daß die Kinder als 
Konsumenten und damit als Betroffene einer 
Preis erhöhung der Grundnahrungsmittel min­
destens dieselbe Bedeutung haben wie der 
Kreis der Pensionisten, den wir natürlich auch 
nicht aus dem Auge verlieren wollen. 

Immer wieder fällt uns auf : Von der FamiHe 
wird sehr wenig gesprochen und manchmal 
von den Kindern, aber ganz und gar nicht 
und besonders von der Mehrkinderfamilie. Der 
Frau Staatssekretär ist sicher bekannt, daß 
vor kurzem eine interessante Arbeit erschie­
nen ist, die sich mit der materiellen Situation 
der Familie befaßt. 

Es ist ein Artikel von Viktor Czepl, Salz­
burg er Arbeiterkammer, in der Zeitschrift 
"Arbeit und Wirtschaft" Nummer 7 und 8 aus 
1972 : "Das neue Gesicht der Armut." In die­
sem sehr lesenswerten Artikel findet sich der 
bemerkenswerte Satz : "daß in jedem Fall ein 
für eine Einzelperson an sich hinreichendes 
Einkommen sich sofort in ein unzureichendes 
verwandelt, wenn es entsprechend oft geteilt 
werden muß" .  Das ist die Situation der Fami­
lien. Das relativ gute Auskommen mit einem 
Gehalt oder einem sonstigen Bezug, wenn 
einer davon oder wenn allenfalls zwei davon 
leben müssen und das sehr rasche Umwandeln 
in eine Armutssituation, in eine Bedrängnis­
situation, wenn mehr Personen, wie bei einer 
kinderreichen Familie, von diesem Einkommen 
leben müssen. 

In diesem Beitrag wird anhand der Daten 
über die Mindestpension unter Berufung auf 
einen SozialschichteIl!index, den das IFES erar­
beitet hat, etwas sehr Bemerkenswertes fest­
gestellt! Daß nämlich die Lebensbedürfnisse 
einer Familie, wenn wir davon ausgehen, daß 
ein einzelner Erwachsener den Einkommens­
oder Lebensbedarf von 1 hat, mit einem wei­
teren Erwachsenen, mit der Ehefrau zum Bei­
spiel , um 0,8 weitere Einheiten steigt, bei 
einem Kind bis zu zehn Jahren um 0,4 und 
bei einem Kind zwischen zehn und vierzehn 
Jahren um 0,6. 

Wenn man nun die Armutsgrenze, das ist 
in diesem Artikel geschehen - es ist immer 
eine willkürliche Annahme, aber sie ward 
durchaus zulässig sein - bei einem verfüg­
baren Jahresgesamteinkommen von 25.000 S 
ansetzt, dann steigert sich diese Armutsgrenze, 
bei deren Untersdueitung man von Armut in 
der Familie sprechen muß, bei zwei Erwachse­
nen und zwei Kindern bereits auf 70.000 S, 
bei zwei Erwachsenen und rei Kindern bereits 
auf 82.500 S. Das bedeutet mit anderen Wor­
ten, daß die Durchschnittseinkommen, die 
heute bezogen werden, die wir statistisch er­
fassen, wohl bei alleinstehenden, bei beider­
seits berufstätigen Ehepaaren oder bei einem 
Kind, das Auslangen herstellen können, daß 
sich aber sehr, sehr rasch die Situation ändert, 
wenn eine Mehrkinderfamilie vorliegt. 

Meine Damen und Herren ! Was mich bei 
diesem Artikel, den ich als Beitrag zur Durch-
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leuchtung dieser Problematik durchaus be­
grüßen möchte, irritiert hat, ist die Tatsache, 
daß Czepl dann in der Zusammenfassung, wo 
er von der Abhilfe spricht, von diesen neuen 
Formen der Armut und von dem Teufelskreis 
Kinderreichtum, schlechte Bildung und so wei­
ter sagt : "Wir wollen diesen Teufelskreis 
durchbrechen." Und als konkreten Vorschlag 
sagte er :  "Mehr Familienplanung." 

Meine Damen und Herren! Wird man damit 
dem Problem gerecht? Ist der Ruf nach mehr 
Familienplanung, also nach mehr Möglichkei­
ten vorzusorgen, daß die Familie gar nicht 
so groß wird, ist das die Lösung dieser Pro­
blematik? Sehen Sie, in dem Artikel, den ich 
hier zitiert habe, findet sich eine sehr ähnliche 
Tendenz, wie wir sie auch feststellen müssen 
bei der bisherigen Tätigkeit der Frau Staats­
sekretär Kar!. Die Familien in diesem Land 
haben sicher erhofft, wlie sie gehört haben, es 
kommt ein Fami!ienstaatssekretär, noch dazu 
ein weiblicher Familienstaatssekretär, daß 
jetzt an höchster Stelle sozusagen, beim Bun­
deskanzleramt, dort wo die Entscheidungen 
getroffen werden, ein Anwalt der Familien 
tätig ist. 

Also eine Person, die sich vor die Familien 
hinstellt und sagt : Ich kämpfe jetzt für diese 
Menschen, die, wie in dem Artikel nachgewie­
sen ist, heute noch auf der Schattenseite des 
Wohlstandes leben. 

Zu den Aktivitäten, die wir bisher festge­
stellt haben - ich habe mir, Frau Staatssekre­
tär Karl, die Dinge gewissenhaft angesehen, 
weil ich n iemanden zu unrecht einen Vorwurf 
machen möchte oder ihn zu unrecht angreifen 
möchte - :  Frau Staatssekretär, wir haben Sie 
bisher leider viel weniger als Anwalt und 
Fürsprecher der Familien, sondern vielmehr 
als Fürsprecher der Verhinderung der Vergrö­
ßerung von Familien erlebt. Das ist etwas, 
was uns nicht gefällt! (Zustimmung bei der 
OVP. - Zwischenruf der Abg. Herta W i n k-
1 e r.) Frau Kollegin Winkler! Ich werde sehr, 
sehr gerne auf das, was Sie hier aufgeworfen 
haben, noch eingehen. Die Dinge sind so ernst, 
daß wir sie entsprechend gründlich behandeln 
müssen. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich von 
Anwälten für die kinderreichen Familien ge­
sprochen hab e :  Wir haben heute sehr wenige. 
Ja, die Familienorganisationen, das müssen 
wir anerkennen, sind hier unermüdlich tätig. 
Aber bei den p olitischen Parteien happert es 
leider noch sehr oft. 

Ich möchte hier eines zu dieser Frage , vor 
allem der Mehrkinderfamilien, sagen : Genau­
so wie wir die Entscheidung eines Menschen 
respektieren müssen, daß er sich nicht ver-

ehelicht, daß er keine Kinder hat - das ist 
jedermanns persönliche Sache -, müssen wir 
aber doch andererseits auch die Entscheidung 
für das Kind und die Entscheidung eines Ehe­
paares respektieren, daß es mehr als nur ein 
Kind oder zwei Kinder hat. 

Schauen wir uns doch die Dinge ganz simpel 
an, Frau Abgeordnete Winkler:  Es gibt sound­
so viele Menschen in diesem Land - ich sage : 
aus einer Entscheidung heraus, die wir respek­
tieren müssen -, die keine Kinder haben oder 
nur wenige Kinder haben. Nun wissen wir, 
daß es für ein Volk nicht gut ist, wenn es 
sozusagen auf dem Absterbeetat steht, wenn 
nicht wenigstens eine leichte Zuwachsrate in 
der Bevölkerung gegeben ist, einfach auch aus 
Gründen der sozialen Sicherheit. Es geht j a  
darum, daß irgend jemand auch einmal die 
Pensionen zahlen muß, die wir hier beschlie­
ßen und wobei wir uns bemühen, daß das 
großzügig geregelt wird. 

Wenn wir also die Entscheidung respektie­
ren, daß so und so viele in der österreichischen 
Bevölkerung nur ein Kind haben, nur zwei 
�inder haben oder kein Kind haben, dann 
sollen wir auch die Entscheidung respektieren, 
daß es andere gibt, die eine Dreikinder-, eine 
Vierkinder- oder vielleicht eine Fünfkinder­
familie gründen. Das sind auch Menschen; die 
unsere größte soziale Initiative und unser 
größtes soziales Engagement verlangen. 

Das is t  keine Frage der Fraktionen. Kollege 
Hobl,  Sie haben mit sechs Kindern sogar mich 
ausgestochen. - Es gibt auf beiden Seiten 
dieses Hauses diese Fälle, die eine - ich 
möchte es so nennen - für die Gesellschaft 
sehr wertvolle Leistung dadurch erbringen, 
daß sie eben die Mühe der Erziehung dieser 
Kinder auf sich nehmen. 

Wir müssen diese Leistung anerkennen. VI/ir 
müssen immer wieder den Appell richten, daß 
wir die Hilfe für diese Bevölkerungskreise 
besonders ernst nehmen. 

Herr Ing. Hobl ! Wenn wir uns in dieser 
Frage e inig sind, dann war uns von der Oster­
reichischen Volkspartei eines unverständlich: 
Als wir im Zuge der Verhandlungen über das 
Preisbildungsgesetz mit der Bundesregierung 
darübe r  verhandelt haben, daß auch die Kin­
derbeihilfen erhöht werden müßten, da waren 
die Kollegen der Regierungsfraktion sehr, sehr 
bereitwillig, allerdings nur in einem bestimm­
ten Rahmen, der dann nicht überschritten wer­
den konnte , mit uns über eine Erhöhung der 
Familie nbeihilfen zu sprechen. 

Abe r  Sie haben ein absolutes Nein ausge­
sprochen, als wir gesagt haben, es solle vor 
allem den Familien geholfen werden, die drei, 
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vier oder mehr Kinder haben. Es ging nämlich 
um eine zusätzliche Erhöhung für diesen Per­
sonenkreis. Das ist uns unverständlich. Denn 
j edermann, der einen einigermaßen gesunden 
Hausverstand besitzt, weiß , daß mit der Zahl 
der Kinder die Belastung wesentlich steigt 
und daß gerade diese Bevölkerungskreise �n 
die Armutszone hineinkommen, wie es Czepl 
nachgewiesen hat. 

Unser Vorschlag : Helfen wir besonders den 
Familien, in denen drei, vier oder mehr Kinder 
sind! ,  ist uns glatt abgelehnt worden. Das 
fassen wir - ich kann es nicht ' anders nen­
nen - als eine Hartherzigkeit gegenüber den 
Familien auf! (Zustimmung bei der OVP.) 

Man muß noch dazu sagen, daß diese Er­
höhungen bekanntlich nicht so viel kosten, 
weil diese Fälle eben nicht so zahlreich sind. 
(Zwischenruf bei der SPtJ.) Wenn !ich höre : 
Das ist eine Frechheit ! ,  dann verschlägt es 
mir ein bißehen die Rede, Herr Kollege Doktor 
Reinhart. Ich glaube:  So sollten wir über diese 
ernste Angelegenheit nicht sprechen! (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Diese Hartherzigkeit, von der ich gesprochen 
habe, ist uns auch in einem anderen Zusam­
menhang begegnet. Wir müssen immer wieder 
in E:rinnerung rufen : Die Osterreichische 
Volkspartei hat in diesem Haus beantragt, daß 
die Zeit, in der sich eine Mutter der Erziehung 
der Kinder widmet - hier sind es vor allem 
w:iederum die Familien mit mehreren Kindern, 
wo es notwendig ist, daß die Mutter zu Hause 
bleibt und sich der Erziehung der Kinder 
annimmt -, bei der Pensionsberechnung be­
rücksichtigt wird. Wir haben das iim Sinne der 
Familien, im Sinne intakter Familien vorge­
schlagen, wo die Mutter in dieser kI1itischen 
Zeit, in der die Kinder die Eltern und vor 
allem die Mutter brauchen, zu Hause bleibt, 
die Kinder eben erzieht und pflegt. 

Diese Ersatzzeitenanrechnung ist abgelehnt 
worden, abgelehnt, obwohl wir doch sagen 
müssen, daß es sich um eine Leistung der 
Frau handelt, die in jeder Hinsicht als berück­
sichtigungswürdig im Sinne des sozialen Fort­
scl1I1itts anzuerkennen i.st. 

Kollege Dr. Reinhart - selbst wenn es Sie 
wieder empört -: Auch das betrachte ich als 
Hartherzigkeit gegenüber den Familien. (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. R e  i n h a r t.) 

Das Unverständnis, das uns hier !immer wie­
der begegnet, muß uns limmer wieder zu dem 
Appell veranlassen : Mehr Engagement für die 
Familien und mehr Leistung für die Familien. 
Aber wir haben leider den Eindruck, daß die 
Regierung dieser VollfamiLie gegenüber, wo 
mehrere Kinder sind, nicht positiv eingestellt 

ist, sondern daß sie nur von einem einseitigen 
Idealbild der berufstätigen Frau ausgeht , nicht 
aber von der Familie , wo mehrere Kinder 
erzogen werden. 

Die Osterreichische Volkspartei hat zu die­
ser Frage : Soll die Frau berufstätig sein oder 
soll  sie sich dem Haushalt widmen?, eine sehr 
klare Position : Es muß der freien Entscheidung 
der Frau überlassen bleiben. Wenn sie s ich 
dafür entscheidet, obwohl sie Kinder hat, be­
rufstätig zu sein, so müssen wir diese Ent­
scheidung respektieren und müssen ihr von 
der Gesellschaft alle Hilfen zur Verfügung 
stellen, daß sie Berufstätigkeit und Haus­
frauenpflichten nebeneinander ausüben kann. 
Wenn sie sich aber andererseits dazu ent­
schließt, zu Hause zu bleiben, die Kinder zu 
erziehen und sich ganz der Erziehung und der 
Pflege der Kinder zu widmen, dann soll die 
Gesellschaft diese Leistung anerkennen. Ich 
sage es noch einmal : Und zwar als eine sozial 
hochwertige Leistung im Sinne der Gesamt­
gesellschaft und nicht nur der einzelnen Fami­
lie. Das ist unser Standpunkt. (Beifall bei der 
GVP.) 

Meine Damen und Herren! Was soll auf 
dem Gehiet der Familienpolitik weiter ge­
schehen? - Ich glaube, es gibt kaum einen 
anderen Weg, als dafür zu plädieren, daß der 
FamiLienlastenausgleich in Osterreich Fort­
schritte unternimmt, daß er ausgeweitet wird. 
(Zwischenruf der Abg. Herta W j n k 1 e r.) 

Frau Kollegin Winkler! Wir müssen uns 
nom einmal über die Frage, die Sie vorhin 
gemeint haben, auseinandersetzen. Ich sage 
noch einmal : Ausdehnung des Familienlasten­
ausgleichs. Aber was Sie bisher unternommen 
haben, war leider nur eine Umschichtung. 
Wenn man den Saldo zieht und wenn man 
sich die Frage stellt : Was ist für die Familien 
herausgekommen?, dann ist es leider per saldo 
weniger. Das werde ich Ihnen jetzt nachwei­
sen. 

Frau Kollegin Winkler ! Lassen wir j etzt 
einmal den Parteistandpunkt beiseite. Ich bitte 
Sie darum. Ich will es gerne tun, aber machen 
Sie es auch. (Ruf bei der SPO: Das wird Ihnen 
schwerfallen!) Sind Sie dazu bereit? 

Untersuchen wir j etzt einmal ganz sachlich 
und objektiv: Was hat sich in letzter Zeit auf 
dem Gebiet des Familienlastenausgleichs ge­
tan? 

Sie wissen genau, daß die Zuflüsse in den 
Familienlastenausgleich im Gesetz unverän­
dert gleichgeblieben sind. Die Hauptlast des 
Familienlastenausgleichs wird von einer sechs­
prozentigen Abgabe von der Lohnsumme der 
Betriebe geleistet, worüber es einen alten 
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Schulstreit gibt, ob das Lohngelder oder Lei­
stungen des Betriebes sind ; ich glaub e, man 
wird es nie entscheiden können. Für beide 
Ge.sichtspunkte gibt es Argumente. Wenn es 
Lohngelder sind, dann zahlen sich die Arbeit­
nehmer heute die Schulbücher, Freifahrten und 
alle Segnungen selbst; das ist dann eine Folge, 
die man aus dem ziehen muß. Aber das will 
ich jetzt außer Betracht lassen. 

Ich sage noch einmal: Die Haupteinnahme­
quellen sind gleichgeblieben. Die Verteilung 
dessen, was eingeflossen ist, haben Sie zum 
Teil dahin gehend geändert, daß Sie nicht 
mehr Barleistungen an die Familien geben, 
sondern Sachleistungen, Freifahrten, Schul­
bücher (Abg. U 1 b r i c h: Was hat die O VP 
von 1 966 bis 1970 gemach t ?  Gar nichts hat  sie 
gemachtf) Herr Kollege Ulbrich! Geduld, ich 
komme gleich, nicht so unruhig sein. Wenn 
Sie das, was im Familienlastenausgleich für 
die Familien gewidmet ist, nicht bar geben, 
sondern als Sachleistungen, dann dehnen Sie 
den Familienlastenausgleich nicht aus, sondern 
Sie wandeln einen Teil  von Barzuwendungen 
in  Sachleistungen um. Und das ist kein Fort­
schritt in der Familienpolitik, sondern das i st 
eine Ersetzung von Bargeldleistungen durch 
Sachleistungen. (Abg. Ing. H o b  1: Aber um 
1 00 S mehr im Monat !  Ich rechne Ihnen das für 
meine Familie vor!) 

Und wenn Sie jetzt dazurechnen, daß durch 
die Anderung bei der Schulbuchregelung so 
und so viel heute durch den Kamin, durch 
die Müllablagerung geht, dann sind Verluste 
für den Familienlastenausgleich eingetreten, 
dann steht unter dem Strich weniger, als wenn 
Sie das Geld, das im Familienlastenausgleich 
zur Verfügung stand, den Familien in die 
H and gegeben hätten. (Beifall bei der O VP. 
- Abg. L a  n c: Aber Ihr Mathematikprofessor 
dürfte nicht zuhören, Herr Kollege Koh1maierl) 

K ollege Lane ! Ich wäre an Ihrer Stelle etwas 
vorsichtig. Sie haben vor kurzem ein Rund­
schreiben an die Margarethner ausgegeben, 
das : ich auch bekommen habe. (Abg. L a  n c: 
Ich informiere meine Wähler immer im Gegen­
satz zu Ihnen!) Da steht wörtlich drinnen: 
Die SPO hat die Budgetdefizite verringert. -

Wenn man so eine Aussage macht, Kollege 
Lanc, dann soll man sich mit Zahlen ein bisserl 
vorsehen. (Beifall bei der OVP.) Soll ich Ihnen 
das Flugblatt geben? (Abg. Dr. B r o d  a: Kol­
lege Lane! Der Abgeordnete Dr. Kohlmaier ist  
dein Wähle.r?) Leider nicht, auch wenn ich 
im Bezirk wohnen würde. (Abg. L a  n c:  E r  
wird's schon noch werden!) Wenn der Kollege 
Lanc rechtzeitig der OVP beitritt, mit Ver­
gnügen. (Beifall bei der OVP. - Heiterkeit .) 

Bitte, kehren wir zum Ernst der Sache zu­
rück. Kollege Ulbrich hat hier die Frage des 
sogenannten Ausräumens des Familienlasten­
ausgleichsfonds aufgeworfen. Hier müssen wir 
immer wieder eines klar feststellen :  Es war 
ein Finanzminister der Osterreichischen Volks­
partei, Dr. Wolfgang Schmitz, der die gesetz­
liche Vorschrift geschaffen hat, daß die Fami­
lienfondsmittel nicht mehr dem Budget zur 
Verfügung stehen, sondern in einem eig�nen 
separierten, mit Rechtspersönlichkeit ausge­
statteten Fonds weggelegt werden. Das war 
der entscheidende Schritt, meine Damen und 
Herren ! (Beifall bei der OVP.) Das war der 
entscheidende Schritt für die Zweckbindung 
dieser Mittel, und der wurde von der Oster­
reichischen Volkspartei vorgenommen. Das 
wollen wir hier nicht übersehen, und das 
müssen wir diesem Finanzminister, der sehr 
Vliel familienpolitisches Verständnis aufge­
bracht hat, danken. (Ruf bei der SPO :  Wie hat 
denn der geheißen, der es ausgeräumt hat? 
- Heiterkeit.) 

Nur ist in dem Gesetz e ine Vorschrift, die 
uns, ehrlich gesagt, nicht sehr gut gefällt, 
aber von der Sie auch Gebrauch gemacht 
haben, nämlich daß Uberschüsse beim Post­
sparkassenamt zu veranlagen sind ; und das 
ist letzten Endes ein Horten oder, sagen wir, 
ein Reservieren von Familienmitteln, das keine 
Ideallösung ist. Da wären wir Ihnen sehr dank­
bar, wenn Sie einen neuen Weg aufzeigen 
würden, wie man diese Uberschüsse, die heute 
bereits beim Postsparkassenamt zu veranlagen 
sind, für die Familie nutzbar machen oder 
wenigstens so veranlagen könnte, daß eine 
möglichst hohe Verzinsung lim Interesse der 
Familien stattfindet. (Beifall bei der OVP.) 

Da möchte ich, weil wir von den Freifahrten 
und Schulbüchern gesprochen haben, einen 
Unterschied zwischen Ihrer und unserer Auf­
fassung aufzeigen: In der Zeit der OVP-Allein­
regierung ist eine wichtige familienpolitische 
Maßnahme gesetzt worden. Sie war zwar nur 
ein Schritt, aber man soll ihn nicht unter­
schätzen. Da wurde die Familienfahrkarte ein­
geführt; das bedeutet eine sehr starke Er­
mäßigung, wenn eine Familie auf der Bundes­
bahn eine Reise unternimmt. Hätte da s  die 
SPO-Regierung gemacht, hätte sie wahrschein­
lich den Kostenaufwand für diese Familien­
fahrkarten der Bundesbahn aus dem Familien­
lastenausgleichsfonds ersetzen lassen. Wir 
haben das nicht gemacht. Wir haben es auf 
uns genommen, daß das aus den Mitteln  der 
Bundesbahnen und damit indirekt aus Budget­
mitteln finanziert werden muß. (Abg. Ing. 
H o b  1: Dann kommt es den Familien zugute!) 
Sehen Sie, daher war das eine echte Ausdeh­
nung des Familienlastenausgleichs. Wenn Sie 
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aber Freifahrten "verschenken" - verschen­
ken unter Anführungszeichen - und sich das 
auf Heller und Pfennig aus Familiengeldern 
wieder zahlen lassen, dann sind Sie, meine 
Damen und Herren, eigentlich nicht ehrlich, 
wenn Sie trotzdem von sogenannten Freifahr­
ten sprechen; denn frei oder gratis ist doch 
nur etwas, wofür man nicht zahlen muß. Sie 
aber lassen die Familien für das, was Sie 
ihnen als scheinbare Geschenke geben, selber 
bezahlen, und das 'ist kein ehrlicher Weg, das 
sollten wir nicht. (Beifall bei der avp. - Abg. 
P Ö 1 z: Wer zahlt denn das Defizi t  der Bundes­
bahnen? ) Zum Glück nicht die Familien, son­
dern die Allgemeinheit; auch die Kinderlosen. 
Und damit haben wir einen Familienlasten­
ausgleich. (Beifall bei der avp.) 

Herr Kollege ! Hat schon einmal j emand in 
diesem Land gesagt : Die medizinische Behand­
lung in Osterreich ist gratis, die Medikamente, 
der Arzt? Das ist ja gar nicht wahr. Natürlich 
muß man, wenn man hingeht, nichts oder nur 
eine bescheidene Rezeptgebühr dafür bezah­
len. Aber nichts ist gratis, wofür etwas bezahlt 
werden muß und wofür Bei träge geleistet 
werden müssen. Und das Schulbuch und die 
Freifahrt werden leider nicht von der Bundes­
bahn und von den Buchhändlern gratis zur 
Verfügung gestellt, sondern dafür müssen Bei­
träge bezahlt werden, von den Betrieben, von 
der Steuer. Und damit ist es - lieh sage es 
noch einmal, wir können es immer wieder nur 
unterstreichen - ein Geschenk, das Sie aus 
fremden Taschen gegeben haben. Sie haben 
keine familienpolitische Maßnahme, sondern 
Sie haben nur e,ine Umschichtungsmaßnahme 
durchgesetzt. (Zwischenrufe. - Abg. Doktor 
Marga H u b  i n e k: Das is t doch kein Fort­
schritt, wenl1 ich mir das selber zahle!) 

Hohes Haus ! Eine wesentliche Möglichkeit 
der Verbesserung des Familienlastenaus­
gleichs haben Sie ebenfalls vorübergehen las­
sen, das war die Steuerpolitik. Wir haben 
hier bei der Verabschiedung der Einkommen­
steuergesetznovelle eine sehr eingehende De­
batte gerade über dieses Kapitel erlebt. Und 
ich muß hier noch einmal bedauern, ohne das 
alles j etzt noch einmal in Erinnerung zu rufen: 
Sie haben die Möglichkeiten des Familien­
lastenausgleichs im Steuersystem einge­
schränkt, Sie haben dort das, was für die 
Familie geleistet wird, eher reduziert, Sie 
haben dem Ausbau des Familienlastenaus­
gleichs im steuerlichen System mit der von 

. Ihnen beschlossenen Einkommensteuernovelle 
endgültig den Garaus gemacht. Wir haben es 
erlebt. 

Daß die ganze Argumentation, die Sie hier 
aufgebaut haben, nur familienfeindlIch war, 
ergibt sich daraus, daß Sie bei den Familien 

gegen das System der Freibeträge angekämpft 
haben, aber gleichzeitig in anderen Belangen 
die Freibeträge belassen haben. Sie haben in 
den neuen Einkommensteuervorschriften für 
das Kfz-Pauschale - erfreulich für die Auto­
fahrer -, für die Werbungskosten, für die 
Sonderausgaben, sogar für die Kirchensteuer 
das Freibetragssystem aufrechterhalten. (Abg. 
L a  n c: Was heißt sogar?) Das sind Dinge, wo 
Sie es auch als Sozialisten offenbar :in Kauf 
nehmen, daß ein Steuerpflichtiger es einmal 
unternehmen darf, vor das Finanzamt hinzu­
treten und zu sagen: Mein steuerpflichtiges 
Einkommen verringert sich durch besondere 
Belastungen ! 

Das, was Sie für das Auto zubilligen, für 
den Personenkraftwagen, mit dem man zur 
Arbeit fährt, haben Sie für das Kind verwei­
gert. Und deswegen glauben wir nicht an Ihre 
familienpo�itische Einstellung. (Beifall bei der 
avp. - Abg. lng. H o b  1: Es sind halt alle 
Kinder gleich!) Es sind auch alle Autos gleich, 
Herr Ingenieur Hobl. (Abg. lng. H o b  1 :  Das 
ist beim Kraftfahrzeugpauschale doch gleich, 
Herr Kollege Kohlmaier!) Nein, die Absetzung 
variiert, der Absetzungsbetrag ist gleich, ge­
nau so wie es beim Kind gleich war. Ich glaube, 
Sie haben sich mit den Dingen nicht entspre­
chend befaßt. (Abg. lng. H o b  1: Sicher, sicher! 
Nur nicht so absichtlich falsch wie Sie!) 

Meine Damen und Herren! Wir stehen 
jedenfalls auf dem Standpunkt, daß die Er­

setzung von Familienmaßnahmen durch Sach­
leistungen kein guter Weg ist. Hier scheiden 
sich nämlich die familienpolitischen Geister, 
wenn ich das so sagen darf. (Abg. lng. H o b  1: 
Das stimmtl) Das ist eine sehr ernste Frage, 
es ist ein Hauptziel meines Diskussionsbei­
trages : Sie, meine Damen und Herren von der 
SPO, und vor allem diese Regierung zu bitten, 
einmal die Karten auf den Tisch zu legen und 
zu sagen, wie Ihrer Meinung nach die familien­
politische Entwicklung in Osterreich weiter­
gehen soll. 

Sie haben schon im Linzer Programm - ich 
glaube es war im Jahre 1926 - von den 
freien Schulfahrten und von den freien Schul­
büchern gesprochen. (Abg. Dr. T u  1 1: Wir 
haben es gemacht, Sie reden nur!) Sie können 
für sich in Anspruch nehmen - Sie lassen 
eben diese Dinge aus dem Familienlastenaus­
gleich bezahlen - zu sagen, daß Sie wichtige 
familienpolitische Ziele erreicht haben. 

Aber jetzt bitte ich Sie, endlich einmal die 
Karten auf den Tisch zu legen und zu sagen : 
Wie geht es in der Familienpolitik in Oster­
reich weiter? Werden Sie nichts unternehmen? 
Vlerden Sie die Freibeträge oder die Kinder­
beihilfen erhöhen? Werden Sie, meine Damen 
und Herren, vielleicht weiter Sachleistungen 
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statt Beihilfen geb�n? Ist vielleicht der nächste I L a n c: Um wieviel wollen Sie das Budget­
Schritt, daß man sagt: Na, wenn schon das defizit erhöhen?) 'Wir haben vorgeschlagen, 
Schulbuch gratis ist, dann auch der Bleistift, I die Einkommensteuerreform familienpolitisch 
der Zirkel und alle Lehrmittel ! ?  Und wenn mit einem neuen Schwerpunkt zu versehen 
wir alle Lehrmittel gratis aus dem Familien- und sie nicht im gegenteiligen Sinn familien­
lastenausgleich geben, vielleicht kommt dann politisch zu entwerten und die Entwicklung 
als nächster Schritt, daß Sie sagen : Auch Kin- zurückzudrehen. (Beifall bei der OVP.) 
derkleidung könnte unter Umständen aus dem Dazu nun noch etwas Grundsätzliches ! Sie 
Familienlastenausgleich den Familien gratis fragen nach Budgetmitteln, Kollege Lanc. (Abg. 
zur Verfügung gestellt werden! 

Dr. T u  1 1 : Er ärgert sich, daß jetzt alle Kinder 

Wenn Sie immer mehr an Stelle von Bar- gleichgestell t sind!) Ich sehe leider, daß Sie 

leistungen, von Geldleistungen für die Familie meinen Gedanken nicht ganz gefolgt sind. 

direkte Alimentation an die Kinder geben, Aber bitte. Ich fürchte nur, wir werden nicht 

lassen Sie eine sehr bemerkenswerte und für so rasch auf elinen gemeinsamen Nenner kom-

mich besorgniserregende Tendenz in Ihrer 
Arbeit erkennen. Es geht Ihnen nicht um die 
Stärkung der Familien, sondern es geht Ihnen 
darum, die Kinder möglichst bald daran zu ge­
wöhnen, daß sie die Wohltaten nicht aus den 
Händen der Eltern, sondern vom Staat empfan­
gen. (Beifall bei der OVP.) Dieser Umerzie­
hungsprozeß könnte in Ihrer familienpoliti­
schen Z.ielvorstellung eine Rolle spielen. (Abg. 
Dr. F i s  c 11 e r: Aus diesen Ausführungen 
klingt unreflektierter Antisozialismus; aber 
der ist scheinbar nicht auszurotten bei der 
OVP!) 

Ich sehe, Kollege Fischer, hier gewisse Be­
sorgnisse. Herr Abgeordneter Fischer! Es ist 
viel zuwenig, wenn Sie jetzt sagen: Wir sind 
so reformfreudig, wir wollen alles verändern 
und wir wollen die Gesellschaft verändern ! 
- \Vas uns in diesem Zusammenhang inter­
essiert, ist einfach. In welche Richtung geht 
Ihre Reformpolitik? 

Ich bitte Sie jetzt, dafür zu sorgen und bei­
zutr,agen - ich weiß nicht, ob es von der 
Frau Staatssekretär geschehen wird, vom 
Herrn Vizekanzler, vielleicht aus Ihrem Klub 
heraus -, daß geklärt w:ird : Wo liegen die 
Linien Ihrer weiteren familien politischen Ent­
wicklung? 

men. 

Wir glauben daran, daß man Politik für 
die Familien nicht nur damit machen kann, 
daß man den Familienlastenausgleich exeku­
tiert und praktiziert, W1ie er schon seit vielen 
Jahren besteht und gesicherte Einnahmen hat. 
Wir glauben einfach auch d aran, daß man 
eine Familienpolitik in dem Sinne machen 
kann, daß man die gesamte Politik familien­
freundlich gestaltet. 

Es sind oft sehr, sehr bescheidene Dinge, 
über die sich die Familie freut. Es beginnt 
zum Beispiel bei der Wohnbaupolibik. Da kann 
man verschiedene Wege gehen, da kann man 
die IvIittel, die zur Verfiigung stehen, für jene 
Familien in einem höheren U mfang zur Ver­
fügung stellen, die viele Kinder haben und 
daher einen größeren Wohnraum brauchen, 
oder man kann andere Schwerpunkte setzen. 
(Abg. Dr. T u  1 1 : Haben Sie das in Ihrem 
Wohnungsprogramm verwirklicht?) 

Man kann die Arbeitsplätze familienfreund­
lich gestalten. Das sind Möglichkeiten, die den 
Betrieben zur Verfügung stehen, :indem man 
für Mütter Erleichterungen s chafft. 

Man kann auch auf dem Sektor der Kinder­
gärten - das ist leider nicht eine Sache des 
Bundes, sondern der Länder - sehr viel 

Ich frage noch einmal : Werden Sie einfach machen. Herr Kollege Tull ! Eines würde ich 
nur das, was durch die Erhöhung der Lohn- Ihnen empfehlen: Gehen Sie einmal die neun 
summe mehr an Beiträgen in d en Fonds fließt, Bundesländer Osterreichs durch und schauen 
in Beihilfenerhöhungen weitergeben? Wenn Sie, welche Regelungen auf dem Kindergarten­
Sie das tun, tun Sie gar nichts für die Familien- sektor bestehen! Da werden Sie einerseits 
politik. Dann sind Sie nur ein Inkassant und darüber überrascht sein, wie groß die Unter­
Weitergeber von Mitteln. (Abg. L i  b a 1: Wie schiede noch sind, und andererseits werden Sie 
war das bei Ihnen?) Werden Sie diese Mittel als Sozialist überrascht sein, daß die Länder, 
weiter in Sachleistungen umwandeln, also sich wo die OVP in diesen Frage n  den Ton angibt, 
wieder irgend etwas einfallen lassen, was man wesentlich fortschrittlicher sind als etwa die 
gratis den Kindern zur Verfügung stellen kann, Gemeinde Wien oder das Burgenland oder 
um es auf der anderen Seite aus den Mitteln Kärnten. (Beifall bei der OVP. - Abg. Doktor 
zu nehmen, die zur Verfügung stehen, oder T u  1 1: Das haben wir in Oberösterreich ge­
werden Sie andere familienpolitische Initia- sehen, wie Sie es machen wollen!) Die Fami­
tiven ergreifen? (Abg. L a  n c: i.Nieviel SChla- l lien brauchen oft keine großen familienpoli­
gen Sie Val!) Wir haben sehr k onkrete Vor- tischen Maßnahmen; sie würden manchmal oft 
schläge gemacht, Herr Kollege Lanc . (Abg. nur eine kleine Hilfe brauchen. 
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Wir haben vor der letzten Nationalratswahl 
in unserem Wahlprogramm, das leider nicht 
die Zustimmung der Wähler gefunden hat, 
einige Maßnahmen für die Familien vorge­
schlagen. (Abg. Dr. T u  1 1: Die wissen schon 
warum!) Manchmal brauchen die Dinge etwas 
mehr Zeit; aber wir sind guter Zuversicht, 
Kollege Tull. Wir haben sehr bescheidene, 
aber sehr wirksame Maßnahmen für die Fami­
lien vorgeschlagen; unter anderem haben wir 
auch - und das ist gar nicht komisch und 
gar nicht lächerlich - verlangt, daß Mütter 
mit Kinderwagen auf öffentl.ichen Verkehrs­
mitteln überall ohne Schwierigkeiten mitge­
nommen werden. Wenn Sie heute auf der 
Wiener Ringstraße, Kollege Tull, die Straßen­
bahn fahren sehen, dann werden Sie überall 
schon die Zeichen sehen, wo das zugelassen 
wlird. Ich bringe das nur als Beispiel dafür, 
daß die Familien nicht nur mit Budgetmilliar­
den, sondern sehr oft durch kleine vernünftige 
Maßnahmen, die man 'im Bund, im Land, die 
man in den Interessenvertretungen, lin den 
Betrieben, in der verstaatlichten Industrie 
machen kann, viel Hilfe bekommen können, 
wenn nur eine familienpolitische Gesinnung 
vorhanden ist. (Beifall bei der OVP.) 

Und diese Atmosphäre für die Familie, die 
Anerkennung : Die Familie hat in diesem Land 
jene Funktion, die durch nichts ersetzt werden 
kann! ,  die vermissen wir bei dieser Bundes­
regierung. Sie befassen sich einfach zu wenig 
mit den Sorgen der Familie. Sie sind nicht be­
reit, familienpolitisch zu denken, außer mit 
Ihren mechanistischen Prinzipien und mit Ihren 
Versuchen, FamiHengelder in Geschenke um­
zumünzen. Das ist alles, was Sie bisher hier 
geleistet haben. Das ist doch zuwenig, �eine 
Damen und Herren. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Wir haben uns in der Frage der Familien­
p olitik auf dem Salzburger Parteitag iin einem 
Punkt sehr prägnant festgelegt. Wir glauben, 
daran, daß die Familie eine Funktion hat, e,ine 
unersetzliche Funktion, die ihr niemand in 
diesem Staat abnehmen kann, als Lebensge­
meinschaft, die die Entwicklung des Kindes 
prägt, nach wie vor. Wir glauben nicht daran, 
daß die Erziehung, die Heranbildung der Kin­
der zur Gänze vom Staat übernommen werden 
kann ; denn nur gesunde Familien sind eine 
Voraussetzung dafür, daß wieder eine gesunde 
Generation heranwächst. 

Wir glauben an diese Familie, meine Damen 
und Herren. (Abg. [ng. H o b  1: Wir auch!) 
Und wir appellieren an Sie: Schaffen Sie eine 
familienfreundliche Politik, wo Sie nicht nur 
mit Tricks Gelder umwidmen, sondern wo sie 
echt einen Fortschritt für die Familien zu-

stande bringen. (BeifalI bei der OVP. - Abg. 
L a n  c:  Die österreichischen Kinder fahren also 
jetzt mit Tricks in die Schule?) Ja, mit einem 
Finanzierungstrick, denn wenn Sie, Herr Kol­
lege Lanc, es ehrlich gemeint hätten, dann 
hätten Sie dafür sorgen müssen . . . (Beifall 
bei der OVP. - Lebhafte Zwischenrufe bei 
der SPO. - Abg. S e k a n i n a: Das ist per­
manente Demagogie, was Sie betreiben! Per­
manente Demagogie betreiben Siel - Wei tere 
Zwischenrufe bei SPO und OVP.) 

Präsident Dr. Malela (das Glockenzeichen 
gebend) : Meine Damen und Herren ! Ich bitte 
Sie, sich etwas zu beruhigen. (Anhaltende 
stürmische Zwischenrufe bei der SPO.) Meine 
Damen und Herren! Ich bitte Sie, sich jetzt 
etwas zu beruhigen. Jetzt spreche ich, achten 
Sie doch errn wenig auf die Worte des Vor­
sitzenden !  Ich bitte Sie, sich etwas zu beruhi­
gen ! 

Die Debatte geht weiter. (Abg. L a n  c: Aber 
nicht im Salzburger S til!) 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (fortsetzend) : 
Jawohl, wir werden mit Ihnen salzburgerisch 
reden. (Zustimmung bei der OVP. - Gegen­
rufe bei der SPO.) 

Präsident Dr. Malela: Bitte, heizen Sie doch 
nicht wieder an. (Heftige Zwischenrufe.) 

Meine Damen und Herren ! Ich bitte Sie 
jetzt, sich etwas zurüdczuhalten und die De­
batte nicht wieder anzuheizen. (Abg. S e  k a­
n i  n 0 :  Wir lassen uns vom OVP-Klub nicht 
vorschreiben, was wir sagen! - Rufe bei der 
OVP: Wir auch nicht!  - Weitere Zwischen­
rufe.) 

Präsident Dr. Malela (das Glockenzeichen 
gebend): Ich bitte, meine Damen und Herren, 
sich j etzt etwas zurückzuhalten, nach allen 
Seiten hin ! Es hat doch keinen Sinn. (Anhal­
tende Unruhe.) Ich bitte, j etzt spreche ich, 
sich etwas zu beruhigen. (Neuerliche Unruhe.) 
Bitte, j etzt keine Zwischenrufe. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (fortsetzend): 
Bei aller Zurückhaltung, die ich, Ihrem Appell 
folgend, auch mir auferlegen will, muß ich 
dabei bleiben : Was hier geschehen ist, war 
nicht nur ein Trick, sondern sogar ein übler 
Trick. (Lebhafte Zustimmung bei der OVP. 
- Abg. S e  k a n i n a: Das sollen wir uns 
gefallen lassen? Das ist eine Schweinerei! -
Abg. L i  b a 1: Verleumder! So ein Wortver­
dreher! - Weitere heftige Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Malela: Bitte, meine Damen 
und Herren (erneute tumul tartige Zwischen­
rufe - Präsident Dr. M a l  e t a gibt neuerlich 
das Glockenzeichen), lassen Sie mich jetzt 
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sprechen. Ich verstehe doch da heroben kelin 
Wort. (Anhaltende Zwischenrufe.) 

Meine Damen und Herren! Ich unterbreche 
sofort die Sitzung, wenn ich j etzt nicht zum 
Wort komme. 

Ich würde auch ersuchen, sich vorn Redner­
pult etwas maßvoll zu verhalten. Das gilt 
für alle Seiten! (Abg. Dr. F i s  c h e r: Der ist 
nicht ernst zu nehmen! - Abg. S k r i t e k: 
Das gilt für den Generalsekretär auch!) Ich 
unterbreche sonst die Sitzung. (Unruhe.) 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (fortse tzend) :  
Worin liegt nun der Trick, von dem ich ge­
sprochen habe? (Rufe bei der SPO: Schon 
wieder! - Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: Sie sind 
nervös!) Er liegt darin - hören Sie sich es 
doch an . . . (Zwischenrufe.) Ich weiß , daß Sie 
hier an einer empfindlichen Stelle getroffen 
wurden, widerlegen Sie jedoch von diesem 
Pult aus meine Worte. (Zustimmung bei der 
OVP. - Abg. M i t  t e r e r: Seit Salzburg sind 
sie nervös!) 

Der Trück. besteht darin: Wie die Osterrei­
chische Volkspartei die Familienfahrkarte ein­
geführt hat, hat man aus Familiengeldern 
nidlts genommen, sondern diese Beträge wur­
den von den Osterreichischen Bundesbahnen 
geleistet. Wie man die Schülerfreifahrten ein­
geführt hat, hat man sich das aus Familien­
geldern wieder geholt. Das ist ein Trick, und 
zwar ein übler Trick. (Lebhafte Zustimmung 
bei der OVP. - Rufe bei der SPO: Schon wie­
der! Das is t ein Generalsekretär! - Weitere 
Zwischenrufe.) Jawohl ! (Neuerliche Zustim­
mung bei der OVP. - Gegenrufe bei der 
SPO.) Ohne Ihre freundliche Zustimmung, aber 
trotzdeml (Erneute Z us timmung bei der avp. 
- Ruf bei der SPO: Da wird sich der Schlein­
zer freuen!) 

Wir haben für die Familienpolitik - ich 
möchte es noch einmal unterstreichen - sehr 
viele echte Aufgabe n  vor uns. WÜ haben 
vor allem die Möglichkeit, etwas zu verwirk­
lichen - hier spreche ich jetzt wieder salz­
burgerisch mit Ihnen, meine Damen und Her­
ren -: eine neue sozialpolitische Initiative 
der menschlichen Nähe zu setzen. (Abg. 
S c  h i e d e I: Scheinwerfer!) Das fehlt den 
Familien! 

gen karitative Organisationen verdienstvoll 
ein. Hier gäbe es sicherlich für eine moderne, 
auf die Bedürfiliisse der Menschen hingerich­
tete Sozial- und Familienpolitik neue Auf­
gabenfelder : für die Situation der Menschen, 
die altern (Abg. S e  k a n  i n a: Schlagwörter!), 
bei denen die Familie nicht in der Nähe lebt, 
für die Bedrängnissituation der Familien, die 
sehr, sehr oft durch den Rost Ihrer mechani­
stischen Sozialpolitik durchfallen und die mehr 
Menschlichkeit, mehr Betreuung, mehr Hilfe 
von Mensch zu Mensch brauchen. 

Diesen Appell möchte ich an Sie , meine 
Damen und Herren, richten. Bereichern Sie 
doch endlich die Familienpolitik um das, was 
bisher noch nid1t geleistet werden konnte, 
weil wir nach j eder Leistung eine neue Lei­
stung setzen müssen und weil der Fortschritt 
darin besteht, daß man sich mit dem Erreichten 
nicht begnügt, sondern daß man versucht, 
Neues aufzubauen. (Ruf bei der SPO: 1 966 
bis 1970!) 

Hier gibt es für die Familienpolitik sehr. 
sehr viel zu machen. Das ist eine Anklage, 
die wir hier überhaupt erheben müssen. Ich 
möchte aber j etzt nicht von einer Anklage 
sprecheu, denn das ist zu negativ. Ich fasse es 
positiv als Wunsch, als Forderung, als Bitte, 
als Appell der Osterreichischen Volkspartei : 
Stellen Sie, meine Damen und Herren von der 
sozialistischen Regierung, Ihre Arbeit ein biß­
chen um! Bemühen Sie sich, weniger Sozial­
mechaniker zu sein, bemühen Sie sich, mehr 
menschennahe Politik zu betreiben. (Zus tim­
mung bei der O VP.) 

Frau Staatssekretär Karl ! Es ist uns einfach 
zu. wenig, was Sie bisher gemacht haben. 
Machen Sie mehr für die Familie ! 

Herr Minister Vizekanzler lng. Häuserl Es 
ist uns zu wenig, daß Sie um höhere Kassen­
beiträge laufen und mehr Ambulatorien an 
Stelle von freiberuflichen Ärzten einsetzen 
wollen. Kümmern Sie sich um die menschlichen 
Belange der Sozialpolitik, um die wahre Not­
situation der Menschen, die Sie mit Beiträgen 
und Ambulatorien nicht beheben können, son­
dern nur mit einem neuen Versuch, die Sozial­
politik in eine menschlichere Linie zu bringen. 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Frau Gesundheitsminister! Bemühen Sie sich 
Was nützt der beste Familienlastenaus- (Abg. S e  k a n  i n a :  Was haben Sie mit Ihrer 

gleich, den wir alle bejahen (Abg. S e  k a- Regierung herausbekommen?) um eine Ge­
n i  n a: Was haben Sie mit dem FamiJien- sundheitspolitik, die mehr ist als ein Raufen 
las tenausgleich gemacht während Ihrer Regie- um Kompetenzen mit dem Sozialminister. Ver­
rungszeit ?  - Abg. S k r i t e  k: Er is t ver- suchen Sie auch hier, die menschlichen Be­
schwunden!), wenn eine Mutter, die mehrere dürfnisse, das, was die Leute draußen brau­
Kinder hat, der Vater berufstätig ist, krank ehen, das, was man ihnen in ihrem täglichen 
ist und in das Spital muß und die Familie Leben an echter Hilfe geben kann, in Ihrer 
ohne eine Betreuungsperson dasteht? Da sprin- Politik einzufangen. 
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Dr. Kohlmaier 
Das gilt für die Familienpolitik ebenso wie I Ich will jetzt gar nicht in Schillingen reden 

für die Sozialpolitik und Gesundheitspolitik - aber, meine sehr geehrten Damen und Her­
sowie für alle Bereiche, in denen es besonders ' ren und Herr Kollege Kohlmaier, halten Sie 
auf das Menschliche ankommt. Nicht nur Me- die Osterreicher für so dumm, daß Sie nicht 
chanik, Eicht nur Umverteilung, nicht nur das wissen, was Schülerbeihilfen bedeuten, was 
Hin- und Herschicken von Rechnungen, son- Heimbeihilfen bedeuten? Halten Sie die öster­
dem das Handeln für die Menschen! Diesen reichischen Familien für so dumm, Herr Kol­
Aspekt wollte ich noch in die Debatte werfen lege Dr. Kohlmaier, daß sie glauben, daß die 
mit einem neuerlichen Appell und einer neuer- Liquidität des Familienbudgets nicht erhöht 
lichen Bitte : Geben Sie uns j etzt die Auskunft wurde durch Freischulfahrten, durch kosten­
darüber, welche Familienpolitik weiter betrie- lose Schulbücher? Das glauben Sie wirklich? 
ben wird. (Beifall bei der SPO.) 

Frau Staatssekretär Karl ! Sie sind dazu be­
rufen. Sagen Sie uns jetzt Ihre Ziele für die 
nächsten Jahre. Ich bitte Sie darum. Sie sind 
vor dem Parlament in diesem Budgetkapitel 
dazu berufen. (Abg. F a  c h I  e u t n e r: Sie hat 
nichts zu sagen!) Sprechen Sie aber bitte nicht 
nur von Familienberatungsstellen. Das ist ganz 
nett und ganz schön, aber das hilft den Fami­
lien nichts, die viele andere Sorgen Q.aben. 

Sagen Sie, wo die Familienpolitik in diesem 
Lande ausgedehnt, ausgeweitet, vermehrt 
wird. - Bitte keine Phrasen, kein Ausweichenl 
Klare Auskünfte hier im Parlamentl 

Wenn Sie uns hier neue gute Ideen bringen, 
die sich die Familien nicht selbst finanzieren 
müssen, sondern durch die ein wirklicher 
Fortschritt gegeben ist, werden Sie - das 
sage ich Ihnen ganz offen - unsere Unter­
stützung haben. Uns geht es in erster Linie 
um die Familien! 

Wenn Sie uns aber nichts sagen, dann bleibt 
ar1 Ihnen der Vorwurf haften, daß Sie bisher 
nichts geleistet haben, außer Mittel, die schon 
vorhanden waren, anders umzuleiten, um 
Scheingeschenke zu produzieren. 

Ich bitte ;n diesem Sinne um klare Auskunft 
im bteresse der Familien dieses Landes. 
(Lang anhaltender lebhafter Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Ing. Hobl. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Ing. Hobl (SPO) : Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn der Salzburger Parteitag der OVP in 
der vergangenen Woche eine große Verände­
rung gebracht hat, dann die in den Erschei­
nungsformen der Äußerungen des General­
sekretärs Dr. Kohlmaier. Offenbar ist es so, 
daß Herr Dr. Kohlmaier, wenn er nicht Schein­
werfer und Dias zur Verfügung hat, in die 
reine Demagogie flüchtet (Beifall bei der SPO), 
auch bei jenen Themen, wo Demagogie auf 
alle Fälle unangebracht ist j  beispielsweise, 
Herr Kollege Kohlmaier, bei den Familien. 

Ich kann Ihnen nur aus meiner eigenen 
Familie - und Sie haben von meinen sechs 
Kindern gesprochen; ich habe Hochschüler, ich 
habe Mittelschüler und ich habe noch nicht 
schulpflichtige Kinder unter den sechs -
sagen : Allein die freien Schulfahrten - auch 
in Wien -, die meine Kinder jetzt genießen 
können, und die kostenlosen Schulbücher mei­
ner zwei Mittelschüler, machen im Monat mehr 
als 200 S Ersparnis im Geldbörsel meiner Fami­
lie aus, Herr Dr. Kohlmaier! (Beifall bei der 
SPO.) 

Fragen Sie die Bauern mit Kindern, was sie 
sich ersparen, welche Sorge sie weg haben, 
weil der Autobus heute im Gelegenheitsver­
kehr in die Dörfer kommt und ihre Kinder 
abholt bei jedem Wetter, Herr Kollege Hietl ! 
(Beifall bei der SPO.) Sie und ihre Eltern 
mußten bei schlechtestem Wetter stundenlang 
zu Fuß in die Schule gehen - heute kommt 
der Bus ins Dorf, und zwar gratis !  (Neuerlicher 
Beifall bei der SPO.) Dank der sozialistischen 
Familienpolitik! Dank der "üblen Tricks", die 
Sie meinen ! 

Herr Kollege Dr. Kohlmaier! Die Osterrei­
chische Volkspartei hätte nicht zwei National­
ratswahlen verloren, wenn sie nur gegenüber 
den Familien die "üblen Tricks" angewendet 
hätte, die jetzt die sozialdemokratische Regie­
rung anwendet. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. S c  h w i m m e  r: Nach dem OVP-Antrag 
hätten Ihre Kinder mehr als 500 bekommen! 
Das hören Sie nicht gerne!) Aber Ihre Anträge 
zur Familienpolitik seit der sozialistischen 
Bundesregierung sind doch reine Lizitation 
und Demagogie. 

Meine Herren! Wenn man den Herrn Gene­
ralsekretär Dr. Kohlmaier heute hier gehört 
hat, muß man ja fragen :  Wo war denn Herr 
Generalsekretär Dr. Kohlmaier vor dem 5. De­
zember 1 972 als Angehöriger einer Partei, die 
vier Jahre allein regiert hat? Wo war er da­
mals? (Beifall bei der SPO.) 

Wo waren Sie, Herr Kollege Dr. Kohlmaier, 
als Ihre Parteifreunde mit Ihrer Stimme in 
vier Jahren den österreichischen Familien 
mehr als 2000 Millionen Schilling vorenthalten 

52. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)122 von 179

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII . GP - 52.  Sitzung - 5 .  Dezember 1972 4483 

lug. Hobl 
haben? Wo waren Sie da, Herr Kollege? , gerade heute bei den extremen Preissteige­

(Neuerlicher Beifall bei der SPO.) Schütteln ! rungen und beim Geldwertverlust besonders 

Sie nicht den Kopf !  Ich habe j etzt die genaue nachteilig betrofien sind und daß offensichtlich 

Zahl nicht da. Ich weiß aber, daß es mehr als die Bundesregierung keinerlei Maßnahmen zu 

2 Milliarden Schilling waren. Ganz klein setzen bereit ist, die ausreichend Vorsorge 

waren Sie da! Wo sind Sie da hingegangen? treffen, diese Benachteiligungen zu beseitigen. 

Hier zu diesem Pult - ich war damals nicht 

in dem Haus - hätten Sie gehen und für die Im Gegenteil. In Anfragebeantwortungen 
hat die Frau Staatssekretär wiederholt darauf 

Familien kämpfen müssen. hingewiesen, den Familien wäre allein schon 
Eine widmungswidrige Verwendung haben dadurcl-J. geholfen, dai3 allenfalls ein Allein­

Sie mit Ihrer Stimme sanktioniert. Das einzige, verdie:1er mehr verdiene. Das ist elber nur 
mit dem Sie sich heute hier versucht haben für eine Person gesehen, nicht jedoch dann, 
aufzuputzen für die Zeit der Alleinregierung wenn e3 durch zwei, drei, vier und fünf geteilt 
Ihrer Partei, war die Familienfahrkarte der werden. muß. Je größer die Kinderanzahl, umso 
Osterreichischen Bundesbahnen. Aber Sie klein er der Koeffizient und umso kleiner der 
haben nicht darüber geredet, daß Sie auch die : 

Erfol
-
g durch die Einnahmensteigerung eines 

Tarife der Bundesbahnen in dieser Zeit er- einzelnen. Das heißt, anders ausgedrückt, über­
hoht haben. (Abg. Dr. S c  h w i m m e  r; Das all dort, wo eben auf mehr Köpfe, auf Kinder 
sagt ausgerechnet ein Sozialist!) verteilt werden muß, ist die Situation des 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Alleinverdieners - gleichgültig, ob er Arbei­

Mit der Sozialdemagogie des Herrn Dr. Kohl- ter, Angestellter, Beamter oder Selbständiger 

maier wird Ihre Partei keinen Stich machen. ist - schlechter. Er ist einer Verarmung aus­

Wenn der Salzburger "'find der Wind der gesetzt, wie das Dr. Kohlmaier j a  unter Bezug­

Demagogie ist, dann kann das für uns Soziali- nahme auf einen Artikel, der in "Arbeit und 

sten nur gut sein. Denn Demagogie kaufen die Recht" veröffentlicht ist, ausgeführt hat. 

österreichischen Wähler nicht. Wir setzen Ihrer 
Sozialdemagogie Sozialmechanik und Sozial­
dynamik entgegen. 

1- lar Kollege Dr. Kohlmaier! Die Sozial­
demokruten haben sich vor mehr als 50 Jahren 
liEd länger, seit sie hier existieren, für die 
Familien, für die Väter, die Mütter und die 
Kinder in diesem Staat eingesetzt (Beifall bei 
der SPO), und die Sozialdemokraten werden 
sich immer für die FamJie, für Vater, Mutter 
und Kind verwenden - trotz Ihrer Sozial­
demagogie !  Danke. (Anhal tender Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Zum Wort gemeldet . . . (Unruhe.) 
Bitte um Aufmerksamkeit! Zum Wort gemel­
det ist der Abgeordnete Melter. Ich erteile es 
ihm. (Zwischenrufe.) 

So, jetzt sparen Sie sich die Zwischenrufe 
für den nächsten Redner auf. (Zwischenrufe 
bei der FPO.) 

Abgeordneter Melter (FPO) : Herr Präsident! 
Danke für die freundlichen Bemühungen, 
einem Redner, der zu beginnen hat, Ruhe zu 
verschaffen .  

Sehr geehrte Damen und Herren ! Das Thema 
Familie ist zweifellos aktuell, es hat zweifel­
los sehr starken politischen Gehalt. Auch wir 
Freiheitlidlen haben zu diesem Thema einiges 
zu sagen. Wir haben seit Jahren in diesem 
Bereich i mmer wieder Vorschläge erstattet mit 
dem Ziel, den Familien zu helfen. Es unter­
liegt keinem Zweifel, daß die Familienerhalter 

Wir sehen aus den dort angegebenen Zah­
len, daß ja nur bei der Armutsgrenze der 
Aufwand pro Kind unter 1 4  Jahren schon 
mehr als 700 S pro Monat beträgt. Die Kinder­
beihilfe und Familienbeihilfe beträgt heute 
240 S und soll nun mit einem gemeinsamen 
Initiativantrag Metzger-Hubinek um 20 S ab 
1 .  J änner erhöht werden. Das 'ist kein ver­
tretbares Verhältnis zu den tatsächlichen 
Kosten bei einem Mindesteinkommen. Wie ist 
es aber erst bei einem Durchschnittseinkom­
men? Dort sind praktisch doppelt so hohe 
Kosten in Anrechnung zu br1ingen. Das bedeu­
tet, d aß die Kinder- und Familienbeihilfe nur 
einen geringen Bruchteil des tatsächlichen 
Aufwandes erbringen und daß man auch noch 
sehr, sehr weit davon entfernt ist, daß etwa 
die Hälfte der K!inderkosten aus dem Familien­
lastenausgleich vergütet wird. 

Wir sehen, daß allgemein eine gewisse Pro­
gression der Einkünfte stattfindet, ausgenom­
men sind aber jedenfalls wieder die Familien 
und ausgenommen sind wieder die Kinder. 
Für sie gibt es keine Dynamik der Familien­
beihilfen. Das wurde bisher immer abgelehnt, 
und zwar sowohl von OVP als auch von SPO. 
Es gibt auch keine laufende Anpassung unter 
Berücksichtigung der Steigerung der Aufwe:1-
dun gen und der Einkünfte der unselbständig 
Erwerbstätigen. 

Ich mödlte auch zu dem Problem Barlei­
stung - Sac,,1.1eistung etwas kurz bemerken. 
Es i s t  interessant, daß die Sozialisten gerade 
im Bereich der Familien es eingeführt haben, 
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Melter 

an Stelle von Barleistungen Sachleistungen 
auf Kosten des Familienlastenausgleichs zu 
gewähren ; Sachleistungen aber, die zu Beginn 
der Auseinandersetzungen zwischen Arbeit­
nehmern und Dienstgebern bekämpft worden 
sind, weil seitens der Dienstnehmer mit Remt 
darauf hingewiesen wurde, daß sie durch Sam­
leistungen in viel größerer Abhängigkeit zum 
Dienstgeber stehen, als wenn ihnen Barver­
gütungen gewährt werden, über die sie frei 
verfügen können. Es ist also eine Umkehrung 
des sozialpolitischen Weges gerade im Be­
reich der Familien erfolgt. Und da muß einen 
mit Sorge die Frage erfüllen : Welches Ziel und 
welchen Zweck verfolgen Sie mit diesen Ände­
rungen der Leistungen? Liegt das Ziel darin, 
neuerlich Untertanen zu schaffen, Untertanen 
in dem Sinn, daß man dem einzelnen die Ver­
antwortung nimmt, daß man ihn nicht mehr 
zwingt, sim selber zu überlegen, wie er zweck­
mäßig die ihm für die Kinder zur Verfügung 
gestellten Mittel einzusetzen hat? Nimmt man 
ihm die Verantwortung, damit er das Denken 
verlernt, damit er entwöhnt wird von der Mit­
gestaltung im Familienbereich und damit aber 
auch im öffentlichen Leben? Will man damit 
eine Abhängigkeit der Familien und damit 
breiter Kreise der Bevölkerung erziehungs­
mäßig herbeiführen? Das ist die spezielle 
Frage, die hier aufzuwerfen ist und für die 
die Regierung bisher keine klare Antwort 
gegeben hat. Will sie Nebel smaffen, damit 
die Bevölkerung nicht erkennt, was in diesem 
Bereich auf sie zukommt? (Beifall bei FPO und 
avp.) 

Wir haben im Bundeskanzleramt - und 
da wir ja bei den Obersten Organen stehen, 
ist darauf besonders hinzuweisen - eine 
Institution, die die Aufgabe hat, sich der Pro­
bleme der Familien anzunehmen : Es ist der 
Familienpolitische Beirat. Bundeskanzler Dok­
tor Kreisky hat den Vorsitz in diesem Beirat 
einer Frau Staatssekretär überlassen. Ist das 
seine politische Entscheidung, die Familie nicht 
mehr so hoch zu bewerten, sie also in einen 
niedrigeren Bereich zu überstellen, oder ist 
es seine Absicht, hier eine Pufferinstitution 
zu schaffen, damit er den Angriffen eher aus­
weichen kann, wo er nicht direkt konfrontiert 
ist mit den Vertretern der Familien, die reprä­
sentiert sind durch die FamiLienorganisatio­
nen? Will er sich hier eben Luft und Zeit 
schaffen, um berechtigte Anliegen nicht sofort 
in Angriff nehmen zu müssen und nicht sofort 
Stellung nehmen zu müssen? 

Es ergibt sich die Frage, welche Bedeutung 
und welmes Gewicht dieser Beirat noch hat, 
ein Beirat, in dem immer wieder der großen 
Sorge Ausdruck verliehen wurde, daß für die 
Familien zuwenig getan wurde und daß sie 
:insbesondere im Zuge der Entwicklung auf 

dem Preis- und Lohnsektor immer weiter zu­
rückfallen, daß sie immer schlechter behandelt 
werden, an statt daß man ihnen bessere Chan­
cen einräumt in dem heutigen harten Kon­
kurrenzkampf, anstatt daß man Voraussetzun­
gen schafft, daß sich diese Familien auch auf 
wirtschaftlichem Gebiete gesund entwickeln 
können. 

Im Familienpolitischen Beirat hat es in letz­
ter Zeit wiederholt Mehrheitsbeschlüsse gege­
ben. Aber in keinem einzigen Fall hat der 
Herr Bundeskanzler und hat die Bundesregie­
rung diese Mehrheitsbeschlüsse zur Kenntnis 
genommen in der Form, daß sie daraus die 
Konsequenzen gezogen hat und im Sinne die­
ser Mehrheitsbeschlüsse aktiv geworden wäre. 

Es hat der Herr Finanzminister bei der Dis­
kussion um den Initiativantrag Metzker-Hu­
binek unter anderem die Erklärung abgegeben, 
eine Finanzierung von höheren Beihilfenlei -
stungen wäre deshalb nicht möglich, weil auf 
Grund des vereinbarten Stabilisierungspro­
gramms nicht zu erwarten wäre, daß die Ein­
nahmen aus Beihilfenbeiträgen eine stärkere 
Steigerung erfahren würden. Interessant ist 
aber in diesem Zusammenhang eine Erklärung 
des Herrn Vizekanzlers am gleichen Tag im 
Soziatausschuß, wonach er der Auffassung 
war, daß die Arbeitnehmer jedenfalls sich 
das holen werden, was ihnen durch die Teue­
rung genommen würde. Das heißt anders aus­
gedrückt, daß also j edenfalls eine Einnahmen­
steigerung bei den Unselbständigen nach An­
sicht des Vizekanzlers zu erwarten ist. Diese 
muß sich dann zwangsläufig als Erträgnis aus 
der Lohnsumme mit sechs Prozent als Mehr­
einnahmen beim Familienlastenausgleich aus­
wirken. 

Man fragt sich hier: Wo liegt die Koordina­
tion, wo liegt die Zusammenarbeit in dieser 
Bundesregierung, wenn der Finanzminister am 
gleichen Tag eine andere Meinung äußert wie 
der Herr Vizekanzler? Es scheint denn doch, 
daß der Ausfall des Bundeskanzlers eine 
außerordentlich große Lücke in diesen Regie­
rungsapparat gerissen hat. (Beifall bei der 
FPO. - Abg. Dr. Marga H u b  i n e k:  Das soll 
schon vorgekommen sein, verschiedene Mei- ' 
nungen in der SPO-Regierung!) Jedenfalls 
haben aber die gleichen zwei Vertreter der 
Bundesregierung bei der Stabilisierungsde­
batte hier gemeinsam die Regierungspolitik 
vertreten, und man muß sich wirklich wundern, 
was man sich der Bevölkerung Gegensätzlimes 
zu sagen getraut und daß man glaubt, das soll 
die Bevölkerung als Tatsachen und Wahrheit 
zur Kenntnis nehmen. 

Ich glaube, die Bevölkerung sollte mit viel 
mehr Aufmerksamkeit die Erklärungen der 
verschiedenen Minister dieser Regierung ein-
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Melter 
ander gegenüberstellen, und sie würde er­
kennen können, daß eben sehr wenig koordi­
niert ist und daß von einem gemeinsamen 
Programm in weiten Bereichen keine Spur zu 
finden ist, sondern daß in wesentlichen Dingen 
sehr unterschiedliche Auffassungen vertreten 
werden. (Abg. Dr. K 0 h I m a i  e r: Zwei ver­
schiedene Fraktionen: die Häuser-Fraktion 
und die Benya-Fraktion! - Abg. S c 11 i e d e r: 
Da müssen Sie selber lachen! Alle Firmen 
werden nicht geteilt!) 

Es wird gerade im Sozialbereich festzustel­
len sein, daß die Regierungspolitik sehr wenig 
vorbereitet ,ist. Dazu müßte man an und für 
sich meinen, daß gerade in diesem Bereich 
die günstigsten Voraussetzungen vorhanden 
gewesen wären, denn nirgends besitzt diese 
Regierung so viele Spitzenfunktionäre jn ver­
schiedenen Organisationen, wie G ewerk­
schaftsbund, Arbeiterkammertag, Hauptver­
band der Sozialversicherungsträger und ver­
schiedene andere Sozialeinrichtungen, sodaß 
also gerade ,in diesem Bereich eine von langer 
Hand vorbereitete Politik vertreten werden 
könnte. Aber offensichtlich mangelt es an 
diesen Vorbereitungen. 

Wenn der Herr Vizekanzler auf einen Vor­
wurf des Parteiobmannes Peter geantwortet 
hat, es wäre eben bedauerlich gewesen, daß 
bei den Sachverständigengesprächen zur 
29. ASVG-Novelle der von den FreiheiUichen 
nominierte Sachverständige verhindert war, 
so ist dies keine Entschuldigung dafür,  daß 
gerade in diesem kleinen technischen Bereich 
an der 29. ASVG-Novelle auch von der Regie­
rung selbst, repräsentiert vom Herrn Vize­
kanzler, eine Reihe von Änderungen vorge­
nommen werden mußte. Wenn er auch darauf 
hingewiesen hat, daß man die Lebensg efähr­
tinnen wieder herausgenommen hat, so ist 
diese Frage von seinem Ministerium hinein­
getragen worden .in diese Novelle und ist 
vom selben Ministerium wieder herausgenom­
men worden, und zwar auf eigenen Antrag, 
ohne abzuwarten, ob allenfalls von der einen 
oder anderen Oppositionspartei ein Abände­
rungsantrag kommen würde. Offensichtlich hat 
man erkannt, daß die Voraussetzungen für 
derartige Regelungen einfach nicht gegeben 
sind. Man hat sich jedoch zu spät mit d ies en 
Problemen auseinandergesetzt und ist zu spät 
zu einer Neuregelung gelangt. Das heißt, viele 
Versäumnisse liegen vor, und derjenige, der 
als großer Techniker und großer Rechner ange­
priesen wird, hat in der Vorausberechnung 
erhebliche Mängel unter Beweis gestellt. 

Gerade im Sozialbereich stehen wir h eute 
in einem besonderen Gedränge. Nicht nur d as 
Paket der sozialen Gesetze wie Pensionsver­
sicherungsgesetze und Krankenversicherungs-

regelung steht zur Diskussion, sondern auch 
verschiedene andere Dinge. Hier muß man 
bedenken, es war ja schon vor mehr als einem 
Jahr bekannt, daß das Kleinrentnergesetz ab­
geändert werden muß, um die Anpassung der 
Leistungen für das nächste Jahr vorzunehmen. 

Im vergangenen Jahr wurde darüber dis­
kutiert, wie man Vorsorge treffen könne etwa 
auch im Rahmen einer Fixierung von Dynami­
sierungsbestimmungen. Aber man hätte auch 
die Möglichkeit gehabt, im Vorgr.iff zu fixie­
ren, sodaß in diesem, im nächsten und im 
übernächsten Jahr ein gewisser Zuschlag zu 
den Kleinrenten gegeben wird. 

Tatsache ist nun, daß diese Novelle zum 
Kleinrentnergesetz bisher nicht einmal im Aus­
schuß verhandelt werden konnte, und daß 
diese Rentner nicht wissen, wie ihre Leistun­
gen im nächsten Jahr bemessen werden. Es 
kann auch kein Vorgriff gemacht werden. Die 
rechtzeitigen Anweisungen der Jännerbezüge 
sind nicht möglich, es sei denn, der Herr 
Vizekanzler setzt sich großzügig darüber hin­
weg, daß vor entsprechenden Anweisungen 
im Parlament eine Beschlußfassung notwendig 
ist. 

Dasselbe gilt etwa für die Inkamerierung 
des Ertrages aus dem Wohnungsbeihilfenbei­
trag. Auch das ,ist ein sehr altes Problem, das 
bisher von dieser Bundesregierung auch nicht 
bereinigt werden konnte. Eine etwas schwache 
Leistung, muß man sagen, ein so altes Gesetz 
immer noch bestehen zu lassen, wo man unter 
Beweis stellen hätte können, daß im Zuge 
einer Modernisierung der Verwaltung, einer 
Vereinfachung der Verwaltung wenigstens die­
ses kleine Gesetz hätte beseitigt werden kön­
nen. Eine gute Möglichkeit dazu h ätte sich 
schon deshalb geboten, weil durch d i e  Ände­
rung des Einkommensteuergesetzes für weite 
Bereiche ein entsprechender Ausgleich bei 
gleichzeitiger Inangriffnahme der Regelung 
möglich gewesen wäre. 

Nun komme ich als drittes noch zu einem 
Problem, das bisher ebenfalls nicht im S ozial­
ausschuß besprochen worden ist. Es geht um 
die Regierungsvorlage betreffend die Zusam­
menfassung der Unternehmungen der verstaat­
lichten Eisen- und Stahlindustroie. Für diese 
Unternehmungen soll der Aufsichtsrat neu 
bestellt werden. Ohne gesetzliche Regelung 
ist das nicht möglich. Nun wird die Zusammen­
fassung dieser vier Betriebe im kommenden 
Jahr ab 1 .  Jänner wirksam, aber die Voraus­
setzungen für die Bestellung der Aufsichtsräte 
sind noch nicht gegeben. 

Die Regierung hat s ich also auch in diesem 
Bereich erhebliche Versäumnisse zuschulden 
kommen lassen. Sie hat sidl trotz schon j ahre-
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Melter 
lang im Gang befindlicher Verhandlungen im 'I schr·itte macht, daß man in manchen Bereichen 
Sozialministerium, was die Kodifikation des nichts unternimmt, um eine echte moderne 
Arbeitsrechtes betrifft, noch zu keinem Ergeb- Verwaltung zu ermöglichen und daß diese 
nis durchgerungen. Allerdings für den Bereich Umstände es unmöglich machen, dem Budget 
d.er Verstaatlichten ist nun eine besondere insgesamt die Zustimmung zu geben. (Beifall 

Regelung ins Auge gefaßt worden, die zwei- bei der FPO.) 
fellos mit Recht die Dienstnehmervertreter 
empören w.ird. Jahrelang hat man ihnen sei­
tens der Sozialistischen Partei vorgemacht, daß 
man sich dafür einsetzen werde, für Arbeit­
nehmer ein echtes Mitspracherecht zu erwir­
ken. 

Wie sieht der Vorschlag aus, den die sozia­
listische Bundesreg,ierung erstattet? Im Para­
graph .:1 Absatz 5 der Regierungsvorlage sollen 
die Betriebsrä.te, die in den Aufsichtsrat ent­
sandt werden, mit besonderen Negativbefug­
nissen ausgestattet werden. Negativbefugnisse 
in der Form, daß man erklärt, bei manchen 
wesentlichen Entscheidungen hätten sie nichts 
zu bestellen. Sie sind also nichts wert. Sie 
haben kein Gewicht. Das sagt eine sozialisti­
sche Bundesregierung! Denn was bedeutet es, 
wenn man den Aufsichtsräten, die vom Be­
triebsrat entsandt werden, keinen Einfluß auf 
die Bestellung und Abberufung von Mitglie­
dern des Vorstandes e inräumt? Daß man ihnen 
keinen Einfluß zugesteht, die Geschäftsord­
nung für den Vorsta.nd zu normieren? Sie sol­
len auch nicht mitwirken bei der Bestellung 
des Vorsitzenden des Aufsichtsrates und seiner 
Stellvertreter. Auch die Abberufung liegt nicht 
in ihren Händen. Auch die Dienstverträge von 
Direktoren und Prokuristen sollen sie nichts 
angehen, ebensowenig wie der Entzug der 
Prokura, ebensowenig wie Investit,ionen und 
Darlehen beziehungsweise Kredite in einem 
höheren Ausmaß. Das heißt also, was das 
letzte betrifft, daß den Betriebsräten im Auf­
sichtsrat weniger Rechte eingeräumt werden, 
als sie bisher schon gehabt haben. Soll das 
ein Fortschritt sein? Das ist die große Frage. 
Wir nehmen doch an, daß gerade auch im 
B ereich der sozialistischen Betriebsräte gegen 
ein derartiges Ansinnen Einwendungen stärk­
ster Natur erhoben werden. 

Vlir Freiheitlichen sind an die Beurteilung 
dieser Frage herangegangen von der Idee 
der innerbetrieblichen Mitbestimmung und der 
Partnerschaft zw,ischen Dienstgeber und 
Dienstnehmer. Eine echte Zusammenarbeit 
schafft die besten Voraussetzungen für gün­
s
.
tige �etriebserfolge. Wenn man diese Mög­

lIchkeIten nicht fördert, dann schädigt man 
die Betriebe. Das Verschulden liegt bei der 
Bundesreg-ierung. 

. 
Wir Freiheitlichen s ind der Auffassung, daß 

dIe Zusammenarbeit in dieser Bundesregie­
rung so erhebliche Mängel aufweist, daß die 
Modernisierung der Verwaltung kaum Fort-

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich die Frau Staatssekretär Elfriede Kar! . 
Ich erteile es ihr. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Elfriede 
Karl : Herr Präsident! Hohes Haus ! Der Herr 
Abgeordnete Kohlmaier hat in seiner Rede 
gemeint, es würde ,in Osterreich das Verständ­
nis für die Familien fehlen. Er hat gemeint, 
daß die Familie als Zielgruppe der Politik 
häufig unerwähnt bleibt, daß über die Familien 
weniger als früher gesprochen wurde. Das 
mag stimmen, es wird vielleicht über die 
Familien wenig gesprochen, auch die Familie 
wird als Zielgruppe weniger oder zu wenig 
erwähnt. 

Aber ich darf doch darauf hinweisen, daß 
gleichzeitig in einem sehr kurzen Zeitraum 
für die Familien wesentlich mehr geschehen 
ist als je zuvor. Es tut mir leid, daß ich noch 
einmal alle die Dinge aufzählen muß, die in 
diesen letzten zweieinhalb Jahren für die 
Familien gemacht wurden. 

Sie haben erwähnt, daß die Familien hin­
sichtlich der Teuerungsabgeltung nicht ge­
nannt wurden. Zu dem Zeitpunkt, als Milch­
und Brotpreiserhöhung zur Diskussion stan­
den, war bereits die Erhöhung der Familien­
beihilfe um 20 S mit 1 .  Jänner bekannt. (Abg. 
Dr. K 0 11 1 m a i  e r: Die wir erstri tten haben, 
Frau Staatssekretär!) Das ist mehr, als die 
Preiserhöhung für den einzelnen ausmacht. 
Darf ich nur darauf hinweisen, daß die Fami­
lienbeihilfen mit 1. Jänner innerhalb von zwei 
Jahren immerhin um 60 S oder bezogen auf 
das erste Kind um 30 Prozent gestiegen sein 
werden. Das ist wesentlich mehr als die Stei­
gerung des Verbraucherpreisindex im gleichen 
Zeitraum - nämlich seit April 1 970 - ,  die 
ungefähr die Hälfte betragen wird. (Abg. Dok­
tor Marga H u b  i n e k: Kunststück, bei sieben 
bis acht Prozen t Teuerung!) 

Darf ich hinweisen, daß es ab 1 .  Jänner 
eine zusätzliche Familienbeihilfe für körper­
behinderte Kinder geben wird (Abg. Doktor 
K 0 11 1 m a i  e r: OVP-Forderung!), daß wir 
eine höhere Geburtenbeihilfe haben ; daß wir 
- so umstritten sie auch sein mögen von ihrer 
Finanzierung her ; sie wurden übrigens von 
uns immer als Leistungen des Familienlasten­
ausgleichs und niemals als Geschenk dekla­
riert, Herr Abgeordneter Kohlmaier ! - auch 
die Schulbücher und Schulfahrten haben, die 
immerhin etwa 1 000 S im Durchschnitt pro 
Schüler wert sein werden. 
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Staatssekretär Elfriede Karl 
Hier darf ich vielleicht auf den Teufelskreis, 

den der Herr Dr. Czepl in seiner Arbeit in der 
Arbeiterkammer Salzburg erwähnt hat, hin­
weisen. Ubrigens, die Arbeit bezog sich auf 
den ländliChen Raum - das spielt hier viel­
leicht auch eine Rolle -: Kinderreichtum, 
schlechte Bildung, geringes Einkommen. Ge­
rade die Schulbücher und die Schulfahrten 
gleichen doch die höchst unterschiedliche Aus­
gangsbasis für die Kinder dieser Familien be­
züglich ihrer Bildungsmöglichkeiten aus. Es 
ist dOQ"'1 sehr unterschiedlich, ob ich in einer 
großen Stadt lebe oder in einem kleinen Dorf 
und den Kindern eine entsprechende Bildung 
zukommen lassen soll. Es ist auch sehr unter­
schiedlich, ob iCh ein Kind in die Volks- und 
Hauptschule sdlicke, oder ob ich ihm dann eine 
Mittelschulbildung oder eine weitere Ausbil­
dung zugute kommen lassen will. Und gerade 
hier, glauben wir, ist dodl ein Ansatz, um aus 
diesem Teufelskreis schlechte Bildung, Kinder­
reichtum, der sidledich zum Teil besteht - das 
bedeutet nicht, daß alle Leute, die viele Kinder 
haben, schlecht gebildet sind -, herauszukom­
men. Darf ich vielleicht dazu hinweisen, daß 
im gleichen Zusammenhang, und gerade für 
den ländlichen Raum sehr wesenHich, j a  auch 
die Schüler- und die Heimbeihilfen eingeführt 
worden sind. 

Steuerreform den größten Vorteil ziehen. 
Nicht nur um die Alleinverdiener geht es 
hier, die den Freibetrag, ja nur einmal in 
Anspruch nehmen konnten, sondern auch um 
die alleinstehenden Elternteile, die ebenfalls 
den Freibetrag nur einmal in Anspruch neh­
men konnten, den Absetzbetrag, das Äquiva­
lent, jetzt aber doppelt bekommen. (Abg. 
Dr. S t i  x: Sachiich nicht richtig!) 

Lastenausgleich,  in welcher Form immer, 
da glaube ich, stimmen wir überein, kann 
immer nur eine Ergänzung des Familienein­
kommens sein und niemals ein Ersatz. Das 
sagt auch die Fachliteratur. Aber, und das 
geht auch aus der Studie der Salzburger Ar­
beiterkammer hervor, ganz entscheidend für 
die Familie ist neben dem Lastenausgleich, zu 
dem ich mich voll bekenne, doch die Ein­
kommenssituation überhaupt und generell 
eine Wirtschaftspolitik, die es ermöglicht, 
allen, und damit auch dem FarniIienerhalter, 
ein entsprechendes Einkommen zu erzielen. 
Da, glaube ich, ist in den letzten Jahren sehr 
viel erreicht worden, wenn ich nur daran 
denke, daß wir im letzten Jahr eine Steigerung 
der Realeinkommen um etwa 7 Prozent ge­
habt haben. Das ist das Entscheidende. (Beifall 
bei der SPO. - Abg. Dr. Marga H u b  i n  e k:  
Das hängt mit  der Inflation zusammen! Das 

Nun zu der Bemerkung des Herrn Abgeord- hängt nich t  mit den Familien zusammen! -

neten Kohlmaier zur Ausweitung des Familien- Abg. Dr. K 0 11 1  m a i  e r: Das hat mit der 
lastenausgleichsfonds beziehungsweise zur Familie nichts zu tun!) Frau Abgeordnete ! 
Bildung einer Reserve. Bitte, diese Reserve Das war die Steigerung des Realeinkommens. 
ist vom Gesetz her vorgeschrieben. Wenn Sie Das heißt :  nominelle Einkommenssteigerung 
sagen, der Herr Finanzminister Dr. Schmitz ' minus Preiserhöhung. (Beifall bei der SPO.) 
hat sozusagen mit der Schaffung dieses 
Reservefonds gesichert, daß eventuelle Uber­
schüsse aus dem Familienlastenausgleich nicht 
einer anderen Verwendung zugeführt werden, 
so muß ich sagen, der Herr Finanzminister 
Dr. Schmitz hat aber auch die Möglichkeit 
geschaffen, daß der Bund sozusagen die Uber­
schüsse als unverzinsliche Schulden gegenüber 
dem Reservefonds deklariert und sie für 
andere Zwecke verwendet. Erst in der Legisla­
turperiode 1970/ 1 97 1 ,  also unter einer sozia­
listischen Regierung, ist diese Möglidlkeit be­
seitigt, das heißt nicht mehr verlängert wor­
den. (Beifall bei der SPO.) 

Ich möchte noch auf etwas anderes hin­
weisen 'im Zusammenhang mit der Studie der 
Salzburger Arbeiterkammer. Wie -gesagt, sie 
befaßt sich mit dem ländlichen Raum. Es wird 
hier festgestellt, daß gerade diese Erhalter 
kinderreicher Familien, die mit diesen Schwie­
rigkeiten zu kämpfen haben, wahrscheinlich 
auf Grund des vielleicht nicht gerade guten 
Bildungsniveaus, noch dazu auf Arbeitsplätzen 
sind, die bei Konjunkureinbrüchen die ersten 
sind, die gefährdet sind. Denn das sind näm­
l ich gleichzeitig die unqualifizierten Arbeits­
kräfte. Das sind die Hilfsarbeiter, das sind die 
angelernten Arbeiter. Gerade darum ist eine 

Ich möchte jetzt, nachdem die Steuerpolitik Wirtschaftspolitik, die es versteht, die Arbeits­
und das Einkommensteuergesetz erwähnt wor- plätze zu sidlern und zu vermehren, die es ver­
den ist, nicht mehr auf die G ründe für den steht, ausreic�ende Arbeitsmöglidlkeiten zu 
Systemwechsel eingehen, sie dürften aus- schaffen, sehr wesentlich auch eine Maßnahme 
reichend diskutiert worden sein in der Zeit, der Familienpolitik, auch wenn man sie viel­

in der dieses Gesetz zur Di skussion stand. leicht nicht als solche bezeichnet und nicht 
Aber einen Hinweis gestatten Sie mir bitte. davon spricht. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Die Alleinverdiener werden den doppelten Dr. K 0 h 1 m a i e f: Nein, das stimmt nicht!  
Kinderabsetzbetrag haben. Sie sind damit mit  Das ist falschl - Abg. Dr. Marga H u b  i n  e k :  
mehr als bisher berücksichtigt .  Und sie sind Die volkswirtschattlichen Zusammenhänge 
es auch, die nachgewiesenermaße n  aus dieser I stimmen nichtI) 
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Staatssekretär EHriede Karl 

Der Herr Abgeordnete Dr. Kohlmaier ist 
außerdem auf die Probleme der berufstätigen 
Mütter eingegangen. Herr Abgeordneter, ich 
stimme Ihnen voilkommen zu, hier ist vieles 
nicht gelöst. Aber, kh darf doch sagen, daß 
in den vergangenen zweieinhalb Jahren zwei 
wesentliche Schritte in Richtung einer Ver­
besserung, ich sage nur in Richtung einer Ver­
besserung, ich gebe zu, es ist kein Ideal­
zustand, erreicht worden sind. Es wurden die 
Bestimmungen über den Karenzurlaub wesent­
lich verbessert, und es ist immerhin die Ab­
fertigung aus dem Grund der Mutterschaft 
geschaffen worden. 

Nun zu dem Vorwurf, ich wäre auf Grund 
der Initiativen bezüglich der Errichtung von 
Beratungsstellen für Familienplanung ein 
Fürsprecher der Verhinderung größerer Fami­
lien. Herr Abgeordneter! Darum geht es nicht. 
Ganz abgesehen davon, daß bei diesen Bera­
tungsstellen ja nicht nur die Geburtenrege­
lung - zur Frage Geburtenregelung gehört 
nicht nur die Empfängnisverhütung, sondern 
auch die Frage, wie man zu einem Kind kommt, 
wenn man eines möchte und keines kriegt -
zur Diskussion :stehen soll, sondern die Bera­
tung werdender Mütter, die sich in Schwie­
rigkeiten irgendwelcher Art befinden, in sozi­
alen, in wirtschaftlichen Schwierigkeiten und 
auch die Beratung in anderen Familienpro­
blemen, soweit es notwendig ist. Das heißt, 
soweit nicht einschlägige Einrichtungen vor­
handen sind beziehungsweise das dazu er­
forderliche Personal vorhanden ist. 

hätte den Vorsitz mir übergeben und damit 
quasi den Beirat abgewertet. Eigentlich ist es, 
glaube ich, nach der Bundesverfassung so vor­
gesehen, daß der Staatssekretär dem Ressort­
chef zur Unterstützung und Vertretung bei­
gegeben wird, und der Ressortchef läßt sich 
ja auch in anderen Angelegenheiten vertreten, 
ohne daß damit bisher die Empfindung einer 
Abwertung geäußert worden wäre. Aber darf 
ich vielleicht eines sagen, Herr Abgeordneter. 
Sie sitzen nicht im Unterausschuß. Früher 
wurde der Unterausschuß, der ständig 
zusammentritt und der eigentlich die Ge­
schäfte des Beirates führt, unter dem Vorsitz 
eines Beamten geführt. Jetzt bin ich bei jeder 
Unterausschußsitzung dabei. Die Mitglieder 
haben jederzeit die Möglichkeit, alle einschlä­
gigen Probleme sofort zu diskutieren und nicht 
erst über einen Beamten weiterzuleiten. 

Darf .ich vielleicht auf etwas hinweisen, was 
es früher auch nicht gegeben hat, sov:iel ich 
weiß. Der Ausschuß und der Beirat haben 
nicht nur die Möglichkeit, sich direkt an mich 
zu wenden, sondern er hatte und wird auch 
weiter die Möglichkeit haben, in speziellen 
Problemen direkt mit dem zuständigen 
Ressortminister zu diskutieren. Es wurde die 
Einkommensteuerreform mit dem Herrn Fi­
nanzminister ,in einer mehrstündigen Sitzung 
besprochen. Es wird anfangs Jänner eine Bei­
ratsitzung stattfinden, in der die Familien­
rechtsreform direkt mit dem Herrn Minister 
Dr. Broda besprochen wird. Ich frage Sie also, 
wo hier die Abwertung Jiegt. (Beifall bei der 
SPO.) - Danke. 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Abgeordnete Dr. Kaufmann. Ich 
erteile es ihm. 

Nun, es geht dabei nicht um keine oder 
weniger Kinder. Das hat niemand behauptet, 
sondern es geht um gewünschte Kinder. Es 
geht darum, den Familien, vor allem den 
Frauen mehr Information und die Mittel dazu 
in die Hand zu geben, ihre Kinder eben dann Abgeordneter Dr. Kaufmann (OVP) : Herr 

Präsident ! Hohes Haus ! Meine Damen und zu kriegen, wenn sie sie auch verkraften 
können und wenn sie sie haben wollen. Das 
hat mit weniger Kinder absolut nichts zu tun. 
Im übrigen möchte ich darauf hinweisen, daß 
es sich hier um eine Maßnahme handelt, die 
immer wieder, nicht nur von uns, sondern von 
den Familienorganisationen aller politischen 
Richtungen verlangt wird - soviel ich weiß, 
auch von allen politischen Parteien - und die 
verlangt wird vor allem als ein Beitrag gegen 
die in Osterreich ja sehr hohe Zahl illegaler 
Schwangerschaftsabbrüche. Es soll hier eine ge­
seIlschaftspolitische Maßnahme geschehen, 
die mit der Verhinderung größerer Familien 
oder mehrerer Kinder absolut nichts zu tun 
hat, sondern deren Motivationen in ganz ande­
ren Bereichen liegen. 

Nun zur Frage, die der Herr Abgeordnete 
Melter aufgeworfen hat, zum familienpoliti­
schen Beirat. Er meint, der Herr Bundeskanzler 

Herren! Ich möchte zunächst, bevor ich mich 
mit meinem Thema befasse, hier nur ganz kurz 
feststellen, daß die Antwort der Frau Staats­
sekretär auf die Frage, wie es mit der Fami­
lienpolitik weitergehen soll, nicht gegeben 
wurde. (Abg. Dr. Marga H u b  i n  e k:  Das 
weiß sie vermutlich selber nicht! - Ruf bei 
der OVP: Was soll sie davon wissen?) 

Aber ,ich möchte mich j etzt mit dem Thema 
befassen, das ich mir hier gestellt habe und 
möchte ausgehen von der Antwort des Herrn 
Staatssekretärs Dr. Veselsky an meinen Kol­
legen und Freund Stohs bezüglich der Entwick­
lungshilfe. Ich glaube, daß gerade diese Ant­
wort angetan ist, sich mit diesem Kapitel der 
Entwicklungshilfe heute einmal etwas näher 
auseinanderzusetzen. 

Meine Damen und Herren ! Es gibt Pflicht­
übungen, denen sich die Regierung eines 
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Dr. Kaufmann 
zivilisierten Industriestaates nicht entziehen I Entwicklungshilfe - ich bringe das j etzt auf 
kann ; schon um des allgemeinen internationa- einen ganz primitiven Nenner - nicht heißen 
len Ansehen willens und auch zur eigenen kann und nicht h eißen darf, etwa den Negern 
moralischen Beruhigung. goldene Betten zu kaufen oder den Entwick-

I h h b d G f ··hl d ß 
. h b 

. d lungsländern die Rüstung zu finanzieren. 
c a e as e u , a es SIC e1 er 

Entwicklungshilfe, die in dieser Spezialdebatte 
zum Kapitel Bundeskanzleramt zu behandeln 
ist, um eine solche Pflichtübung der Regierung 
handelt. Dieses Gefühl hat sich beim Studium 
der Unterlagen - ich habe sie sehr aufmerk­
sam studiert und bin einige Jahre zurückge­
gangen - verstärkt. Man stößt zwar immer 
wieder auf sehr großartige Erklärungen der 
Vertreter der Bundesregierung, man macht 
davon sehr reichhaltig Gebrauch, aber die 
Fakten zeigen doch, daß es ,in der Praxis mit 
dieser Entwicklungshilfe nicht so recht weiter­
gehen will. Vielleicht liegt das auch darin 
begründet - und hier stimme ich mit dem 
Herrn Bundeskanzler überein -, daß Ent­
wicklungshilfe zwar ein eminent politisches 
aber kein parteipolitisches Problem darstellt. 

Und man muß es, glaube ich, auch hier 
einmal offen aussprechen :  In weiten Kreisen 
der Bevölkerung herrschen unzureichende 
oder falsche Vorstellungen über das Problem 
der Entwicklungshilfe überhaupt. Es fehlt der 
Offentlichkeit, wie das so schön heißt, e,infach 
das Problem bewußtsein. Daran ändert auch 
nichts , daß bei einer Meinungsbefragung des 
Fessel-Institutes 74 Prozent der Osterreicher 
diese Entwicklungshilfe befürwortet haben 
und auch dem finanziellen und personellen 
Einsatz von Osterreichern in der dritten "Welt 
positiv gegenüberstehen. 

Aber lassen wir uns davon nicht täuschen, 
meine Damen und Herren!  Von Meinungs­
befragungen und Erklärungen bis zu den 
harten Tatsachen, daß man etwa zur Kasse 
gebeten wird oder daß man auf etwas ver­
zichten muß, ist ein weiter Weg. Die Frage 
ist - wir müssen uns das eingestehen - in 
weiten Kreisen der Bevölkerung akut: Ist 
Entwicklungshilfe überhaupt ein Problem, 
wenn j a, ist diese Entwicklungshilfe unser 
Problem? - Haben wir nicht im eigenen Land 
noch Probleme genug, mit denen wir uns 
auseinanderzusetzen haben? 

Unter diesen Mißverständnissen leiden ge­
rade jene am meisten, die sich für diese 
Entwicklungshilfe engagiert haben. Ab und 
zu fällige Erklärungen .von Regierungsmit­
gliedern, meine Damen und Herren, sind zu 
wenig. Ich möchte in diesem Zusammenhang 
etwa nur darauf verweisen, daß sich das 
österreichische Bildungswesen mit Problemen 
der dritten Welt kaum befaßt. 

Es ist auch bezeichnend, daß der Herr 
Bundeskanzler :in seinen bei den Regierungs­
erklärungen und vor ihm viele seiner Partei­
freunde sich verbal zwar sehr vehement für 
diese Entwicklungshilfe engagiert haben, daß 
es aber dann zu einer der ersten Taten des 
Kabinetts Kreisky I gehörte, die Ansätze für 
diese Entwicklungshilfe im Budget drastisch 
zu kürzen ; also Rückschritt statt Fortschritt. 

Hieher gehört es auch, wenn der Herr 
Bundeskanzler noch im Juni dieses Jahres 
vor Vertretern der österreichischen Jugend­
organisationen erklärte, er wisse wohl, daß 
nach einer UNO-Empfehlung j eder Staat ein 
Prozent seines Bruttonationalproduktes der 
Entwicklungshilfe zur Verfügung stellen sollte, 
Osterreich aber noch weit unter dieser Marke 
liege. 

Und jetzt, meine Damen und Herren, kommt 
eigentlich für mich das Bemerkenswerteste. 
Der Herr Bundeskanzler hat weHer erklärt, 
er habe es leicht gehabt, im Ausland diese 
Tatsache zu begründen. In Osterreich existiere 
kein Druck der öffentlichen Meinung auf die 
Regierung in dieser  Frage. 

Nun muß ich die Frage aufwerfen: Ist der 
Herr Bundeskanzler wirklich der Meinung, 
daß eine Regierung nur dann aktiv werden 
muß, wenn sie unter dem Druck der öffent­
lichen Meinung einfach nicht mehr anders 
kann? - Ich glaube,  daß eine Isolche Regierung 
dann den Namen Regierung eigentlich nicht 
mehr verdient. 

Das werfe ich der gegenwärtigen Bundes- Doch ich möchte fortfahren. Die österrei-
regierung vor, daß sie nichts oder zu wenig chis ehen Entwicklungshilfeorganisationen ha­
getan hat, um dieses  Problembewußtsein in ben auf Aufforderung des Bundeskanzlers bei 
der Bevölkerung zu stärken. (Beifall bei der einer Enquete am 1. Februar 1 97 1  nach 
OVP.) Das werfe ich vor allem jener Regie- 74 Arbeitssitzungen im Juni des vergangenen 
rung vor, die auf der anderen Seite sehr Jahres ein österreichisches Konzept für Ent­
genau weiß, was Offentlichkeitsarbeit wert wicklungshilfe und wirtschaftliche Zusammen­
ist, wie man sie macht, und die dann mit arbeit mit Entwicklungsländern vorgelegt. Ich 
Steuergeldern keineswegs zimperlich umgeht. möchte sagen, das  ist  ein überaus wertvolles 

Diese Regierung hat also der Bevölkerung Papier und enthält auf Grund der reichen 
bis heute nicht verdolmetscht, daß sinnvolle Erfahrungen dieser  Organisationen eine ganze 

3 1 1  
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Zahl von wertvollen Vorschlägen und An­
regungen. 

Der Herr Bundeskanzler hat erklärt, daß er 
zu diesen Vorschlägen der Enquete Stellung 
beziehen würde. Der Herr Bundeskanzler hat 
auch auf eine parlamentarische Anfrage ,im 
heurigen Frühjahr erklärt, daß diese Stellung­
nahmen, um die er die einzelnen Bundes­
minister gebeten hat, inzwischen eingelangt 
s ind, daß die Regierung, wie auch heute der 
Herr Staatssekretär angekündigt hat, e,in 
solches Entwicklungshilfekonzept ausarbeite, 
daß man aber noch die Ergebnisse der dritten 
Welthandelskonferenz abwarten müsse. 

Dieses Konzept wurde im gleichen Atemzug 
für den heurigen Sommer angekündigt. Es 
ist inzwischen Winter geworden, und wir 
warten noch immer auf dieses Konzept. 

Laut "Presse" vom 24, Juli dieses Jahres 
hat sich auch das Osterreichische Institut für 
Entwicklungsfragen in einem dringlichen 
Appell an den Bundeskanzler gewandt, ent­
lieh das angekündigte Entwicklungshilfekon­
zept im Parlament einzubringen. 

In diesem Schreiben, das von 13 Organisa­
tionen unterstützt wird, die in der Entwick­
lungshilfe tätig sind, wird auf die finanziellen 
Leistungen der Kirchen, der Bundeskammer 
und des Gewerkschaftsbundes hingewiesen, 
denen höchst ungenügende Leistungen des 
Bundes gegenüberstehen. 

Sachkritik, meine Damen und Herren, soll 
aber auch das Positive nicht übersehen. Der 
Herr Bundeskanzler hat laut "Sozialistischer 
Korrespondenz" vom 5. September dieses 
Jahres mitgeteilt, daß die Nationalbank er­
mächtigt werden soll, einen Kredit von einer 
Milliarde Schilling zu 4 Prozent Zinsen aus 
ihrer Valutenreserve der Weltbank für Ent­
wicklungshilfe zur Verfügung zu stellen. Ich 
finde, das ist sehr erfreulich. 

Mich würde j etzt nur interessieren, wie 
lange dieser Kredit laufen und was damit im 
einzelnen geschehen soll. Oder hat die Regie­
rung die Absicht, diesen Kredit überhaupt 
nicht mehr zurückzufordern? Oder handelt es 
sich hier um eine währungspolitische Maß­
nahme, wie sie manchmal von Regierungen 
getroffen werden, die unter inflationärem 
Druck stehen und die über eine solche Geld­
abschöpfung im Grunde genommen gar nicht 
unglücklich sind? 

Herr Staatssekretär Veselsky hat darüber 
hinaus angekündigt, daß im Budget 1 973 
doppelt so viel Mittel vorgesehen sind wie 
1 972, nämlich 1 50 Millionen Schilling. Auch 
das ist höchst erfreulich, und ich muß sagen : 
höchste Zeit ! 

In der heutigen "Arbeiter-Zeitung", die ich 
hier als unverdächtigen Zeugen anführen 
kann, stehen nämlich sehr harte Worte über 
diese Entwicklung der österreichischen Ent­
wicklungshilfe. Ich darf vielleicht hier nur 
zwei kleine Passagen zitieren, die aber eine 
sehr deutliche Sprache sprechen: 

"Die österreichischen Beiträge - besser 
gesagt : Nichtbeiträge - zur Entwicklungs­
hilfe kommen immer mehr unter den Beschuß 
internationaler Organisationen." 

Ferner heißt es in der heutigen "AZ" : 

"Osterreich zahlt relativ immer weniger und 
hat die penibelsten finanziellen Konditionen. 
In österreichischen Regierungskreisen gilt als 
sicher, daß Osterreich hinsichtlich der Ent­
wicklungshilfe in den politischen Zugzwang 
kommen werde : Osterreich :ist das Schlußlicht 
der Industrieländer:· 

Dies schreibt die 'heutige "Arbeiter-Zei­
tung"· 

Ich glaube, dem :ist nichts hinzuzufügen. 
Daher die Frage : Wie soll e.s weitergehen? 
Was soll nun geschehen? 

Wie bereits erwähnt, weist das Papier der 
Entwicklungshilfeorganisationen hier die 
Wege. Entscheidend erscheint zunächst einmal 
die Schaffung eines Entwicklunghilfegesetzes , 
das die legistischen Grundlagen schafft und 
Detailprobleme wie Einsatz und Rückkehr der 
Entwicklungshelfer regelt. Zum zweiten: die 
endliche Zentralisierung der Entwicklungs­
hilfe im Bundeskanzleramt im großen Kom­
petenzgesetz. 

Aus der Fülle der üb:r.igen Probleme möchte 
ich nur einige Dinge herausgreifen, etwa die 
Ausbildungshilfe, bei der gerade Osterreich 
einen wichtigen Beitrag zum Aufbau der 
neuen Staaten durch Vermittlung von Bildung 
und Wissen leistet. Diese Vermittlung von 
Wissen geschieht im In- und Ausland, also 
auch auf dem Weg über die Auslandstudenten, 
die bei uns studieren. Aber hier gibt es wieder 
einen Wermutstropfen, denn Osterreich hat 
zwar im Vergleich zu anderen Ländern die 
verhältnismäß.ig größte Zahl an ausländischen 
Studenten, ist aber durch die immer drücken­
der werdende Raumnot praktisch dazu ge­
zwungen, gerade für diese Menschen da und 
dort einen Numerus clausus zu verhängen. 

Weitere Probleme betreffen die Freistellung 
der Entwicklungshelfer. Ich möchte in diesem 
Zusammenhang mit Befriedigung anmerken, 
daß die österreichischen Entwicklungshelfer 
an internationalen Maßstäben gemessen zu 
den besten Entwicklungshelfern in der Welt 
überhaupt gehören. 
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Wichtig erscheint mir auch eine bessere 
Proj e"iztprüfung und damit die Sicherung, daß 
die ausgegebenen Gelder entsprechend opti­
mal angelegt und verwertet werden. Es muß 
festgestellt werden, daß in Osterreich bisher 
lediglich etwa 1 Promille der gesamten For­
schungsausgaben dafür verwendet wurde, zu 
untersuchen. welche Proj ekte förderungswür­
dig und welche Projekte auch zukunftsweisend 
sind. 

Eines aber, meine Damen und Herren, glaube 
ich, könnte sofort geschehen, eine Tat. die 
auch das Budget nicht belastet, wobei man 
uns nicht den Vorwurf machen kann, wir 
würden Forderungen erheben, die das Budget 
aufblähen, und daß wir auf der anderen Seite 
Klage führen, daß dieses Budget so groß 
geworden ist: Dieser Vorschlag wäre eine 
Reduzierung der Repräsentationskosten der 
Bundesregierung 'lugunsten der Entwicklungs­
hilfe. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert , 
im Sinne der Erklärung des Bundeskanzlers 
bei der ersten Welthandelskonferenz, Ent­
wicklungshilfe müsse auch als Konsumver­
zicht verstanden werden, die für 1 973 mit 
19,9 Millionen präliminierten Repräsenta­
tionskosten, was eine Erhöhung um 50 Pro­
zent gegenüber den Ansätzen 1 972 bedeutet,  
auf die Ansätze von 1 972 zu reduzieren. Die 
Differenz von den 19 ,9 Millionen des Jahres 
1973 auf die 1 3 .4 Millionen des Jahres 1 972 
soll der Ausbildung von Entwicklungshel­
fern und Entwicklungsberatern zugute kom­
men. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren ! Wir leben in 
einer harten Welt, die zu rechnen gewöhnt ist 
und die zu rechnen versteht. Zielführende 
Entwicklungshilfe wird sich daher nicht .in 
romantischen Utopien erschöpfen dürfen, eben­
sowenig wie sie kommerziell ausgerichtet sein 
darf. 

Ich finde, meine Damen und Herren, das Zielführende Entwicklungshilfe wird sich als 
wäre auch ein gutes Beispiel, welches die realistischer Beitrag auf moralischem Funda­
Bundesregierung hier in ihrem eigenen Be- ment verstehen müssen. 
reich liefern könnte. 

Ich möchte daher in diesem Zusammenhang 
einen Entschließungsantrag einbringen, den 
anzunehmen ich die Damen und Herren des 
Hohen Hauses sehr herzlich bitte : 

E n t s c h l i e ß u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten Dr. Kaufmann. Dr. Erma­
cora und Genossen zum Bundesfinanzge­
setz 1 973 (460 und 546 der Beilagen) betref­
fend Reduzierung der Repräsentationskosten 
der Regierungsmitglieder zugunsten der Ent­
wicklungshilfe. 

Wir gehen von der Frage aus, die die 
Abgeordnete und heutige Frau Bundes­
minister  Dr. Hertha Firnberg am 4. Dezem­
ber 1 968 im Parlament gestellt hat : "Tun 
WH genug tür die Entwicklungshilfe? Leisten 
wir die richtige Hilfe, die optimale Hilfe?" 
Ebenso hat der heutige Bundeskanzler 
Dr. Kreisky bei der ersten Welthandels­
konferenz darauf hingewiesen, daß Ent­
wicklungshilfe aus Konsumverzicht der Bür­
ger finanziert werde. 

Die Bundesregierung hätte nunmehr die 
Möglichkeit, in ihrem eigenen Bereich diese 
Worte zu realisieren und ein Beispiel zu 
geben, indem sie die für 1 973 um 50 Prozent 
höher angesetzten Repräsentationskosten 
reduziert und für Zwecke der Entwicklungs­
hilfe umwidmet. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen 
daher ·  folgenden Entschließungsantrag : 

Zielführende Entwicklungshilfe steht außer­
dem im Zusammenhang mit unseren gesamten 
Außenbeziehungen. Eine Flankierung durch 
außen- und wirtschaftspolitische Maßnahmen 
scheint mir nur wünschenswert zu sein. Daher 
mag das wohlverstandene Eigeninteresse -
ich g ebe mich da gar keiner Illusion hin - ins 
Kalkül zu ziehen sein, vor allem dann, wenn 
es dazu angetan ist, unseren Appell an die 
moralischen Verpflichtungen des Staates zu 
verstärken. 

Lassen Sie mich daher noch elnIge wirt­
schaftspolitische Uberlegungen anstellen, die 
solche flankierende Maßnahmen betreffen. 

Unseren Exporten in die Entwicklungsländer 
sind sehr oft durch die Devisenarmut dieser 
Länder natürliche Grenzen gesetzt. Dazu 
kommt, daß viele dieser Länder nicht nur auf 
Importe angewiesen sind beziehungsweise an­
gewiesen sein wollen, -sondern daß sie im 
Sinne der Partnerschaft das Bestreben haben, 
eigenständiger zu werden und selbst zu pro­
duzieren, also ihre eigenen Positionen zu ver­
stärken, daß es also umsomehr im Sinne dieser 
Länder handeln heißt, wenn man dazu bei­
trägt, die Eigenproduktion in diesen Ländern 
zu s tärken. 

So sind die Schweiz, die Bundesrepublik 
D eutschland und die skandinavischen Staaten 
- i ch möchte nur einige Beispiele heraus­
greifen - längst dazu übergegangen, in den 
Entwicklungsländern, vor allem in Afrika ,  
B etriebe zu gründen. 
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Die Chancen, meine Damen und Herren, 3. Zwischen Osterreich und dem j eweiligen 
sind gerade für uns in Osterreich besonders Entwicklungsland sollten Investitionsschutz­
groß .  Die afrikanischen Staaten sind an wirt- abkommen geschlossen werden, um einen 
schaftlichen Kontakten mit Osterreich inter- weiteren zusätzlichen Schutz der österreichi-
essiert, vor allem mit Osterreich, einem neu­
tralen Kleinstaat, dem man nicht nachsagen 
kann und von dem man nicht erwarten wird, 
daß er etwa machtpolitische Ziele verfolgen 
wird. 

Das hat im übrigen ein Besuch Dr. Wald­
heims in Afrika im Jahr 1970 bestätigt, und 
denselben Eindruck. hat auch Herr Vizkanzler 
außer Dienst Dr. Withalm bei einer Afrika­
reise im heurigen Jahr gewonnen. Er hat das 
auch in einem sehr bemerkenswerten Artikel 
im "Linzer VolksblaU" niedergelegt und dazu 
einige konkrete Vorschläge unterbreitet. 

Die "Presse" vom 7. Juni 1 972 schreibt 
unter dem Titel "UNIDO : Hausherr sein allein 
genügt nicht" ,  daß sich Osterreich auf dem 
Gebiet der industriellen Entwicklungshilfe 
werde etwas einfallen lassen müssen. Hier 
heißt es : 

sehen Investoren nach menschlichem Ermessen 
zu sichern. 

Meine Damen und Herren! Die Probleme der 
Dritten Welt sind heute im Zeitalter der 
Massenmedien, im Zeitalter der Düsenjets, 
der Atomkraft und der Raumfahrt unsere 
höchsteigenen Probleme und dürfen nicht aus 
einem selbstgenügsamen oder egoistischen 
Blickwinkel gesehen werden. 

Es ist einfach ungerecht und inhuman, daß 
zwei Drittel der Menschheit be.i einem durch­
schnittlichen Prokopfeinkommen von 500 S pro 
Jahr über nur 15 Prozent des Welteinkommens 
verfügen, während das andere Drittel bei 
einem durchschnittlichen Prokopfeinkommen 
von 60.000 S :im Jahr 85 Prozent des Weltein­
kommens besitzt. 

Es ist erschütternd, wenn von 2,5 M,illiarden 
Menschen in der Dritten Welt 500 Millionen 

"Die Zeiten des Exportes von hochwertigen hungern müssen und 1 ,5 Milliarden fehler­

Fertigwaren in die Entwicklungsländer nähern nährt sind. Diese krassen Unterschiede haben 

sich ihrem Ende, da die Dritte Welt auf den nichts, wie man mancherorts gerne behauptet ,  
Aufbau einer eigenen Industrie größten Wert mit mehr oder weniger Fleiß oder mit mehr 
lege und im Hinblick darauf gerade von der oder weniger Begabung zu tun, sondern diese 
UNIDO wirksam unterstützt werde. So bleibe Unterschiede sind einfach in den von diesen 
auch Osterreich keine andere Wahl, als sich Menschen unverschuldeten verschiedenen Ent­
im verstärkten Maß um den Markt der Ent- wicklungsstufen begründet. 
wicklungsländer zu kümmern. Das Problem 
bestehe nur darin, dieser Erkenntnis nicht zu 
spät Taten folgen zu lassen." 

Also wieder einmal das alte österreichische 
Schicksal : die drohende Gefahr, zu spät zu 
kommen, zu spät dran zu sein, die Chance zu 
verpassen. 

Aber noch haben wir die Möglichkeit, uns 
in die Entwicklungshilfe dieser Art einzu­
schalten. Allerdings wird die Wirtschaft das 
bei aller Risikofreudigkeit des Unternehmer­
tums nicht im Alleingang tun können. Sie 
wird der tatkräftigen Hilfe des Staates be­
dürfen. 

Hier wäre es Aufgabe des Staates, eine 
wirklich zukunftsweisende Tat zu setzen. Ich 
möchte nur drei Punke herausgreifen: 

1. Vom Finanzministerium müßte eine Mög­
l ichkeit geschaffen werden, die es dem Unter­
nehmer erlaubt, Investitionen als steuerfreie 
Gewinnentnahme zu tätigen. 

2. Es wird notwendig sein, daß die Regie­
rung wie in anderen Staaten durch Ubernahme 
einer Risikogarantie die österreichischen Inve­
stitionen schützt. 

Hier zu helfen ist ein christlicher Auftrag, 
ist ein menschliches Gebot und eine unabweis­
bare moralische Verpflichtung, der sich kein 
Staat entziehen kann, der vor sich selbst 
Respekt haben will. 

Es ist, meine Damen und Herren, ein Lern­
prozeß für beide Teile, so wie das Menschen 
angemessen ist, die Partner sein wollen. 

Aber wer selbst das noch nicht einsehen 
wollte, den müßte, wie ich glaube, doch die 
harte Realität bekehren. Es bleiben uns ein­
fach keine Alternativen. Der Weltfriede wird 
so lange nicht gesichert sein, solange über 
2 Milliarden Menschen in dieser Welt das 
Gefühl haben müssen, vom Fortschritt auf 
allen Gebieten des Lebens ausgeschlossen zu 
sein. (Zustimmung bei der OVP und beim 
Abg. S c h j e d e r.) 

Es ist nicht von ungefähr, daß sich gerade 
die jungen Leute unter uns, die angeblich 
materialistische Jugend, die angeblich alles 
hat, sich von diesem Problem angesprochen 
fühlt, j a  von diesem Probl-em aufgerufen 
fühlt und diese Entwicklunsghilfe als das sieht, 
was sie ja wirklich :ist, als eine faszinierende, 
menschliche Aufgabe, der sich viele dieser 
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j ungen Menschen in bewundernswerter Weise I ganzen gesund, und vor al

.
lem ?-er Fi?anz-

zur Verfügung gestellt haben. minister erfreut sich, glaube .lch
.
, emer bluhen-

. den Gesundheit. (Abg. S t e l  n 1 n g e r: Bester 
Ich glaube, daß da etwas von dem GeIst des 

G dh ' t l) Al beste Gesundheit. Es gibt . , P .. 'd K d .. b esun e1 . so amenkamschen raSI enten enne y spur ar 
1 k '  E t h 1dl' gung daß der Finanz-. , . .  . . a so eIne n sc u , wtra, der Ja emmal, an dIe Jungen Leute ge-

minister bei der Beratung des Finanzgesetzes 
wandt, gesagt hat : 

nicht anwesend ist. Wir warten doch seit 
. .  Fragt nicht, was Amerika für euch tun gestern immer wieder auf Wortmeldungen. 

kann, sondern fragt zunächst einmal , was ihr Die Regierung ist von der Opposition mehr­
für Amerika tun könntl " 

mals immer wieder zu Stellungnahmen pro­
Dieser amerika nische Präsident ist von sei- voziert worden. Ich gebe zu, daß natürlich die 

ner Jugend gehört worden. I durch Krankheit bedingte
. 

Abwe�enheit des 
. .. . . . . Chefs sich lähmend auf dIe RegIerung aus-

Abschheß:TI mochte Ich mIt emem �l tat aus 
wirkt. Allmählich müßte ja ein Zettel vom �ler ?n�ykhka Populorum progresslO , weil 
Chef kommen, wo drauf steht, was die Ver­

Ich finae, daß dort der Gedanke der Ent-
t �t ' R a ' p  1 ,  dem Hohen Hause sagen . .  . d '  I '  h ere er tier \.�gLrung wIcklungshilfe besonders em rmg lC und 

11 D d' D bat�e kann i a  nicbt so - . . .  wo en. I enn J e  e L J ' 
treffSIcher formuhert 1st : 

' t  l " t  h d ß WI' r alle unsicher herum-
"Es handelt sich nicht darum, den Hunger 

zu besiegen , die Armut einzudämmen. Der 
Kampf gegen das Elend, so dringend und 
notwendig er ist, ist zu wenig. Es geht darum, 
eine Welt zu bauen, wo jeder Mensch, ohne 
Unterschied der Rasse, der Religion, der Ab­
stammung, ein volles menschliches Leben füh­
ren kann, frei von Versklavung seitens der 
Menschen ;  eine Welt ,  wo Freiheit nicht ein 
leeres Wort ist." (Beifall bei der OVP.) 

PL'äsident Dr. Maleta: Der Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Dr. Kaufmann, Dok­
tor Enr.acora und Genossen ist genügend 
unterstützt und steht daher mit in Verhand­
lung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Zeillinger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordnete.:- ZeB!bgcr (FPO) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Hü.us l Wir stehen am zwei ten 
Tag der Budgetberatungen beim Kapitel Ober­
ste Organe, wo vereinbarungsgemäß a uch diE: 
Generaldebatte stattfindet. Offenbar hat der 
bisherige Verlauf nicht die ungeteilte Zustim­
mung der Massenmedien gefunden. Z eitungs­
kritiken, die das Parlament heute beko mmen 
hat, waren nicht immer gut. Verständlich, 
denn irgendwo tappen wir im Moment j a  alle 
im dunklen herum und wissen infolge der 
Entschlußlosigkeit und Planlosigkeit dieser 
Regierung noch gar nicht, was tatsächli ch von 
dem Budget Budget wird, was tatsächlich diese 
Regierung im nächsten Jahr beabsichtigt. 

Der Herr Vizekanzler vertritt j etzt wieder 
die Regierung. Ich bedauere es persönlich,  daß 
der Herr Finanzminister so wenig Antei l  an 
den Beratungen dieses Finanzgesetzes nimmt. 
Es ist noch Generaldebatte. Selbstverst ändlich 
kein Wort darüber:  Sie wissen, wir b e dauern, 
daß der Herr Kanzler krank ist, und wir  alle 
wären froh, wenn er wieder bald die Arbeit 
voll aufnehmen könnte, Aber die anderen 
Regierungsmitglieder sind ja im großen und 

wei "erp a csc ern, a _ " 

tappen und immer noch nicht wissen, tro�z 
Präs,idialkonferenz,  trotz Klubobmännern, Wle 

es eigentlich weitergehen soll .  (Präsident 

P r o  b s t übernimmt den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren ! Wir sind in ein er 

einmaligen Situation, Ich gehöre 20 Jahre dem 
Hohen Hause an - 20 Jahre Opposition ; 
Opposition gegen große Koalition, C?l?positi

.
on 

gegen OVP, Opposition gegen SPO -, Ich 
muß jetzt bei obj ektiver Beurteilung sage� : 
Den Fall haben wir noch nie gehabt,  daß em 
Budget in das Haus kommt, von dem die 
Mehrheit dieses Hauses , die offenbar ent­
schlossen ist, das Budget unverändert zu ver­
treten, selbst überzeugt ist, daß es eine unge­
heure Gefahr für die Familie Osterreicher im 
nächsten Jahr ist, und wo die Regierungs­
fraktion selbst zugibt, daß das Budget - wenn 
nichts geschieht - Preisausweitungen gig an" 
tischen Ausmaßes mit sich bringt, die  einen 
Rekord darstellen. Diese Regierung legt ein 
B'..:dget vor, weil ihr offenbar nichts Besseres 
eingefallen ist, und gleichzeitig appelliert sie 
an al le :  Helft uns ! Helft uns mit Maßnahmen, 
um Preissteigerungen hintanzuhalten, die man 
im nächsten Jahr bis zu 10 Prozent erwartet. 
Ich darf erinnern, weil gerade der Herr Lei­
tende Sekretär des Gewerkschaftsb undes her­
einkommt : Bei 4 Prozent zu Zeiten des Klaus 
drohte der Gewerksd1aftsbund, auf d ie  Straße 
zu gehen. Wir waren alle damals über die 
4 Prozent empört, und j etzt drohen 10 Prozent. 
Und nun legt die Regierung ein Budget vor 
und sagt : Dieses Budget - es ist uns nichts 
Besseres eingefallen - bringt euch Osterrei­
chern Preissteigerungen von 10 Prozent, und 
nun haltet alle zusammen und spart, damit 
die Preissteigerungen nur 7 oder 8 Prozent 
sind. 

Es ist niemandem etwas Besseres  einge­
fallen. Der Herr Vizekanzler hat g estern ge­
sagt - ich weiß nun nicht, ob er uns mit 
eingeschlossen hat, wenn er sagt : d i e  Opposi-
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tion -, die Opposition ist nicht ,sachbezogen, 
sie macht keine Gegenvorschläge. Ich darf 
namens der Freiheitlichen sagen: Das ist 
ja wirklich nicht die Aufgabe einer Oppo­
sition in diesem Hause. Wir haben die 
Aufgabe, die Regierung zu kontrollieren, 
Stellung zu nehmen. Aber wenn Ihnen 
nichts mehr einfällt, daß uns als Opposition 
dann was einfallen soll ! - Sie haben den 
ganzen Apparat hinter sich, Ihnen stehen Tau­
sende von Beamten zur Verfügung. Wir haben 
dre.i Klubsekretäre. Und dann kommen Sie 
herein und sagen: Wo sind die Gegenvor­
schläGe? Der sozialistischen Regierung ist 
nichts mehr eingefallen, wo sind die Gegen­
vorschläge der Opposition? 

Herr Vizekanzler! So leicht kann man sich 
das Regieren wirklich nicht machen, daß man 
einfach sagt : Das ist ein schlechtes Budget, 
wir geben ruhig zu, daß es schlecht ist, wir 
b itten die Sozialpartner, die Gewerkschaften 
und alle : Haltet zusammen, macht ein Abkom­
men, Osterreicher opfert das Letzte, damit die 
Preissteigerungen nicht über 7 Prozent gehen, 
damit sie ja nicht 1 0  Prozent werden! Und 
dann gehen Sie ins Haus und fragen : Wo sind 
die Gegenvorschläge ? Einen Gegenvorschlag, 
Herr Vizekanzler, den wir Ihnen machen wür­
den, der wäre Ihnen sehr unangenehm, der 
wäre nämlich: neue Leute auf die Regierungs­
bank und eine andere Regierungspolitik. Das 
ist die einzige Alternative, die es in dieser 
Situation gibt. (Beifall bei FPO und OVP.) 

Aber nun ist Ihr Appell an die Offentlich­
keit und an die Sozialpartner gehört worden, 
Ihr Notschrei. Die Sozialpartner haben sich 
zusammengefunden - in der Offentlichkeit 
bekannt -, haben ein Abkommen geschlossen. 
Wir Freiheitlichen stehen dem Abkommen 
positiv gegenüber, weil wir auch keinen ande­
ren Ausweg sehen, um die Auswirkungen 
dieses Unglück.sbudgets im nächsten Jahr eini­
germaßen abzubremsen. 

Sie haben darüber hinaus - auf das komme 
ich später noch - im Bundesministerium für 
Finanzen e in der Offentlichkeit weniger be­
kanntes Abkommen geschlossen zwischen dem 
Finanzminister, dem Handelsminister und dem 
Land- und Forstwirtschaftsminister. Ich hoffe, 
daß im Laufe der Rede die Herren vielleicht 
doch noch kommen, weil es sinnlos ist, wenn 
ich alles dem Vizekanzler . . .  (Abg. Dipl. -Ing. 
Dr. W e i h s: Das ist unnotwendig!) Dann sind 
Sie also Zeuge ! Darf ich also Sie dann als 
Zeugen nehmen, daß hier ein Abkommen ge­
schlossen worden ist, über das wir ein ernstes 
Wort sprechen müssen. 

Aber zuerst zu dem sogenannten Stabilitäts­
abkommen Sallinger-Benya, das heißt also 
der Sozialpartner. 

Herr Vizekanzler, meine konkrete Frage : 
Dieses Stabilitätsabkommen, das möglicher­
weise erreichen kann, daß die Preissteigerun­
gen im nächsten Jahr nicht die 10 Prozent­
Grenze übersteigen, sondern sich irgendwo 
bei 7 bis 8 Prozent einpendeln, wenn die 
Sozialpartner im Sinne dieses Abkommens alle 
Opfer bringen, erfordert doch eine Reihe von 
legistischen Maßnahmen. Wir haben heute den 
5. Dezember. 

Dieser Kalender, der :im Hause als Termin­
plan für die Herbstsession bekannt ist, gibt 
an, daß das Parlament beabsichtigt, wenn es 
einigermaßen geht, am 20. Dezember die Bera­
tungen einzustellen. Es sind über Wunsch auch 
der Regierungsfraktion noch drei Tage, wo 
entweder Plenum oder Ausschüsse sind, das 
ist der 1 8. ,  1 9. oder 20. Wenn Sie am 20. etwas 
in den Ausschuß bringen, haben wir keine 
Plenarsitzung mehr. Um am 19. etwas in den 
Ausschuß zu bringen, fehlt die 24stündige 
Frist, am 18 .  wäre also die letzte Möglichkeit, 
etwas noch in den Ausschuß zu bringen und 
zeitgerecht noch eine Plenarsitzung abzuhal­
ten. Aber nun ist die Frage - auf das warten 
wir immer, das erwartet die Offentlichkeit, hier 
ist das Abkommen, das ist in den Zeitungen 
gestanden -: Wo sind die legistischen Maß­
nahmen? Sie haben sich gestern gegen einen 
Vorwurf oder gegen eine Feststellung des 
Freiheitlichen Klubobmannes Peter, der der 
legistischen Arbeit schlechte Qualität vorge­
worfen hat, zur Wehr gesetzt und haben ver­
sucht, die legistische Arbeit dieser Regierung 
als gut hinzustellen. 

Herr Vizekanzler, ich bin länger in der 
Opposition, als Sie der Regierung angehören. 
Aber ich habe eine so schlechte legistische 
Arbeit noch nicht erlebt, ,ich habe vor allem 
ein solches Durcheinander noch nicht erlebt. 
Wir wissen doch im Moment überhaupt nicht, 
was in diesem Monat noch beschlossen werden 
soll, weil die Regierung bis zur Stunde 
schweigt. Sie haben ein Abkommen, Sie haben 
den Rettungsanker geworfen. Aber es heißt 
doch arbeiten für diese Regierung. Melden Sie 
sich doch einmal zu Wort und geben Sie die 
konkrete Antwort:  Meine Herren, wir haben 
ein Abkommen, wir von der Regierung wollen 
es einhalten, und in Erfüllung dieses Abkom­
mens bitten wir - ich darf gleich sagen : souve­
rän ist das Parlament ; auf den Ton, den Sie, 
Herr Minister, in dem Abkommen der Mini­
ster haben, auf den möchte ich dann zu spre­
chen kommen; Sie verwechseln nämlich :  Sou­
verän in diesem Staat .ist nicht die Regierung, 
sondern ist immer noch die Volksvertre­
tung -, wir werden noch folgende Vorlagen 
in das Parlament . br:ingen und hoffen und 
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bitten Sie, die Mehrheit zumindest, diesen 
zuzustimmen. Ich nehme an, daß auch die 
Vertragspartner dann mitverhandeln werden. 

Aber wo sind diese Gesetze? Sie können 
doch nicht sagen, daß keine legistischen Maß­
nahmen notwendig wären. Ich könnte Ihnen 
eine ganze Reihe derartiger Maßnahmen, die 
Sie in nächster Zeit werden beschließen müs­
sen, nennen, zum Beispiel die Abschreibungs­
vorschriften. Ich nenne die Änderung des 
Steuergesetzes. - Herr Vizekanzler, entschul­
digen Sie, es ist j a  nicht meine Aufgabe. Die 
Regierung schweigt. Wenn der Chef weg ist, 
wissen die anderen nicht mehr, was sie tun 
sollen. Es ist doch wirklich nicht meine Auf­
gabe als oppositioneller Abgeordneter, wie Sie 
gestern gesagt haben, Gegenvorschläge zu 
machen. Mein Gegenvorschlag lautet, Herr 
Minister : Die Regierung soll arbeiten, soll die 
Gesetze vorlegen, die sie möchte, daß sie in 
dieser und nächster Woche beschlossen wer­
den sollen. Ansonsten, das sage ich Ihnen 
gleich, bricht das Sallinger-Benya-Abkommen 
zusammen, und damit ist das passiert, womit 
Sie j etzt die Offentlichkeit täuschen, indem 
Sie sagen : Das Budget ist zwar schlecht, es 
wird eure Lebenshaltungskosten um 10 Pro­
zent verteuern, aber der Sallinger und der 
Benya haben ein Abkommen geschlossen, es 
wird nur um 7 Prozent teurer werden. 

nur ein Beispiel sagen. Natürlich müssen Sie 
das Einkommensteuergesetz ändern. Wenn Sie 
das Einkommensteuergesetz nicht ändern, fällt 
das Sallinger-Benya-Abkommen zusammen. 
Ja, warum sagen Sie denn das nicht? 

Ich kann Ihnen auch sagen, warum Sie es 
nicht sagen. Es tritt nämlich eine sehr merk­
würdige Situation ein : Das Einkommensteuer­
gesetz ist erst am 24. November beschlossen 
worden; es ,ist ja nicht einmal noch im verfas­
sungsmäßigen Sinne Gesetz, an das j eder 
Staatsbürger gebunden ,ist .  Es hat am 28. No­
vember den Bundesrat passiert. Es ist mir 
- vielleicht können Sie diese Frage beant­
worten, Herr Vizekanzler - nicht bekannt, 
ob es der Herr Bundespräsident unterzeichnet 
hat. Es ist noch nicht bekannt. Es ist nämlich 
im Bundesgesetzblatt noch nicht erschienen. 
Das letzte erschiene Bundesgesetzblatt ist 
sicher sehr interessant, aber es beschäftigt 
sich mit der Verlängerung der Wochendienst­
zeit für Wachebeamte. Sicher für die Wache­
beamten sehr interessant. 

Aber im Moment geh t es darum, daß wir 
doch einen Terminkampf haben, etwa - um 
ein Beispiel nur zu nennen - um das Ein­
kommensteuergesetz. Sie müssen wegen der 
Abschreibungsvorschriften das Einkommen­
steuergesetz ändern, das das Parlament vor 
wenigen Tagen beschlossen hat, das den Bun-

Das ist nur möglich, wenn Sie legistische desrat passiert hat, das offenbar der Bundes­
Maßnahmen setzen. Das steht j a  da drinnen. präsident noch nicht unterschrieben hat. Wir 
Und seit gestern früh bitten wir Sie, endlich : vermuten nur, daß der Bundespräsident mit 
einmal von seiten der Regierung mitzuteilen, I seiner Unterschrift zögert , weil er gehört hat, 
welche legistischen Maßnahmen Sie noch die- daß Sie schon wieder ein Gesetz ändern wol­
sem Hause vorlegen werden. len, das er j etzt in einer Form beglaubigen 

Heute in der Früh war Präsidialkonferenz. soll, wie es in drei Wochen gar nicht in Kraft 

Die Präsidialkonferenz konnte sich nicht mit treten soll. 
diesen Vorlagen befassen, weil d,ie Regierung 
säumig ist, weil sie noch nicht mitgeteilt hat, 
welche Vorlagen sie noch bringen wird. Die 
nächste Präsidialkonferenz ist ,  glaube ich, erst 
nächste Woche, am 1 3. Dezember höre ich 
gerade. Am 13.  Dezember erst kann die nächste 
Präsidialkonferenz, wenn I hnen und Ihren 
Beamten bis dahin eingefallen ist, was noch 
zu tun ist, zur Kenntnis nehmen, welche Ge­
setze Sie noch ändern werden. 

Darf ich Sie bitten:  Telephonieren Sie hin­
über zum Kanzler Kreisky ; der wird doch 
hoffentlich wissen, was er will ,  was notwen­
dig ist. Er soll einen Zettel herüberschicken 
und soll sagen : Vizekanzler, ersuchen Sie das 
Parlament, sich bis zum 1 8. Dezember noch 
mit folgenden legistischen Maßnahmen zu be­
schäftigen, die notwendig s ind ,  um die kata­
strophalen Folgen dieses BUdgets abzufangen. 

Und weil Sie gesagt haben,  die Opposition 
soll sich etwas einfallen lassen,  darf ich Ihnen 

Ich weiß nicht, ob j eder mitgekommen ist 
bei dem Durcheinander (Abg. Dr. B a u  e r: Oh 
ja! Das war sehr klar!), das augenblicklich 
deswegen herrscht, weil Sie nicht in der Lage 
sind, dem Parlament eine geordnete Rinanz­
politik vorzuschlagen. Also wir müssen j etzt 
praktisch das Einkommensteuergesetz ändern. 
Ich habe die Information unter der Hand, Sie 
können sie offiziell geben. 

A propos Oberste Organe : Zu :ihnen gehört 
die Staatsdruckerei. Stimmt es, daß Sie gesagt 
haben, daß es nicht vor dem 1 5. Dezember 
in der Staatsdruck.erei g e druckt werden darf? 
Das hat nämlich einen tiefen Hintergrund: Sie 
hoffen, daß Ihnen bis d ahin eingefallen und 
bewußt geworden ist, was Sie noch im Gesetz 
ändern müssen, in einem Gesetz, das das Par­
lament beschlossen hat, den Bundesrat passiert 
hat, der Bundespräsiden t  anscheinend noch 
nicht unterschrieben hat. Für den Staatsbürger 
wird es ja bekanntlich erst bindend, wenn es 

52. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 135 von 179

www.parlament.gv.at



4496 Nationalrat XIII. GP - 52. Sitzung - 5. Dezember 1 972 

Zeillinger 

im Bundesgesetzblatt verlautbart ist. Der 
Artikel 47 und die folgenden der Verfassung 
- ich kann sie dem Herrn Vizekanzler zur 
Verfügung stellen, wenn irgendwie im Kanz­
leramt darüber Unklarheit herrschen sollte -
beschäftigen sich mit dem verfassungsmäßig 
konformen Zustandekommen von Gesetzen, 
und im Artikel 49 2. Satz heißt es : "Ihre" - der 
Gesetze - "verbindende Kraft beginnt, wenn 
nicht ausdrücklich anders bestimmt ist, nach 
Ablauf des Tages, an dem das Stück des 
Bundesgesetzblattes, das die Kundmachung 
enthält, herausgegeben und versendet wird." 
Das heißt :  Einen Tag, nachdem das Gesetz, 
das wir beschlossen haben und das Sie jetzt 
schon wieder ändern müssen, im Bundesgesetz­
blatt erscheint, beginnt es erst in Rechtskraft 
zu treten , sofern nicht in diesem Falle eine 
Verlautbarung mit 1 .  Jänner erfolgt. Es ist 
noch nicht erschienen. 

Ich darf gleich sagen, eine der Fragen ist : 
Ist es rimtig, daß sich der Herr Bundespräsi­
dent wegen des Chaos in der Regierung bis 
jetzt geweigert hat, zu unterschreiben? 

Zweite Frage:  Ist es richtig, daß dieses Ge­
setz nicht vor dem 1 5. Dezember im Bundes­
gesetzblatt verlautbart werden soll, weil Sie 
die Blamage befürchten, daß im Gesetzblatt 
ein Gesetz verlautbart wird, das gleich geän­
dert werden muß? Und das ,ist ja der Grund, 
meine Damen und Herren von der Opposition, 
warum der Vizekanzler schweigt j er müßte j a  
aufstehen und sagen : Wir müssen Gesetze 
ändern, die wir, die Regierungsfraktion, j etzt 
erst - zum Teil allein, zum Teil mit der 
Opposition gemeinsam - beschlossen haben. 
Sie sind noch gar nicht verlautbart j wir müssen 
sie schon wieder ändern, weil wir vor 14 Tagen 
nicht gewußt haben, was wir jetzt tun müssen ! 

Das ist doch die Situation, Herr Vizekanz­
ler. Und Sie sitzen da oben und schweigen! 
Sie geben schon Antworten - über ganz 
andere Seitenthemen, die auch interessieren. 
Sicher ist die Verlängerung der Wochendienst­
zeit für Wamebamte äußerst .interessant -
für Wachebeamte. Aber es gibt ja Millionen 
Osterreicher, die endlich einmal wissen wol­
len : Wo steuert dieses Finanzschiff hin? Das 
wissen wir nicht, weil der Steuerchef und 
Steuermann Androsch nicht da ist. Er meldet 
sich auch nicht zum Wort. 

Und die große Frage ist :  Wie soll es weiter­
gehen? Sehen Sie,  Herr Vizekanzler: Das ist 
die Situation, in die Sie momentan das Par­
lament hineingebracht haben. Stehen Sie auf ! 
Sie können j etzt die freiheitliche Opposition 
kalt abräumen und sagen : Was der freiheit­
liche Spremer j etzt gesagt hat, ist nimt richtig. 
Wir werden im Dezember keine Gesetzes-

änderung mehr beantragen. Geben Sie diese 
verbindliche Erklärung ab ! Aber ich sage 
Ihnen gle ich:  Holen Sie sich zuerst die Zu­
stimmung vom Kanzler Kreisky und vom 
Finanzminister Androsch. Da werden Sie näm­
lich hören, daß die sagen : Um Gottes willen! 
Und deswegen schweigen Sie doch, smweigt 
der Staatssekretär ! Sie reden von Familien­
politik. Alles hochinteressant. Nur über das, 
worum es jetzt geht, über das Finanzgesetz, da 
hüllen Sie sim in Schweigen, da verwirren 
Sie. Und die Folgen davon sind, daß man Jn 
den Zeitungen liest : "Müde Budgetdebatte." 
Nein, meine Herren, wir ringen doch seit 
gestern früh um eine klare Antwort von der 
Regierungsbank. Aber die Herren sind ent­
weder abwesend oder sie schweigen, soweit 
sie anwesend sind, und reden von anderen 
Dingen. 

Herr Vizekanzler, konkrete Frage : Werden 
Sie Gesetzesänderungen beantragen? (Vize­
kanzler lng. H ä u s e r: Ja, aber nicht als 
Regierungsvorlagen!) Wenn j a , konkret: 
Welche, werden Sie beantragen? Bitte teilen 
Sie das heute dem Parlament mit. Ich mache 
Sie aufmerksam: Sie sind verständigt worden, 
daß heute früh Präsidialkonferenz ist, und 
diese Regierungsfraktion hat sich geweigert, 
vor der Präsidialkonferenz mitzuteilen, welche 
Änderungen kommen. Sehen Sie : Das ist die 
Vernebelungstaktik. (Abg. H a  h n:  Der neue 
Stil!) Entweder haben Sie es nicht gewußt, 
das ist eine Möglichkeit j und wenn Sie es 
gewußt haben, dann haben Sie es bewußt nicht 
gesagt. Das wollen wir wissen. Wir wollen 
doch wissen, was alles von dem, was an Ge­
setzen beschlossen wird, noch geändert wer­
den soll. Das ist die Unklarheit, von der 
augenblicklich dieses Regierungsschiff be­
herrscht wird. 

Die Debatte wird noch tagelang müde da­
hinplätschern, wenn die Regierung auf die 
vornehme Tour schaltet und sagt : Ich schweige j 
die sollen fertig werden. Ich habe eine Mehr­
heit, die wird alles beschließen, und die Min­
derheit  geht es nichts an. - Doch, die Minder­
heit geht es an, denn wir müssen j a  auch 
hier arbeiten, w.ir müssen j a  auch an den 
Ausschußsitzungen teilnehmen. 

Ich darf Ihnen j etzt schon sagen - bitte 
auch das gleich klarzustellen -: Dadurch, daß 
die Regierung infolge Konzeptlosigkeit jetzt 
noch mit Gesetzen kommen wird, wo sie ge­
glaubt hat, daß sie im November nicht mehr 
kommen muß -, müssen wir wertvolle Sit­
zungstage -

. 
bitte diesen Kalender anzu­

schauen. den Sie alle bekommen haben - in 
Ausschußtermine umwandeln. Das heißt also :  
Uns gehen Sitzungstage verloren. Nicht daß 
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Sie dann nachher wieder sagen: Wir haben 
dieses und j enes ,im Parlament nicht beschlie­
ßen können, weil das Parlament so langsam 
arbeitet. Oh nein! Das Parlament arbeitet viel 
mehr als in den früheren Jahren, viel mehr 
als in der Zeit der OVP-Alleinregierung. Nur 
speisen Sie das Parlament so planlos, daß 
jetzt wertvolle Sitzungstage am 1 8. ,  19 .  oder 
20. - das wissen wir ja auch noch nicht -
verwendet werden müssen, um in den Aus­
schüss�n Notmaßnahmen auf Grund des Sal­
l inger-Benya-Abkommens zu beraten, das 
wiederum nur eine Folge davon ist, daß Sie 
nicht bereit sind, im Budget jene Maßnahmen 
zu treffen, die notwendig sind, um die Preis­
steigerungen zu verhindern. 

Herr Vizekanzler !  Das, was ich Ihnen jetzt 
gesagt habe, sagen die Sprecher der Volks­

ist sehr schön. Aber entschuldigen Sie, darf 
ich aufmerksam machen : Die Budgethoheit . . .  
Herr Landwirtschaftsminister, Sie sind der e in­
zige noch anwesende Minister von der Regie­
rung; Sie sitzen auf der Abgeordnetenbank, 
umso erfreuli cher. Herr Verkehrsminister, Sie 
haben nicht m itgespielt bei dem Abkommen! 
Ich habe jetzt j ene aufgezählt, die unterschrie­
ben haben ! (Abg. Dipl.-Ing. Dr. W e i h S :  Hat 
er auch!) Hat er  auch? Nun, dann haben Sie 
ihn nicht angeführt ! - Aber die Budgethoheit 
liegt schon noch beim Parlament, meine Her­
ren!  (Abg. Dipl. -Ing. Dr. W e i  h s :  Nur weiler­
blät tern!) Also muß ich noch weiterblättern? -
Sie vereinbaren weiter: "Verwendung von 
Mehreinnahmen zur Defizitverminderüng be­
ziehungsweise zur vorzeitigen Rückzahlung 
von aufgenommenen Krediten." 

partei und der Freiheitlichen indirekt und Sachlich mag das richtig sein. Aber entschul­
direkt seit gestern früh ununterbrochen:  Geben digen Sie :  daß Sie aktenmäßig festhalten, 
Sie uns einmal Klarheit, geben Sie uns Ant- welche Budgetpolitik Sie machen? - Sie kön­
wort auf die Fragen ! Aber wenn man Ihre nen nur vereinbaren, daß Sie in der Regierung 
Wortmeldungen durchliest - ich habe mir beantragen werden, daß eine Regierungsvor­
j etzt eine Stunde lang durchgeschaut, was Sie lage gemacht wird und daß diese Regierung 
gesagt haben, was die Frau Karl gesagt hat das Parlament ersucht. Meine Herren! Auch 
und was alle Herren gesagt haben, soweit sie wenn die So:aialisten die Mehrheit haben -
anwesend waren - zu den Fragen, was jetzt ich schätze Sie ,  das wissen Sie, immer als 
noch alles auf uns zukommt, dann bemerkt Demokraten ; ich habe auch immer meine Ach­
man, daß Sie um diese Fragen immer herum- tung vor dem politischen Gegner ;  das sind 
gesegelt sind, daß Sie das Schiff geschickt Sie -: die Budgethoheit lassen wir uns doch 
vorbeigelenkt haben. I nicht nehmen ! Sie beschließen j etzt hier etwas 

Nun gibt es zu dem SaI1inger-Benya-Ab­
kommen, das heißt zu dem Stabilisierungsab­

mit Mehrheit, aber Sie haben doch längst aus­
gemacht, was wirklich mit dem Geld geschieht. 

kommen unter der Zahl 1 1 .122-VWA/1912 im Das lassen Sie zu? Das lassen Sie sich ge­
Bundesministerium für Finanzen eine Verein- fallen? - Ich möchte wissen, was Sie gesagt 
barung, in der steht : "Unter dem Vorsitz des hätten, wenn das seinerzeit Koren mit dem 

Bundesministers für Finanzen" - leider ist Klaus und seinen Ministern gemacht hätte ! 
er auch nicht da - "traten am 24. November Aber auch dazu b itte einmal eine Aufklä­
in Anwesenheit der Bundesminister für Han- rung : Haben wir noch die Finanzhoheit im 
deI, Gewerbe und Industrie" - auch nicht Parlament, oder treffen Sie in der Regierung 
da -, "und für Land- und Forstwirtschaft" Vereinbarungen, wo Sie einfach festlegen, was 
- ist hier auf der Abgeordnetenbank - "die mit dem Geld zu geschehen hat,  wenn Mehr­
Spitzenvertreter der Sozial- und Wirtschafts- einnahmen sind? - Nein, wenn wir Mehr­
partner zusammen und beschließen : "  Nun einnahmen haben, kann der Herr Landwirt­
kommen die einzelnen Punkte. Ich hoffe, daß I schaftsminister nicht jetzt mit den anderen 
der Vizekanzler diese Liste der notwendigen I Ministern ausmachen, wie sie das aufteilen. 
Gesetzesänderungen jetzt vorlegen wird. Dann Wenn Sie Mehreinnahmen haben, dann wer­
hat erst die Debatte einen Sinn, dann wissen I den Sie vielmehr das sehr höflich dem Parla­
wir, worum es g eht. Jetzt reden wir doch I ment mittei len und das Parlament ersuchen, 
über Dinge, von denen wir genau wissen, daß ! diese Mehreinnahmen zu verwenden! Be­
sie nicht stimmen, weil es sowieso in den · schlossen wird hier, meine Herren von der 
nächsten Stunden und Tagen geändert werden Regierung. 
muß. 

Aber hier möchte idl wenigstens einige 
Punkte herausgreifen: Daß die Minister eine 
Vereinbarung treffen - das ist ja ein Akt, 
ein behördlicher Vorgang -, in der steht : 
"Bewilligung von Mehrausgaben nur bei Be­
deckung durch Minderausgaben in anderen 
Bereichen", dagegen ist nichts zu sagen, das 

Sie haben zwar die Mehrheit, eine Mehrheit, 
die sowieso zu allem ja sagt, die nichts ändert, 
die alles schluckt. Sie schlucken heute Dinge, 
die Sie bei der OVP nie geschluckt hätten! Es 
ist eine M ehrheit, die heute alles in Kauf 
nimmt. Abe r  so weit sind wir noch nicht, daß 
irgendwo im Finanzministerium das Budget 
gemacht und beschlossen wird und die Mini-
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ster verbindlich unterschreiben, wie die Gelder das Parlament beanspruchen, ist schlecht. Viel­
verwendet werden und von wo sie genommen leicht machen Sie es bewußt. Vielleicht wollen 
werden. Ich glaube, daß das ein Vorgang ist,  Sie bewußt erst am 1 9. oder am 20. in einem 
der auch dringend einer Aufklärung bedarf. Tempo alles durchbringen, aber dann bitte ich:  

Herr Vizekanzler!  Sie  haben gestern gesagt, 
die Opposition sei nicht sachbezogen. - Ich 
glaube, das war recht sachlich, was ich gesagt 
habe. Das war sehr konkret. Nur schätze ich 
Sie als Persönlichkeit viel zusehr. Sie haben 
seit gestern Vormittag genau gewußt, um was 
es eigentlich hier geht: daß wir um Termine 
ringen, daß wir endlich wissen wollen, woran 
wir sind. Die Geschicklichkeit, mit der Sie 
ausgewichen sind, spricht für Ihre Qualität, 
die Geschicklichkeit, mit der so viele Minister 
gesund sind. aber nicht da sind bei der Budget­
debatte, nur damit sie nicht antworten müssen. 
daß der Finanzminister nicht oben sitzt, wenn 
es in der Generaldebatte um sein Finanzgesetz 
geht. 

Ich habe dasselbe bei Koren einmal gesagt; 
der ist hinaus essen gegangen. Wir sind bein­
hart gewesen. 

Sagen Sie es auch heute, vor allem beantwor­
ten Sie die Frage, Herr Vizekanzler!  Wir 
werden so lange reden, bis Sie hier ein G e­
ständnis ablegen ! (Heiterkeit.) Beantworten 
Sie die Frage,  warum Sie schweigen, warum 
Sie die ja  selbstverständlichen legistischen 
Maßnahmen noch nicht ins Haus gegeben 
haben! (Abg. F a  c h I  e u t n e r: Er war ja nie 
so schweigsam! - Abg. Dr. W i t h a I  m: Frü­
her hat er zweieinhalb Stunden geredeU) 

Das hätten Sie ohne weiteres tun können, 
denn ich darf Ihnen ruhig sagen : Natürlich 
haben wir uns in den Fraktionen, obwohl wir 
weniger Zeit beanspruchen. damit schon be­
schäftigt. Aber was die Schwierigkeit ist - das 
möchte ich vor allen den kritischen Vertretern 
der Massenmedien sagen -: Wir müssen uns 
in den Oppositionsbänken j etzt bereits mit 
den Möglichkeiten beschäftigen, wir müssen 
unsere Fachberater fragen, was kommen 

Aber wir, dieses Parlament, wir müssen doch könnte. Wir müssen uns auf drei oder vier 
einen Stil haben, wenn schon der Regierung Varianten einstellen, weil wir genau wissen, 
der Stil verlorengegangen ist! daß Sie uns in Zeitdruck bringen wollen, und 

Wir gehen ,auf einem Moor. im letzten Moment kommen Sie mit Variante B 
Wir wissen nicht, wenn wir einen Schritt oder C. Und wir wissen eben dann nichts, 

machen, was der nächste Schritt sein wird. wenn wir uns nicht richtig eingestellt haben. 
Wir wissen nicht,  ob wir noch festen Boden 
haben. Wir wissen nicht. was Sie beabsichti-
gen. 

Das wäre ungefährLich, wenn Sie noch eine 
Minderheitsregierung wären, wenn das Par­
lament regulieren könnte. Diese Unwissenheit, 
diese Unsicherheit, diese Kurslosigkeit ist in 
dem Moment gefährlich ,  wo Sie sich auf eine 
absolute Mehrheit  ,stützen, die völlig ohne 
j ede Krit!k und unverändert das beschließt, 
was ihr von der Regierung geschickt wird. 

Noch dazu j etzt. wo der Chef krank ist und 
wo wir nicht wissen, ob diejenigen, die den 
Chef in diesen Wochen vertreten, auch über­
haupt wissen, wohin dieses Schiff steuern soll. 

Ein Ziel haben Sie schon. 0 j a. Das glaube 
ich Ihnen schon, daß Sie ein Ziel haben: die 
sozialistische Gesellschaft. Das ist Ihr Recht. 
Jede Fraktion, j ede Partei hat ein politisches 
Ziel. Aber man soll doch auch den Kurs er­
kennen, wie dieses Ziel erreicht werden soll. 
und das ist zur Stunde noch nicht möglich. 

Das sind bisher alles Alibi-Reden gewesen, 
Sie haben die Katze bis zum Moment noch 
nicht aus dem Sack gelassen. Wir haben es 
seinerzeit einmal der Koalition vorgeworfen, 
wir haben es der Regierung Klaus vorgewor­
fen, und ich muß denselben Vorwurf auch 
Ihnen machen: Die Behandlung des Parla­
ments, das timing, die Zeiteinteilung, wie Sie 

Das ist der unsichtbare Kampf. Das ist der 
Versuch einer Vergewaltigung dieses Parla­
ments , dieses ich sage ausdrücklich bewußt 
schlechte timing. Sie wi ssen seit Wochen, daß 
diese Gesetze kommen müssen, Sie könnten 
seit Wochen damit fertig sein, Sie könnten sie 
ins Haus gelegt haben. Sie sind gestern hier 
darauf aufmerksam gemacht worden, Herr 
Vizekanzler : Morgen ist Präsidialkonferenz, 
die vorletzte ,in  diesem Jahr! Sie haben ge­
schwiegen, obwohl ich überzeugt bin, Sie 
haben es bei Ihren Akten genau liegen, was 
kommen sollte. Sie haben die Präsidenten und 
die Klubobmänner, wie man sagt,  :in Schönheit 
vor dem Haus direkt sterben lassen. Sie haben 
es heute nicht gewußt. Jetzt ist die Präsidial­
konferenz vorbei, jetzt kann eh nichts mehr 
passieren, j etzt haben Sie nur mehr eine 
Chance. Ansonsten müßten Sie aufstehen und 
sagen : Osterreicher, das Budget ist nicht nur 
schlecht, sondern infolge der schlechten Zeit­
einteilung, des falschen timings der Regierung, 
müssen w,ir euch gestehen, daß die Preisstei­
gerungen nächstes Jahr 1 0 , 1 1  und vielleicht 
auch 12 Prozent sein werden. 

Hier wird doch um die Lebenshaltungskosten 
der Osterreicher ein Hasardspiel getrieben, 
Herr Vizekanzler!  Von schönen Reden hat der 
Osterreicher gar nichts. Wo s ind die gesetzlich 
notwendigen Maßnahmen, die Sie vereinbart 
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haben? Warum halten Sie sie da in der 
Tasche? Ich bin überzeugt, Sie haben sie 
drinnen!  Nehmen Sie sie doch heraus! (Heiter­
kei t.) - Sie lachen. Ihnen ist das wurscht, 
ob der Osterreicher nächstes Jahr um 4 Pro­
zent mehr zahlt oder um 1 2  Prozent, aber der 
Familie Osterreicher ist das nicht gleichgültig. 

Die Frage ist : Warum geben Sie es, wenn 
Sie es mit haben, nicht dem Parlament? Warum 
können wir nicht gleichzeitig mit dem Budget 
wieder die Änderung der Gesetze behandeln? 

Hause fahren, man ist müde, man will nicht 
mehr. Nach drei Wochen j eden Tag zwölf 
Stunden Sitzung ohne Pause, ohne alles, ist 
man endlich so weit, daß alle sagen: Aber 
hole es der Teufel ! Wir wollen Ruhe haben! 
Es soll  Gesetz werden ! (Hei terkeit.) 

Geb2n Sie es jetzt ins Haus, denn wohin 
Ihre Tuktik führt, das sehen Sie. 

Herr Vizekanzler! Ich muß sagen : Ich halte 
es für äußerst blamabel, daß j etzt Gesetze 
geändert werden müssen, die noch nicht ein-

Ich muß sagen:  Es ist besdlämend für ein mal ir.l Gesetzblatt erschienen sind. Ich glaube, 
Parlament, daß ein Parlament Gesetze ändern das ist ein Unikum. Ich weiß nicht, ob es 
muß , bevor sie noch im Gesetzblatt verlaut- schon Beispiele gegeben hat.  Noch dazu das 
bart sind, weil die Regierung vor 1 4  Tagen ' Einkommensteuergesetz ! 
noch nicht gewußt hat, was heute für sie zu Stellen Sie sich vor: Am 16 .  Dezember _ 

tun notwendig sein wird. (Abg. Dr. B I  e n k: 
Das ist  die totale Hililosigkeitl) 

Das ist die momentane Situation, das ist die 
Schwierigkeit, in der wir sind. Entschuldigen 
Sie, wenn ich das breiter gesagt habe. Ich habe 
heute erst die Zeitungskritiken gesehen, daß 
man offenbar zeitweise noch nidlt weiß, um 
was hier im Haus gekämpft wird. Die Aus­
sdlüsse, die Präsidialkonferenz, wir alle stehen 
an. 

Es gibt charmante Ausreden, daß man sagt : 
Der Kanzler ist krank, und damit ist die ganze 
SPO untätig und zur Hilflosigkeit verurteilt. 
Das wäre noch eine Ausrede. Aber dann sagen 
Sie das auch, Herr Vizekanzler! Das ist keine 
Schande. Wenn der Chef krank ist, steht das 
Werkel. Das ist möglich. Das würde ich sogar 
akzeptieren. Damit vertClgen wir uns auf eine 
Woche, bis der Kreisky gesund ,ist, und dann 
tun wir wieder weiter. 

Es entsteht nämlich der Eindruck, als ob wir 
in die Länge ziehen. Nein, wir ziehen gar 
nicht in di8 Länge (Abg. G r a t  Z: Aber wo!), 
sondern wir wollen nur endl,ich wissen . .  . 
Herr Klubobmann ! Warum haben Sie heute . .  . 
(Abg. G r a t  z: Ich habe "Aber wo!" gesagt. 
Das is t doch eine Zustimmung!) Ach so, ich 
habe geglaubt, Sie protestieren gegen das 
Nicht-i n-die-Länge-Ziehen. Wir ziehen nicht 
in die Länge, sondern es ziehen diej enigen in 
die Länge, die genau wissen, daß noch Ge­
setze kommen müssen. Die sind natürlich aus­
gearbeitet. Das ist ganz klar. Die müssen in 
dem Moment ausgearbeitet gewesen sein, wie 
Sie das Abkommen geschlossen haben. (Abg. 
Dr. B 1 e n k: . . . müßten!) Aber die sind im 
Tresor. Entschuldigen Sie, wir Freiheitlidlen 
haben das schon bei der großen Koalition 
kritisiert : Nach der alten Methode bis zur 
letzten Minute : am 1 2. Juli ,  bevor das Parla­
ment auf Urlaub geht, oder am 20. Dezember, 
24 oder 43 Stunden vorher:  zack ins Haus ! 
- Unte r  uns gesagt : Alle wollen dann nach 

länger kann man es nämlich nicht mehr hin­
ausziehen ; braucht die Staatsdruckerei nur 
anzurufen und es zu sagen ; sie ist ja weisungs­
gebunden - erscheint es im Gesetzblatt. Ein 
Gesetz. Da muß gleichzeitig die Regierung ein 
Inserat in alle Zeitungen hineingeben: Das 
G esetz, das wir heute im Gesetzblatt verlaut­
baren, gilt gar nicht, weil wir es mittlerweile 
im Parlament bereits wieder abgeändert 
haben, oder wir werden eine Abänderung be­
antragen, die aber erst am 18.  im Parlament 
beschlossen wird, ,am 20. im Bundesrat. 

Herr Vizekanzler ! Das ist Ihre Planung! Das 
ist die Politik, die Sie  machen, und darübe r  
schweigen Sie. Es gibt Dutzende solche Fragen. 
Lassen Sie die Katze aus dem Sack !  Sagen Sie 
endlich einmal, was los ist ,  damit wrir wirklich 
in eine konkrete Budgetdebatte eintreten kön­
nen. 

Das ist einmal zum ersten eine Forderung, 
die  wir Freiheitlidlen stellen. 

Ich möchte jetzt, weil ich erstens schon zu 
lang geredet habe, meine Rede abbrechen, weil 
ich mich zweitens noch einmal zu Wort melde, 
wenn Sie entweder die Antwort gegeben 
haben oder wenn Sie sie nicht gegeben haben. 
Wir können erst weiterdiskutieren, wenn wir 
wissen, was von dem vorhandenen Gesetz · 
G esetz sein soll. Sie haben ein Gesetz einge­
bracht, Sie haben ein Gesetz vorgelegt, von 
dem Sie sagen, daß es ein Unglück für Oster ­
reich ist. Wir müssen als Rettungsaktion ein 
Stabilisierungsabkommen sdlließen. Das Stahi­
l is ierungsabkommen kann nur -in Kraft treten, 
wenn Gesetze beschlossen werden, und die 
Gesetze, die jetzt notwendig sind zur Rettung 
d i eses  Budgets, über das wir .in die Beratung 
eintreten sollen, diese weigern Sie sich bis zur . 
S tunde vorzulegen. 

Aufforderung der freiheitlichen Opposition 
an dies.e Regierung : Spielen Sie mit offenen 
Karten! Nennen Sie die Gesetze ! Sagen S i e  
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die legistischen Maßnahmen, die Sie für not­
wendig halten, um zu verhindern, daß dieses 
Budget ein Unglück für Osterreich wird ! Dann 
können wir Freiheitlichen in die Budgetdebatte 
wirklich konkret eintreten. Danke . (Beifall b ei 

der FPO.) 

Ich möchte aber dem Herrn Abgeordneten 
Weisz folgendes sagen: Ich habe dieses 
Gehalts-Abkommen verteidigt und habe im 
Zentralvorstand durchgesetzt, daß es trotz 
aller Kritik einstimmig angenommen wurde. 
Man kann ein solches Gehalts-Abkommen so 
lange verteidigen, solange nicht die geänder­

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der ten Verhältnisse den Sinn des Gehalts-Ab-
Herr Abgeordnete Dr. Gasperschitz. kommens zunichte machen. 

Abgeordneter Dr. Gasperschitz (OVP) : Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! In der Haussitzung am 24. Oktober 
hat mein Freund Abgeordneter Ulbrich über 
Fragen des öffentlichen Dienstes gesprochen. 
Er hat damals die Behauptung aufgestell t :  
Ich solle hier im Hause zehnmal vor  der 
Regierung niederknien und danke sdlön sagenj 
soviel hätte die sozialistische Regierung für 
den öffentlichen Dienst getan. 

Die Antwort daraufhin gaben Ulbrichs Ge­
nossen in Linz in der Hauptwerkstätte der 
Osterreichischen Bundesbahnen einige Tage 
später : Sie haben wegen der unzureichenden 
Äbgeltung der Teuerung zwei Vvarnstreiks 
durdlgeführt! (Beifall bei der OVP.) 

Man verlangte dort eine sofortige einmalige 

Teuerungszulag e .  Um seine Genossen bei den 
Osterreichischen Bundesbahnen zu beruhigen, 
hat er dort nicht dargelegt, was die sozialisti­
sche Regierung alles geleistet hat - er hat 
nicht ges agt : ihr müßt euch niederknien vor 
dieser sozialistischen Regierung -, sondern 
er startete eine Flugblattaktion, worin er eine 
Dienstzulage vom Dienstgeber für die Eisen­
bahner gefordert hat. 

Hier, Kollege Weisz, besteht kein Doppel­
spiel, wie das behauptet worden ist. (Zwi­
schenruf des Abg. W e  i s z.) 

Wieso kommt es zu einer Unzufriedenheit? 

- Die Antwort ist ja wohl leicht gefunden : 
Weil bei der rasanten Steigerung der Lebens­
haltungskosten immer offensichtlicher wird, 
daß der Zweck des 2. Gehalts-Abkommens 
nicht erfüllt werden kann, nämlich der Zweck, 
den wir j a  alle kennen: 12 Prozent Realwert­
erhöhung in vier Jahresetappen durch Index­
si cherung zu erreichen. 

Bedenken Sie doch, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, folgendes : Mitte 1 97 1  
stellten die Gewerkschaften des öffentlichen 
Di enstes mit der Regierung und mit der Ver­
waltung einvernehmlich fest, daß wir im 
Schnitt gegenüber den Ist-Löhnen der Indu­
strie um 12 Prozent zurück waren. 

Die öffentlich Bediensteten hätten nun 
damals die sofortige Angleichung an die Löhne 
der Industrieangestellten und -arbeiter ver­

langen können. Das wäre auch ihr Recht ge­
wesen. Aber mit Rücksicht auf die Budgetlage 
war man damit einverstanden - das war 
beim 1 .  Gehalts-Abkommen ebenso -, daß 
der Nachholbedarf, die Differenz zu den 

Das ist doch eigenartig :  Ulbrichs Genossen Industrielöhnen, in vier Jahresetappen, also 
fordern eine Teuerungszulage und streiken bis zum 1 .  Juli 1975, wettgemacht werden soll.  
dafür, und von �ir v�rlangt 

.man,
. 

daß
. 

ic? I Im Bundeskanzleramt wurde am 2. Septem­
d�mutsvoll �uf Killen die Herrlt

.
chkelt SOZIall- ber 1 97 1  ein solches Abkommen unterzeichnet. 

shscher Reglerun�skunst lobpreisen soll ! (Zu- Die Aufnahme der Indexklausel im Abkom­
stimmung bei der OVP.) men ist bei einem so langfristigen Besoldungs­

Herr Abgeordneter Ulbrich! Es waren j a  
nicht OAABler oder mit dem OAAB Sympathi­
sierende. Es waren Sozialisten, die wegen der 
Teuerung zu gewerkschaftlichen Kampfmaß­
nahmen gegriffen haben. 

Es ist einmal eine Tatsache, daß trotz Wert­
sicherung der im 2.  Gehalts-Abkommen ausge­
handelten Etappenregelung die öffentlich Be­
diensteten unzufrieden sind. Kollege Abgeord­
neter Weisz hat gestern in seinen Ausführun­
gen gesagt, daß diejenigen, die das 2. Gehalts­
Abkommen unterschrieben haben, dieses 
später schlecht gemacht hätten. Damit hat er 
offenbar auch mich gemeint, weil auch ich 
dieses Gehalts-Abkommen unterschrieben 
habe. 

übereinkommen selbstverständlich. Sonst 
könnte das gesteckte Ziel ja gar nicht erreicht 
werden. 

Man könnte nun bei einer oberflächlichen 
Betrachtung glauben, den öffentlich Bedien­
steten könne ja die Inflation und die Geld­
verdünnung bei einer Wertsicherung eigent­
lich gar nichts anhaben. Leider, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, ist dem nicht 
so, wie es die Erfahrung gelehrt hat. 

Abgesehen von dem sehr problematischen 
Warenkorb ist der Progressionsverschärfungs­
effekt durch die rasante Geldverdünnung so 
stark, daß die ausgehandelte Realwert­
erhöhung der Bezüge um 12 Prozent in vier 
Jahresetappen nicht mehr eintreten wird. 
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Um das geht es, Herr Abgeordneter Weisz. 
Bei  einer drei- oder vierprozentigen Erhöhung 
der Lebenshaltungskosten wird das Ziel eines 
solchen Gehalts-Abkommens noch erreicht, 
aber nicht mehr bei 7 Prozent oder mehr. Man 
darf j a  nicht vergessen, daß der Index die 
tatsächliche Teuerung der Lebenshaltungs­
kosten in Prozenten auswirft, also Nettofest­
stellungen sind, während die Abgeltung der 
netto festgestellten Lebenskostenerhöhungen 
der Besteuerung unterliegen. 

Ich habe mir ein Beispiel ausrechnen lassen, 
wie die Situation aussieht : Ein Beamter, 
30 Jahre , verheiratet, 3 Kinder. Also für die 
Verfechter des Abkommens eine sehr günstige 
Darstellung, denn bei drei Kindern ist die 
Steuerbelastung doch nicht so groß. 

Die Bezüge dieses Beamten - 30 Jahre, 
verheiratet, drei Kinder - im Oktober 1 97 1 :  
4834 S .  Dazu kommen die Nebengebühren, die 
Haushaltszulage, die Kinderbeihilfe und die 
Wohnungsbeihilfe. Bruttobezug: 6809 S. Davon 
minus:  Lohnsteuer, Pensionsbeitrag und so 
weiter, also die Abzüge. Das ergibt einen 
Nettobezug von 6278,30 S.  Das war im Okto­
ber 1 97 1 ! 

Die Oktoberbezüge 1972 von diesem glei­
chen Beamten - 30 Jahre, verheiratet, drei 
Kinder, in B/III/2. - Ich habe das vielleicht 
vergessen zu sagen : In B/III/2 eingestuft. -
Die Bezüge im Oktober 1 972 : 5 1 53 S. Dann 
wiederum Nebengebühren, Haushaltszulage 
und so weiter. Das ergab einen Bruttobezug 
von 71 28 S. Dann kommen wiederum die Ab­
züge. Das ergab einen Nettobezug von 
6476,20 S. - Inzwischen war ja die erste 
Etappe des Gehalts-Abkommens mit 6,6 Pro­
zent in Kraft getreten. -

Der Nettomonatsbezug im Jahr 197 1  betrug 
also 6278 ,30 S, der Nettomonatsbezug im Jahre 
1 972 betrug 6476,20 S. Den Mehrbetrag,  den 
dieser Beamte im Oktober 1 972 erreicht hat, 
betrug 197,90 S. Wenn man eine Preissteige­
rung von 6 Prozent annimmt, so ist das ein 
Realverlust, also eine Geldverdünnung seines 
Bezuges, von 376,40 S.  Das gibt eine Minde­
rung des Realeinkommens von monatlich 
1 78,50 S oder einen Prozentsatz von minus 
2,85 Prozent. 

Wenn j etzt j emand sagt : Die Verwaltungs­
bediensteten bekommen ja jetzt ab 1 .  D ezem­
ber 1972 eine Verwaltungsdienstzulage, was 
man auch in Betracht ziehen müsse, so muß ich 
doch sagen, daß das nur . . .  (Abg. W e i s  Z: 
Kollege Dr. Gasperschilz! Wie viel macht das 
bei diesem Beamten aus, die Verwaltungs­
dienstzulage?) Moment! Bei 50.000 Verwal­
tungsbediensteten . . .  (Neuerlicher Zwischen­
ruf des Abg. W e i s  z.) Moment ! Das b etrifft 
50.000 Verwaltungsbedienstete. 

Wenn man in dieses Beispiel die Verwal­
tungsdienstzulage einbezieht, ergibt das einen 
Mehrbetrag von 536,20 S. Die Preis steigerung 
beträgt 502,50 S. Es kommt ein Plus von sage 
und schreibe 33,70 S heraus. Es handelt sich 
um eine Steigerung um 0,54 Prozent. Wir 
haben aber immer festgestellt : Eine j ährliche 
Steigerung von 3 Prozent ist das Ziel unseres 
Abkommens. Auch der Herr Präsident des 
Osterreichischen Gewerkschaftsbundes hat 
eine dreiprozentige Steigerung für die Arbeit­
nehmer in Aussicht gestellt. 

So sehen also die Dinge aus. Sie sehen 
daraus: Der Progressionsverschärfungseffekt 
ist durch die zunehmende Teuerung so enorm, 
daß er den öffentlich Bediensteten die bis 
zum 1.  Juli 1975 in Etappen ausgehandelten 
12 Prozent Bezugserhöhung wegfrißt. 

Dazu kommt auch noch die berechtigte Klage 
innerhalb der öffentlich Bediensteten, daß 
2th Prozent Vorleistung zwar bei einer Teue­
rung von etwa 4 Prozent j ährlich angemessen 
ist, aber nicht mehr bei 7 Prozent und mehr. 

Niemand von uns hat beim Abschluß des 
2. Gehalts-Abkommens daran gedacht - das 
war ein Fehler -, daß die Teuerungsrate 
einmal vielleicht auf 7 Prozent und auf mehr 
steigen wird. (Abg. Anton S c  h 1 a g e r: Das 
hätte man sich aber denken können bei dieser 
Regierung!) Ich habe also der sozi alistischen 
Regierung mehr Vertrauen entgegengebracht 
und habe ihren Versprechungen, ihren Wahl­
versprechungen mehr Glauben geschenkt. 
(Abg. W e i s  z: Das hat sich nich t  einmal 
der Gasperschitz gedachtl) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das 2. Gehalts-Abkommen bedarf, wenn damit 
der von beiden Vertragspartnern gewollte 
Sinn und Zweck erreicht werden soll, zweifel­
los einer Modifizierung. Erfolgt diese nicht 
und steigen die Lebenshaltungskosten weiter­
hin, erweist sich ein solches Gehalts-Abkom­
men trotz Wertsicherung für die öffentlich 
Bediensteten als Bumerang. 

Die Differenz zwischen der Besoldung der 
Arbeiter und Angestellten der Industrie und 
der öffentlich Bediensteten würde b eim Auf­
lassen des zweiten Abkommens am 3 1 .  Dezem­
ber 1975 nicht wieder 1 2  Prozent, sondern 
wahrscheinlich das doppelte oder mehr be­
tragen, auch unter Einrechnung von Besol­
dungsverbesserungen in bestimmten Sparten. 
Damit ist auch eine Antwort auf eine Aus­
sendung des Industriellenverbande s  vom ver­
gangenen Samstag gegeben, der unverständ­
licherweise im zweiten Gehalts-Abkommen 
einen Vorteil für die öffentlich B ediensteten 
sieht. Wenn dem so sei, könnte die Lohn-
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schere zwischen den Beschäftigten der Indu­
strie und öffentlicher Dienst sich nicht ständig 
vergrößern. 

Nun zum Stabilisierungsabkommen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren. Das zwi­
sehen OGB und Wirtschaft abgeschlossene 
Stabilisierungsabkommen berührt ganz genau 
genommen den öffentlichen Dienst nicht. Der 
Präsident des OGB hat vom Bundesvorstand 
die Ermächtigung bekommen, mit der Wirt­
schaft dieses Abkommen abzuschließen. Aber 
trotzdem bin ich der Meinung, der öffentliche 
Dienst müsse einen Beitrag zur sogenannten 
Allianz der Einsichtigen in dieser von der 
sozialistischen Regierung sehr spät erkannten 
ernstlichen Lage dadurch leisten, daß in der 
festgelegten Frist von sechs Monaten, nämlich 
vom 1 .  Dezember 1 972 bis zum 3 1 .  Mai 1973, 
keine allgemeine Abgeltung für die infla­
tionäre Teuerung gefordert werden soll. Aber 
auch nicht bei den Eisenbahnern vom Kollegen 
Ulbrich, natürlich, der ist auch mit einge­
schlossen. Wir wollen diesbezüglich an das 
Verantwortungsbewußtsein der öffentlich Be­
diensteten appellieren. Aber: aufgeschoben ist 
nicht aufgehoben. Nach dem 3 1 .  Mai 1 973 
werden wir gezwungen sein, genau zu prüfen, 
inwieweit das zweite Gehaltsabkommen noch 
seinen Sinn und Zweck erfüllt, nämlich den 
öffentlich Bediensteten eine Steigerung ihrer 
Bezugsansätze von 3 Prozent pro Jahr zu 
bringen. Bei dieser Gelegenheit, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, möchte ich in 
aller Offentlichkeit etwas feststellen : daß die 
heute im Rundfunk und in der Presse ver­
breitete Nachricht, die Abgeordneten zum 
Nationalrat und die Mitglieder des Bundes­
rates erhalten ebenfalls mit 1 .  1 2. 1 972 analog 
den Verwaltungsbeamten eine Verwaltungs­
dienstzulage, ist nicht wahr, wahr ist vielmehr, 
daß sie keine Verwaltungsdienstzulage erhal­
ten. Das soll richtiggestellt werden. 

Noch eine Klarstellung. Verhandlungen 
über Abgeltung von Mehrleistungen und Ver­
handlungen, die sich aus der Strukturverände­
rung von einzelnen Berufssparten im öffent­
lichen Dienst ergeben und auch Uberleitungs­
fragen, die mit der Abgeltung der Teuerung 
nichts zu tun haben, können nicht abgestoppt 
werden, und ich ersuche die Regierung, auf 
diesem Gebiet klare Weisungen an die Ver­
waltung zu erteilen. Diese Fragen, die ich 
j etzt angeführt habe, haben mit Stabilisie­
rungsabkommen nichts zu tun. 

Warum ich nicht demutsvoll der Regierung 
im Sinne der Aufforderung des Abgeordneten 
Ulbrich Dankeschön sage, hat auch einen 
weiteren Grund. Ich stehe zwar nicht an, zu 
erklären, daß die sozialistischen Regierungen, 

Kabinett Kreisky I und H, die bereits während 
der Regierung Klaus angelaufenen Verhand­
lungen in mehreren Fragen des öffentlichen 
Dienstes auf Beamtenebene nicht abgestoppt 
haben. Manches ist im Einvernehmen mit den 
Gewerkschaften zu einem positiven Abschluß 
gebracht worden. Man muß bei objektiver 
Betrachtung der Dinge auch Positives gelten 
lassen, und ich halte es immer so, am politi­
schen Gegner überhaupt kein gutes Haar zu 
lassen, wäre falsch und wirkt bei der Offent­
lichkeit auch nicht glaubwürdig. Ich versuche 
ste ts, die Dinge objektiv zu betrachten. Nun es 
sich ganz mit den öffentlich Bediensteten zu 
vertun, wä.re ja auch für die sozialistische 
Regierung nicht klug. Auch die sozialistische 
Regierung weiß genau, daß die öffentlich Be­
diensteten einen großen Wählerstock darstel­
len. 500.000 Aktive und Pensionisten in 
Osterreich, dazu ein Angehöriger sind eine 
Million Wähler, die auf positive oder negative 
Maßnahmen im Bereiche des öffentlichen 
Dienstes positi v oder negativ reagieren. 

Ob nun die Beamtenfreundlichkeit, soweit 
eine solche im Kreis der Sozialisten an den 
Tag gelegt wird, aufrichtig ist. bleibt wohl 
dahingestellt. Nach den vielen Angriffen im 
Zentralorgan der sozialistischen "Arbeiter­
Zeitung" gegen die öffentlich Bediensteten ist 
diese Frage wohl eher zu verneinen. Mir ist 
gerade  heute wieder ein Artikel vom 3. 9. 
197 1  untergekommen, da heißt es in der 
"Arbeiter-Zeitung" : "Bürokraten blockieren 
Reform. Beamte gegen fortschrittliches Mini­
steriengesetz. Die derzeitigen Miß stände in 
den Ministerien sind geradezu unglaublich. 
Warum aber wehren sich manche Beamte 
gegen das Ministeriengesetz,  gegen die Ver­
waltungsreform? Sie müßten doch wie alle 
anderen ein Interesse an Kompetenzentflech­
tung und modernem Management haben. Sie 
sind dagegen. weil gleichzeitig mit der Ent­
staubung der k. u. k. Bürokratie die Büro­
kratenselbstherrlichkeit beseitigt würde." 
Auch Aussprüche des Kanzlers in der 
Richtung, er habe nichts Unbeweglicheres 
gesehen als die Bundesverwaltung, sind 
nicht gerade beamtenfreundlich weil 
das ja gar nicht der Fall ist. weil 
diese Frage ja überhaupt gar nicht aktuell 
ist. Die Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes wurden wegen der angeblich feh­
lenden Mobilität der öffentlich Bediensteten 
von der Regierung niemals konsultiert. In 
keiner der vielen Sitzungen mit Regierung 
und Verwaltung wurde der Mangel an Flexi­
bilität des öffentlichen Dienstes beklagt. Die­
ser Angriff in der Offentlichkeit, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, war einer der 
vielen Gags des Herrn Bundeskanzlers, ein 
Ablenkungsmanöver wegen des Versagens 

52. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)142 von 179

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 5 2 .  Sitzung - 5. Dezember 1972 4503 

Dr. Gasperschitz 

auf dem Gebiet der Verwaltungs reform. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Wenn in diesem Zusammenhang die Locke­
rung des erst durch die Dienstpragmatik­
Novelle 1 969 eingeführten Versetzungs­
schutzes und die Schaffung eines Personalver­
mittlungsgesetzes begehrt wird, muß ich fest­
stellen, daß hiezu keine aktuelle Veranlassung 
besteht. Kein Ressort - der Herr Abgeord­
nete Schmidt hat das ja schon gestern fest­
gestellt -, hat Beamte übr1ig, um diese an 
ein anderes Ressort abzugeben. Im übrigen 
hat es bei solchen Situationen niemals Schwie­
rigkeiten mit der Gewerkschaft der öffentlich 
Bediensteten gegeben. Ich erinnere an die 
Schaffung des Gesundheitsminister:iums, an die 
Verlegung der Sektion IV vom Bundes­
kanzleramt in das Verkehrsministerium und 
wiederum zurück in das Bundeskanzleramt. 
Auch das ist alles ohneweiteres gegangen. Die 
Versetzungsschutzbestimmungen verhindern 
ja nicht die Versetzung, das muß auch einmal 
deutlich gesagt werden, sondern es soll nur 
eine entsprechende Dberprüfung der Notwen­
digkeit und Berücksichtigungswürdigkeit der 
wirtsdlaftlichen Nachteile des Beamten erfol­
gen. Alles Dinge, die ja für einen sozialen 
Dienstgeber ohnehin klar sein sollen. 

Im Jahre 1969 sind diese ' Dinge nur des­
wegen in die Dienstpragmatik eingeführt wor­
den, weil dieses soziale Verständnis bei 
einem sozialistischen Innenminister eben nicht 
klar war. (Beifall bei der GVP.) Die Dienst­
pragmatiknovelle 1 969 hat der Abgeordnete 
Dr. Tull damals im Hause kritisiert, und hat 
gesagt, das sei ja ohnehin nur eine beschei­
dene Maßnahme, aber man könnte j a  von der 
OVP-Regierung nichts anderes erwarten als 
bescheidene Maßnahmen. 

Jetzt ist die Situation so ,  daß aus dieser 
bescheidenen Maßnahme, H err Dr. Tull, noch 
bescheidenere Maßnahmen gestaltet werden 
oder überhaupt diese Dinge beseitigt werden 
sollen. 

Keinesfalls, meine Damen und Herren, 
lassen die öffentlich Bediensteten zu, daß 
Schutzbest:immungen, die d azu dienen, die 
Beamtenschaft vor Willkürmaßnahmen zu 
schützen und die obj ektive Amtsführung im 
Interesse des Staatsvolkes zu sichern, besei­
tigt werden. Auch ich, ,so w i e  der Abgeordnete 
Schmidt gestern, stelle m i t  Bedauern fest, 
daß sie mit Beginn des Berufsbeamtentums in 
Osterreich durch Einschleusen von Personen 
aus Arbeiterkammern und Gewerkschaften 
über den Umweg eines Sondervertrages lang­
sam ausgehöhlt werden. 

Der Kollege Abgeordneter Weisz, hat 
gestern von vermieteten B eamten gesprochen 
- sie hat es immer gegeben, auch in der 

Zeit der OVP-Regierung -, das stimmt, es 
gibt Sondervertragsbedienstete, allerdings nur 
in einem kleinen Umfang und ganz im Sinne 
des Paragraphen 36 des Vertragsbediensteten­
gesetzes . Denn im Motivenbericht zu diesem 
Paragraphen 36 Vertragsbedienstetengesetz 
heißt es, daß nur dann solche Sondervertrags­
bediensteten eingestellt werden können, wenn 
ein zwingender Bedarf besteht. Aber derzeit, 
meine sehr verehrten Kollegen und Kollegin­
nen, wird während der sozialistischen Regie­
rung mit dieser Bestimmung Mißbrauch be­
trieben. (Beifall bei der GVP.) 

Es hat der Kollege Weisz auffi gesagt : Es 
ist ja nichts dabei, wenn Leute als Fach­
experten bei einem Minister tätig sind. Jetzt 
frage ich mich folgendes. Ich werde Ihnen 
einen Fall jetzt schildern. Einen Fall werde 
ich Ihnen j etzt schildern. (Zwischenrufe bei 
der SPO: Euler!) 

Ich verstehe nichts. Ja ,  darauf komme ich 
noch zu sprechen. Ein Journalist bekommt 
einen Sondervertrag bei der Gemeinde Wien. 
Dort ist er als Journalist tätig und wird dann 
in ein Ministerium berufen. Die Bezüge, die 
der Journalist bei der G emeinde hat, werden 
refundiert . Im Ministerium ist er aber nicht 
als Journalist tätig, sondern er wird mit der 
Führung von Verwaltungsaufgaben betraut. 

So ist die Situation. Er ist im Ministerium 
nicht als Fachexperte t ätig, weil er davon 
nichts versteht. Er selbs t  hat im Fernsehen 
gesagt, als die Sonderverträge behandelt wur­
den: Ich bin kein Beamter ,  ich will auch aus­
scheiden, wenn der Minis ter ausscheidet. 

Nun möchte ich nur wissen, was dieser 
Mann im Ministerium zu tun hat. Als Journa­
list ;ist er nicht tätig, Verwaltungspraxis und 
-prüfungen und so weiter  hat er auch nicht. 
Man kann sich also vorstellen, warum dieser 
Mann dort ist. Ich weiß es auf jeden Fall. 
(Abg. L i b a I: Als was war der Euler tä tig, 
Kollege Gasperschitz?) Neuner? (Abg. L i  b a 1 :  
Im Innenministerium! - Rufe bei der SPO: 
Euler!) Ja Euler ! (Allgemeine Heiterkeit.) Ich 
habe immer Neuner verstanden und dachte, 
Kollege Neuner von uns wäre hier gemeint. 
(Abg. S u p p  a TI: Da seid ihr eingefahren! 
Das war ein Bumerang! - Weitere Zwischen­
rufe.) 

Ich gebe zu, es ist in Ordnung, wenn sich 
ein Minister einen Journalisten, einen Ver­
tragsbediensteten nimmt,  daß er diesbezüglich 
Sonderverträge abschließt. Darüber ist nichts 
zu sagen, denn dieser Mensch hat eine ge­
wisse Vertrauensstellung. Es ist in Ordnung, 
wenn der Minister sag t : Ich möffite die Leute 
meines Vertrauens selbst aussuchen, die in 
meiner unmittelbaren Umgebung eine bera-
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tende Aufgabe zu erfüllen haben. Sie dürfen 
aber keine Verwaltungsaufgaben durchführen, 
weil das doch irgendwie verfassungswidrig 
ist. (Zustimmung bei der OVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Artikel 20 unseres Bundes-Verfassungsgeset­
zes - hiezu wurde ein Einwurf gemacht -
bestimmt noch immer, daß zur Führung der 
Verwaltung neben gewählten Organen nur 
ernannte berufsmäßige Organe und keine Ver­
tragsbediensteten berufen sind. Der Abschluß 
von einer Vielzahl von Sonderverträgen und 
Aufstellung von Projektsgruppen mit Sonder­
vertragsbediensteten, denen Verwaltungsauf­
gaben führend übertragen werden, ist verfas­
sungsrechtlich doch bedenklich und hat zu 
einer beträchtlichen Verunsicherung in der 
Beamtenschaft geführt. 

Meine sehr geehrten Kollegen und Kollegin­
nen von der linken Seite l Während der OVP­
Regierung haben Sie wegen 1 5  Sonderver­
trägen hier geschrien und getobt, daß 
Sondervertragsbedienstete eingestellt werden. 
Jetzt haben wir 1 000 Sondervertragsbedien­
stete , und j etzt schweigen Sie dazu. (Zustim­
mung bei der OVP.) Hier gehen die Dinge 
doch nicht in Ordnung !  

fene, der Bestimmung des Artikels 2 0  der 
Bundesverfassung zuwiderlaufende Maßnah­
men, nämlich Sondervertragsbedienstete mit 
Führungsaufgaben in der Verwaltung zu be ­
trauen, zurückzunehmen. Unsere Verfassung 
kennt keine politischen Beamten. 

Wir werden die Entwicklung genau beob­
achten und notfalls nach dem Rechten sehen. 
Das soll die österreichische Beamtenschaft 
auch wissen. 

Nun noch einige Worte zu einer Feststellung 
des Abgeordneten Weisz von gestern. Kollege 
We1isz hat gestern während seiner Ausfüh­
rungen eine schwache Minute gehabt. Er hat 
nämlich etwas in Erinnerung gerufen, was 
Sozialisten im Jahre 1 967 als " Panne der 
Opposition" bezeichnet haben. Er hat gesagt : 
Die Regierung Klaus hat ein Personalver­
tre tungsgesetz präsentiert, das die Gewerk­
schaften entmachten sollte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Dieses Personalvertretungsgesetz war ein 
Ubereinkommen zwisd1en Regierung, Verwal­
tung und der Gewerkschaft der öffentlich Be­
diensteten und trägt die Unterschrift meines 
Vorgängers, des sozialistischen Bundesrates 
Dr. Koubek. (Abg. S u p p a n: Das weiß der 

Die Frau Bundesminister Dr. Firnberg - ich Weisz nichtJ) Kollege Weisz sagte : Die 
bin froh, daß Frau Bundesminister j etzt hier SoziaUstische Partei hat an dem Personal­
ist; es tut mir nur leid, genauso wie Kollege vertretungsgesetz kritisiert, daß die Bundes­
Zeillinger es hier gesagt hat, daß der Herr regierung die Aufsicht über die Personalver­
Finanzminister heute nicht da ist - hat in tretung führen soll. Das sei völlig unmöglich, 
einem Interview mit der "Arbeiter-Zeitung" und deshalb sei damals auch von der soziali­
am 9. Juli 1 970 gesagt, daß Aufgaben nicht stischen Parlaments fraktion diesem Gesetz 
unbedingt auf Beamtenebene erledigt werden keine Zustimmung erteilt worden. 
müssen. 

Das sagt doch alles!  Gerade das, Frau Mini­
ster, werden wir verhindern. (Abg. Doktor 
He,rtha F i r n b e r g: Sie können Forschungs­
aufträge jemandem geben, der kein Beamter 
ist!) Jal Wenn Sie Aufgaben haben, die Ihre 
Beamten nicht erledigen können ; dafür ist der 
§ 36 Vertragsbedienstetengesetz da. (Abg. 
Dr. Hertha F i r n  b e  r g:  Was ist dagegen 
einzuwenden?) Wenn Sie aber sagen, es müsse 
nicht unbedingt alles auf der Beamtenebene 
erledigt werden, so sagen Sie damit, daß Sie 
auch Aufgaben übertragen wollen, die hier 
den Berufsbeamten zukommen. (Abg. H a  h n: 
Was forscht Minis ter Sinowatz?) 

Die Erhaltung des Berufsbeamtentums ist 
eine Staatsnotwendigkeit und garantiert uns 
den Rechtsstaat. Deshalb darf daran nicht ge­
rüttelt werden. (Abg. Dr. Hertha F i r n b e  r g: 
Es obliegt doch nicht den Bundesbeamten, 
diese Verträge auszuführen!) 

Ich möchte an die Verantwortlichen ,in die­
sem Staat den Appell richten, bereits getrof-

Es ist mir sehr angenehm - ich hätte diese 
Frage gar nicht mehr aufgerollt -, daß der 
Abgeordnete Weisz diese Frage noch einmal 
aufgeworfen hat,  denn ich war von Anfang 
an bei den Verhandlungen dabei. Es war so, 
daß der Herr Bundeskanzler Dr. Klaus zu 
uns gesagt hat, er möchte eine Personalauf­
sichtskommission installieren. Er hat uns 
seine Vorstellungen dargelegt. Und es war 
niemand anderer als die sozialistische Gewerk­
schaftsfraktion, die gesagt hat: Wir wollen 
keine Kommission haben, Herr Bundeskanzler !  
Es  kommt zu einer Gschaftelhuberei !  Es  ist 
uns lieber, die Regierung und damit die 
Bundesminister übernehmen diese Aufsicht. 

Wer mir das nicht glaubt, der braucht nur 
in den Erläuternden Bemerkungen zu § 39 
Bundes-Personalvertretungsgesetz nachlesen, 
in denen es  klar und deutlich heißt :  

"Da es dem Bundeskanzleramt nicht ziel­
führend erschien, die Aufsicht über die Perso­
nalvertretung j enen Organen des Bundes zu 
übertragen, die den Einrichtungen der Perso-
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nalvertretung gegenüberstehen, hat der letzte i und teilt mit : "Auch j etzt können wir dies 

Entwurf des Bundeskanzleramtes die Errieh-
· 

feststellen, denn auf Grund der im Juli 1 965 

tung einer Kommission im Sinne des Arti- erhobenen Forderungen der Gewerkschaften 

kels 1 33 Z. 4 Bundes-Verfassungsgesetz vor- kam es wohl zu sporadischen Verhandlungen 

gesehen. Diese Kollegialbehörde sollte aus zwischen dem Verhandlungsausschuß der vier 
einem Richter als Vorsitzendem und aus vier Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes und 
weiteren Mitgliedern zusammengesezt sein." 
Nämlich genau so, wie sie j etzt installiert ist. 
"Die Errichtung einer solchen Aufsichtsbe­
hörde haben die Vertreter der Gewerkschaft 
abgelehnt und vorgeschlagen, die Aufsicht 
über die Personalvertretung den einzelnen 
Bundesministern beziehungsweise der Bundes­
regierung zu übertragen." 

Ich war selbst dabei, wie Dr. Koubek Doktor 
Klaus gebeten hat, das nieht zu machen. Und 
jetzt wird kritisert : Dr. Klaus hat uns keine 
Aufsichtskommission, so wie wir sie uns vor­
gestellt haben, gegeben. Da ist der Kollege 
Abgeordnete Weisz mit seinen gestrigen Aus­
führungen wohl schief gelegen, weil wir hier 
die Beweise auch durch die entsprechenden 
Aktenunterlagen haben. 

Zum Schluß möchte ich nur eine Feststellung 
machen :  Auf Grund aller dieser Ausführungen 
und Einwendungen, die ich heute vorgebracht 
habe, Herr Abgeordneter Ulbrich, habe ich 
keinen Grund, vor dieser Regierung nieder­
zuknien und Dankeschön zu sagen. Für mich 
besteht dieser G rund wahrlich nicht! (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Probst: Als nächstem Redner er-
teile ich das Wort dem Herrn Abgeordneten 
Ulbrich. 

Abgeordneter Ulbrich (SPO) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus !  Werte Damen und Herrenl 
Ich wurde von meinem Kollegen Gasperschitz 
so wunderbar aufgefordert, mich zu Wort zu 
melden. Er hat sich bitterlich darüber beklagt, 
daß ich gesagt habe, die OAAB-Funktionäre 
mögen sich hier niederknien und der sozialisti­
schen Regierung für das danken, was sie für 
die öffentlich Bediensteten getan hat. 

Lieber Freund Gasperschitz, ich bleibe dabei!  
Ihr könnt euch hier niederknien und für das 
danke sagen, was diese Regierung innerhalb 
ihrer Regierungszeit für den öffentlichen 
Dienst getan hat - alles das, was eure Regie­
rung versprochen, aber nicht gehalten hat. 
(Beifall bei der SPO.) 

Es tut mir leid, daß mein Freund Gasper­
sehitz das letzte Mal nicht dagewesen ist. 
(Abg. G r a  f: Das kränkt Sie!), als ich zu 
diesem Thema gesprochen habe. So muß ich 
doch einiges wiederholen. 

der Bundesregierung, doch kam es erst am 
1 8. Jänner 1 966 zu einem vorläufigen Ab­
schluß." 

Der endgültige Abschluß kam erst im Juli 
1967 und die Auswirkung mit dem 1. Oktober 
1968. Dreieinviertel Jahre mußte gewartet 
werden, bis die Forderung der christlichen 
Gewerkschafter, der OAAB-Funktionäre von 
ihrer eigenen Regierung erfüllt worden ist. 
S tellen wir das einmal klar. Oder eine Frage : 
Bestreitet m an das? Bestreitet man die drei­
einviertel Jahre? (Abg. Dr. G a s  p e r  s c h i  t z: 
Das ist aber im System zu suchen!) Aber 
lassen wir das System weg. Während Sie 
im System suchen, haben aber die Eisenbahner 
und die öffentlich Bediensteten kein einziges 
Prozent mehr gekriegt. Da war keine Lohnaus­
zahlung da. Da war keine Frage, wie man 
das abgilt, w as während der Zeit den Lebens­
standard gesenkt hat. Da hat man nur ge­
wartet, bis dann endlich die Lösung kam. 
(Zwischenrufe des Abg. H a  h n.) Aber lieber 
Freund Hahn, du bist ein gesunder Kräher, 
aber sonst nichts. (Heiterkeit b ei der SPO.) 
Ich habe dir's schon einmal gesagt, bleib 
sitzen!  

Und nun ein Stück.erl weiter, dann möchte 
ich noch e twas feststellen : Wie lange haben 
wir jetzt mit der Regierung Kreisky um die 
Lösung dieser Fragen verhandelt? Vom Mai 
bis in den September, und wir waren fertig. 
Sicherlich, im Anschluß an das bereits laufende 
Abkommen. 

Ich habe hie r  das Protokoll vom 1. April 
1966. Lieber Freund! Da spricht Dein Vor­
gänger Gabriele zur Frage Gehaltsregelung 

Aber j e tz t  eine Richtigstellung - das ist 
nämlich das, was ihr in der ganzen Rede immer 
wieder verschweigt -: Wofür wurden 6,6 Pro­
zent bezahlt? Für welchen Zeitraum, Kollege 
Gasperschitz, für die laufende Periode, oder 
wurde das Verrechnungsjahr 1 970/ 1 971  abge­
golten? Und die Zeit von 1971 bis 1 972 wird 
wann abgegolten? Am 1 .  7.  1973. Hier deine 
Unterschrift und die deiner Freunde ! Das ist 
eine Vereinbarung. Und diese Vereinbarung 
wurde m it uns getroffen, weil die Regierung 
Kreisky ihre Zusage machte, folgende Fragen 
zu lösen : E inbeziehung der Nebengebühren 
in die Bemessung des Ruhegenusses, die Neu­
regelung der Abgeltung der Mehrleistungen, 
die Neuregelung der Besoldung der Dienst­
nehmer im Sinne des Krankenpflegegesetzes, 
die Einführung einer Verwaltungsdienst­
zulage. Und die Regierung hat zugesagt, das 
während der Legislaturperiode, während ihrer 
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Regierungszeit zu lösen. Wann hat sie es ein­
gelöst? Mit dem 1 .  12. dieses J ahres ! 

Und weil es so schlecht ist - ich hätte 
das nidlt gesagt, aber jetzt tue ich es -: Wie 
hoch sind denn die Lohn- und Gehaltssteige­
rungen nunmehr im öffentlichen Dienst der 
allgemeinen Verwaltung? Bei der Gendarmerie 
ist nichts drinnen, nur allgemeine Verwaltung, 
Beamte in handwerklicher Verwendung und 
Vertragsbedienstete? Und wie viele Personen 
sind davon betroffen? Du sprimst hier von 
50.000. Und die Post? Ist die nicht dabei? 
(Abg. Dr. G a s  p e r s c h i  t z :  Die Post hat 
eine Belas tungszulage gehabt, und dann wurde 
sie eingestellt!) Ja, das ist der Schamzug, den 
ihr gemamt habt. Die Postler haben die 
Belastungszulage zurückgeben müssen, und 
ihr bezieht die Verwaltungszulage zu den 
Nebengebühren dazu. Ja, das stellen wir ein­
mal fest. (Abg. H a  r w a l i k: Und die 
Lehrer?) Uber das werden die Postler mit 
euch noch reden. (Abg. H a  r w a l  ik; Und 
wo sind die Lehrer geblieben ?) 

Und dann gehen wir ein Stückerl weiter. 
Wie diese Verhandlungen gelaufen sind, dar­
über gibt es ein Flugblatt : OAAB - Betriebs­
gruppe Bundeskanzleramt. Da  steht also ein­
mal hier die Ausführung über die 400 S, über 
die 550 S und 700 S und dann heißt es: "Diese 
Maßnahmen, die von der Gewerkschaft der 
öffentlidl Bediensteten unter ihrem Vorsitzen­
den Abgeordneten zum Nationalrat Doktor 
Gasperschitz ausgehandelt wurden . . .  " Kol­
lege Gasperschitz ! Wer hat die Verhandlungen 
mit der Regierung geführt? (Abg. Doktor 
G a s p e r s c 11 i t Z: Na, wir alle!) Nein, nicht 
alle, die Verhandlungen wurden unter dem 
Vorsitz des Abgeordneten Robert Weisz ge­
führt. Noch ist er der Vorsitzende des Ver­
handlungsausschusses, das stellen wir einmal 
klar. (Zustimmung bei der SPO.) 

Und dann noch etwas dazu : Ich erinnere 
j etzt ganz freundlich an die Sitzung im Saal 
Nummer 8.  Wer ist denn zu den Eisenbahnern 
gegangen und hat gesagt: Bitte stört unsere 
Verhandlungen nicht. Wenn ihr das auch 
wollt, dann kriegen wir es nicht ! ?  - Was 
haben wir gesagt? Wir sind bereit, den 
öffentlich Bediensteten diese Möglichkeit zu 
geben, um bei den Verhandlungen den Erfolg 
der Verwaltungsdienstzulage zu kriegen. Wir 
haben bei den Verhandlungen erklärt, daß 
wir diese Frage der Verwaltungsdienstzulage 
terminmäßig zurückstellen, weil wir nämlich 
auftragsgemäß unseres Gewerkschaftstages 
die Forderung der Anrechnung der Neben­
gebühren für den Ruhegenuß realisieren muß­
ten. 

Ich glaube heute behaupten zu können : Der 
Schritt zurück der Eisenbahnergewerkschaft 
unter ihrer sozialistischen Führung ist viel­
leicht stabilisierungsmäßig mehr wert, als ihr 
mit dieser Verwaltungsdienstzulage getan 
habt, aber sie ist erfolgt. 

Und nun noch kurz etwas, damit man hört, 
wie "schlecht" es eum geht. 1 .  12. 1 972, also 
die ganze Gruppe der Allgemeinen Verwal­
tung : Mindesterhöhung 8,35 bis 1 2,96 Prozent . 
Und in den G ruppen D I, D U, IIl/ l ,  C I, 
C U, B !I,  B III und A !Ir habt ihr die meisten 
Beschäftigten. Mit dem 1 .  Juli 1973 ergeben 
die Gehalts- und Lohnerhöhungen von 1 6 ,6 bis 
2 1 ,6 Prozent. Und dann wagt man herzugehen 
und zu sagen, das ist notleidend? Das ist im 
Vergleich zu der Preissteigerung keine 
Lösung? Lieber Freund, das ist ein bisserl 
viel. Aber ich kann dich gut leiden und kann 
nur dazu sagen, das Märchen paßt zu dir. 
Als Gasperschitz ruf ich dich nimmer, ich sage 
nur mehr D r. Knusperschitz als Märchenonkel, 
das kannst von mir haben. (Heiterkei t.) 

Und damit die Richtigkeit meiner "Norte 
bestätigt wird, muß ich mir noch einmal die 
"Kleine Zeitung" hernehmen. Uber die An­
griffe, die da gestartet werden, will ich gar 
nichts sagen, aber zu der Frage der Posten­
vermehrungen, daß die Regierung Kreisky 
rund 1 500 Sonderdienstverträge abgeschlossen 
hätte, steht da folgendes drinnen: " . . .  nur 
rund die Hälfte davon seien in Ordnung. 
G asperschitz war aber auch auf dringliche 
Befragung nicht imstande zu erklären, wo 
diese 750 ,nichtordentlichen' Vertragsbedien­
steten eigentlich säßen. Er und seine engsten 
Mitarbeiter aus der Christlichen Fraktion der 
Beamtengewerkschaft gerieten vor der Presse 
in Streitigkeiten über die fehlenden Detail­
ziffern." 

Kollege Gasperschitz, vielleicht kannst du 
es uns jetzt sagen, wo diese 750 sind? -
Keine Antwort. So sind die Behauptungen. 
Wenn man fragt, kriegt man keine Rück­
antwort. 

Dann geht es weiter. "Regierungsrat Karl 
Bocek" - na, ist auch unser Freund, gelt, 
Bocek nun, wir kennen uns aus mit ihm. -
Was war da los? Da geht es um einen 
Gesetzesbruch, den ein Beamter gegen die 
Regierung aufrechterhalten hat. Und als er 
um die Beweise für diese Behauptung gefragt 
wurde, konnten keine erbracht werden. 

Bitte, einverstanden, es ist ein politischer 
Streit. Aber das Recht auf Auseinander­
setzung gestatte ich auch j edem anderen, denn 
idt nehme es mir auch heraus, das ist selbst­
verständlich. Auch ich bin nicht dafür, den 
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Ulbrich 
politischen Gegner zu verteufeln. Aber wenn 
man zu solchen Dingen redet, dann die Wahr­
heit, und nicht versuchen, irgendwelche Er­
klärungen abzugeben, die mit den Dingen 
nicht übereinstimmen. 

Und nun zu der Flugblattaktion. Warum 
hGben wir die gemacht? Wir haben den Eisen­
buhnern gesagt, was wir auf Grund der 
24. Gehaltsgesetz-Novelle ausständig haben 
und was wir in Verhandlungen mit der 
Regierung Kreisky holen wollen. Und jetzt 
erinnere ich an ein Beispiel bei der Verhand­
lung um das Stabilisierungsabkommen. Es soll 
so richtig zeigen, wie gewaltig du in den 
ganzen Dingen stehst und alles beherrscht. 

Bei  dieser Debatte um die Frage : Was 
g eschieht in den nächsten sechs Monaten?, 
wurde von dem Präsidenten Benya und von 
Altenburger und auch von Frau Minister 
Rehor bestätigt, daß, wenn betriebliche Ver­
einbarungen getroffen werden, sie nur dann 
vollkommen Gültigkeit erhalten können, wenn 
der Betriebsinhaber diese ohne Uberwälzung 
auf Preise zur Auszahlung bringt, das heißt 
auf Grund seiner Profite. 

Mein Freund Gasperschitz hat nichts Besse­
res gewußt, als folgendes zu sagen : Ja wenn 
das dort drinnen steht, dann marschieren die 
Eisenbahner gleich um ihr Geld, und er hat 
vergessen, daß die Eisenbahner in diesem 
Sinne "Betrieb" nur ihr Geld holen können, 
soweit es im Budget verankert ist. Das bezeugt 
natürlich die Rechtskundigkeit meines Freun­
des, des Vorsitzenden der öffentlich-recht­
lichen Bediensteten, der über die dienstrecht­
liche Stellung der einzelnen Betriebe sehr 
wenig weiß. So schauen die Sachen aus. 

Also nicht hergehen und Märchen erzählen, 
wenn sich diese Veränderungen prozentual 
ergeben. Denn hätte man damals bei den Ver­
handlungen nicht zugestimmt, dann wäre es 
klar, daß es noch keine Verwaltungsdienst­
zulage gäbe. Also der Ertrag, der sich aus 
dieser Vereinbarung ergeben hat, ist j a  ganz 
gewaltig geworden. Und wenn man kritisiert 
an den 12 Prozenten, dann sage ich es noch 
einmal heraus : Das war die große Forderung 
des DAAB. Und als sie eingelöst worden ist, 
du waren Sie desparat. Da waren Sie paff, 
daß es möglich war, diese Frage zu klären. 

Ich sage es frei und deutlich heraus : Wir 
stehen zu diesem Ubereinkommen nach wie 
vor, und wir werden alles unternehmen, damit 
es e ingehalten wird. Auch wir sind dafür, 
daß man es überprüft und anschaut. Auch 
wir h aben zugestimmt, daß sich innerhalb des 
Verhandlungsausschusses ein Komitee mit der 
Neuo rdnung des gesamten Besoldungs- und 

Dienstrechtes beschäftigt. Aber in fairer Art 
und Weise, und nicht in der Form, wie es 
von dir vorgebracht worden ist. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Probst: Als nächstem Redner er­
teile ich das Wort dem Herrn Abgeordneten 
Graf. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Graf (OVP) : Herr Präsident' 
Hohes Haus! Ich hatte vor, das heißt ich habe 
noch vor, einen sachlichen Beitrag zum Thema 
"verstaatlichte Wirtschaft Osterreichs" zu lie­
fern. Ich möchte mich aber vorher in zwei 
Passagen an den sehr geschätzten Kollegen 
Ulbrich wenden und doch einige Worte dazu 
verlieren. 

Erstens : Ich kann mich in den Streit nicht 
eir .. mischen, ob Sie, Herr Kollege, recht haben, 
daß die Beamtenschaft hier knien sollte, oder 
ob mein Fraktionskolleae recht hat. Ich neige 
aber eher seiner Mei�ung zu, nämlich daß 
die Beamtenschaft keinen Grund hat zu knien. 
Aber eines, Herr Kollege Ulbrich, kann ich 

Ihnen sagen : Bei der Tätigkeit der Regierung 
und bei der fortschreitenden Teuerungsrate 
werden immer mehr Osterreicher den Wunsch 
haben, dankbar niederzuknien, wenn diese 
Regierung verschwunden ist. Das eine kann 
ich Ihnen sagen. (Beifall bei der OVP.) 

Denn wenn Sie hier feiern und wenn diese 
Bundesregierung von "Opfer bringen müssen" 
und ähnlichem spricht, und wenn man hier 
das Abkommen der Sozialpartner feiert, so 
muß ich eines dazu sagen : Sicherlich bekenne 
auch ich mich zu diesem Abkommen und bin 
froh darüber. Nur, daß es spät ist. Der einzige 
Partner in dieser Gesellschaft, der kein Opfer 
bringt und es nur von anderen verlangt, ist  
die Bundesregierung. Wenn Sie sich nämlich 
die Begleitmaßnahmen zu diesem Abkommen 
ansehen, so müssen Sie sagen : allein die Maß­
nahmen der Nationalbank, die Bewirtschaf­
tung der Devisen und alles, was auf dem 
monetären Sektor auf uns zukommt, bedroht 
die Kreditfähigkeit, die Möglichkeit für die 
Wirtschaft Kredite zu bekommen. Ich bin 
heute schon überzeugt: Einer wird davon nicht 
betroffen sein. Es ist die Bundesregierung 
und der Staat. Ich glaube auch, daß immer 
mehr Osterreicher Grund haben, zu glauben, 
daß die Regierung keinerlei Grund gibt, um 
vor ihr aus Dankbarkeit zu knien, außer, wenn 
s ie  nicht mehr da ist. 

Nun noch einen Satz, Herr Kollege Ulbrich. 
Wir kennen uns sehr lange. Sie haben in 
ihrer letzten Parlamentsrede als nächster 
Redner nach meinem Kollegen Withalm Wit­
halm kritisiert, weil er vergaß, oder nach 
Ihre r  Meinung absichtlich den Herrn Präsiden­
ten nicht angesprochen hat und damit nach 
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Ihrer Darstellung die Würde des Hohen Volk selbst, die arbeitende Bevölkerung als 

Hauses außer acht ließ. Sie kennen mich, Produzent und Verbraucher soll die Verwal­

Herr Abgeordneter, lange genug. Ich bin ein tung dieser Betriebe innehaben." 
Mann, der viel Humor hat und Spaß über alles Und ich darf weiter zitieren, einen Absatz 
liebt. Ich habe mich nie betroffen gefühlt durch später. Er sagte : "Die Verstaatlichung soll die 
Ihre Äußerungen. Im Gegenteil . Aber wenn Grundlage bieten für einen Aufbau der Wirt­
Sie mit dem Namen meines Kollegen Gasper- schaft nach neuen Grundsätzen, sie soll dem 
schitz nach Ihrer Meinung sinnvolle oder Staat und damit dem Volk die Kontrolle über 
humorvolle Vergleiche anstellen, so glaube die wichtigsten Reichtümer unseres Landes 
ich, haben Sie erstmals das Maß parlamen- geben." So weit, so gut. 
tarischer Courtoisie überschritten. Denn wenn 
wir dazu kommen, Namensvergleiche zu persi­
flieren, dann gäbe es auch in Ihren Reihen 
Leute, deren Namen man verunglimpfen oder 
verändern kann, sodaß sich die Galerie vor 
Lachen biegen würde, wenn Sie wollen. Ich 
glaube aber, daß das etwas zu viel des Humors 
ist. 

Ich darf Ihnen das alles in aller Zuneigung 
sagen, weil ich glaube,  daß Sie selbst das 
Gefühl hatten, Ihr Zahnrad um eine Nummer 
überdreht zu haben. (Beifall bei der OVP.) 

Das wollte ich in aller Deutlichkeit hier fest­
stellen, weil mir j ene Leute leid tun, die 
keinen Humor haben. Es wäre entsetzlich um 
uns bestellt, wenn es  keinen Humor gäbe. 
Aber Humor ist nur dann Humor, wenn er 
seine Grenzen kennt. Das wollte ich gerne 
sagen. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren!  
Darf ich mich nun mit allem gebotenen Ernst 
der verstaatlichten Wirtschaft Osterreichs zu­
wenden. Ich möchte eingangs allen Ernstes 
eines erklären: Als ich diese Rede konzipierte, 
wußte ich nicht, daß der Herr Bundeskanzler 
leider noch krank ist. Wenn ich ihn hie und da 
anspreche, so werten Sie  das nicht als  Polemik. 
Ich wende mich dem hier vorhandenen Herrn 
Vizekanzler und vielleicht auch dem Herrn 
Staatssekretär, wenn dieser auftaucht, zu. Das 
wollte ich nur vorausschicken. 

Ich möchte im Rahmen dieses Kapitels zur 
verstaatlichten Industrie sprechen, und wenn 
Sie gestatten, sofort auf den aktuellen Sektor 
dieses Bereiches, nämlich auf die Eisen- und 
Stahlindustrie eingehen. Ich darf etwas zu­
rückgreifen in der Geschichte dieses Parla­
ments und sagen, daß am 26. Juli 1 946 hier 
in diesem Hohen Hause eine Debatte zur ver­
staatlichten Industrie beziehungsweise zum 
Verstaatlichungsgesetz stattgefunden hat. Es 
wurde von Ihrer Seite damals immer argu­
mentiert, daß der Zweck für die Verstaat­
lichung dieser Unternehmungen sei - ich darf 
hier nunmehr qUS der Rede des damaligen 
Abgeordneten Proksch, der damals der 
G eneralsekretär des OGB war, wörtlich zitie­
ren -: "Nicht der Staat soll in Zukunft Herr 
und Gebieter im Betrieb sein, sondern das 

Immer wieder hat sich diese Argumentation 
der Sozialisten wiederholt, daß dieses Gesetz 
in quantitativer Hinsicht, das heißt die Anzahl 
der verstaatlichten Unternehmungen betref­
fend, nur einen Anfang darstellen könne, in 
qualitativer Hinsicht j edoch sozialistischer 
Wirtschaftsideologie entspreche. 

Nun frage ich mich, und ich muß diese 
Frage sofort an den Vertreter des Herrn 
Bundeskanzlers weitergeben: Wie schlecht 
müssen Ihre Vorgänger, Ingenieur Waldbrun­
ner und Dr. Pittermann, gewesen sein - denn 
die Alleinregierung der OVP hat ja bekannt­
lich an dieser Struktur nichts verändert -, 
wie schlecht müssen die beiden Genannten 
die oben aufgezeigten Grundsätze verwirk­
licht haben, wenn Sie sich heute veranlaßt 
sehen, in diesem Bereich der öslerreichischen 
Wirtschaft die Drittelbeteiligung der Arbeit­
nehmervertreter in den Aufsichtsräten einzu­
führen, also quasi eine Kontrolle der im Besitz 
der Kontrolleure befindlichen Unternehmun­
gen? 

Hier stimmt, meine Damen und Herren, ein­
fach das System nicht mehr, hier haben an­
scheinend Ihre Grundsätze, die zur Forderung 
nach Verstaatlichung, zur Förderung der Ver­
staatlichung geführt haben, ihre Existenz­
berechtigung verloren, haben sie, aus der 
Praxis gesehen, möglicherweise nie gehabt, 
waren vielleicht aus Ihrer Ideologie theoretisch 
begründbar, sind j edoch, aus der Entwicklung 
dieser Industriebetriebe her-aus gesehen, heute 
sicherlich überholt. 

Zwingend ableiten, Hohes Haus , läßt sich 
dieser Schluß aus den imponierenden Ergeb­
nissen, die gerade von diesen Firmen, die 
vom Bundesgesetz zur Zusammenfassung der 
Unternehmungen der verstaatlichten Eisen­
und Stahlindustrie betroffen sind, ausgewiesen 
werden und auf die Sie, meine Herren, und 
wir gemeinam stolz sind. 

Sind diese Unternehmungen nun - und 
das ist die Frage - vom Management her 
nach privatwirtschaftlichen Grundsätzen zu 
diesen Erfolgen geführt worden, so war die 
Verstaatlichung eine theoretische Sache und 
ist in der Praxis nicht zum Tragen gekommen. 
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Sind sie aber nicht nach diesen Grundsätzen 
geführt worden, hat die Eigenart der Kapital­
eigner eine Rolle gespielt, so erhebt sich die 
Frage nach der Legitimierung einer zusätz­
lichen Kontrolleinrichtung. 

Diese Frage erhebt sich aber umsomehr, 
wenn man Dberlegungen des von Ihnen der 
OIAG und der verstaatlichten Industrie be­
scherten Generaldirektors Dr. Ing .  Franz Geist 
Glauben schenken darf. Und ich zitiere wört­
lich aus einem Artikel zum 15 .  Tag der Frei­
heitlichen Akademiker in Linz. Dr. Geist sagte 
dort : "Aus all den Notwendigkeiten und Vor­
aussetzungen der betrieblichen Mitbestim­
mung, die ich bisher erwähnt habe, muß j eden­
falls schon klargeworden sein, daß eines nicht 
genügt, so sehr es als konsequente Ergän­
zung einer echten Mitbestimmung wünschens­
wert und notwendig ist, nämlich ein paar 
Arbeitnehmer-Repräsentanten in Aufsichts­
räten auf gesamtbetriebIicher oder gesamt­
unternehmerischer Ebene sitzen zu haben ! 
Solche Dinge sind sicher anzustreben, aber 
nicht als Selbstzweck und nicht in erster 
Linie." So Geist - und ich zitiere weiter : 
"Sie wären gegebenenfalls sozusagen nur nach 
außenhin sichtbare Spitze eines ganzen Eis­
berges. Mitbestimmung muß primär von unten 
her getragen werden." 

Zu dem letzten Komplex, nämlich der Mit­
bestimmung von unten her, verlor der Herr 
Bundeskanzler keinerlei Uberlegungen. Viel­
mehr hat man den Eindruck, daß der Herr 
Bundeskanzler die Drittelbeteiligung in den 
Aufsichtsräten als Selbstzweck institutionali­
sieren wollte ; oder ist es vielleicht - wie 
man Zeitungsmeldungen entnehmen konnt.e -
ein letzter Versuch, aufgebrachte Belegschafts­
vertreter beruhigen zu wollen. 

Nun zum Fusionsgesetz selber. Die Geburts­
wehen dieses Gesetzes werden zwar bald aus­
gestanden sein, aber leider bewegen sie sich 
nur im formalen Bereich. Ihre Vorstellungen 
und die des Herrn Bundeskanzlers über den 
Zusammenschluß sind ja nun bekannt. Leider 
sagen sie nur aus über die Form der Zu­
sammenführung - gegen die wir schwere 
Bedenken anmelden müssen und es auch 
häufig genug getan haben - nichts, aber 
schon gar nichts über Rationalisi e rungsmaß­
nahmen, über Investitionsfragen, über Ver­
kaufspoIitik, nichts über die globale n  Personal­
fragen und keinen Ton über die Finanzie­
rungsfragen. 

treffen nicht nur die Unternehmer, wie der 
Herr Bundeskanzler das in einer TV-Diskus­
sion zum Ausdruck. gebracht hat, und sind 
vom Management des Unternehmens her zu 
lösen. Ich zitiere Herrn Dr. Kreisky : "Dafür 
hat man ja diese Leute und bezahlt sie auch 
gut", sagte Herr Dr. Kreisky damals wörtlich. 

Der Herr Bundeskanzler weiß ganz genau, 
daß diese Fragen gerade im Bereich dieser 
Unternehmungen hochpolitische Fragen sind, 
die noch zu schweren Schwierigkeiten führen 
werden, die heute noch überhaupt nicht abzu­
sehen sind. 

Daß es sich beim Eisen- und Stahlbereich 
um politische Fragen handelt, beweist j a  die 
Entstehungsgeschichte des Fusionsgedankens. 
Sie an Hand von Aussagen des Generaldirek­
tors Dr. Geist zu verfolgen, ist eigenartig und 
vielleicht interessant: 

Im September vorigen Jahres hat Dr. Geist 
die sogenannte "B- 1 7-Lösung" vertreten und 
erklärt - ich zitiere wörtlich - : "Ich stehe 
nach wie vor zur Meinung, daß die VOEST 
erst in der Endstufe dazustoßen solL Diese 
Endstufe wird sich j edoch nicht vor 1 980 ver­
wirklichen lassen." 

Bei der im Februar dieses Jahres statt­
gefundenen OIAG-Konferenz meinte Dr. Geist 
noch - nachdem ihm heftiger Widerstand von 
Generaldirektor Dr. Koller entgegengebracht 
worden war -, in der branchenweisen Zu­
sammenfassung im Eisen- und Stahlbereidl 
müsse man mit einem längeren Zeitraum rech­
nen, da dies besonders schwierig wäre. Der­
artige Zitate könnte man noch in großem 
Umfange fortsetzen. 

Diese Wendung aber schien sich bei der 
am 22. Februar 1 972 stattgefundenen Landes­
vorstandssitzung der SPO anzubahnen, die 
sich für die sogenannte "Große Lösung" aus­
sprach. 

Anfang März dieses Jahres e rklärte j edoch 
Dr. Geist noch immer: "Mit der  B - 1 7 -Lösung 
könne man am raschesten die b esten Rationali­
sierungsmaßnahmen und -möglichkeiten er­
stellen. Die VOEST solle vorerst nicht be-
troffen sein." 

Die endgültige Entscheidung fie l  j edoch erst 
bei einem Gespräch der sozial i stischen Vor­
s tandsmitglieder mit dem Herrn Bundeskanz­
ler - ungefähr im März dies e s  Jahres -, 
bei dem sich dann der Herr Bundeskanzler 
eindeutig für die "G roße Lö sung" ausge­
sprochen hat. Damit ließ man den Plan des 
Dr. Geist wie eine heiße Kartoffel fallen. 

Die Argumentation, diese Fragen gehörten 
n

.
icht in ein Gesetz, ist nicht zulässig, weil 

SIe zum Gegenstand einer modernen Industrie­
politik gemacht werden könnten · aber auch Aus diesem kurzen Rückbl ick ergibt sich 
hier kein einziger Gedanke ! Dies� Fragen be- vielleicht die Plan- und Hilflosigkeit Ihrer 
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Regierung, die sicherlich auch darauf zurück- I Es bleibt daher nur von drei Dingen zu 

zuführen ist, daß es sich hier um erheblich reden: vom Fusionsgesetz, auf das ich noch 

politische Fragen handelt, deren Entschei- zu sprechen kommen werde, und von ,einem 

dungsfähigkeit über die Möglichkeiten der Versprechen des Herrn Bundeskanzlers - eine 

Unternehmensleitungen hinausgeht und hin- Zusage, sozusagen ein Geburtstagsgeschenk, 
ausgehen muß. nämlich die Finanzierungfrage - und letztlich 

Die Entscheidung hat also der Herr Bundes- von den Auswirkungen der Einführung der 

kanzler getroffen und es nicht den Unter- Mehrwertsteuer. 

nehmensleitungen überlassen, weil offensicht- Zuerst darf ich zum Fusionsgesetz etwas 
lich der Herr Bundeskanzler mit den ange- sagen : Durch dieses Gesetz werden die Oester­
stellten Uberlegungen der Unternehmens- reichisch-Alpine Montangesellschaft und die 
leitungen nicht politisch zufrieden war. Vereinigte Osterreichische Eisen- und Stahl­

Es wäre verfehlt, an die Adresse des Bun­
deskanzlers und der Regierung die oben auf-

" geworfenen Fragen zu richten, ob Rationali­
sierung, Verkaufsabstimmung, Kohlenberg­
baufrage, Investitionsabstimmung und Finan­
zierung nicht ebenso Fragen politischer Natur 
sind, daß sie ebensowenig nur von Wirt­
schaftsfachleuten und der Unternehmens­
leitung allein gelöst werden können. 

werke AG. zur Gänze miteinander verschmol-
zen. Da die Alpine j edoch auch Unternehmens­
teile wie zum Beispiel den Braunkohleberg­
bau umfaßt, die mit dem hauptsächlichsten 
Geschäftszweck der neuen Gesellschaft, näm­
lich der Eisen- und Stahlerzeugung und -ver­
arbeitung, nicht " im Zusammenhang stehen, 
und es notwendig sein wird, für den gesam­
ten Komplex des verstaatlichten Kohlenberg­
baues eine Lösung zu finden, die dessen 

Dies der neuen Unternehmensleitung zu Existenz sichert, wäre eine Herausnahme 
überlassen, stellt fraglos eine ungeheure , vor des Kohlenbergbaues der Oesterreichisch­
allem unnötige Belastungsprobe dar und ist Alpine Montangesellschaft von der Fusion ge­
der neuerliche Beweis einer zumindest leicht- rechtfertigt. Die hohen Betriebsverluste, die 

fertigen Politik in dem ernsten Sektor der diese Betriebe aufweisen, unterstützen diese 

verstaatlichten Industrie. Argumentation. Dazu hätte es aber fraglos 

'Wo d" B 1 h ft b "t d' A t der 
einer Gesamtkonzeption für den österreichi-l€ le e egsc a erel s lese r 

Politl" k  h . 
t h t " d "  I t t 

schen Kohlenbergbau bedurft, die offensicht-
ononer a ,  zeIgen 1e e z en , I " " " "h ' "  " 

" D "  
Betrl" ebsratswahl b "  d h h " I Ich dIe Fa IgkeIten der derzeItIgen .l\.eglerung 

erge nIsse, enn auc ler "" b t "  t 
dürfte dieser Zickzackkurs seinen Niederschlag 

u ers elg . 

- kombiniert mit der Unzufriedenheit über § 3 des zitierten Gesetzes sieht die Ein-
die Teuerung - gefunden haben, bindung der Firmen Gebrüder Böhler & Co. 

AG. und Schoeller-Bleckmann Stahlwerke AG. 
In diesem Zusammenhang ist die Frage nach 

der Aktualität der sogenannten und von Ihrer 
mit der neuen Gesellschaft unter der einheit-

Partei propagierten "Versteinerungstheorie" 
lichen Leitung der Vereinigten Osterreichi­

aufzuwerfen: Der Herr Bundeskanzler hat im 
schen Eisen- und Stahlwerke Alpine-Montan­

Jahre 1 947 die Anzahl der verstaatlichten 
Aktieng�sellschaft vor. Diese neue Gesell­

Unternehmungen als zu g '  b . h t d 
schaft WIrd als herrschendes Unternehmen und 

enng ezelC ne un 
d' G b "' d B "" hl & C ' d " Sch I zumindest deren gleichbleibende Zahl gefor- , 

le e ru er 0 er o. SOWIe 1e oe -

dert. Er versucht nun, die im OIG-Gesetz von 
ler-Bleck.mann Sta�lwerke AG. als abhängige 

d OVP 11 ' , I Unternehmen bezeIchnet. er -A emreglerung geregelte branchen-
weise Zusammenfassung vorzunehmen. 

Von ursprünglich 47 Unternehmungen an­
läßlich der Verstaatlichung sind es im Annex 
zum GIG-Gesetz nur mehr 18 ,  durch die Fusion 
und Vertöchterung nur mehr 15 - besser 
gesagt nur mehr 14, da Wolfsegg-Traunthal 
sich in Liquidation befindet -, und weitere 
Zusammenschlüsse sind in Uberlegung. 

Nicht, daß ich hier gegen eine vernünftige 
Zusammenführung polemisieren möchte . Ich 
v"rollte nur kurz an diesem einzigen Beispiel 
aufzeigen, wie labil sozialistisd1e Wirtschafts­
politik in essentiellen Fragen ist und wie 
leicht Sie eingenommene Standorte aus augen­
blickspolitischen Notwendigkeiten verändern. 

Diese gesetzliche Formulierung ist derartig 
eng gefaßt, daß für Verhandlungen über den 
Abschluß und über die inhaltliche Gestaltung 
eines Beherrschungsvertrages kein Spielraum 
bleibt. Eventuelle Gespräche zwischen den be­
teiligten Gesellschaften sind durch diese ge­
setzliche Formulierung präjudiziert. 

Gegenstand eines Beherrschungsvertrages 
ist die Regelung des Innenverhältnisses zwi­
schen der beherrschenden Gesellschaft und 
deren Töchtern. Es ist in der Wirtschaft allge­
mein üblich, daß der Inhalt eines derartigen 
Vertrages auf Grund von Verbemdlungen 
zwischen den Partnern erfolgen soll und nicht 
durch ein Gesetz festgelegt wird. 
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Das Gesetz sieht weitgehende Steuerbegün­
stigung anläßlich der Konzentration der ver­
staatlichten Eisen- und Stahlindustrie vor. 

Und hier muß ich anmerken: Da die Not­
wendigkeit von Konzentrationen nicht nur ein 
Problem der verstaatlichten Industrie, sondern 
in gleicher Weise ein Problem der gesamten 
österreichischen Wirtschaft ist, ist hier zwangs­
läufig die Forderung zu erheben, daß dieselben 
Begünstigungen, die im vorliegenden Gesetz 
der verstaatlichten Industrie eingeräumt wer­
den, auch der Privatindustrie durch Aufnahme 
in das Strukturverbesserungsgesetz zugebil­
ligt werden müssen. 

Auch diese für das Gebiet der Umsatzsteuer 
geltenden Begünstigungen, die das Gesetz be­
inhaltet, sind der gesamten österreichischen 
Wirtschaft zuzubilligen, insbesondere Begün­
stigungen hinsichtlich der Vorratsentlastung, 
hinsichtlich der Investitionssteuer, ebenso die 
im § 5 vorgesehene Freiheit von allen bundes­
gesetzlichen Abgaben, unter anderem die Be­
freiung von der Grundbuch- und Register­
gebühr. 

Aufsic..1:.tsrat der führenden Gesellschaft ent­
sendet werden können. Diese Bestimmung be­
darf fraglos in der Richtung einer Änderung, 
daß nur betriebsangehörige Dienstnehmer in 
den Aufsichtsrat entsendet werden können. 
Darüber hinaus erscheint es ja von der rechts­
systematischen Uberlegung her geradezu un­
zulässig, Regelungen einzuführen, bevor das 
Betriebsverfassungsgesetz bekannt ist. 

Eine Erhöhung der Belegschaftsvertreter im 
Aufsichtsrat erscheint j a  überhaupt proble­
matisch, da sie nach der zuerst vorgeschla­
genen Regelung, das heißt keine Stimmen 
gegen die Mehrheit der Kapitaleigner, keine 
Effizienz brächte und durch die derzeitigen 
zwei Betriebsratsvertreter im Aufsichtsrat j a  
sowieso eine ausreichende Kontrolle und 
Kenntnis der Vorgänge innerbetrieblicher 
Natur fraglos schon gegeben ist. 

Desgleichen berücksichtigt Ihr Entwurf nicht  
die Praxis des derzeit geltenden Betriebsräte­
gesetzes und die ohnehin ständigen Kontakte 
zwischen dem Management und den Betriebs­
räten von Kapitalgesellschaften. 

Dazu kommt, Hohes H aus, daß dieses Gesetz 
nicht von einer gesamtWirtschaftlichen Kon­
zeption begleitet ist und daher nicht in die 
Lage kommt, unsere Sympathie finden zu 
können. 

Hohes Haus ! Wir sind dafür, daß die ver­
staatlichte Industrie gleichwertig behandelt 
wird. Wir sind immer dafür eingetreten. Aber 
eine Diskriminierung der Privatindustrie auf 
Kosten der verstaatlichten mit Rück.sicht auf 
Ihre Spielerei hier müssen wir zurückweisen. 
Die Lebensräume der Privatwirtschaft können Eine Frage, nämlich die Finanzierungsfrage, 

nicht auf Kosten der verstaatlichten Industrie tritt hier ganz kraß zutage, und hier bin ich 

eingeengt werden. beim zweiten Punkt meiner Ausführungen ge-

Und 
landet. Es ist leider nicht nur eine Frage, 

nun zur Drittelbeteiligung. Hohes 
Haus ! Auf die Systemwidrigkeit der Einfüh-

sondern auch eine Feststellung, nämlich daß 

rung einer Kontrollinstanz in einem Unter-
die von den vier Unternehmungen als not­

nehmen der verstaatlichten Industrie habe ich 
wendig erachteten 2 Milliarden Schilling nicht  

schon eingangs hingewiesen. Aber es  bestehen 
vorhanden sind, daher auch nicht der neuen 

ja darüber hinaus, meine Damen und Herren 
Gesellschaft zur Verfügung gestellt werden 

. ' können. Vom Management der beteiligten 
weItere Bedenken ernstester Natur. Es besteht 
ja die Gefahr, daß e ine Minderheit der 

Unternehmen und Wirtschaftsfachleute wurde 

Kapitaleignervertreter zusammen mit den 
dieser Betrag j edoch als unbedingtes Erforder­

Arbeitnehmervertretern die Mehrheit der 
nis zum Durchstehen der Ubergangsphase der 

Kapitalseigner majorisiert.  Ohne auch nur in 
Fusion als notwendig genannt, und zwar zum 

Gedanken eine Zustimmung zu diesem Ge-
Einhalten der geplanten Investitionspro­

setz anzudeuten oder dem näherzutreten, wür-
gramme und zum Ausgleich der unterschied­

den diese Bestimmungen sicher modifiziert ge-
lichen Sozialleistungen der beteiligten Firmen. 

hören etwa in dem Sinn, daß ein gültiger 
Dieser Betrag, meine D amen und Herren, ist 

Beschluß des Aufsichtsrats immer nur dann 
nicht vorhanden, und es wird nunmehr ver­

zustande kommen könne, wenn die Mehrheit 
sucht, von seiten der Regierung diese Finan­

der Anteilseigner gleichfalls dafür stimmt. 
zierungsfragen einfach totzuschweigen. 

Jede andere Maßnahme läßt ja Maj orisie- Ich stelle an den Bundeskanzler beziehungs-
rungstendenzen Tür und Tor offen. weise an seinen Herrn Vertreter, den Herrn 

Abweichungen bestehen ja auch im § 14 Staatssekretär, die Frage, ob und welche Vor­

Abs. 3 Z. 6 der inzwischen zurückgestellten stellungen man sich auf Grund der geänderten 

Betriebsrätegesetznovelle ,  weil allein im § 6 Situation eigentlich über die Fusion macht. 

Abs. 1 des Fusionsgesetzes auch die Möglich- Oder �ache� Sie sich keine Vorstellungen? 

keit bestünde, daß Betriebsratsmitglieder aus I Ich W61ß es meht. 
dem gesamten Konzernbereich, das heißt auch I Wir halten hiezu grundsätzlich fest, daß 
aus den Unternehmen der Töchter, in den ! die immer kapitalintensiver werdenden 
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modernen Technologien einen Kapitalbedarf 
bedingen, der es ausschließt, daß die Unter­
nehmungen der verstaatlichten Industrie wie 
bisher fast ausschließlich Wege der Selbst­
finanzierung gegangen sind. Die Kapitalmittel 
für Anlageninvestitionen wurden ja bis j etzt 
so aufgebracht. In dem Maß, als den Unter­
nehmensleitungen die Verwendung von 
Fremdkapital zur Finanzierung von Anlagen­
investitionen IlJicht zugemutet werden kann, 
Mittel des Bundesbudgets aber auch nicht zur 
Verfügung stehen, wird es notwendig sein, 
auch Eigenkapital aus dem inländischen Kapi­
talmarkt aufzubringen. 

Nähere Details, Herr Staatssekretär, können 
Sie der Broschüre "Verstaatlichte wohin?" des 
Osterreichischen Wirtschaftsbundes entneh­
men. Ich würde Sie einladen, diese Broschüre 
zu studieren. (Staatssekretär Dr. V e s  e 1 s k y: 
Ich habe es schon getan!) Sie sollten sie 
vielleicht noch einmal studieren. Ich habe das 
Gefühl, Sie haben sie zuwenig gelesen, denn 
ich finde nicht, daß diese guten Ideen in Ihren 
Konzeptionen ihren Niederschlag finden. Ich 
würde Sie doch einladen, es zu tun. Es würde 
vielleicht, Herr Vizekanzler, auch Ihnen nicht 
schaden, das zu lesen. Die Dinge sind gar 
nicht parteipolitisch. Ich möchte Ihnen etwas 
sagen : In dem Zusammenhang sollten wir uns 
gemeinsam zu einem bequemen: Es ist nicht 
alles schlecht, was von den Sozialisten kommt, 
es ist nicht alles schlecht, was von der OVP 
kommt. In der Wirtschaft sollten wir diese 
Parteibrille absetzen, Herr Staatssekretär. Bei 
der Lektüre dieses Heftes sollten Sie nur die 
Lese-, aber nicht die Parteibrille verwenden. 
(Beifall bei der avp.) 

Zwei weitere Ereignisse, die auf Grund der 
eigenwilligen und vielleicht - ich will nicht 
sagen verantwortungslos, das wäre zuviel -
aber doch leichtfertigen Dispositionen dieser 
Regierung mit einem Tag eintreten werden, 
werden die verstaatlichte Industrie auf das 
schwerste belasten, nämlich die Einführung 
der Mehrwertsteuer und der Eintritt in die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft. 

Ich möchte, Herr Staatssekretär, in diesem 
Zusammenhang eine Reihe von Fragen an Sie 
richten, die wir uns zusammengestellt haben. 

Ich möchte gerne wissen: Sind unsere 
Schätzungen richtig, daß sich bei den nun 
von mir aufzuzählenden Unternehmungen fol­
gende Ergebnis- und Ertragsminderungen be­
ziehungsweise Veränderungen im Preisgefüge 
- das heißt Preiserhöhungen - ergeben 
könnten? Ich darf aufzählen : 

Bei der VOEST nach unseren Berechnungen 
ein Minus von zirka 1 50 Millionen Schilling 
und Inlandspreiserhöhungen in der Größen-

ordnung von 7,5 Prozent, bei der Alpine ein 
Minus von zirka 40 Millionen und Preis­
erhöhungen von rund 7 Prozent, bei Böhler 
ein Minus von zirka 80 Millionen und Er­
höhungen um 7 Prozent. Bei SdlOeller ist mit 
einem Minus von 90 Millionen und einer 
Inlandspreiserhöhung von gleichfalls 7 Prozent 
zu rechnen. Bei Brixlegg ist mit einer Inlands­
preissteigerung von 15 Prozent zu rechnen. Bei 
der SGP wird sich ein Minus von zirka 15 Mil­
lionen Schilling ergeben bei Erhöhungen von 
rund 5 Prozent, bei der Schiffs werft in Linz 
Preissteigerungen von 5 Prozent, bei den Ver­
einigten Wiener Metallwerken Preiserhöbun­
gen von 7 Prozent, bei der BBU zehnprozentige 
Inlandspreissteigerungen, bei der Mitterberger 
wieder eine fünfzehnprozentige Erhöhung, bei 
Rumpel eine Erhöhung von 5 Prozent, bei  
Ranshofen eine Inlandspreiserhöhung von 
7 Prozent, begleitet von einem Minus von 
40 Millionen Schilling, bei der Elin ein Minus 
von 20 Millionen Schilling bei Steigerungen 
von 5 Prozent. Was die OMV in Wien an­
langt, so ist, falls die Absicht des Herrn 
Finanzministers, die Preiserhöhungen für Ben­
zin aufzustauen, sie nicht jetzt durchzuführen, 
sondern sie bis zum Ende des nächsten Jahres 
zu staffeln, mit einer Ertragsminderung von 
500 bis 600 Millionen Schilling zu rechnen. 
Bei den Stickstoffwerken wird sich fraglos ein 
Minus von zirka 30 Millionen Schilling und 
eine Preissteigerung von 1 2  Prozent ergeben, 
wobei hier die Auswirkungen auf die Land­
wirtschaft - insbesondere auf die pauschalier­
ten Landwirte - wegen der Kunstdünger­
preise voll zum Tragen kommen werden. 

Dies bedeutet nach unserer Rechnung 
- selbst, wenn lieh mich um zehn Prozent 
irren sollte, wäre das noch immer eine Kata­
strophe - ohne die OMV zirka 1 25 Millionen 
und mit OMV 1 , 1  Milliarden. Herr Staats­
sekretär, ich bin bereit, Ihnen einen Irrtums­
rabatt von zehn Prozent von meiner Seite 
einzuräumen, aber trotzdem muß ich sagen, 
um mehr haben wir uns nicht geirrt und das 
ist schon sehr bedenklich. 

Die Auswirkungen für diese Unternehmun­
gen sind eine weitere Wettbewerbsverschlech­
terung der internationalen Konkurrenz, frag­
los eine Erhöhung des Verschuldungsgrades, 
eine Verzögerung des Ausbauprogramms, eine 
Verunsicherung der Unternehmensführung 
durch etwaige weitere Stabilisierungseingriffe 
und letztlich eine Gefährdung der Arbeits­
plätze. 

Das Zurückbleiben im Vergleich zu aus­
ländischen Unternehmungen wird sich leider 
weüer vergrößern. Wenn man etwa die Ent­
wicklung von Ranshofen seit dem Zeitpunkt 
der Verstaatlichung - Ranshofen war zur 
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Zeit der Verstaatlichung das größte euro­
päische Unternehmen in seiner Branche -
betrachtet, dann muß man feststellen, daß auf 
Grund der europäischen Entwicklung, die 
einen gigantischen Aufschwung genommen 
hat, Ranshofen heute aus internationaler 
Schau nur noch zwerghafte Formen aufzu­
weisen hat. 

Wenn man bedenkt, daß diese Situation 
in etwa bei der VOEST und bei der Alpine 
gleichgelagert ist, wenn man weiter bedenkt, 
daß die Schiffswerft Linz von einem Beschäf­
tigtenstand von 6000 auf heute 600 abge­
sunken ist, so sind diese Beispiele leider 
symptomatisch für eine Entwicklung, von der 
Sie seinerzeit behaupteten, Sie würden sie in 
den Griff bekommen. 

Durch den von der Regierung gewählten 
Zeitpunkt der Einführung der Mehrwertsteuer 
mit dem Zusammenfall des Eintliitts in die 
EG wird sich dieser Effekt fraglos noch ver­
stärken, und durch den von Ihnen bestimm­
ten Mehrwertsteuersatz werden die Unter­
nehmungen unvorbereitet und durch unzu­
reichende Begleitmaßnahmen Ihrer Regierung 
betroffen, 

Hier ist ja  bemerkenswert - ich darf das 
feststellen - die Vorgangsweise der Bundes­
republik Deutschland, die den ursprünglichen 
Satz von 4 Prozent auf 1 0  Prozent Mehr­
wertsteuer, also um das Zweieinhalbfache er­
höht hat, während wir von durchschnittlich 
5,5 auf 1 6  Prozent, das heißt auf das Dreifache, 
marschiert sind. Wir wollten ja bekanntlich 
bei einem Satz von 1 4  Prozent halten. 

Berechtigt ist dieser Mehrwertsteuersatz 
allein durch die Tatsache, daß in Osterreich, 
Herr Staatssekretär, wesentlich größere Teile 
des Bruttonationalproduktes steuerfrei sind 
als etwa in der Bundesrepublik, die j etzt mit 
8 bis 1 6  Prozent versteuert werden müssen. 

Und weiters : Da die Bundesrepublik 
Deutschland einen wesentlich größeren 
Binnenmarktanteil und einen geringeren 
Exportanteil als  wir hat, kann der Finanz­
minister daher durch den Wegfall der Export­
vergütungen erhebliche Einsparungen aufwei­
sen. Die Erfahrungen in Deutschland haben 
darüber hinaus gezeigt, daß das Steuerauf­
kommen nach der Einführung der Mehrwert­
steuer auf längere Sicht gesehen auch bei 
einem 14prozentigen Satz in die Höhe schnellt, 
aber bei 16 Prozent fraglos weit überhöht ist. 

Und überhaupt, Hohes Haus, ist in dem 
Zusammenhang die Frage zu richten, wie denn 
die Einführung e iner derart hohen indirekten 
Steuer mit voller Umwälzbarkeit auf den 
Letztverbrauch e r  Ihrer seinerzeitigen soziali-

stischen Steuerideologie, nämlich dem allge­
meinen Grundsatz niederer indirekter Steuern 
entsprcicht. Oder versteckt sich hier der gesell­
schaftspolitisch.e Wandel im Rahmen einer 
veränderten steuerlichen Betrachtung der Bür­
ger dieses Landes? Das wäre eine Erklärung, 
aber keine befriedigende. 

Hohes Haus! Die Schlüsse, die wir aus 
diesen betrüblichen Feststellungen ziehen, 
sind Ihnen und dem Herrn Bundeskanzler j a  
hinreichend 'bekannt, weil sie von uns immer 
wieder - allerdings vergeblich - deponiert 
worden sind. 

Zum Abschluß möchte ich mich, Herr Staats­
sekretär, noch einmal persönlich an Sie wen­
den mit einer Frage und einer Feststellung. 
Die OIAG übt ihre Tätigkeit zur Stunde in 
drei Häusern aus, die in einiger Distanz von­
einander liegen, obwohl Sie, Herr Staatssekre­
tär, seit einiger Zeit - ich glaube,  es ist nun­
mehr zwei Jahre - zugesagt haben, daß die 
Sektion IV das Haus in der Kandlgasse ver­
läßt. Da Sie, Herr Staatssekretär, mit Raum­
ordnungsfragen betraut sind und sich angeb­
lich auch damit beschäftigen, könnten Sie hier 
eine kleine Initiative starten, sicher nur im 
kleinen Bereich, aber die Raumordnung für 
die Leute , die dort sitzen, würde man wahr­
scheinlich dankbar begrüßen und in diesem 
Raume Ihren Rationalisierungs- und Konzen­
trationsüberlegungen Rechnung tragen. Dazu 
lade ich Sie  ein. Ich danke. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Vizekanzler Ing. Häuser. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrte 
Damen und Herren! Gestatten Sie mir, daß 
ich vorerst auf die Äußerungen des Herrn 
Abgeordneten Graf, zumindest auf einige 
Fragen hinsichtlich der von ihm vorgetragenen 
Stellungnahme zum Fusionsgesetz und zur 
verstaatlichten Industrie eingehe. 

Für erste, Herr Abgeordneter, brauche ich 
Ihnen auch nicht zu sagen, es ist bekannt, 
daß mit dem OIAG-Gesetz 1 969 , das mit 
1 .  Jänner 1 970 wirksam geworden ist, ein 
offizieller Auftrag an die Gesellschaft ergan­
gen ist, innerhalb von vier Jahren die ent­
sprechenden Branchen zusammenzuführen und 
die notwendige Rechtsform vorzunehmen. Das 
geschieht, das ist eine Angelegenheit der Er­
füllung e ines Gesetzesauftrages. Sich jetzt 
wieder über solche Dinge zu beschweren, ist, 
glaube ich, sachlich nicht gerechtfertigt. 

Ab er ich habe es gar nicht so sehr als eine 
Beschwerde gegen diese Konzentration, die 
eine allgemeine internationale Angelegenheit 
ist, betrachtet, sondern ich habe sehr hell-
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hörig die Beqleitmusik dieser Fusionsmaß­
nahme, nämlich die stärkere Mitwirkung der 
Kollegenschaft, der Arbeitnehmer dieses 
Unternehmens herausgehört. Wenn Sie hier 
sagen, Ihrer Auffassung nach soll es nur gül­
tige Beschlüsse im Rahmen des Aufsichtsrates 
geben, wenn die Mehrheit der Kapitalver­
treter dafür ist, dann würde das sehr deutlich 
Ihre grundsätzLiche Einstellung unterstreichen, 
daß Sie eben die wirtschaftliche Mitbestim­
mung der Arbeitnehmer auf betrieblicher 
Ebene ablehnen. (Abg. G r a  f: Das is t eine 
Interpretation!) 

Aber darf .ich Ihnen hier sagen, Herr Abge­
ordneter Graf, auf Ihre Reminiszenzen, warum 
das nicht alles schon !in der Vergangenheit 
geschehen ist, daß das darin seine Begrün­
dung hat, daß sehr konkret am letzten OIAG­
Kongreß - er war 1 97 1  - ein einhelliger 
Beschluß gefaßt wurde, mit dem zum Unter­
schied von internationalen Zielsetzungen im 
Rahmen der Gewerkschaftsbewegung nicht die 
qualifizierte Mitbestimmung verlangt wird, 
sondern man der Meinung war, daß man in 
Osterreich mit der Drittelregelung beginnen 
soll. (Abg. Dr. B 1 e n k:  Sie sind hier als 
Vizekanzler, nicht als Gewerkschaftspräsj.· 

dentf) N ein, ich muß das auch sagen, weil j a  
letzten Endes die Drittelregelung auch i m  
Fusionsgesetz enthalten ist und die Bundes­
regierung sich zu dieser Drittelregelung be­
kennt. Das wird unterstridlen, und wir wer­
den auf diesem Wege einer Regelung Rech­
nLmg tragen, von der wir meinen, daß sie 
im Interesse der gesamten österreichischen 
Entwicklung notwendig ist. (Abg. G r a f: Sie 
haben etwas gegen Kritik, kommt mir vor!) 

Ich mag Kritik schon, aber nur dann, wenn 
diese offen und sachlich vorgetragen wird. 

Ebenso die Behauptung, es gebe gute Ideen 
im Rahmen einer Expertise des Wirtschafts­
bundes. Es ist immer die Frage, wie man zu 
den Dingen steht ; die einen mögen es für gut 
erachten, die anderen lehnen es eben ab. Wir 
sind der Meinung, daß das, was uns von Ihnen 
dort empfohlen wurde, von uns nicht akzept­
tiert werden kann. 

Und nun zur zweiten Behauptung von Ihnen, 
Herr Abgeordneter Graf. Sie haben gemeint, 
daß alle in irgendeiner Form im Rahmen der 
Stabilisierung Opfer bringen, nur der Staat 
nicht. Ihnen dürfte entgangen sein (Abg. 
G I  a f: Davon bin ich überzeugt! Mit ist gar 

nichts entgangen!), was ganz konkret von 
Finanzminister Androsch bei den Stabilisie­
rungsmaßnahmen, soweit sie die Finanzpolitik 
des Bundes betreffen, vorgetragen wurde, wo 
festgelegt wurde, daß wir im Rahmen der 
Budgetentwicklung 1 973 eine Bindung von 
15 Prozent der Ermessenskredite vornehmen 

(Abg. K e r n: Die dann wieder aufgehoben 

werden!), eine Bindung von 20 Prozent der 
Ausgaben, Einschränkung der Haftungsüber­
nahme, eine Verlagerung der nachfragewirk­
samen Ausgaben in das zweite Halbj ahr 1 973 
(Abg. G r a i: Das is t kein Opfer!), Bewilli­
gung von Mehrausgaben nur bei Bedeckung 
durch Minderausgaben, Verwendung von 
Mehreinnahmen zur Defizitverminderung be­
ziehungsweise zur vorzeitigen Rückzahlung 
von Krediten, und letzten Endes daß der 
Bund in dieser preispolitisch schwierigen 
Phase auf Tarif- und Gebührenerhöhungen 
verzichtet, insbesondere darauf verzichtet, 
keine Uberwälzung der sich aus der Umsatz­
steuer ergebenden Auswirkungen auf die 
Preise von Tabakwaren und Salz vorzu­
nehmen. 

Das sind alles Maßnahmen, zu denen sich 
auch die Bundesregierung bekennt. Aber das 
verschweigt man. (Abg. G r a  f: Das haben 
wir nicht verschwiegen! - Abg. Dr. K o r  e n: 
Das steht im Abkommen vom Juli!) 

Ich möchte nun auch noch zu den Äußerun­
gen, die der Herr Abgeordnete Zeillinger, 
der allerdings auch nicht im H aus ist, vorge­
bracht hat, vor allem zu seinen persönlichen 
Meinungen und Behauptungen, die er bier 
aufgestellt hat, Stellung Ilehmen. Er hat fürs 
erste so den Eindruck gemacht, als würde sich 
die Diskussion über die beiden Budget­
bereiche, die wir auf der Tagesordnung haben, 
vor allem deshalb so lange hinausziehen, weil 
der Herr Vizekanzler konsequent schweigt, 
weil er  zu den von ihm aufgeworfenen Fragen 
und Behauptungen seit gestern früh nicht Stel­
lung genommen hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  
Ich stelle fest, daß solche Fragen bislang i n  
der Debatte überhaupt nicht gestellt worden 
sind, sondern daß man sich über viele Detail­
fragen, wie es nun einmal im Rahmen der 
Budgetberatung bei diesem Punkte üblich ist, 
verbreitert hat. Die Feststellung des Abgeord­
neten, weil ich geschwiegen und zu den 
Fragen nicht Stellung genommen. habe, sei 
die Erklärung, daß in der Presse eine schlechte 
Kritik über die gestrige Debattenführung zu 
diesem Budgetkapitel gegeben wurde, ist ein 
wenig zu weit und unsachlich. 

Ich darf weiters ausführen, daß er die Be­
hauptung aufgestellt hat ,  die Stabilisierungs­
maßnahmen wären in einem Zusammenhang 
mit dem schlechten Budget erbracht worden. 
Ich weiß nicht, wo er es herhat. Es ist seine 
Meinung. Ich kann sie ihm nicht abnehmen. 
Aber der Regierung zu unterschieben, man 
habe die Stabilisierungsmaßnahmen getätigt, 
weil ein schlechtes Budget vorhanden ist, oder 
gar zu unterschieben, man hab e die Stabilisie-
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Vizeltanzler Ing. Häuser 
rungsmaßnahmen seitens der Regierung er­
grifien, v/eil man nächstes Jahr zehn und mehr 
Prozent Inflationsrate erwartet (Abg. G r a f: 
Fragen Sie den Wirtschafts- und Sozialbeirat, 
Herr Vizekanzler!), sind Argumente, die wie 
immer von der rechten Seite dieses Hauses 
kommen. (Abg. Dr. K o r  e n: Weil ihm das 
Wasser schon bei der Nase hineinrinnt! Das 
ist der Grund!) Wir haben sie nie vertreten, 
sondern in der ganzen Zeit  unsere Bemühun­
gen, eine möglichst geringe Entwicklung der 
Preise zu erreichen, praktiziert. (Abg. Doktor 
K o r  e n: Gigantischer Erfolg!) Es nützt j a 
nichts , wenn wir Ihnen hundertmal sagen, 
daß diese ganze Entwicklung eine europäische, 
m an kann sagen, eine weltweite ist. Alles 
das,  was Sie hier der gegenwärtigen Regie­
rung vorwerfen, ist doch eine Erscheinung, 
die wir  bei vielen anderen Regierungen auch 
sehen. Auf einer völlig anderen Ebene liegt 
jene Zeit, in der Sie die Regie

'
rung stellten 

und Sie die Preise aus der 'innenwirtschaft­
lichen Entwicklung heraus hinaufgetrieben 
haben. 

stellt werden. (Abg. Dr. B 1 e n k:  Das warell 

Fragen und keine Behauptungen!) 

Das letzte, das ich sagen möch�e, bezieht 
sich auf die konkrete Frage, die er gestellt hat : 
Welche Gesetze werden seitens der Regierung 
in das Parlament gebracht, denn wir wollen 
letzte:1 Endes doch wissen, wie wir dran sind ; 
wir sind mitten im Rahmen einer Budget­
debat te, wir haben Terminschwierigkeiten. Es 
ist heute Präsidialsitzung gewesen. Dem Herrn 
Abgecrdneten Zeillinger ist bekannt, was 
dieser  ?räsidialaussdlUß festgelegt hat, aber 
dem Herrn Abgeordneten muß auch bekannt 
sein, daß während der Beratung von Gesetzen 
jede der einzelnen Parteien die Möglichkeiten 
hat, Abänderungsanträge zu Gesetzen zu stel­
len. Ihm

· 
muß bekannt se,in, daß jede der 

Parteien die Möglichkeiten hat, Initiativ­
anträge zu stellen. Wenn er sich also darauf 
bezieht, daß zwischen den Wirtschaftspartnern 
Vereinbarungen getroffen wurden, die eine 
Notwendigkeit ergeben, gesetzliche Bestim­
mungen abzuändern, so darf ich ,ihn auf jene 
Parteienberatungen verweisen, die 1 970 vor 
der Budgetberatung für das Budget 1 971  statt­Denn das, was wir Ihnen vorgeworfen 

haben, meine Damen und Herren, war der gefunden haben. Auch dort ist es im Rahmen 

Umstand, daß wir damals in Osterreich ohne der Beratungen zu Ergebnissen gekommen, 
bei denen man sich von beiden Seiten ver­im portierte Inflationsrate zu den Ländern mit 

der höchsten Preisentwiicklung gehört haben, pflichtet hat, bestimmte gesetzliche Verände-
rungen noch vorzunehmen. Das, was damals während wir jetzt im unteren Bereich auch 

j etzt noch liegen. (Abg. Dr. K o r  e n: Das geschehen ist, kann auch hier geschehen. I ch 

ist einfach unwahr!) Sie wissen selbst sehr darf also sagen, daß seitens der Bundesregie­

genau, wie hoch die Oktoberrate bei uns auf rung - er hat gemeint, ich bräuchte j a  nur 

Grund der letzten Berichte liegt und daß wir diese ganzen Gesetzesvorlagen aus der Tasche 

im Durchschnitt der euc"opäischen Länder bei nehmen - keine Gesetzesvorlagen zu dieser 
Materie in das Haus kommen j das schließt 8,8 sind. (Abg. Dr.  B 1 e n k :  Sie sind völlig 
nicht aus, daß die einzelnen an diesem Ab­lminformiert über alles, was Sie reden!) Wenn 

Sie Herrn Professor Nemschak gehört hätten, kommen beteiligten Gruppen die Möglichkei t  

hätten Sie sehr genau gewußt, w o  Osterreich haben, über ihre parlamentarischen Vertreter 

11"egt (Ab Dr K 0 E h t d h entsprechende Anträge zu stellen. Danke .  
. g .  . r e n: r a o e  gar 

nicht geredet!) Aber was reden Sie ! Er hat (Abg. Dr. K o r  e n: Herr VizekanzIer! Ist der 

nl' ht d t b h t . EI b t ffi · 11 Finanzminister daran nich t  be teiligt? Gehört c gere e ,  a er er a sem a ora 0 :me 
allen mitgegeben und hat damit seine Äuße- er nicht mehr zur Regierung?) 

rungen offiziell auch zur Verfügung gestellt. Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
(Abg. Dr. ]{ 0 r e n: Reden haben Sie ihn nich t Herr Abgeordnete Burger. Er hat das Wort. 

lassen!) Abgeordneter Burger (OVP) : Hohes Hau s l  
Der  Herr Abgeordnete Ze.illinger hat dann Iv1eine sehr verehrten Damen und Herren!  

gemeint, daß das Einkommensteuergesetz, das I ch repliziere nicht gerne persönlich auf Vor­

j a v or kurzem erst besdllossen wurde, jetzt r edner. Aber ich kann heute nicht umhin ,  
doch gar nicht gedruckt werden kann, denn mich eingangs ein wenig mit Kollegen Stein­
man denkt schon wieder dar an, Änderungen huber auseinanderzusetzen. 
vorzunehmen. Ja er hat sich sogar dazu ver- Kollege Steinhuber freut sich über sein 
stiegen, die Behauptung aufzustellen, der Herr Betriebswahlergebnis, und ich darf sagen, i ch  
Bundespräsident zögert, zu unterschreiben und b in dir  um das Ergebnis keinesfalls neidig. 
die Staatsd:'uckerei wird erst am 1 5. Dezember Hier gibt es zwei Möglichkeiten. Entweder 
mit  dem Druck beginnen. Meine Damen und bemühst du dich um die Belegschaft, dann 
Herren !  Ich darf mitteilen : Das Gesetz ist hast du jetzt die Ernte gehabt; oder du führst 
unterschrieben, es wird von der Staats drucke- ein so strenges Regime, wie es anderswo der 
rei am 1 2 .  Dezember ausgeliefert. Nur dies, Fall ist - ich werde den Beweis noch brin­
.damit alle Behauptungen ins rechte Licht ge- gen -, dann war es die Angst. 
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Ein einziges Wahlergebnis, Kollege Stein­
huber, herauszugreifen, wäre falsch, ich wäre 
hier gezwungen, andere Betriebsratswahl­
ergebnisse bekanntzugeben, wie zum Beispiel 
die letzten, die wir hatten, bei den Angestell­
ten ,in Eisenerz am Erzberg, wo es jetzt 5 : 2, 

aber 5 für den OAAB und 2 für die SPO steht. 
Ich müßte an die Wahlergebnisse bei der 
Alpine und bei der VOEST erinnern. Ich tue 
das nur deshalb, weil j etzt eben die Diskus­
sion über die verstaatlichte Industrie abge­
führt wird. 

erste Verpflichtung. (Abg. S t e  i n h u b  e r: 
Kollege Burger! Ich habe vom Abbau 1 967 
gesprochen! ) 

Ich möchte mich j etzt langsam meinem 
eigentlichen Problem und meinem eigentlichen 
Thema zuwenden. Als ich Graz-Andr.itz be­
suchte, hat mir die Direktion die Nachricht 
zukommen lassen, daß Aufträge von Groß­
turbinen ins Ausland gegangen sind. Genauso 
wie damals bei den vier Thyristorlokomotiven. 
Ich habe eine Ministeranfrage gestellt und die 
Antwort erhalten, daß von neun Turbinen-

Kollege Steinhuber, du hast, wie so v.iele sätzen für das Malta-Kraftwerk drei im Aus­
unserer Gewerkschaftsfunktionäre - ich bin land bestellt worden sind. Das ist vielleicht 
etwas verwundert, daß es von daher kommt -
immer wieder gepriesen, daß die Löhne mehr 
gestiegen sind als die Preise. Das mag sich 
stati stisch nachweisen lassen, aber .ich glaube, 
wir müssen hier die Wirkl.ichkeit sehen. 

Am 24. November hat Vizekanzler Häuser 
in seiner Erklärung hier von der Minister­
bank aus gesagt, daß die Lebensmittel - und 
das sind die Waren, die unsere österreichi­
schen Familien, die jeder Staatsbürger täglich 
braucht - um 1 5  Prozent und mehr gestiegen 
sind. Wir müssen als Dienstnehmervertreter, 
Kollege Steinhuber, von der Seite her die 
Situation sehen, daß unsere Arbeitskollegen 
zum Frühstück keinen Kassettenrekorder und 
keine Glühbirnen verzehren, sondern daß wir 
nach wie vor ein Stück Brot brauchen. (Beifall 
bei der avp. - Der P r ä  s i d e n t übernimmt 
wieder den Vorsi tz.) 

Wenn wir den Unterschied, der sich jetzt 
ergibt aus der Preiserhöhung der Grund­
nahrungsmittel von 15 und mehr Prozent und 
einer angeblichen Lohnerhöhung von 1 2  Pro­
zent - da liegt dann noch die Steuerprogres­
sion dazwischen - berücksichtigen, dann 
haben wir ein echtes Bild für unsere Dienst­
nehmer !  

Du hast auch deinen Dank an den Verkehrs­
minister ausgesprochen. Ich habe nichts da­
gegen, wenn man deshalb dankt, weil man 
dankbar ist, daß der Betrieb Aufträge hat 
und daß die Kollegenschaft beschäftigt ist. Du 
hast erwähnt, daß es in der OVP-Allein­
regierung anders war. Es war mir nicht mög­
lich, telefonisch den früheren Verkehrsminister 
Weiß zu erreichen. Man hat mir nur hier im 
Hause gesagt, daß auch 1967, als das Werk 
der Simmering-Graz-Pauker wirklich Schwie­
rigkeiten mit der Auftragslage hatte, Auf­
träge zugeflossen sind und daß du dem Mini­
ster aus Dankbarkeit einen Miniaturwaggon 
geschenkt hast. Nichts dagegen einzuwenden. 
Ein Belegschaftsvertreter legt Wert auf Ar­
beit. Das ist unsere erste Aufgabe und unsere 

nicht so sehr in eine Kritik hineinzuziehen, 
wenn der Betrieb ohnehin ausgelastet ist. 
Dann kann man es verkraften, daß Aufträge 
auch ins Ausland vergeben werden. Nur, meine 
ich, sollte es nicht zur Mode werden. 

Kollege Steinhuber, du hast mir . . .  (Ruf bei 
der SPO: Du hast auch eine andere Antwort 
bekommen! Die haben wir doch alle gelesen!) 
Vielleicht komme ich noch darauf zurück. 

Kollege Steinhuber, du hast mich zitiert, 
was lich in Salzburg beim Parteitag der Oster­
reichischen Volkspartei sagte. Du hast recht, 
ich habe dort einen Satz gesagt, der durch die 
"Kleine Zeitung" wiedergegeben worden ist. 
Die Vorstände mögen sich vor die Kollegen 
stellen. - Aber in dem Zusammenhang : Wenn 
das so ist, Kollege Steinhuber, wie der Fall 
Birnstingl von der Graz-Köflacher, der abge­
baut worden ist ! Inzwischen ist er wieder ein­
gestellt, wir haben uns um diese Einstellung 
bemüht! Gott sei Dank haben auch einige 
sozialistische Betriebsräte gesagt, daß es so 
nicht weiterginge. 

Als ich nach der Entlassungsursache fragte, 
bekam die Zentraldirektion oder Personal­
direktion in Donawitz von der Bergdirektion 
ein Schreiben, einen äußerst negativen Akten­
vermerk. "Betrifft : Franz Birnstingl, geboren 
am soundsovielten. Herr Diplomingenier" -
ich spare den Namen, weil das nicht unbedingt 
in die Offentlichkeit kommen soll, der Mann 
kann nichts dafür - "gibt nach Einsichtnahme 
in den Aktenvermerk des Arbeiterbetriebs­
rates in der Zentralsortierung vom 8. 5. 1972 
folgende Stellungnahme ab :"  Ich frage mich 
j etzt : Hat denn die Bergdirektion Köflach 
nicht selbst Akten über ihre Dienstnehmer, 
oder führt der Betriebsrat Negativakten über 
j ene, die angeblich nicht zu seiner Gesinnungs­
gemeinschaft gehören, und liefert der Betriebs­
rat diesen Negativakt aus, und die Auswir­
kung ist dann die Entlassung eines Familien­
vaters, der vier Kinder hat und Eigenheim­
bauer ist. Das kann doch nicht wahr sein ! 

52. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)156 von 179

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 52. Sitzung - 5. D07.omber 1 972 451 7  

Burger 

Dazu habe lieh gesagt : Schützt die Kollegen erkennen kann, was der Bund tatsächlich noch 
und stellt euch vor diese. (Beifall bei der für den Bereich der verstaatlichten Industrie 
OVP.) leistet. 

Wenn ich mich erinnere, wie heftig lin der 
Zeit der OVP-Alleinregierung um eine höhere 
Dotierung in den Budgets für die verstaatlichte 
Industllie gerungen worden ist,  und wenn ich 
feststelle, wie man heute zur Kenntnis nimmt, 
daß im Bundesvoranschlag selbst der letzte 
Posten von 6 Millionen Schilling - er sei im 
Paragraph 1 000 untergebracht, hat man mir 
gesagt - nicht mehr aufscheint, dann wundert 
es mich. Wundern tut es mich insofern, weil 
gerade dieser verstaatlichten Industrie sehr 
hohe Belastungen erwachsen werden. 

Ich habe in der Sorge um die Auswirkung 
der Mehrwertsteuer an die Bundesregierung 
eine schriftliche Anfrage gestellt. Die Anfrage 
lautet :  

, , 1 .  Welche Belastungen würde die im Par­
lament liegende Regierungsvorlage Zur Mehr­
wertsteuer für die verstaatl ichte Industrie, 
getrennt nach Branchen und Betrieben, brin­
gen? 

2. Mit welchen Einbußen muß bei den 
Exporten der einzelnen Unternehmungen der 
verstaatlichten Industrie gerechnet werden?" 

Die Antwort lautete am 5. Juli - ich ver­
lese sie nicht zur Gänze -: "Es ist h ierbei eine 
Ergebnisverminderung errechnet worden, die 
sich branchenmäßig wie folgt aufteilt :  Eisen­
und Stahlindustrie 378,4 Millionen; Nicht­
eisenmetalle 15 ,2 Millionen, Maschinen- und 
Schiffsbau 14,2 ,  Elektrobranche 24,6 Millionen 
Schilling, Ol-Chemie 28, 1 Millionen Schilling. 
Das sind 460,5 Millionen Schilling, die die 
verstaatlichte Industrie durch die Mehrwert­
steuer belasten werden. Deshalb wundere ich 
mich, daß im Budget kein Posten m ehr für die 
verstaatlichte Industrie aufscheint. 

War im Bundesvoranschlag für die ver­
staatlichte Industrie noch ein B etrag von 
1 35 MHlionen Schilling plus 64 Millionen 
Schilling für den Bergbau, das sind 1 99 Mil­
lionen Schilling, eingesetzt, so ist dieser Posten 
im Haushalt für 1973 mit Ausnahme der 
Bergbauförderung gänzlich verschwunden. 
Wenn man bedenkt, daß 1 969 im Bundeshaus­
halt für die verstaatlichte Industrie 2 Milliar­
den Schilling an Ausfallshaftungen genehmigt 
worden sind und daß 1 35 Millionen Schilling 
plus Bergbau in diesem Budget verankert 
waren, so darf ich doch wohl die Frage richten, 
aus welchem Grunde man die verstaathchte 
Industrie in einem Budget, das 1 39 Milliarden 
Schilling ausweist, nicht mehr berücksichtigt. 
Ich stelle dies deshalb fest, weil ich b edaure, 
daß man von der Budgetseite her nicht mehr 

Durch die Hol-ein- und Schütt-aus-Methode 
haben die Abgeordneten keinen Uberblick 
mehr, was nun auf der finanziellen Seite 
tatsächlich für die verstaatlichte Industrie ge­
schieht. Im Bereich der verstaaHichten Indu­
strie, um einen kleinen Uberblick zu geben, 
sind 1 03.000 Arbeiter und Angestellte be­
schäftigt. Sie erarbeiteten im Jahre 1 97 1  einen 
Umsatzrekord von 47,5 Milliarden Schilling. 
Das sind um 5 , 1  Milliarden Schilling mehr als 
1970, also eine Umsatzsteigerung um glatte 
12  Prozent. Daß diese gewaltigen Umsätze 
möglich waren - das darf man hier wohl 
dazusagen -, ist nicht nur auf die gute 
Organisation, sondern wohl auch auf den 
Fleiß der heimischen Arbeiter in d ieser Indu­
stpie zurückzuführen. 

Der Investitionsaufwand von 4 ,8  Milliarden 
Schilling im Jahre 1971 lag um 30 Prozent 
höher als im Vorj ahr, wo 3 , 7  Mill iarden 
Schilling für Investitionen aufgewendet wor­
den sind. 

Der Exportanteil zwischen dem In- und 
Ausland widerspiegelt deutlich den Konjun­
turrückgang im Ausland. Die Inlandsumsätze 
stiegen um 1 5,4 Prozent, während die Export­
erlöse um nur 7,3 Prozent gegenüber 8 Pro­
zent des Vorjahres gestiegen sind. 

Der OIAG-Bericht, welcher den Abgeord­
neten schon im Mai dieses Jahres zugegangen 
ist, im Haus unverständlicherweise anschei­
nend schon wegen dem vorliegenden Fusions­
gesetz der Eisen- und Stahlindustr.ie noch nicht 
behandelt wurde, sagt auf der Seite 1 beim 
Allgemeinen Uberblick folgendes - ich darf 
zitieren, Herr Präsident, und den Kollegen 
Steinhuber bitte ich, j etzt auch diesen Satz 
mitzuhören oder in Hinkunft selbst vorher 
zu lesen -: "Im Unterschied zur konjunktu­
rellen Lage in den meisten Ländern West­
europas, in denen die wirtschaftliche Aktivität 
sich spätestens seit Mitte d e s  Jahres 1 971 
stark verringert hatte, war in Osterreich im 
Jahre 1971 eine weiterhin hohe Auslastung 
des gesamtwirtschaftlichen Produktionspoten­
hals zu verzeichnen, wenn auch nicht mehr in 
demselben Ausmaß wie im Jahre 1 970.  

Die Industrieproduktion wuchs mit 5,2 Pro­
zent (gegen 8,8 Prozent im Vorj ahr) mengen­
mäßig zwar nicht mehr so stark wie in den 
vergangenen drei Jahren . . .  " Damit meint 
der (HAG-Bericht in den Jahren 1968, 1969 
und 1 970. Er lobt also diese Zeit ,  welche die 
Zeit der OVP-Alleinregierung war. (Beifall bei 
der OVP.) 
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Burger 
Kolleginnen und Kollegen l Wenn man hier 

am Rednerpult steht, so sollte man mehr 
Toleranz üben über die tatsächlichen Dinge. 
Ich bin dankbar, daß die Beamten soviel 
Mut haben in der heutigen Zeit, die Wirklich­
keit in Form eines Berichtes zum Ausdruck 
:zu bringen. 

Warum, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, sage ich das? Ich möchte zwei Dinge 
herausstreichen: Erstens haben wir die euro­
päische Konjunkturschwäche des Jahres 1 9701 
1 97 1  gut überstanden. Ich habe schon erwähnt, 
daß die Maßnahmen der Regierung - der 
damaligen Regierung! - bedeutenden Anteil  
daran hatten. 

Seit dem Wiederaufbau der verstaatlichten 
Industrie gab es in der metallverarbeitenden 
Industrie - ich erwähne sie jetzt im beson­
deren - einige Konjunkturschwierigkeiten. 
Die erste dieser Schwierigkeiten gab es im 
Jahre 1 959. Die zweite meldete sich schon drei 
Jahre später an : 1 962. 1 966/67 gab es eine 
schwerere Metallkrise in Osterreich, aber auch 
und in noch größerem Maße in Europa. Ich 
weiß das nicht aus Protokollen, sondern aus 
der eigenen Praxis, weil ich zu dieser Zeit 
noch selbst am Arbeitsplatz gestanden bin. 

zuschreibt, ihren Umsatz in der Krisenzeit um 
7,2 Prozent steigern konnte. Es hat Böhler, 
obwohl der Edelstahl besonders betroffen war, 
ihren Umsatz um 1 ,3 Prozent steigern können. 
Nur bei Schoeller-Bleckmann, die im Wirt­
schaftsj ahr 1 970/71 besonders betroffen waren, 
gab es ein Minus von 2,8 Prozent. 

Dieser Bericht beweist, daß selbst in einem 
Konjunkturtief die angeblich schlecht gelege­
nen Betriebe imstande sind, ihre Produktionen 
auszuweiten. Ich wage hier die Behauptung, 
meine Damen und Herren: Wenn diese Be­
triebe geographisch falsch liegen, dann dürfen 
wir in Osterreich überhaupt keine Industrie 
haben ! (Zustimmung bei der OVP.) Somit 
Eegen sie richtig. 

Wir sind zu klein, um mit den Stahlgiganten 
dieser Welt um die Wette zu laufen. Wir 
können daher auch nicht von einem Konkur­
renzkampf sprechen, und immer wieder fällt 
das Wort : Konkurrenzfähig müssen wir wer­
den. 

Was uns aber durch alle Krisen bisher, 
ohne besonderen Schaden zu erleiden, durch­
schreiten . ließ , sind erstens die Qualitäten, 
die wir dem Markt oder dem Weltmarkt anzu­
bieten haben, und zweitens - ich darf das 

Wir brauchten zwischenzeitlich aber keine hier das zweite Mal erwähnen - die hei­
Dienstnehmer abzubauen, wie dies im EWG- mische Arbeitskraft. 
Bereich geschehen war. 

Das muß doch irgendwo seine Ursache 
haben, daß wir die Krisenzeiten besser über­
standen haben als die europäischen Länder. 
Ich persönlich glaube diese Ursache in der 
Tatsache zu finden, daß unsere Betriebe, über­
haupt j ene, die frühzeitig modernisiert haben, 
einfach die richtige Größenstruktur haben. Die 
Größenstruktur unserer Betriebe, wo wir, wie 
Donawitz zum Beispiel, 1 Million Tonnen Roh­
eisen erschmelzen, die VOEST über 2 Millio­
nen Tonnen Roheisen erschmelzen, wird im 
EWG-Raum, meine Damen und Herren, so 
glaube ich, noch eine ganz besondere Bedeu­
tung haben. Dazu kommt noch die Edelstahl­
industrie Böhler, Schoeller und die Styria. 
Alles Firmen von Weltruf. Sie ergänzen die 
Strukturen unserer Verstaatlichten. Alles 
Gerede, das man immer wieder hört, daß 
unsere Betriebe geographisch falsch liegen, 
wird durch den OIAG-Bericht grundsätzlich 
widerlegt. 

So könnte ich j etzt Beweise bringen, daß 
wirklich geographisch schlecht gelegene Be­
triebe wie die Kestag in Kärnten - weil ich 
die Kärntner Abgeordneten gerade hier sehe 
- ihren Umsatz im schlechtesten Jahr um 
7,4 Prozent steigern konnten, daß die Alpine­
Montan-Gesellschaft, der man ebenso, weil sie 
nicht am Fluß läge, einen schlechten Standort 

Idl komme j etzt kurz zu einem Kapitel, das 
mich bedenklich stimmt. Wir stellen bei der 
Alpine im Hochofenbetrieb immer mehr 
Fremdarbeiter ein. Ich will hier nicht sagen, 
daß sie in unserem Vaterland nicht ihr Brot 
verdienen sollen. Sie sind Gastarbeiter, und 
sie sollen hier verdienen. Aber warum man 
gerade im Hochofenbetrieb für die heimischen 
Arbeiter eine Aufnahmesperre verhängt, muß 
ja seine Begründung haben. Soll das etwa 
heißen, daß man späterhin einmal die Produk­
tion dort einsdlIänken soll? Dann wird man 
die Gastarbeiter heimschicken und die heimi­
schen Arbeiter eben weiterbeschäftigen. (Abg. 
B r a u  n e i s: Hast du deinen Werksdirektor 
schon gefragt?) Ich habe mich diesbezüglich 
mehr und mehr bemüht, aber das Personal­
referat liegt in eurer Hand, Kollege Brauneis ! 
(Abg. B r a u  n e  i S: Aber der Werksdirektor 
in Donawitz heißt Dr. Wegscheider. Er hat 
Auskunft zu geben!) Er hat die Weisungen 
der Generaldirektion einzuhalten. Er kann 
hier nicht selbständig handeln, das weißt du 
ganz besonders genau als Zentralbetriebsrats­
obmann! (Beifall bei der OVP. - Abg. 
B r a u  n e i s: Aber der Generaldirek tor Ser­
netz ist doch nicht unser Mann! - Ruf bei der 
OVP: Ein schwaches Argument ist das!) Das 
mag für euch ein schwaches Argument sein, 
für mich ist es kein schwaches Argument, 
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wenn heimische, wenn ortsansässige junge 
Leute (Abg. F I ü h b a u  e I, zur avp weisend: 
Das ist verkehrt gesagt! Er hat es gerufen!) 
nicht aufgenommen werden können und wenn 
zur gle ichen Zeit über die Personalpolitik 
Fremdarbeiter eingestellt werden l (Beifall bei 
der OVP.) Das ist für mich als Betriebsrat ein 
äußerst starkes Argument! (Abg. B r a u  n e i s: 
Kollege Burger! Da hast du noch nicht den 
Antrag eingebracht, daß dein Herr Werks­
direktor abgelöst wird?) Ich bin nicht sozia­
listischer Betriebsratsobmann. Die dulden das 
wie so vieles andere. 

Die Tatsache, daß die Strukturen unserer 
Betriebe ,in der Lage sind, Klein- und Zwi­
schenaufträge zu erfüllen, mit b estimmten 
Qualitäten die Lücken auszufüllen, das dürfte 
neben einem überall tüchtigen Verkaufsappa­
rat die Ursache sein, daß wir uneingeschränkt 
eine gute Konjunktur haben. Hier finden wir 
auch die Möglichkeit, eine noch bessere Vvett­
bewerbsfähigkeit zu erreichen. 

Ob das Stahlfusionsgesetz, Herr Staats­
sekretär, wie es uns vorliegt, der richtige Weg 
ist, erlaube ich mir hier stark anzuzweifeln. 

Fusion bringt, doch für beide Länder, 
Oberösterreich und Steiermark, aber euch für 
beide Firmen, Alpine und VOESt, gleich ver­
teilt werden müssen. Dieses Verlangen ist fi:r 
die Mitarbeiter menschlich begründet und muß 
vor allen regionalpolitischen oder personal­
rnachtpolitischen Dingen stehen. 

Hohes Haus ! Ich darf Ihnen noch etwas 
zitieren. Vielleicht hätte ich diesen Satz j etzt 
nicht gesagt, daß die Lasten und die Vorteile 
gleich verteilt werden müssen, würde man 
nidlt immer wieder Interviews geben. So darf 
ich heute den Herrn Generaldirektor Dr. Geist 
zitieren. Er sagt in e inem Interview am 2 1 .  1 l .  
1 972 zur "Kleinen Zeitung" - ich z'itiere 
wörtlicb - : 

"Sollte es gelingen, das relativ eisenarme 
steirisa.�e Erz auf wirtschaftlich vertretbare 
Weise für das Direkt-Reduktionsverfahren 
nutzbar zu mechen, dann würde das keine 
Gefahr für die Erhaltung der Arbeitsplätze 
in Donawitz mit sich bringen. Für das neue 
Verfahren braucht man genauso Arbeits­
kräfte wie für die Hochöfen." 

Dieser mit Dirimierung und mit Gewalt Herr Staatssekretär ! Was ist dann, wenn es 

herbeigeführte Fusionsbeschluß im Vorstand nicht gelingt, dieses Reduktionsverfahren so 
und im Aufsichtsrat der OIAG wirft bereits zu erstellen, daß man das Eisenerz dort um­

weitestgehend seine Schatten voraus. Plötzlich wandeln kann? Werden dann die Hochöfler -in 
werden unüberbrückbare regionale Probleme Donawitz und die Arbeiter am Erzberg arbeits-

sichtbar, auf die unsere Fraktion im Aufsichts- los? 
rat in der OIAG frühzeitig aufmerksam ge- Auf der anderen Seite wird hier gesagt : 
macht hat. Man kann e s  den Bundesländern "Geist verspricht: K eine Drosselung in Dona­
Steiermark und vor allem auch Wien nicht witz." Das war Monate vorher. Und dann wird 
übelnehmen, wenn sie b esorgt sind über die man mit einem solchen Interview belastet. Das 
zukünftige Entwicklung ihrer Betriebe und lesen doch die Kollegen in den Betrieben, und 
deren Schicksal. sie sagen besorgt : Burger, melde doch diese 

Daß noch immer Ruhe in den schon sichtbar Dinge im Parlament a n !  Und ich tue das. 
benachteiligten Betriebe n  herrscht, ist darauf 
zurückzuführen, daß die SPO-Betriebsräte 
nicht den Belegschaftsauftrag, sondern den 
Auftrag der Bundesregierung ausführen, die 
Fusion so wie sie liegt und steht, ohne 
Diskussion zur Kenntnis zu nehmen. Was dies 
für die Zukunft der Arbeitsplätze im Bereiche 
der Generaldirektion Wien und in der Folge 
für die Steiermark bedeuten wird, wird sehr 
bald die Zukunft unter Beweis stellen. 

Das zweite fast unlösbare Problem ist die 
Ressortverteilung, also die Personalprobleme. 
Eine endgültige Lösung is t  noch immer nicht 
gegeben, wohl aber liegen uns die Vorschläge 
vor, und man kann daraus erkennen, daß es 
nur deshalb Personalprobleme in der Ressort­
verteilung gibt, weil wir echte Regionalpro­
bleme haben. Ich wäre e in  schlechter Betriebs­
rat beziehungsweise obersteirischer Abgeord­
neter, wollte ich hier nicht mit aller Deutlich­
keit verlangen, daß die Lasten, welche die 

Es ist aber in diesem Interview weiter ge-
sagt worden: 

"Wenn der Proporz nun einmal schon be­
steht und offenbar auch nicht abgeschafft wer­
den kann - ich bin d a  durchaus Realist -, 
dann sollen doch die b eiden großen Parteien" 
- hören Sie zu, meine Damen und Herren -
"mehr gute Leute nominieren. Nicht eine 
solche Reihe von Nieten." 

Das hat der Herr Bundesrat Krempl aus der 
"Kleinen Zeitung" herausgeschrieben und dem 
Generaldirektor Dr. Geist brieflich übermittelt 
mit der Bitte um Antwort. Wenn diese Ant­
wort nicht eintrifft, werde ich offiziell e ine 
parlamentarische Anf rage darüber einbringen, 
wie die "Nieten" von beiden Parteien, die 
Vorstände oder Aufsichtsräte bisher waren, 
heißen. Ist das die neue Sprache, in der man 
mit uns spricht? Ich bedauere diesen Vorfall. 
(Beifall bei der OVP.) 
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Es wird noch Gelegenheit geben, zum Fu­
sionsgesetz -im Ausschuß und, wenn es be­
schlossen wird, auch hier im Hause zu spre­
chen. Eine Feststellung aber möchte ,ich noch 
machen: Die Fusionierung wäre ein rein ge­
sellschaftlicher Vorgang. Das war noch immer 
so, wo fusioniert wurde. Aber diese Bundes­
regierung greift genau bei dem ein, was die 
berufenen Fachmänner zu erledigen hätten. 
So kommt es, daß Machtkämpfe um einen Vor­
teil der Standorte, der Produktion, der Inve­
stitionen und so weiter bereits in vollem 
Gange sind. Für Böhler und Schoeller wird es 
nicht einfach sein, sich diesem Unterwerfungs­
vertrag zu unterziehen. Es geht diesen Firmen 
direkt unter den Nagel. (Abg. lng. S c  h e i ­
b e n g r a f: Das überlassen Sie nur uns!) 

Ich habe mit ihren Vorständen gesprochen, 
und die haben mir eine sehr deutliche Aus­
kunft gegeben. Ich überlasse es Ihnen, Herr 
Kollege ! Sie haben j a  auch das Problem der 
Bundesstraße 17 mit Ihrem Kollegen Gruber 
zu Fall gebracht, was für die Steiermark un­
verständlich war und bleibt. Besser wäre ein 
für gewisse Bereiche der Unternehmen er­
stellter Zusammenarbeitsvertrag für den 
Beginn einer zukünftigen Verschmelzung ge­
wesen. Hätte es dann im Hinblick auf die 
gemeinsame Forschung, des Ein- und des Ver­
kaufs, der gemeinsamen Investitonspolitik, 
der Produktionsabsprache funktioniert, dann 
wäre eine Fusion von selbst eingetreten und 
möglich gewesen. So werden in allernächster 
Zeit, meine Damen und Herren, noch viele 
Beschlüsse und Maßnahmen notwendig sein. 

Ich will noch einmal meine Forderungen 
wiederholen : Alle Vorteile und alle Nachteile 
dürfen nicht ungleichmäßig verteilt werden, 
und es sollte uns bei der Fusion ein Grundsatz 
begleiten : Vorrang bei allen zukünftigen Be­
schlüssen muß die Sicherheit der Arbeitsplätze 
und müssen unsere Kollegen haben. (Beifall 
bei der O VP.} 

Präsident :  Als nächster Redner kommt der 
Abgeordnete Wille zum Wort. 

Abgeordneter Wille (SPO) : Hohes Haus! 
Wir haben eben erfahren, daß die steirischen 
Arbeiter nach wie vor vom Brot und nicht von 
den Glühbirnen reden. Das ist das Glück der 
Budgetdebatte des heutigen Nachmittags. 

Während die OVP zehn Jahre lang illusio­
nistisch versucht hat, die Verträge mit der 
Europäischen Gemeinschaft zuwege zu brin­
gen, und endltich diese Verträge Wirklichkeit 
geworden sind, während wir endlich die Mehr­
wertsteuer haben, nachdem Sie diese Mehr­
wertsteuer j ahrelang angekündigt haben, 
während es in Osterreich noch nie fünf Jahre 
Hochkonjunktur gab, während es in Osterreich 
noch nie 2,6 Millionen unselbständige Erwerbs­
tätige gegeben hat - in dieser Zeit reden 
Sie von Nebensächlichkeiten, anstatt sich auf 
die zentralen Probleme zu konzentrieren. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Wenn hier gesagt wird : Ja wir kennen uns 
nicht aus ! ,  dann geht es doch nur darum, die 
österreichische Offentlichkeit von den großen 
Leistungen abzulenken und die österreichische 
Offentlichkeit hinzuführen zu Problemen, die 
zweifellos dort oder da gegeben sind, aber die 
nicht die zentrale Aufgabe unserer gesell­
schaftlichen Entwicklung sind. 

Dieses Land steht vor der größten struktu­
rellen Veränderung der Zweiten Republik. 
Davon reden Sie nicht ! Sie haben j ahrelang 
versucht, diese Entwicklung einzuleiten, aber 
Sie waren dazu nicht in der Lage. (Beifall bei 
der SPO.) 

Jetzt reden Sie nach wie vor, daß es in 
Osterreich eine Teuerung gibt. 

Und weil es eine Teuerung gibt, möchte ich 
gleich noch einmal auf einen Naschmarkt­
Hinweis kommen, den der Herr Abgeordnete 
Withalm mit mir vor einiger Zeit schon be­
sprochen hat. Herr Abgeordneter Dr. Withalm ! 
Sie sind noch einmal auf die Tatsache einge­
gangen, daß es anscheinend für die österrei­
chische Wirtschaft uninteressant ist, wie hoch 
die Teuerung in Europa ist. Sie haben wieder 
die Meinung vertreten: Ja die Hausfrauen am 
Naschmarkt, die interessiert die OECD nicht! 
(Abg. Dr. W i t h a I  m:  Da haben Sie recht! 
Das interessiert sie gar nichtJ) 

Herr Abgeordneter Dr. Withalm ! Ich muß 
Ihnen sagen, es ist eines Abgeordneten einfach 
unwürdig, im Rahmen oder in einer Zeit 
ernstester internationaler Konzentration und 
Integration zu sagen: Uns interessiert gar 
nicht, was in Europa geschieht ! Uns interes­
s iert der Naschmarkt und sonst gar nichts I 
(Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. W i t h a I  m: 

Nicht nur Burger, die ganze OVP ist offen­
sichtlich nicht mehr in der Lage, den Wald 
vor lauter Bäumen zu sehen. Während ein 
Regierungsprogramm verwirklicht wird, und 
zwar Zug um Zug, redet man davon, daß die 
steirischen Arbe iter von Brot und nicht von 
Glühbirnen leben. 

Herr Wille! Uns interessiert das sehr, aber 
die Hausfrauen interessiert, was die Ware 
kostetf) 

Ach so. Wenn es Sie sehr interessiert, Herr 
Abgeordneter Dr. Withalm, dann würde lieh 
Sie sehr bitten, daß Sie das nächste Mal hier 
sagen : Für mich ist die Teuerung in Europa 
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ausschlaggebend, nur für die Hausfrauen nicht. 
Aber Sie haben sich eindeutig mit dieser Auf­
fassung identifiziert, und zwar zum wieder­
holten Male. (Abg. Dr. B I  e n k:  Sagen Sie 
das Ihren Gewerkschaftern! - Abg. Doktor 
W i t h a I  m: Sie sind österreichischer Poli ti­
ker! Mich interessiert in erster Linie die 
Teuerung in Oslerreich!) 

Herr Dr. Blenk! Sie werden uns doch nicht 
erst sagen, was wir unseren Freunden sagen 
sollen. Da haben Sie noch gar nicht daran 
gedacht, daß man so offen mit Arbeitern reden 
könnte, da haben wir schon alle diese Fragen 
mit ihnen besprochen. Und wenn Sie nach­
denken, dann werden Sie das auch erfahren 
und werden Sie das auch wissen. (Beifall bei 
der SPO. - Abg. 0 f e n b ö e  k: Wille braucht 
Entlastungsapplaus! ) 

Der Abgeordnete Schleinzer hat am ersten 
Tag,  nachdem er zum Bundesparteiobmann 
der OVP gewählt worden war, Inflations­
alarm gegeben. Am ersten Tag hat Schleinzer 
von Inflationsalarm geredet ! (Abg. Dr. W i t­
h a I m: Leider war es notwendig!) Das Institut 
für Wirtschaftsforschung hat aber zum wieder­
holten Male darauf hingewiesen, daß es ge­
radezu unverantwortlich ist, eine derartige 
Hysterie zu entfalten. (Lebhafte Zustimmung 
bei der SPO. - Abg. Dr. W i t h a I  m:  1 970 
war das nich t  unverantwortlich! - Abg. 
o f e n b ö e  k:  Sie entfachten eine Preisdebat te  
bei  3 ProzenU) 

Und nun haben wir, Herr Abgeordneter 
Dr. Withalm, eine Teuerung von über 7 Pro­
zent. Herr Abgeordneter Dr. Withalm ! Ich 
frage Sie : Was prognostiziert die OECD für 
ihre Länder im vierten Quartal dieses Jahres? 
(Abg. Dr. W i t h a l m: Er kommt schon wieder 
mit diesen Ländern! Wir sind Osterreicher!) 
Also interessiert es Sie nicht. Sie interessiert 
Europa nicht. (Abg. Dr. W i t 1l a l m: Das inter­
essiert mich sehr!) Sie interessiert Europa 
nicht, Sie interessiert nur eine Preishysterie ,  
die Sie immer wieder anheizen wollen. (Abg. 
Dr. W i t h a I  m :  Mir is t das Hemd näher als 
die Hose, Herr Wille!) Dann hätten Sie zu 
den EWG-Verträgen nein sagen müssen. Sie 
haben aber zu den EWG-Verträgen ja gesagt ! 
(Abg. Dr. B I  e n k: Herr WWe! Sie werden 
sich nicht meh r  ändern! - Abg. K e r n : Was 
hat das mit  der EWG zu tun?) 

Jetzt möchte ich dem Abgeordneten Doktor 
\lVi tl1Cl.lm noch etwas sagen. Ich habe über 
Ihre Äußerungen bereits mit einer Reihe von 
leitenden Herren der österreichischen Indu­
strie geredet.  Wenn noch einmal dieses Argu­
ment vom Naschmarkt kommt (Abg. Doktor 
B I  e n k: Sie haben ein Naschmarkt trauma! -
Hei te.rkeil), dann bin ich bereit, Namen zu 

nennen (Abg. An ton S c  h 1 a g e r: Wissen 
Sie nicht, daß das von Minister S taribacher 
lwmmt?), und ich bin dann auch bereit, zu 
sagen, was führende Funktionäre der öster­
rC'ichischen Industrie über eine derartige 
Polemik zum Ausdruck bringen: Ein wirt­
schaftspolitisches Theater nennen sie das. Das 
hat das österreichische Parlament nicht ver­
dient. (Abg. Dr. W i t h a I  m;  Das wird mich 
wahnsinnig beeindrucken, wenn Sie die 
Namen nennen!) 

Ich möchte noch auf emlges e ingehen, was 
der Herr Abgeordnete Dr. Prader gestern zur 
Gleichheit gesagt hat. Auch die Gleichheit ist 
in diesem Hause zum wiederholten Male 
Gegenstand von Erörterungen gewesen. Ich 
möchte j etzt mit sehr v,iel Respekt auf Ihren 
Klubsekretär hinweisen, mit dem ich in Graz 
die Möglichkeit hatte, vor Akademikern der 
katholischen Bewegung über Weltanschau­
ungsfragen zu diskutieren. Ich wäre froh, 
wenn hier auf der rechten Seite nur ein Teil 
dieser Aufgeschlossenheit und dieser offenen 
Ehrlichkeit anzutreffen wäre. Dieser junge 
Mann hat mit einem wirklich großartigen 
Ernst auf diese Probleme hingewiesen. 

Aber wenn dann ein alter Abgeordneter 
wie Prader hier plötzlich im Stile e·ines demon­
strativen Mittelalters einfach so tut, als wäre 
die Gleichheit kein Problem im 20. Jahr­
hundert, dann ist diese Partei einfach als 
konservativ zu bezeichnen. Und wenn Prader 
fragt : Was ist denn konservativ?, dann kann 
man darauf nur antworten: Das Leitbild dieses 
Prader ist das volle Aushängeschild dieser 
Partei. (Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
B I  e n k: Verteilen Sie doch nicht Noten, Herr 
VVille!) 

Ich habe heute mittag das Vergnügen ge­
habt, mit einem amer,ikanischen Bildungs­
wissenschaftler zu reden, der zurzeit bei der 
UNIDO als Experte tätig ist. Und dieser 
amerikanische Bildungswissenschaftler sagt 
unter anderem: Das Verständnis der Demo­
kratie zeigt sich im Verhältnis zu den 
Schwächsten in der Gesellschaft. - Aber das 
ist ja etwas, was einen Typ wie Prader in 
keIner Weise angeht. Der geht großartig über 
diese Probleme hinweg. Für den existieren 
diese Fragen ja nicht. (Widerspruch bei der 
OVP.) 

Ich erinnere mich noch sehr gut, als hier in 
diesem Hause die Hausstandsgründungsbei­
hilfe behandelt worden ist oder als in diesem 
Hause davon die Rede war, daß es statt 
Freibeträgen für einzelne Kinder nun einen 
Steuerabsetzbetrag geben soll . Wie entrüstet 
Sie waren, weil hier die Gleichmacher am 
Werk sind, die kollektiv alles über einen 
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Kamm scheren ! (Abg. Dr. B I  e n k: Rein Karl 
Marx!) 

Herr Abgeordneter Blenk!  Daß Sie lächeln 
und daß Sie nicken, das freut mich. Von 
einem Vertreter der Bundeswirtschaftskam­
mer habe ich nichts anderes erwartet. (Beifall 
bei der SPO.) Aber von der OVP erwarte ich 
etwas anderes. 

Es gibt aber  bei uns keine Arbeiter, die nicht 
entsetzt sind, daß es allen Ernstes in der 
Offentlichkeit möglich ist, dafür einzutreten, 
daß einer, der reich ist, für sein Kind mehr 
bekommen soll als einer, der arm ist. Aber Sie 
sind dafür und Sie treten dafür ein. Das 
möchte ich hier feststellen. (Beifall bei der 
SPO. - Abg. Dr. B 1 e n k: Mit so primitiven 
Urteilen kann man doch nicht argumentieren!) 

der Stahl industrie nur einen vernünftigen 
Weg geben kann, das ist die Fusion der zwei 
Großen zu einer Muttergesellschaft und die 
Vertöchterung der zwei Edelstahlunterneh­
mungen. 

Wenn vorher andere Varianten überlegt 
worden sind, dann nur deswegen, um ge­
wissen politischen oder regionalen Vorstellun­
gen zu entsprechen, aber  nicht weil das die 
optimale Möglichkei t  gewesen wäre. 

Wenn nun endlich die optimale Regelung 
angestrebt wird, dann begrüßen wir das auf 
das entschiedenste, und gerade wir als Ge­
werkschafter. 

Sie, Herr Abgeordneter Graf, sagen, daß 
in diesem Gesetz nicht Vertriebspolitik ge­
regelt ist, nicht Finanzierungspolitik und Ra-

Ich möchte noch einiges zur Fusion sagen. tionalisierung geregelt ist. Das ist gerade das, 
Sehr geehrte Damen und Herren ! Wir werden was mit allem Ernst verhindert werden muß . 
ja  in wenigen Tagen zur Fusion Stellung Hier hat der Eigentümer gesellschaftsreeht­
nehmen können, die zu den großen Verände-

, liehe Konsequenzen zu ziehen, und v{ie das 
rungen dieses Landes, wie Europäische Inte- finanziert wird, wie verkauft wird, wie ratio­
gration, Mehrwertsteuer, Steuerreform, fünf nalisiert wird, das ist die Angelegenheit des 
Jahre Hochkonjunktur, 2,6 Millionen unselb- Vorstandes, der dort sitzt, achtköpfig, un­
ständige Erwerbstätige, zählt ! Es hat in Oster- mi ttelbar am Tatort. (Abg. Dr. K o r  e n: "Tat­
reich noch nie eine Fusion dieses Ausmaßes ort" ist gut! - Abg. Dr. B I  e n k:  Nicht über­
gegeben, und es wird auch voraussichtlich eine all, wo ein Wille ist, ist auch ein Weg!) 
Fusion dieses Ausmaß es nicht mehr geben. 

Ich erinnere mich noch, wie Ihr eigener 
Leider ist der Abgeordnete Graf wegge- Vertreter, Generaldirektor Dr. Jakob, immer 

gangen. Ich möchte sagen, daß es wohl kaum wieder im Aufsichtsrat gesagt hat : Hüten Sie 
möglich ist, daß ein Mann, der mit Wirt- sich vor Eingriffen! Lassen Sie das die Vor­
schaftsfragen ständig konfrontiert ist, das stände machen, die müssen den ganzen Tag 
glaubt, was Graf heute verlesen hat .  Ich hatte bei der Arbeit sein! -,-- Und Sie sind der, der 
die Möglichkeit, und zwar jahrelang, mit den hi er im Parlament aufsteht, ein bißchen herum­
Vertretern von Booz-Allen-Hamilton über die redet und dann einen anderen (Abg. G r a  f: 
Fusionsvorgänge zu diskutieren. Eines war I Is t Ihnen das wahrscheinlich unangenehm!) 
sofort klar: Wenn es eine Notwendigkeit vom Brot und von den Glühbirnen reden 
gibt, die den Staat unmittelbar berührt, dann I läßt. Und so soll die österreichische Stahl� 
ist das die gesellschaftsrechtliche Verände- industrie ausschauen? (Zustimmung bei der 
rung, dann ist das die gesellschaftsrechtliche SPO. � Abg. G r a  f: Ich habe von Glüh­
Zusammenfassung der beiden Großen zu einer birnen nicht geredetl) 
Muttergesellschaft. 

Ich möchte schon zum Abschluß kommen 
Abgeordneter Blenk, für Sie mögen die und möchte folgendes sagen (Abg. G r a f: 

Begutachter eines der größten internationalen ! Jetzt kommen wir zu einer positiven Wen­
Unternehmen bemitleidenswerte kleine Wirt- dung!) : Sie alle - die Zahlen müssen nicht 
schaftsfachleute sein. (Abg. Dr. B 1 e n k: Sie wiederholt werden - kennen das Wachstum 
zehren von den Gesprächen mit gescheiten der österreichischen Wirtschaft. Sie kennen 
Leuten!) Bei Ihnen in Vorarlberg geschieht die Äußerungen der OECD und der einheimi­
das ja anders, und zwar mit Recht. Wir sind schen Wirtschaftsforschungsinstitute dazu. 
j a  bereit, Ihnen das zuzugeben. Aber reden (Abg. Dr. B 1 e n k: Aber Sie nichtl) Sie alle 
Sie nicht immer von diesen Komplexen, mit kennen die Teuerungsraten in Europa (Abg. 
denen Sie bisher aber schon nicht das geringste Dr. K o r  e n: Die letzten Äußerungen haben 
zu tun gehabt haben! Davon verstehen Sie Sie nicht gelesen?) und Sie kennen die Teue­
nichts !  (Heiterkeit und Beifall bei der SPO. - rungsrate in Osterreich. (Abg. Dr. K o r  e n: 
Abg. Dr. B 1 e n k :  Und das sagen Sie mir ins Von den letzten Wirtschaftsforschungsberich­
Gesichtl) ten haben Sie nichts gehört ? Haben Sie sie ge-

Es ist also sehr deutlich gewesen, daß es lesen oder nicht?) Herr Dr. Koren! Ich habe sie 
im Zusammenhang mit der Reorganisation i gelesen. Aber Sie dürften zu denen zählen, 
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die wissen, daß die Einführung der Mehr- I sprochen werden. Ich möchte Sie doch sehr 
wertsteuer vor der Tür steht. (Abg. Doktor dringend ersuc..'1en,  daran die Maßstäbe anzu­
K o r  e n: Haben Sie sie gelesen?) Sie waren legen. 
einer von denen, die das j ahrelang verhindert Aber ich habe audl noch eine zweite stati­
haben. Warum haben Sie die Einführung der stische Zusammenstellung, in der der Anstieg 
Mehrwertsteuer verhindert? (Abg. Doktor der Lebenshaltungskosten in Prozent gegen­
K o r  e n: Ich frage nur!) Weil Sie gen au ge- über der vergleichbaren Vorj ahreszeit in den 
wußt haben, daß die Einführung der Mehr- westlichen Industrieländern angeführt wird. 
wertsteuer zu einer Teuerung von annähernd Darin sind die Bundesrepublik, Frankreich, 2 Prozent führen wird. (Ruf bei der OVP: Italien, die Niederlande, Belgien, Großbritan­
Jetzt auf einmal?) Und Sie haben so lange nien, Schweden, Osterreich, die Schweiz, USA 
gewartet, bis die anderen für Sie die Arbeit und Japan, also elf Länder, enthalten. Wir 
erledigen! (Zustimmung bei der SPO. - Abg. stehen unter diesen elf Ländern - da ist eine 
G r a f: Das war nicht gutf) monatliche Aufschlüsselung für das j etzt ab-

Ich wollte also abschließend noch sagen laufende Jahr angeführt - im Monat Februar 
(Abg. Dr. K o r e n: Sie haben die Berichte mit 5,6 Prozent Steigerungsrate an vierter 
nicht gelesen! Gutf) : Wir s ind in einer wirt- Stelle, im Monat März mit 6,1 Prozent auch an 
schaftlichen Situation, die uns ein großes vierter Stelle,  im Monat April mit 5,7 Prozent 
Wachstum bringt, die uns eine hohe Teuerung, an fünfter Stelle, im Monat Mai mit 6 Prozent 
aber keine größere als in Europa bringt. Wir auch an fünfter Stelle, im Monat Juni und im 
haben fünf Jahre Hochkonjunktur. Wir haben Monat Juli mit 6,5 Prozent und mit 6, 1 Prozent 
2, 6  Millionen unselbständig Erwerbstätige.. an vierter Stelle. Unter diesen elf Industrie­
Wir stehen vor der größten Fusion dieses ländern ! Wir haben im Monat August 6,3 Pro­
Landes. Und all das hätten Sie vor Jahren zent gehabt, wir hatten im Monat September 
tun können, wenn Sie den Mut dazu gehabt 6,4 Prozent und im Monat Oktober 7 Prozent. 
hätten! (Beifall bei der SPO. - Abg. Dok tor 
K o r  e n:  Sie lesen den Bericht noch, gelt ?) 

Präsident: Der nächste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dkfm. Gorton. 

Abgeordneter Dkfm. Gorton (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus l Mein Vorredner hat 
mehrmals auch die Preisentwicklung bei uns 
in asterreich angeschnitten, und auch der Herr 
Vizekanzler hat in seiner Replik auf verschie­
dene Referate, die heute nachmittag hier ge­
halten wurden, erwähnt, daß wir ,in Osterreich 
uns angeblich noch in der glücklichen Position  
befänden, im unteren Drittel der  internationa­
len Preissteigerungsraten zu liegen. 

Ich möchte doch, um die Proportionen i ns 
richtige Licht zu setzen, ganz kurz einige 
statistische Zahlen zu bedenken geben. 

Idl habe hier eine Liste mit den internatio­
nalen Vergleichen der Entwicklung der Ver­
b raucherpreise, nach der wir unter 22 maß­
geblichen Ländern in den Jahren 1 968 und 
1 969 noch an 1 8. und 1 5. Stelle gestanden sind, 
und zwar mit 2,8 Prozent und mit 3,1 Prozent  
V erbraucherpreissteigerungen im Jahr. 

Ich muß im Vergleich dazu aus der Zusam­
menstellung dieser internationalen Länderliste 
feststellen, daß wir vom Monat Jänner bis  
zum Monat August 1 972 in  der durchschnitt­
lichen Preissteigerungsrate unter die s e n  
22 Ländern mit 6 Prozent leider schon an 
1 0. Stelle liegen, also bereits in der oberen 
Hälfte. Von einem unteren Drittel kann leider, 
muß ich sagen, in Osterreich nicht mehr ge-

Meine Damen und Herren! Bei dieser ge­
fährlichen steigenden Tendenz kann man wohl 
kaum mehr davon sprechen, daß wir uns nun 
noch in einem unteren Drittel innerhalb ver­
gleichbarer europäischer oder auch ü bersee­
ischer Staaten befänden. Das, glaube ich, 
ist zur Richtigstellung in diesem Hause not­
wendig ! (Zustimmung bei der OVP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Bevor ich doch auch auf einige Punkte im Zu­
sammenhang mit der verstaatlichten Industrie 
eingehe, möchte ich an den Herrn Viizekanzler 
(Abg. Dr. K o r  e n: Er ist nicht da!) im Zusam­
menhang mit einer Anfrage eine Frage richten , 
er ist leider nicht da, aber ich nehme an, daß 
die Frau Staatssekretär ihm die Frage über­
mitteln wird, damit er mir in Vertretung des 
Herrn Bundeskanzlers eine AntvfOrt g eben 
kann. 

Ich habe vor nicht ganz 14 Tagen eine münd­
liche Anfrage an den Herrn Bundeskanzle r  im 
Zusammenhang mit einer beabsichtigten Grün­
dung einer Fernsehkassettengesellschaft ge­
richtet, und diese Absicht wurde damals vom 
Herrn Vizekanzler in Vertretung des Herrn 
Bundeskanzlers bej aht. Der Herr Vizekanzler 
hat auch zum Ausdruck gebracht, daß hin­
sichtlich der vertraglichen Bestimmungen sei­
tens des Herrn Finanzministers bereits kon­
kretere Uberlegungen angestellt würden .  

I n  der Zwischenzeit - die seinerzeitige An­
frage bezog sich auf eine Enunziation in einer 
Monatszeitschrift - ist aber ;in einem ange­
sehenen Wochenblatt, und zwar iist das "Die 

3 14 
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Furche" vom 2. Dezember dieses Jahres, ein 
neuer Artikel im Zusammenhang mit dieser 
geplanten Gründung einer Fernsehkassetten­
gesellschaft erschienen. Ich möchte aus dieser 
Zeitschrift zitieren, wo es heißt : 

"Bruno Kreisky, Sex und Crime. Osterreichs 
Bundeskanzler und Herr Josef Ferenczy. 

Das Bundeskanzleramt plant die Gründung 
einer Gesellschaft, deren unmittelbarer Zweck 
die Herstellung von Fernsehkassetten sein 
soll, die aber zweifellos weitergesteckte Ziele 
auf dem Gebiet der Massenmedien verfolgt. 
Initiator dieses Planes und künftiger Teil­
haber" - ich betone : künftiger Teilhaber laut 
dieser Wochenzeitung - "ist der ehemalige 
ungarische Gewürzhändler Josef Ferenczy, im 
Moment Geschäftsführer der Ferenczy Presse 
Agentur KG in München." (Abg. Dr. B a u  e r: 
Ein Küns tlername ist das!) 

Weiter unten wird in diesem Artikel einiges 
über die Vergangenheit des Herrn Ferenczy 
ausgeführt, und zwar steht hier: 

"Herr Ferenczy ist nicht einmal einer, dem 
ein österreichischer Bundeskanzler die Hand 
reichen dürfte. Ein Mann, der, wie Josef 
Ferenczy, in den Nachkriegsj ahren Mitglied 
einer Fälscherbande war, mit deren fabrizier­
ten Pässen sich Schleichhändler und Kriegs­
verbrecher nach Südamerika absetzten; ein 
Mann, der, wie Josef Ferenczy, nach langer 
Fahndung vom Sicherheitsbüro gefunden, zehn 
Monate in Untersuchungshaft saß ; ein Mann, 
der, wie Josef Ferenczy, gegen Kaution ent­
haftet, kurz vor Beginn seines Prozesses ins 
Ausland flüchtete ; ein Mann, der, wie Josef 
Ferenczy, unter dringendst aufklärungsbedürf­
tigen Umständen die österreichische Staats­
bürgerschaft . . .  erhielt, obowohl er bis 1 965 in 
Wiien zur Fahndung ausgeschrieben war - so 
ein Mann ist keines Handschlags eines öster­
reichischen Bundeskanzlers würdig, auch wenn 
er seither zu den Parade-Ungarn des Wiener 
Opernballes avanciert ist." 

Weiter unten steht dann noch:  

"Und ist  es , schließlich, denkbar, daß Mini­
ster Rösch seinem Kanzler diesen Akt ver­
schwieg, weil innerhalb der SPO die Gruppe 
um Rösch eifersüchtig auf die von Kreisky 
favorisierte Gruppe um Leopold Gratz ist?" 

Soweit einige Zitate aus diesem, glaube ich, 
doch sehr beachtHchen Artikel im Zusammen­
hang mit der geplanten Gründung dieser Fern­
sehkassettengesellschaft. (Zwischenrufe bei 
der SPO.) Meine Damen und Herren! Sie haben 
j a  selbst diesen Artikel. (Abg. S k r  i t e  k :  
Schauen Sie einmal nach, wo er  die Staats­
bürgerschaft bekommen hat! Unter welchem 
Bundeskanzler und von welchem Bundesland!) 

Ich möchte hier, Herr Abgeordneter Skritek, 
die Frage stellen (Abg. S k r i t e k: Schauen 
Sie nach! Nicht darüber hinweggehen! Von 
welchem Bundesland hat er die Staatsbürger­
schaft bekommen? Sie sollen doch nicht so 
falsch informieren!), nachdem der Herr Vize­
kanzler hier e rklärt hat, daß diese Ver­
handlungen mit dem Ullstein-Verlag ge­
führt würden (Abg. S k r i t e k: Trauen 
Sie sich doch, das Land zu nennen, 
wo er die Staatsbürgerschaft bekommen hat! 
Nennen Sie doch Ihren Landeshauptmann, der 
sie ihm gegeben haU) und hier in dieser 
Enunziation dargestellt ist, daß der künftige 
Partner dieser Herr Josef Ferenczy wäre, ich 
möchte also hier fragen : Trifft es zu - der 
Herr Vizekanzler ist leider noch nicht da -, 
daß Herr Ferenczy künftiger Teilhaber -
gleichgültig, ob offener oder stiller Gesell­
schafter - dieser neuen Firma werden soll, 
an der die Republik Osterreich maßgeblich 
beteiligt sein soll? Wenn j a, dann möchte ich 
die weitere Frage stellen, ob man Schritte 
eingeleitet hat, um diese unerhörten Anschul­
digungen, die sich nicht nur auf das Vorleben 
des Herrn Ferenczy, sondern anscheinend im 
Zusammenhang mit der Aktenbehandlung auf 
diesen ganzen Fall beziehen, befassen, auf 
ihre Richtigkeit zu überprüfen? Oder hat man 
den präsumptiven Geschäftspartner des Herrn 
Bundeskanzlers vielleicht schon aufgefordert, 
gegen die "Furche" mit einer Ehrenbeleidi­
gungsklage und BeDichtigung vorzugehen? 
Das, glaube ich, müßte man zumindest erwar­
ten, wenn dieser Herr Josef Ferenczy der 
Partner des Herrn Bundeskanzlers für solche 
Verhandlungen sein sollte, und darum möchte 
ich hier von dieser Stelle aus um Aufklärung 
ersuchen. (Beifall bei der GVP. - Abg. 
W e i s  z: Herr Kollege Gorton, ist er Gster­
reicher? Und wer hat ihm die Staatsbürger­
schaft verliehen? Das steht nämlich auch da 
drinnen!) Sie können das alles in Ihrer Ant­
wort hier sagen. Sie können sich j a  zu Wort 
melden. Mich interessiert, ob der Herr Feren­
czy der Partner des Herrn Bundeskanzlers ist ! 
(Beifall bei der GVP. - Abg. S k r i t e k: Sie 
geben eine falsche Darstellung! - Weitere 
Zwischenrufe bei der SPo.) 

Meine Damen und Herren! Ich weiß nicht, 
warum Sie so aufgebracht sind darüber. Wenn 
der Herr Ferenczy ein Ehrenmann ist, dann 
soll man die entsprechenden Schritte gegen 
eine solche Veröffentlichung durchführen. 
(Abg. S k r i t e k: Wir wollen wissen, wer die 
österreichische Staatsbürgerschait verliehen 
hat! Warum, wieso ist er Osterreicher gewor­
den? Das wollen wir von Ihnen wissen! Ver­
schweigen Sie es nicht!) Aber solange das hier 
nicht erwiesen ist, müssen wir doch ernsteste 
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Bedenken haben gegen eine solche Geschäfts­
partnerschaft seitens der Republik Osterreich. 
(Beifall bei der OVP. - Abg. S k r i t e k: 
Nennen Sie doch den Landeshauptmann, der 
das gemacht hat! Seien Sie doch nicht so feig! 
Sagen Sie doch den Landeshauptmann, der 
das gemacht hat! So billig kommen Sie nicht 
weg!) 

Meine Damen und Herren!  Und nun zur 
verstaatl ichten Industrie. Die Möglichkeiten 
für Aktivitäten des Herrn Bundeskanzlers als 
Hauptversammlung der OIAG innerhalb der 
verstaatlichten Industrie entsprechen bei der 
gegenwärtigen Vorstandsbesetzung in der 
OIAG sicherlich der Idealvorstellung des Kanz­
lers : Bei für ihn unangenehmen Fragen auch 
hier ,im Parlament vermag er  sich als nicht 
kompetent zu bezeichnen, weil j a  die Zustän­
digkeit der OIAG-Organe gegeben wäre ; 
andererseits ist er sich aber dessen gewiß, 
daß die mit Dirimierungsrecht ausgestattete 
sozialistische Vorstandshälfte der OIAG ohne 
sein Einverständnis nicht die geringste Ent­
scheidung treffen würde. 

Meine Damen und Herren ! Es mag nahe­
liegend sein, daß sich der Herr Bundeskanzler 
auch für den ORF - ohne dies nach außen 
zuzugeben - eine solche Konstellation für 
absolute Einflußmöglichkeiten wünschen 
würde. Das Zustandekommen der vor einigen 
Monaten beschlossenen Stahlfusion, die ja  
hier auch bereits in  einigen Debattenbeiträgen 
behandelt wurde, mag zweifellos als Exerzier­
beispiel für die Methodik solcher Vorgangs­
weisen dienen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wer erinnert sich nicht noch an die Vorwürfe 
der linken Hälfte in diesem Haus, als Ende 
1969 die Chemiefusion beschlossen wurde und 
man damals von sozialistischer Seite her immer 
wieder Vorwürfe wegen einer schlechten Vor­
bereitung dieser Beschlüsse erhob. Ich möchte 
aber nun fragen : Was geschah im heurigen 
Sommer im Zusammenhang mit der Stahl­
fusion ? Ich glaube, es wurden p raktisch über­
haupt keine Vorbereitungen getroffen! Man 
hat vorher allerdings manches darüber ge­
sprochen. Es wurde schon aufgezeigt, welcher 
Zickzackkurs hier zu verzeichnen war. Auch 
der Herr Abgeordnete Wille ,ist darauf zu 
sprechen gekommen. Er hat das B ooth-Allison­
Gutachten hier zitiert. Sie selbst haben das 
immer wieder unten in die Schublade hinein­
geworfen, j etzt wird es anscheinend plötzlich 
wieder herausgezogen. Aber ich glaube, es 
wurden dann letzten Endes in der OIAG nur 
kurzfristig Beschlüsse gefaßt. Hernach wurden 
diese Beschlüsse den Aufsichtsr äten der Stahl­
firmen - ich möchte fast sagen - aufoktroy­
iert. Aber bis heute sind die  tatsächlichen 

Vorbereitungen für die Fusion, die in etwa 
drei Wochen in Kraft treten soll, noch kaum 
getroffen. WÜ haben wohl j etzt eine Regie­
rungsvorlage, die spät im Parlament einge­
langt ist, wobei auch hier sich die Frage 
stellt, ob es unbedingt notwendig wäre, für 
eine Fusion ein eigenes Gesetz zu machen. 
Aber bitte, das ist jetzt Sache der Regierung. 
und sie hat hier eine Regierungsvorlage ein­
gebracht. 

Ich möchte aber doch an einigen Beispielen 
hier darlegen, wie völlig unvorbereitet man 
in diese Fusion nun hineingeht. Das hat sich, 
glaube ich, auch besonders in den Verhand­
lungen und Gesprächen im Hinanzausschuß am 
6. November dieses Jahres gezeigt, wo ich 
auch Gelegenheit hatte, einige Fragen an den 
Herrn Bundeskanzler zu stellen. 

Ich möchte als erstes anführen, daß das 
Versprechen der sogenannten "Morgengabe" 
- mein Vorredner, der Kollege Graf, hat das 
hier auch schon erwähnt - von zwei Milliar­
den Kapitalzufuhr an die neuzugründende 
Stahl AG noch völlig in der Luft zu sein 
scheint. Die Antwort des Herrn Bundeskanz­
lers auf unsere Frage hat gelautet - auch 
der Herr Abgeordnete Brauneis hat damals 
diese Frage an den Herrn Bundeskanzler ge­
richtet -, es sei ihm, dem Herrn Bundeskanz­
ler - so hat er sich damals ausgedrückt -, 
noch nicht klar, wann die se r  Betrag flüssig­
zumachen sei. Er habe noch ke ine Vorstellun­
gen, wie dies geschehen könne , er neige jeden­
falls nicht dazu, daß dies aus dem Budget zu 
finanzieren wäre. 

Ich möchte aber jetzt fragen: Was geschieht 
nun tatsächlich? - Hier ist mir nach jüngsten 
Informationen zu Ohren gekommen, daß die 
OIAG beabsichtigt, daß neben dem ihr zu­
stehenden Dividendeninkas s o  aus den ver­
staatlichten Betrieben, die ja j etzt Eigentum 
der OIAG sind, von diesen Tochterbetrieben 
nun im kommenden Jahr auch noch eine Um­
lage von allen Betrieben für die OIAG einge­
führt werden soll, was allein die neue VOEST­
Alpine-Stahl-AG - wenn diese Information 
richtig ist, daß es sich dabei  um 1 1/2 Promille 
des Umsatzes handeln sollte - 30 bis 35 Mil­
lionen Schilling kosten würde und insgesamt 
den Betrieben 50 bi s 60 Millionen Schilling 
Belastung brächte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir haben seinerzeit ,in den Jahren 1956 bis 
1959 die Dachgesellschaft für die verstaatlichte 
Industrie, die sogenannte IBV, also die Indu­
strie- und Bergbauverwaltungs gesellschaft, ge­
habt, die aber nicht Eigentümer der Betriebe 
war, sondern nur Treuhänder für die Repu­
blik. Damals hat es ein Umlagensystem gege-
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ben, weil ja diese Gesellschaft nicht berech- die Ubergangszeit - oder auch für später, 
tigt war, die Div.idenden für sich in Anspruch j e nachdem, welche Endlösung man hier finden 
zu nehmen. will - die Vorstands spitzen von G ebrüder 

Heute ist aber die OIAG Eigentümer der Böhler & Co und Schoeller-Bleckmann Stahl­

verstaatlichten Betriebe .  Sie hat also die Divi- werke im neuen Gesamtvorstand der VOEST­
Alpine vertreten sein. denden zu kassieren und natürlich auch ihre 

eigenen Kosten aus den Div,idenden mit zu 
bestreiten. Sie hat auch dafür zu sorgen, daß 
die Möglichkeit von Dividendenzahlungen mit 
gegeben wird. 

Aber neben diesem Recht, die Dividenden 
zu bekommen, jetzt auch noch eine Umlage 
einzuführen - ich glaube, das ,ist nicht nur 
ein Rückschritt, sondern das wäre falsch. Ich 
ersuche daher den Herrn Staatssekretär um 
Aufklärung, ob dies den Tatsachen entspricht 
und ob er  eine solche Vorgangsweise goutie­
ren würde, beziehungsweise der Herr Bundes­
kanzler, der ja ressortmäßig für die OIAG 
zuständig ist. 

Das war die erste Frage:  Statt 2 Milliarden 
Schilling Kapitalzufuhr will man hier in Form 
einer Umlage Kapital entziehen. 

Die zweite Frage an den Herrn Bundeskanz­
ler im Finanzausschuß am 6. November, die ich 
hier zitieren möchte, galt der künftigen Stel­
lung der Edelstahltöchter Gebrüder Böh­
ler & Co und Schoeller-Bleckmann Stahlwerke 
in der neuen Stahl-AG. 

Meine Damen und Herren ! Die Antwort 
zeigte ja auch hier, daß die Regierung völ lig 
unvorbereitet in diese Fusion gegangen .ist. 
Der Herr Bundeskanzler hat damals gesagt : 
Die Stellung dieser beiden Edelstahlfirmen als 
Töchter hinSlichtlich deren Abhängigkeit müsse 
noch geklärt werden; es bestünden überall 
verschiedene Auffassungen und es sei sozu­
sagen noch alles offen. 

Ich möchte in dem Zusammenhang hinsicht­
lich der Stellung der Edelstahltöchter in der 
Form, wie sie in dem Fusionsgesetz vorge­
sehen ist, doch eines sagen: Die Stahlfusion 
in Form der Regiierungsvorlage degradiert die 
Edelstahlfirmen Gebrüder Böhler & Co sowie 
SdlOeller-BIeckmann zu inferioren Tochter­
unternehmungen des neuen Linzer Stahlkon­
zerns, bar j eder echten Eigenentscheidung. Die 
Bildung dieses Stahlkonzerns würde richtiger­
weise eine Neugliederung in auf Gewinn be­
dachte Führungsgruppen mit weitgehender 
Delegierung von Entscheidungsgewalt erfor­
dern, in deren Rahmen dem Edelstahlbereich 
weitgehend Gleichrangigkeit zuzuordnen 
wäre. 

Wenn nunmehr diese von uns bisher nicht 
goutierte Form der Fusion ablaufen soll, dann 
müßten zur Absicherung des Edelstahlberei­
ches meiner Auffassung nach zumindest für 

Ich möchte als weiteres Beispiel für die Un­
vorbereitetheit der Regierung hinsichtlich die­
ser Stahlfusion in Erinnerung rufen, daß doch 
bei guter Vorarbeit ein eigenes Fusionsgesetz 
eigentlich nicht erforderlich wäre. Jedenfalls 
war bisher für Fusionen - wenn auch für 
kleinere Fusionen - kein Sondergesetz erfor­
derlich. 

Im ersten Begutachtungsentwurf waren für 
diese Fusion noch steuerliche Sonderbestim­
mungen, die über das geltende Strukturver­
besserungsgesetz weit hinaus gingen, enthal­
ten. Ich glaube, daß erst das ,intensive Auf­
zeigen durch die Opposition j etzt dazu geführt 
hat, daß sich anscheinend auch der Kanzler 
zur Chancengleichheit für die gesamte Indu­
strie bekannte, solche Begünstigungen generell 
beschließen zu lassen, und daß man bestrebt 
ist, diese Begünstigungen generell in das 
Strukturverbesserungsgesetz aufzunehmen. 

Ich möchte das feststellen, und zwar mit 
dem Kommentar, daß zweifellos hier die Oppo­
sition auch den Herrn Bundeskanzler dazu 
gebracht hat - -ich selbst habe im Ausschuß 
seine Außerung, daß es sich um generelle 
Begünstigungen handeln soll, zur Kenntnis ge- . 
nommen -, eine Chancengleichheit auch wei­
terhin anzustreben. 

Ich möchte aber als viertes Beispiel völliger 
Unvorbemitetheit dieser Stahlfusion auch noch 
anführen, daß dem leider heute j a  verhinder­
ten Herrn Bundeskanzler meinerseits auch 
einige Fragen am 6. November gestellt wur­
den, die sich damals auf steuerliche Belange 
bezogen haben. Und zwar war das Stahlgesetz 
unklar in bezug auf die Einbringung der An­
teilsrechte der Gebrüder Böhler & Co und der 
Schoeller-Bleckmann Stahlwerke, da die gesell­
schaftsrechtliche Einlage nach den Grundsätzen 
des AktJienrechtes zu einer Erhöhung der ge­
setzlichen Rücklagen führen müßte. 

Das war e ine Anfrage, die ich dort gestellt 
habe. Ich frage,  ob das klargestellt werden 
kann. 

Ich habe auch noch gefragt, ob an eine Er­
tragssteuerfreisteIlung der Altanlagenentla­
stung nach dem Mehrwertsteuergesetz gedacht 
wäre, da sonst diese Altanlagenentlastung j a  
weniger als 2 Prozent ausmachen würde. 

Der Herr Bundeskanzler hat anscheinend 
seine eigenen Antworten auf diese Fragen 
nicht ganz befriedigend gefunden, denn er hat 

52. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)166 von 179

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 52. Sitzung - 5. Dezember 1972 4527 

Dkfm. GortOI1 

sie damals im Ausschuß mit dem Kommentar 
versehen : Er verstehe das nicht und müsse 
das sagen, was ihm die Fachleute vorlegen. 
Bitte : Uber den Stil einer solchen Antwort 
mag man geteilter Meinung sein. 

Ich habe aber gerne das Angebot ange­
nommen, eine schriftliche Antwort abzuwar­
ten, die mir der Herr Bundeskanzler damals 
in Aussicht gestellt hat. Ich muß aber fest­
stellen, daß diese schriftliche Antwort bis 
heute bei mir nicht eingelangt ist .  Es handelt 
sich anscheinend nicht um eine Stahlfusion, 
sondern letzten Endes um eine Stahlkonfu­
sion. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Im Zusammenhang mit den Fragen der Stahl­
fusion kann ich j edoch an einer Frage auch' 
nicht schweigend vorübergehen. Das iist die 
Frage der Konzepterstellung für den Einsatz 
inländischen Eisenerzes. Die Fusion birgt zwei­
fellos auch die Chance in sich, hier endlich 
eine längerfristig gemeinsame Linie zwischen 
den Hütten Linz und Donawitz zu finden, wie­
weit inländisches Erz zum Einsatz gelangen 
wird. An dieser Frage sind nicht nur die Berg­
leute des Erzberges und des Bergbaues Radmer 
interessiert, sondern vor allem auch die Berg­
leute des südl,ichsten Erzvorkommens in Oster-

Diese Stahlkonfusion der Regierung Kreisky reich, unseres Kärntner Bergbaues Hüttenberg­

und innerhalb der SPO scheint aber doch auch Knappenberg. 

bere its noch ' weitere Kreise zu ziehen. Da 
möchte ich doch ein erst gestern erlebtes Bei­
spiel anführen, daß von der Regierung Kreisky, 
und zwar wegen der bedauerlichen Erkran­
kung des HelTn Bundeskanzlers unter Vorsitz 
des Herrn Vizekanzlers, der gleichzeitig auch 
Vizepräsident des Osterreichischen Gewerk­
sdlaftsbundes ist, die Regierungsvorlage eines 
Gesetzentwurfes für die Stahlfusion einstim­
mig in der Regierung beschlossen wurde. Wir 
haben ja  diese Vorlage als Abgeordnete be-

Seit zwei  Jahren wird dort die Erschließung 
des Vorkommens Waitschach in Aus:;icht ge­
stellt. Die Erzproben sind bereits vor 'lvochen 
zur Untersuchung gesandt worden. Daher wol­
len die Kärntner Bergleute in dieser Frage 
endlich Klarheit h aben. 

Ich habe vorgestern Gelegenheit gehabt, 
dort an einer B arbara-Feier teilzunehmen. Es 
lastet die drückende Ungewißheit auf dem 
ganzen Bergbau, was weiter geschehen wird. 

reits erhalten. Der Herr Bundeskanzler hat mir am 6. No-
Und j etzt erklärt plötzlich gestern abend 'Iember im Finanz- und Budgetausschuß .in 

im Fernsehen der Herr Abgeordnete der SPO Aussicht gestellt,  in einigen Vvochen würde 
Hellwagner, der selbst j a mit seinem Betrieb hier Klarheit vorliegen. Es sind einige Wochen 
von der Fusion gar nicht betroffen ist, daß vergangen, und ich möchte hier als Kärntner 
er als Gewerkschafter mit diesem Gesetz nidlt Abgeordneter fragen, wieweit nun die Ent­
einverstanden wäre. - Ich weiß nicht, warum scheidungen in d ieser Frage gereift sind. Wir 
ausgerechnet der Herr Abgeordnete Hellwag- wollen und müs sen hier Klarheit haben. 
ner �o.zu Stellu.ng

. geno�men. 
hat, der j a  �ls Vlir sind der Auffassung und haben die 

E�.ekLrolysespeZIa�lst, Wie �llr. ges�ern . hIer Hoffnung, daß die  Qualität der geschürften 
horen konnten, mIt der Enti.'/lcknmg '11 sem9:11 Proben den Anforderungen entspricht. Inoffi­
Be trie

.
b sehr

, 
�l�rriede� w

,
�re. �r �s:.�bst .ist ja  

I' z;el1e I::lformationen haben das auch ergeben. 
g

.�
r mcht ben offen. Im hatte '\ eL s Landms da- Ich glaube, wir müssen hier rasehest Klarheit 

fur ge
.
habt, wenn der Her� Abgeordnete bekommen, denn man kann nicht diese Unge­

Brauneis oder der H err Betnebsratsobmann wißheit auf den fast 300 Bergleuten in Hütten­�aumann dazu Stellung genommen hätte. Aber berg-Knappenberg weiter lasten lassen. 
Ich glaube:  Das scheint hier der neue Stil 
in der SPO zu sein, daß der Gewerkschafts­
bund-Vizepräsident und Vizekanzler Häuser 
von seinen Gewerkschaftskollegen im Parla­
ment anscheinend desavouiert wird. 

Ich möchte hier sehr ernst die Frage auf­
werfen: Wer g,üt mehr : die Regierung oder 
die Abgeordneten? Weiters möchte ich anfra­
gen, ob die Regierung auch zu dieser Vorlage 
hier steht. 

Ich möchte keineswegs auf den Inhalt dieser 
Regierungsvorlage eingehen. Darüber kann 
man geteilter Auffassung sein. Ich muß aber 
doch wohl annehmen, daß die Regierung, die 
ansonst mit ,ihrer Fraktion immer einer Mei­
nung ist, hier nicht gegen die eigene Fraktion 
eine Vorlage im Parlament eingebracht hat. 

Ich möchte auch hier den Herrn Staatssekre-
tär in Vertretung des Herrn Bundeskanzlers 
fragen, wieweit  die av.isierte Antwort vom 
6, November heute bereits gegeben werden 
kann. 

. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich möchte auf die weiteren Fragen der ver­
staatlichten Industrie hier nun nicht mehr ein­
gehen. Ein Kollege von mir wird auf Fragen 
bezüglich Oberösterreich sicherlich eingehend 
Bezug nehmen. 

Abschließend möchte ich eines feststellen: 
Die Osterreichische Volkspartei hat mit dem 
OIG-Gesetz eine gesunde Basis geschaffen 
und hat zweifellos  der heutigen Regierung 
damit ein Instrument in die Hand gegeben, 
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mit dem gearbeitet werden kann. Wir haben 
aber leider die begründete ernste Sorge, daß 
Sie, meine Damen und Herren von der linken 
Seite und vor allen Dingen die Regierung und 
die von Ihnen berufenen Organvertreter, die­
ses Instrument und die Macht schlecht und 
falsch einsetzen und damit Schäden für die 
Betriebe heraufbeschwören, deren Gutmachung 
wieder schwerste Opfer fordern wird. 

Sorgen Sie dafür, daß bei allfälligen künfti­
gen Verhandlungen Lösungen getroffen wer­
den können, die auch für unsere verstaatlichte 
Industrie die Sicherheit eines weiteren Auf­
stieges geben mögen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident :  Zum Wort gelangt der Herr Ab­
geordnete Blecha. 

Abgeordneter Blecba (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Offenbar ist es der neue Stil 
der Osterreichischen Volkspartei nach dem 
Salzburger Bundesparteitag, Wahres, Unwah­
res und Verdächtigungen zu einem Amalgan 
zu verschmelzen und dann den Herrn Bundes­
kanzler anzugreifen. 

Mein Vorredner, der Herr Abgeordnete Gor­
ton, sprach hier von der beabsichtigten Grün­
dung einer Fernsehkassettengesellschaft, an 
der angeblich ein Herr Ferenczy betemgt sein 
soll. 

Zur Unterstützung seiner Argumentation hat 
er aus der "Furche" zitiert : "Ein Mann, der, 
wie Josef Ferenczy, in den Nachkriegsjahren 
Mitglied einer Fälscherbande war, mit deren 
fabrizierten Pässen s.ich Schleichhändler und 
Kriegsverbrecher nach Südamerika absetzten ;  
ein Mann, der, wie Josef Ferenczy, nach langer 
Fahndung vom Sicherheitsbüro gefunden, zehn 
Monate in Untersuchungshaft saß." 

Nicht vorgelesen hat er folgende Passage 
aus dem gleichen Artikel der "Furche " : I r '  • •  ein 
Mann, der, wie Josef Ferenczy, unter drin­
gendst aufklärungsbedürftigen Umständen die 
österreichische Staatsbürgerschaft via Tirol er-

. hielt. " (Hört/-Hört/-Rufe bei der SPO.) 

Es ist immer bemerkenswert, was vorge­
lesen und was verschwiegen wird. Ich schließe 
mich der Forderung an, daß etliches aufklä­
rungsbedürftig ist, aber auch aufklärungsbe­
düdtig .ist, was die OVP-dominierte Landes­
regierung T.irol dazu bewogen hat, Herrn 
Ferenczy einzubürgern. Ebenso schließe ich 
mich der Forderung an, daß Herr Ferenczy 
es richtigste lien soll, wenn er fälschlich diffa­
miert wurde. Das zu diesem Punkt. 

Nun aber, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, steht noch immer das Kapitel Bundes­
kanzleramt beim Bundesfinanzgesetz 1973 zur 
Diskussion. Die Budgetdebatte darüber dauert 

nun mehr als 17 Stunden. Eine Zwischenbilanz 
erscheint daher notwendig. Nach 17 Stunden 
hat sich .in geradezu klassischer Weise das, 
was mein Parteifreund Dr. Heinz Fischer ganz 
zu Beginn dieser Debatte gesagt hat, bewahr­
heitet, daß nämlich die OVP-Opposition ihre 
Doppelzüngigkeit in der Einstellung zum Bun­
desfinanzgesetz 1 973 ununterbrochen unter Be­
weis stellt. (Zustimmung bei der SPO.) 

Hohes Haus ! Was ist denn passiert? 

Erstens : Schleinzer und Koren forderten in 
verschiedenen Debattenbeiträgen - in dieser 
Debatte und in den Debatten, die vorher 
stattgefunden haben - Budgetkürzungen, rie­
fen auf zur Sparsamkeit und zu Einschränkun­
gen. 

Alle anderen OVP-Redner aber, die hier zum 
Pult gekommen sind, verlangten Budgetaus­
weitungen. Das nennen w.ir Doppelzüngigkeit ! 

Zweitens : Nahezu alle OVP-Redner verlang­
ten hier in ihren Ausführungen neue Gesetze,  
NovelLierungen und neue gesetzliche Maßnah­
men auf den verschiedensten Gebieten. 

Nahezu alle OVP-Redner beklagten aber 
auch gleichzeitig die große Zahl , die Flut von 
Vorlagen, die in dieses Haus kommt. Sie be­
schworen die Terminnot und sprachen von der 
Uberforderung des Parlaments. (Abg. Dipl.­
Ing. T s c  h j d a: Wer?) Das, meine Damen 
und Herren, nennen wir Doppelzüng,igkeit. 
(Abg. Dipl.-Ing. T s c  h i d a: Wer hat diese 
Forderung erhoben?) Fast alle Herren, die hier 
gesprochen haben (Abg. Dipl. -Ing. T s c h i  d a: 
Wer?), haben, ob es Fragen der Raumordnung 
oder der Familienpolitik waren, ob es Fragen 
der verstaatlichten Industrie betroffen hat, ob 
es Fragen der Entwicklungshilfe betroffen hat 
(Abg. Dipl. -Ing. T s c h i  d a: Wer?) - soll ich 
die Namen der OVP-Abgeordneten vorlesen, 
die hier gesprochen haben?, ich gebe Ihnen 
schon die Themen an -, hier neue gesetzliche 
Maßnahmen oder Novellierungen verlangt 
und sich gleichzeitig beklagt, daß viel zuviel 
im Hause liegt. (Zustimmung bei der SPO . 
Ruf bei der OVP: Eine bessere Qualität!  -
Wei tere Zwischenrufe.) 

Nahezu alle OVP-Sprecher haben sich auch 
bemüht - Herr Dr. Withalm, Sie waren eine 
Ausnahme, Sie haben über die Stunde der 
Parlamentsreform gesprochen, die auch Gratz 
und Broda in der Zeit zwischen 1966 und 1970 
für schon gekommen gehalten haben (Abg. 
Dr. W i t h a l m: Also ist sie da!) -, die Regie­
rungspolitik als ein Debakel darzustellen, In­
flations- und andere Gespenster an die Wand 
zu malen (Abg. Dr. W i t h a l m: Das ist nahe­
liegend!) und den Nachweis zu erbringen, 
daß die Regierung die Regierungserklärung 
nicht erfüllt habe. 
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Meine Damen und Herren! Wir haben ange­

kündigt, daß wir Ihnen von Kapitel zu Kapitel, 
von Ressort zu Ressort den Nachweis liefern 
werden, daß wir diese Regierungserklärung 
Punkt für Punkt erfüllen, ja  daß ein Großteil 
der Punkte bereits längst erfüllt ist, obwohl 
nicht einmal noch ein Drittel dieser Legislatur­
periode abgelaufen ist. (Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. W i t h a I  m: Längst erfüllt?) Bitte 
lassen Sie mich das vielleicht zum Kapitel 
Bundeskanzleramt sagen. 

wohnen. Die ganze Computerisierung, wie in 
einer anderen Debatte einer Ihrer Herren ge­
sagt hat, geht Ihnen ja angeblich viel zu rasch 
vor sich. Es ist j a  so, daß Sie schon Argwohn 
haben, hier könnte eine neue Beschneidung 
der Bürgerrechte und Freiheitsrechte auftre­
ten. Zu rasch geht es Ihnen. Aber hier kommen 
Sie her und sagen : Nur Ankündigungen, es 
geschieht ja  nichts !  

Oder eine andere Ankündigung : Schaffung 
einer Volksanwaltschaft. Entwurf im Bundes-

Ich darf hier von Ankündigungen in der kanzleramt fertiggestellt, die Regierungsvor­
Regierungserklärung vom 5. 1 1 . 1971  reden. lage liegt im Haus. 
Vom Herrn Bundeskanzler . ist beispielsweise Andere Ankündigung : Real isierung des 
die branchenweise Zusammenführung der ver- Bundesländerforderungsprogramms. Liegt im 
staatlichten Betriebe vor allem auf dem Gebiet Haus, braucht nur mehr beschlossen zu 
der Eisen-Stahl-Industrie angekündigt worden. werden. 

Andere Ankündigung : Förderung der Publi­
kationen, die der staatsbürgerlichen Erziehung 
und Bildung dienen. Gesetz vom Haus verab­
schiedet, längst beschlossen. 

Der Bundeskanzler hat diese Ankündigung 
wahr gemacht, sie rascher wahr gemacht, als 
es Ihnen lieb war. Denn Sie hätten ja noch 
lange in dieser Frage ein bißehen einen Streit 
haben wollen, und deshalb sind Sie so be­
stürzt. Deshalb schicken Sie einen Redner nach Andere Ankündigung : Unterstützung der 

dem anderen heraus, der hier von Konfusion staatsbürgerlichen Bildung durch Förderung 

in der Verstaatlichten redet. politischer Akademien. Gesetz beschlossen. 

Das Bundesgesetz zur Zusammenfassung der 
verstaatlichten Unternehmungen auf dem Ge­
biet der Eisen- und StahLindustrie liegt im 
Haus. 

Eine andere Ankündigung des Herrn Bun­
deskanzlers : die öffentliche Ausschreibung der 
Dienstposten. Im Bereich der Hochschulen ver­
wirklicht, einstimmig vom Nationalrat verab­
schiedet, im übrigen Bereich der staatl ichen 
Verwaltung vorbereitet, der Entwurf eines 
Dienstposten-Ausschreibungsgesetzes ist im 
Bundeskanzleramt fertiggestellt. (Zwischenruf 
bei der O VP.) Wir reden vom Bundeskanzler­
amt. Herr Kollege, wir werden bei allen ande­
ren Ressorts auch Gelegenheit haben, Ihnen 
das so punktweise darzustellen, wi e ;ich mich 
jetzt hier b emühe. 

Die dritte Ankündigung: Großes Kompe­
tenzgesetz, mit dem der seit 50 Jahren nicht 
ausgeführte Verfassungsbefehl des Artikels 77 
Abs. 2 B-VG erfüllt wird, wonach eben Zahl, 
Wirkungsbereich und Einrichtung der Bundes­
minister,ien durch Bundesgesetz zu regeln ist. 
Das Kompetenzgesetz ist vom Bundeskanzler­
amt fertiggestellt und liegt hier im Haus. 

Eine ande re Ankündigung des Herrn Bun­
deskanzlers : Anwendung moderner elektroni­
scher Datenverarbeitungsanlagen im Bereich 
der staatlichen Verwaltung. Ein umfassender 
Bericht darüber ist dem Hause heuer zugegan­
gen, hier diskutiert worden. Nächsten Montag 
haben Sie G elegenheit, einer Präsentation über 
die Möglichkeiten der Dokumentation beizu-

Aktive Familienpolitik. Nicht nur, daß ein 
eigenes Mitglied der Bundesregierung mit der 
Wahrnehmung dieser Aufgaben betraut wor­
den ist, sind auf diesem Gebiet auch zum 
erstenmal Aktionen gestartet worden. Da 
wurde nicht wie in der Zeit des Herrn Bundes­
kanzlers Klaus nur viel geredet, da geschieht 
jetzt auch etwas. Da wird man eben über 
Probleme der FamUienplanung wirklich die 
Offentlichke it informieren und nicht nur ,im 
stillen Kämmerlein darüber diskutieren. 

Wenn heute hier der Herr Abgeordnete 
Kohlmaier herausgegangen ist und sich zu 
Behauptungen verstiegen hat, wie etwa, daß 
w.ir mit "plumpen Tricks" die Schüler zu den 
Schulen bringen oder mit ebenso "plumpen 
Tricks" Bücher für die Abfalleimer und die 
Müllverbrennungsanlagen finanzieren, dann 
wollen wir dies als eine einmalige Entglei­
sung zur Kenntnis nehmen. Aber wir müssen 
doch dazu feststellen, daß der Herr Kohlmaier 
nicht zur Kenntnis genommen hat, daß die 
OVP-Alleinregierung in vier Jahren die Kin­
derbe ihilfen um ganze 40 S erhöht hat, wäh­
rend d i e  sozialistische Bundesregierung in drei 
Jahren - zwischen Sommer 1 970 und dem 
Sommer 1973, diese Beschlüsse sind gefaßt 
worde n  - allein die Kinderbeihilfe um 70 S 
erhöht und noch die freien Schulfahrten ge­
bracht hat (Beifall bei der SPO) und noch die 
fre ien S chulbücher gebracht hat und noch die 
Heimbeihilfen und die Schülerbeihilfen ge­
schaffen hat und eine ganze Reihe anderer 
Dinge ,  die auch zur Familienpolitik gehören, 
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wie etwa die Erhöhung der Geburtenbeihilfe 
auf 2000 S.  (Ruf bei der OVP: Und die Inflation 
gemacht! - Ruf bei der SPO: Ja, das tut  
ihnen weh!) 

Der Herr Kohlmaier hat hier den Finanz­
minister Schmitz gelobt, er hätte die Kassen 
des Familienlastenausgleichsfonds gefüllt. Er 
hat verschwiegen, daß der OVP-Finanzmini­
ster Koren dieselben Kassen wieder ausge­
räumt hat. Er hat es wahrscheinlich deshalb 
verschwiegen, weil er selber hier im Haus 
dieser zweckwidrigen Verwendung der Mittel 
des Familienlastenausgleiches seine Zustim­
mung gegeben hat. (Beifall bei der SPO.) 

Für uns, meine Damen und Herren von der 
Volkspartei, ist auch die Umwandlung von 
Barleistungen in Sachleistungen ein Fortschritt. 
Für uns ist es ein Fortschritt, wenn wir für 
die Kinder Absetzbeträge von der Steuer­
schuid an Stelle der Freibeträge einführen. 
Das ist für uns ein sozialer Fortschritt, zu 
dem wir ur.s bekennen, denn uns s ind alle 
Kinder gleich viel wert. (Beifall bei der SPO.) 

ich vorlesen : Der Ausbau der Industriezonen 
wäre in den Randzonen der Verdichtungsge­
biete zu fördern. - Bitte, das war das Pro­
gramm der Regierung Klaus, wenn ich daraus 
zitieren darf. Das, haben hier einige Ihrer 
Herren heute gesagt, waren die großen Vor­
leistungen, die wir auf dem Gebiet der Raum­
ordnungspolitik übernommen hätten. Experten 
haben dazu etwa gesagt: Die Bundesländer 
müssen ihrer Stellungnahme zu diesem eigen­
artigen und komischen Papier voranstellen, 
"daß Leitlinien und Aktionsprogramm so all­
gemein und unbestimmt gehalten sind, daß 
sie sich einer echten Beurteilung eigentlich 
entziehen. Abgesehen davon, daß wesentliche 
Aussagen zur Raumordnungspolitik überhaupt 
fehlen. Wenn die Bundesländer trotzdem 
einem besonderen Wunsch der Bundesregie­
rung" - der Klausschen Regierung - "nach­
kommen, eine eingehende Stellungnahme ab­
zugeben, so möchten sie ausdrücklich betonen, 
daß diese Stellungnahme zu einzelnen Punk­
ten der Leitlinien und des Aktionsprogramms 
nicht als grundsätzliche Zustimmung gewertet 
werden darf. Es soll nicht der Eindruck ent-Die Förderung verdient das Kind aus armer 

Familie mindestens ebenso wie das aus der stehen, als ob diese mit Korrekturen zu einem 

reichen. Wir machen diese Unterschiede nicht, brauchbaren Ergebnis gebracht werden könn­

wie sie hier der He rr Kohlmaier vorgeschlagen ten." 

hat. (Abg. M i t  t e  r e r: Sagen Sie doch, daß Das waren die Unterlagen, meine sehr ver­
bei der nächsten Lohnmnde auch tür den ehrten Damen und Herren, die die sozialisti-
Kleinen bereits ein Verlust is tf) sehe Bundesregierung übernommen hat. 

Darf ich noch eine andere Ankündigung des 
Herrn Bundeskanzlers aus der Regierungser­
klärung vom November des Jahres 1 97 1  vor­
bringen. Er hat angekündigt, den gesamtstaat­
lichen Zusammenhalt zu fördern und das 
regionale Entwicklungsgefälle zu verringern, 
eine aktive Raumordnungspolitik zu betreiben. 

Hier haben im Verlauf des heutigen Tages 
einige Herren der OVP sich bemüßigt ge­
fühlt - der Herr Abgeordnete G radinger zum 
Beispiel, der Abgeordnete Fachleutner zum 
Beispiel -, darauf hinzuweisen, daß auf dem 
Gebiet der Raumordnung doch da gar nichts 
Neues gesd1.ehen w äre, wir hätten j a  eine 
ganze Reihe von unvergleichlichen Vorarbei­
ten der OVP-Regierung nur zu übernehmen 
gehabt. Wir hätten auch gar nichts anderes 
getan, als das übernommen. Er meinte hier 
die Leitlinien und das Aktionsprogramm der 
Bundesregierung vom Jahr 1 969. 

Nun, meine Damen und Herren, dieses Do­
kument ist nie öffentlich diskutiert worden. 
Das hat dem Dokument gut getan. Hier stehen 
unter geplanten Maßnahmen so lichtvolle 
Äußerungen wie etwa: In Problemgebieten 
ist insbesondere auch das standortgerechte 
Gewerbe zu fördern. Oder eine andere, sehr 
planvolle Vorarbeit der Klaus-Regierung darf 

Auf diesem Gebiet hat der Bundeskanzler 
sehr rasch seine Ankündigungen wahr ge­
macht. Ihm ist es nämlich gelungen, eine 
Osterreichische Raumordnungskonferenz zu­
sammenzubringen, in der zum erstenmal die 
Bundesländer wirklich mit eingebunden sind 
in die Führung einer aktiven Raumordnungs­
politik. Es ist auch zur Lösung einer ganzen 
Reihe aktueller Raumordnungsfragen gekom­
men. Zum erstenmal hat eine in diesem Punkt 
gutvorbereitete Bundesregierung, Herr Abge­
ordneter Ing. Gradinger, sich mit dem Problem 
der sinnvollen Raumnutzung auseinanderge­
setzt und das, wie es dem kooperativen Bun­
desstaat entspricht, auch den Ländern, Gemein­
den und Städten zur Diskussion vorgelegt. 

Unserer Auffassung vom demokratischen 
und sozialen Rechtsstaat entspricht eben eine 
Raumordnung - wie es auch in der Regie­
rungserklärung geheißen hat -, die die räum­
lichen Voraussetzungen für die freie Entfal­
tung der Persönlichkeit in der Gemeinschaft, 
das heißt nämlich annähernd gleiche Erwerbs­
und Lebensbedingungen und Entwicklungs­
chancen für die Bevölkerung in allen Teilen 
des Landes bietet. 

Wir haben gerade von seiten des Bundes 
in diesen vergangenen eineinhalb bis zwei 
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Jahren gezeigt, daß es wirksame Handhaben 
. 
für eine aktive Raumordnungspolitik gibt, die 
man erst dann einsetzen kann, wenn man 
auch eine Rangordnung der Probleme festge­
legt hat. Man hat zum Beispiel ein sehr inter­
essantes Raumordnungsmodell vorgestellt und 
vorgelegt, das auch als Modell für viele 
andere Bereiche gelten kann - nur vom Bund, 
vom Bundeskanzleramt ausgearbeitet, vorge­
legt -, das Modell Aichfeld-Murboden. Und 
es wird ein zweites Modell, "grenznahe Ge­
biete",  ausgearbeitet, und wenn der Herr 
Staatssekretär Ihnen bereits in der Debatte 
eine Aufklärung gegeben hat, daß im März 
1 972 dafür ein Unterausschuß der OROK ein­
gesetzt worden ist, dann entspricht es halt 
wiederum den Schwierigkeiten eines födera­
listisch aufgebauten Staates, eines koopera­
tiven Bundesstaates, daß Diskussionen länger 
dauern. 

1 965 untersucht. Damals hat man bei einer 
Durchleuchtung der raumwirksamen Ausgaben 
etwa einen Betrag von 10 oder 12 Milliarden 
gefunden. Wir haben diesen Betrag vervier­
facht im Bundesfinanzgesetz 1973 !  

Wir werden zielbewußt an der Realisierung 
eines das gesamte Bundesgebiet erfassenden 
Raumordnungskonzeptes arbeiten. Es wird 
realisiert werden in enger Zusammenarbeit 
mit den Gebietskörperschaften. Es wird der 
Bund nicht den Ländern oder Gemeinden etwas 
aufoktroyieren, aber es wird umgekehrt 
immer wieder die Gemeinsamkeit mit dem 
Bund dabei gesucht werden müssen. 

Die nächsten Aufgaben, die vor uns sind 
und gelöst werden und wo die Vorarbeiten 
nahezu abgeschlossen sind, das sind die Fra­
gen der Entwicklung deI G renzlandgebiete, 
das sind die durch den Donauausbau beding­
ten Aufgaben der Raumplanung und des 
Umweltschutzes. "fN as den Bund und seine Kompetenzen be­

trifft, ist das längst geklärt. Wir haben auch 
eine Reihe von Handhaben als Bund, Herr Ich habe diesen Punkt als eine Ankündigung 

Kollege Ingenieur Fischer, eine ganze Reihe, des Bundeskanzlers, alles nur betreffend das 

die ohne Verfassungsänderung eingesetzt wer- Kapitel Bundeskanzleramt, herausgegriffen, 

d en können. Zum Beispiel die Beeinflussungen um Ihnen hier auch zeigen zu können : Tat­

der Flächennutzung und der räumlichen Ent- sächlich sind in kaum einem Drittel der zur 

wicklung durch Straßen-, Schul- und Verwal- Verfügung stehenden Zeit zwei Drit tel der 
tungsbauten, durch Energieanlagen, durC�l die angekündigten Maßnahmen bereits realisiert 

Erklärung zu Schon- und Schutzgebieten, aue;} oder im Stadium der Verwirklichung. Und hier 
die Förderung für die Errichtung von Betrie- habe i ch heute nur vom Bereich Bundeskanz­

ben, und das, meine Damen und Herren, wird leramt gesprochen. Niemand kann von der 

j a j etzt erst nach einem Plan, nach einem Opposition verlangen, daß sie eine Regierung, 

Konzept getan. So ein Konzept war doch frü- die von einern derartigen Refor:meifer ausge­
her nicht vorhanden. Das kann man doch zeichnet ist und die so rasch und zügig ver­
nicht wegdiskutieren. Das muß man doch zur \ wirklicht, was sie versprocher.. hat, l obt. Wir 
Kenntnis nehmen. (Beifall bei der SPO.) veL"la�gen das nicht. Wir verlangen auch nicht, 

• .L . '  
daß SIe allem zustimmen, was die Regierung 

Es glbl raumwIrksame Rechtsnormen, die verschlägt, aber wir würder.. doch jetzt schon 
der Bund beeinflußt, wie etwa den Finanzaus- voraussetzEn, meine Damen und Herren von 
gleich, wie das Gewerberecht - auch ein der Volkspartei, daß Sie sich ein b ißehe n ein­
m?dernes Gewerberecht ist j a  letztlich raUffi- gewöhnt haben in eine konstruktive Opposi­
wlIksam -, wie Bodenreform, Mietengesetz, tionsrolle. 
Bundesstraßengesetz. Es gibt eine aktive 
Arbeitsmarktpolitik, die ganz besonders raUffi­
ordnungspolitisch relevant eingesetzt werden 
k ann, und es gibt allgemeine Förderungsmaß­
nahmen, regionale Wirtschaftsförderung, 
S teuerbegünstigung , Kreditpolitik, Wohnbau­
förderung, Förderung sozialer und kultureller 
Einrichtungen, die alle hier zu jenen dem 
Bund zur Verfügung stehenden Handhaben 
gezählt werden müssen. 

Wir haben in diesem Bundesfinanzgesetz 
1 973, meine Damen und Herren von der OVP, 
an die 40 Milliarden Schilling, die für solche 
raumwirksame Maßnahmen ausgegeben wer­
den. Darf ich Sie daran erinnern: Es gibt e ine 
Studie des Osterreichischen Instituts für Raum­
planung aus dem Jahre 1965, die das Budget 

Wenn der Abgeordnete Dr. Withalm am 
15 .  Juni 1966, damals zur SPO gewendet, 
gesagt hat : "Sie waren Regierungspartei  und 
müssen sich in die Rolle der Oppositions­
partei erst richtig eingewöhnen ; das m acht für 
den Anfang gewisse Schwierigkeiten", so hatte 
er recht. Die SPO hat sich allerdings i nner­
halb weniger Wochen in die Rolle eingewöhnt. 
Die Osterreichische Volkspartei hat sich in 
30 Monaten noch nicht in diese Rolle  einge­
wöhnen können. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr, W i t h a I  m: Wann war denn damals der 
Parteitag bei Ihnen?) Herr Abgeordnete r  Dok­
tor Withalm! Wenn ich noch etwas zitieren 
darf. Ich zitiere Sie immer sehr gerne, weil 
Sie sehr viele wichtige Dinge sagen oder hier 
im Hause gesagt haben. Sie haben im Jahre 
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1967, am 27. Oktober, auch an die Opposition 
gewendet, folgendes gesagt:  "Was wir von 
der Opposition - das gilt für beide Par­
teien - erwarten, ja was wir von ihr verlan­
gen müssen, ist, daß sie uns bei der Durch­
führung der volkswirtschaftlich notwendigen 
Maßnahmen nicht aus rein parteitaktischen 
Gründen behindert. " (Abg. Dr. W i t h a I  m: 
Ist das nicht rich tig?) Das ist richtig. Und 
genau das, was Sie damals gefordert haben, 
im Oktober 1967, das verlangen wir j etzt von 
Ihnen, wo Sie auf der Oppositionsbank sitzen. 
(Beifall bei der SPO. - Abg. M i t t e  r e r: 
Haben wir das nicht jetzt getan?) 

Jetzt machen wir der Opposition zum Vor­
wurf, daß sie hier eine ganze Reihe von Herren 
zum Rednerpult herausschickt, die in Wirk­
lichkeit eine Inflations- und Preishysterie ent­
fesseln, die letztlich dazu führen muß, daß 
der weitere Aufstieg der österreichischen 
Wirtschaft behindert wird. (Beifall bei der 
SPO.) Sie wollen nicht zur Kenntnis nehmen, 
daß das Ausland uns wegen unserer Wirt­
schaftspolitik lobt. Wir verlangen es nicht 
von Ihnen, aber ein bißchen sollen Sie doch 
auch Rücksicht darauf nehmen. Daß uns im 
OECD-Bericht hohes Lob ausgesprochen wird, 
ist Ihnen wurscht. 

Wenn der Internationale Währungsfonds 
sagt: Kein Land der Welt schaut so gut aus 
wie Osterreich, 30 Prozent über dem Durch­
schnitt der Industrieländer liegt sein Wirt­
schaftswachstum, 25 Prozent unter dem Durch­
schnitt der Industrieländer ist der Preisauf­
trieb, es gibt keinen anderen mit Osterreich 
vergleichbaren Staat, wo die Wirtschaftspoli­
tik so gut funktioniert ! ,  so ist es für Sie nichts. 
Die Einser, die das Ausland erteilt, sind Ihnen 
gleichgültig. (Abg. A. S c  h 1 a g e r: Ihr traut 
euch was!) 

Es sagt Ihnen auch nichts, daß wir in Oster­
reich eine ungebrochene Hochkonjunktur 
haben. Der Herr Professor Koren als Kassan­
dra vom Dienst ist hier bei jeder Budget­
debatte herausgegangen und hat davon gere­
det: Aber im nächsten Jahr, da kommt die 
Rezession, da kommt der Rückschlag, da 
kommt die Arbeitslosigkeit ! Nichts ist  gekom­
men, kein Rückschlag ist gekommen, keine 
Arbeitslosigkeit ist gekommen, Hochkonjunk­
tur haben wir, Rekordbeschäftigung haben wir, 
Rekordspareinlagen haben wir, beim Wirt­
schaftswachstum sind wir immer noch erster in 
Europa :  1 970 mit 7,8 Prozent, 1 971  mit 5,2 Pro": 
zent und heuer mit 5,0 Prozent noch immer 
Spitze in Europa mit Frankreich, wenn Sie 
die Prognosen nehmen. Immer noch Spitze 
in Europa !  (Zwischenruf des Abg. M i t t e­
r e  r.) 

Was tun Sie, meine Damen und Herren, 
wenn man Ihnen also vorhält, was das Aus­
land uns an guten Zensuren gibt? Sie stellen 
dieses Osterreich, vom Ausland beneidet, ge­
feiert, gelobt, als Land am Rand der Kata­
strophe dar. Glauben Sie, daß das wirklich 
mithilft, den weiteren wirtschaftlichen Auf­
stieg dieses Landes, das auf der Uberholspur 
ist, zu garantieren? (Abg. Dr. W i t h a I  m :  
Wenn Sie s o  weitermachen, nicht mehr lange: 
Leider!) Glauben Sie, daß es wirklich richtig 
ist, wenn Sie hier herausgehen und Anträge 
stellen - und Sie von der DVP haben diese 
Anträge doch gestellt -, die einen budge­
tä ren Mehraufwand von 1 .655,700.000 S bedeu­
ten würden, und gleichzeitig das Budgetdefizit 
beklagen? (Abg. Dr. W i t h a I  m: Zum Bei­
spiel?! Wie setzt sich das zusammen?) Das 
sind ,alle Anträge, die S1e gestellt haben. Wir 
werden Sie Ihnen jetzt Kapitel für Kapitel in 
Erinnerung rufen. Sie werden das im Verlauf 
der ganzen Tage, die noch die Budgetdebatte 
dauert, immer wieder zu hören bekommen, 
was Sie verlangt haben, was das kostet, und 
werden das immer wieder konfrontiert sehen 
mit Ihrer Forderung nach Budgeteinschrän­
kungen. (Abg. Dr. W i t h a I  m: Sie können 
doch nicht einen Betrag hinwerfen und nicht 
sagen, wie sich der zusammensetzt!) Ja, wir 
kommen damit bei jedem einzelnen Kapitel. 
Wir sind jetzt beim Kapitel Bundeskanzleramt, 
und ich habe Ihnen einmal diesen Gesamt­
betrag für das ganze Budget genannt, Herr Ab­
geordneter Dr. Withalm, und bei jedem Kapi­
tel werden Sie hören, wie sich dieser Betrag 
zusammensetzt. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
A. S c  h 1 a g e r: Also, Sie trauen sich was! Bei 
drei Prozent Preissteigerung haben Sie der Re­
gierung Klaus ein Preisultimatum gestellt! 
Und bei sieben Prozent Preissteigerung gib t es 
keine Inflation ?!) Und bei einem Wirtschafts­
wachstum von zweieinhalb Prozent. Und bei 
einer durchschnittlichen OECD-Preissteige­
rungsrate, die unter 3 Prozent lag ! Das sind 
eben Unterschiede, ob man über dem euro­
päischen Durchschnitt oder unter diesem 
Durchschnitt liegt, ob man ein hohes Wirt­
schaftswachstum hat oder nicht. (Abg. M i t­
l e r  e r: Darf ich einen Zwischenruf machen? 
Als ich über die Auslandspreisentwicklung 
gesprochen habe von dieser Bank aus, haben 
Sie geschrien: Reden Sie von Osterreich und 
nicht vom Ausland!) Das kann ich nicht ge­
schrien haben, weil ich damals noch gar nicht 
im Hause war, Herr Abgeordneter Mitterer. 
Ich wurde ja erst im März 1 970 gewählt ! (Zwi­
schenruf des Abg. M i t  t e  r e r.) Sie haben 
gesagt : Sie haben gebrüllt !  - Ich habe nicht 
gebrüllt ; ich war doch noch gar nicht da. (Abg. 
M i t  t e r  e r: Sie nicht, aber Ihre Leute! Was 
wollen Sie denn hören?) 
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Man hat, Herr Kollege Mitterer, den Ein­

druck, daß es bei Ihnen einige Herren gibt � 

ich meine nicht Sie -, die sich nicht mehr als 
Hausherren im Hause asterreich fühlen, son­
dern sich offenbar als zu Hausmeistern degra­
diert vorkommen und, weil sie das nicht er­
tragen können, am liebsten dieses gemein­
same Haus asterreich anzünden würden, 
wurscht, ob auch sie dabei verbrennen. (Bei­
fall bei der SPtJ.) Das ist nämlich das Ergebnis 
einer Kampagne zur Entfesselung von Infla­
tionsangst und zur Entfesselung von Preis­
hysterie. (Abg. M i t t e r e r: Das ist ein star­
kes Stück!) 

Einigen wir UnS l ieber darüber, daß wir 
gemeinsam dieses Haus Osterreich schöner 
und zweckmäßiger einrichten und daß wir 
Brandstiftern gemeinsam das Handwerk legen. 
(Abg. Dr. W i t h a i  m: Nachdem Sie zuerst uns 
verleumden, können Sie leich t von "gemein­
sam"' reden! Das ist unerhörtJ) Jawohl ! Was 
ich meine, finden Sie in den Presseorganen 
der asterreichischen Volkspartei und in den 
Reden, die Herren Ihrer Partei hier gehalten 
haben. (Abg. Dr. W i t h a i  m: Am Schluß ist 
die Feuerwehr schuld, die den Brand löschen 
will! Sie haben den Brand gelegtf) 

Wi r sind für einen Ideenwettstreit im Hause 
Osterreich Und sind für diesen Ideenwettstreit 
wohlgerüstet. (Abg. M i t t e  r e r:  Also nicht 
der Mörder, der Ermordete ist s chuld! - Hei­
terkei t bei der SPO. - Abg. S c  h i e d e r: 
Wen bezeichnen Sie als Mörder? - Abg. 
M i t  t e l  e r: Sie wissen doch ganz genau, wie 
dieses Sprichwort aufzufassen is tf) 

Wir wollen mit Ihnen in einen Ideenwett­
streit eintreten. 

Wenn in der Debatte gestern einer Ihrer 
Zwischenrufer gemeint hat, die junge OVP 
habe sehr viele Ideen, dann f reut UnS das. 
Weniger freut uns, wenn es im B ericht über 
den OVP-Bundesparteitag heißt :  

"Der Bundesparteitag der OVP beschloß 
. heute kurz vor 21 Uhr einstimmig das Grund­

satzprogramm, das den Name n  ,Salzburger 
Programm' trägt. Vor der Schlußabstimmung 
wurde eine Reihe von Abänderungsanträgen 
angenommen, andere - in den meisten Fäl­
len aus den Reihen der Jungen VP gekom­
men - fanden keine Mehrheit . . .  " 

Das bedauern wir für den Fall, daß die Ideen 
so gut waren, wie Sie gesagt h aben. (Abg. 
M i t  t e r  e r: Das ist bei Ihnen auch geschehen 
oder nicht?!) 

Wir sind der Auffassung, daß w i r  in diesen 
Ideenwettstreit eintreten sollen und daß wir 
ihn nicht unbedingt auf jenem Niveau führen 

sollen, das einer Ihrer Herren gestern ange­
geben hat, als er hier im Zusammenhang mit 
Gleichheitsvorstellungen ein mehr als primi­
tives Beispiel zitierte. 

Wir wenden uns auch dagegen, meine sehr 
verehrten Damen und Herren VOn der OVP, 
daß Sie jeden Reformeifer, der von einer pro­
gressiven Regierung ausgeht, von vornherein 
diffamieren. Ich möchte fast sagen, hüten Sie 
sich nicht nur davor, wie das einer Ihrer 
Parteitagsdelegierten gesagt hat, ununterbro­
chen Gespenster an die Wand zu malen, son­
dern hüten Sie sich auch vo r einem Reform­
kannibalismus. Denn diesen gibt es !  

Wann immer wir  von einer notwendigen 
Reform sprechen, beginnen Sie mit Unter­
stellungen, auch etwa beim ORF. 

Wann immer in diesem Land Fortschritt­
liche, Liberale oder Sozialdemokraten von 
einer Anderung des Rundfunkgesetzes, VOn 
einem Weiterführen der Rundfunkreform 
sprechen, wird das von rechtskonservativer 
Seite als Anschlag auf die Meinungsfreiheit 
diffamiert. Da wird dann gedroht und getrom­
melt und der kritische Beobachter dieser 
Sze�e muß doch merken, daß offenbar der 
OVP durch Verbesserungen des ORF-Geset­
zes sehr, sehr viel verlorengehen könnte. 

Wir meinen, daß die Rundfunkreform 
genauso wie j ede andere Reform in dieser 
Gesellschaft als permanenter Prozeß aufzu­
fassen ist. Wir sind der M einung, daß wir sie 
immer wieder neu zur Diskussion stellen sol­
len. 

Wenn jetzt hier davon geredet wird, daß 
wir Vergleiche des Rundfunkgesetzes mit dem 
Volksbegehrenstext anstellen und Differenzen 
feststellen, dann ist das nicht etwas, was wir 
erst jetzt sagen, sondern d a s  wurde seit der 
Beschlußfassung dieses G esetzes gesagt. In 
diesem Hohen Haus hat ein Redner 1 966 an­
läßlich der Rundfunkdebatte,  zur OVP gewen­
det, ausgeführt: 

"Und alle Reden, die Sie  über Rundfunk 
Und Fernsehen hier halten, ändern nichts an 
der Tatsache, daß 832.000 O s terreicher vergeb­
lich ihre Unterschriften geleistet haben. Uber 
das Volksbegehren" - so sagte der Redner 
damals - "wird hier im Hohen Hause nicht 
abgestimmt, sondern nur über ein schlechtes 
Ersatzgesetz, das nicht annähernd das erset­
zen kann, was das Volksbegehren letzten 
Endes gewollt hat:' 

Sprecher dieser Sätze war der freiheitliche 
Abgeordnete Gustav Zeillinger.  Wir haben 
dem nichts hinzuzufügen. (Ruf bei der SPO: 
Bravo, Gustav!) 
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Wir glauben, eine Anpassung des Rund­
funkgesetzes an eine sich ändernde und sich 
demokratisierende Gesellschaft muß in aller 
Offentlichkeit zur Diskussion gestellt sein, und 
sie soll dann erfolgen, wenn die Anpassun­
gen an die Änderungen der übrigen G esell­
schaft notwendig sind, aber man soll nicht 
von vornherein gleich mit Unterstellungen 
kommen. 

Wir haben sehr viele Probleme, die gerade 
auf dem Sektor der elektronischen Medien auf 
uns zukommen und die wir gemeinsam lösen 
müssen. 

Der alte Obrigkeitsstaat hat die Menschen 
mit physischer Gewalt oder zumindest mit 
der Androhung dieser Gewalt unterdrückt. Das 
spätkapitalistische System unserer Tage hat 
die geheimen Verführer aufmarschieren las­
sen , um mit psychischer Gewaltanwendung 

Handlungen und Haltungen der Menschen 
vorausbestimmen zu können. 

Es geht um die Freiheitsrechte des einzel­
nen, die immer wieder neu überlegt, neu abge­
sichert werden müssen. Das ist doch eine 
gemeinsame Aufgabe aller, die in diesem 
Hause sind. (Beifall bei der SPG.) 

Wir wollen einen informierten Bürger, weil 
nur ein informierter Bürger wirklich urteilen 
kann. Wir wollen einen unabhängigen Oster­
reichischen Runfunk, wir wollen einen ORF, 
der eine umfassende Information bietet und 
es dem Bürger ermöglicht, die Meinungen 
anderer kennenzulernen und gegeneinander 
abzuwägen. 

Wir wollen diese Unabhängigkeit nach 
außen und nach innen gesichert haben. Nach 

außen kann dies das Rundfunkg,esetz j etzt 
absichern. V'fir  wollen es auch nach innen 
gesichert wissen, und das geht durchaus mit 
den Intentiol1en der im ORF Besdläftigten 
Hand in Hand. 

Nur der informierte Bürger wird ein mün­
diger Staatsbürger sein, der gegen Manipula­
tionstechniken immunisiert ist, denn J'./1anipu­
lation wollen wir doch alle nicht ! Oder , Herr 
Abgeordneter Mitterer, gibt es  Ausnahmen? 
Können Sie mir erklären, warum der Oster­
reichische Wirtschaftsbund in Salzburg im 
OVP-Programm die Streichung des Satzes 
"Wir sind gegen j ede Manipulation" ver­
langte? Ich glaube,  die meisten, die hier an­
wesend sind, sind gegen Manipulation. (Abg. 
M i t  t e  r e r: Die Betroffenen haben dem Herrn 
Dr. Nenning gesagt, was sie wollen! Lesen 
Sie es nach!) Jawohl. Sie wollen so wie Nen­
ning auch ein Redakteurstatut, Herr Mitterer! 

gegen jede Manipulation" aus dem OVP­
Grundsatzprogramm entfernt werde? Warum 
wurde die Streichung dieses Punktes verlangt? 
Der Osterreichische Wirtschaftsbund hat das 
verlangt ; es war sein Antrag. (Abg. M i t  t e­
I e I: Das sind Ihre SOIgen!) Sicher ! Ich habe 
doch gerade davon gesprochen, daß wir alle 
der Meinung sind, daß wir einen mündigen 
Saatsbürger brauchen, der gegen Manipula­
tion immunisiert ist. Da habe ich mich daran 
erinnert, daß der Osterreichische Wirtschafts­
bund offenbar doch nicht  ganz dieser Auf­
fassung ist. Die Mehrheit der OVP war es, 
denn der Satz ist ja an anderer Stelle im 
Grundsatzprogramm geblieben . (Abg. M i  t­
l e r e I :  Erinnern Sie sich, was der Herr Bun­
deskanzleI einem Redakteur gesagt hat!) 

Wir wollen einen mündigen Staatsbürger. 
Wir wollen so wie offenbar auch die Mehr­
heit in der OVP keine Manipulation . Wir 
werden daher auch immer Gesetzesnovellie­
rungen und Entsd1eidungen initiieren, die das 
NIenschenrecht auf eine umfassende Informa­
tion und auf die Meinungsvielfalt noch besser 
als bisher absichern und durchsetzen helfen. 
(Beifall bei der SPG.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Ermacora. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) : Herr 
Präsident !  Hohes Haus ! Es ist schon das 
zweite Mal , daß ich unmittelbar nach Herrn 
Blecha zu sprechen komme und das auch 
wünsche. 

Ich wünsche Ihnen zu antworten, Herr 
Blecha, weil Sie in Ihren Äußerungen so tun, 
als würden Sie die Wahrheit sprechen. Ich 
möchte Ihnen als relativ junger Abgeordneter 
in diesem Hause sagen, daß ich mit Entrüstung 
Ihren Satz zurückweise, in dem Sie erklärt 
haben, daß es hier in diesem Hause Abge­
ordnete oder Fraktionen gebe, die dieses Haus 
anzünden. (Lebhafte Zustimmung bei der 
GVP. - Zwischenrufe bei deI SPG.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Wenn ich auf Ihre Landesverteidigungspolitik 
eingehen würde - das tue ich aber nicht -, 
dann würde es sich erweisen, wer dieses Haus 
anzündet. (Beifall bei der GVP.) 

Meine Damen und Herren ! Herr Abgeord­
neter Blecha gibt sich so ungemein modern 
und stellt die Regierung als ungemein modern 
hin. Idl habe über die sozialen Fragen, die Sie 
angeschnitten haben, nicht  zu sprechen, möchte 
aber die einzelnen Probleme, die Sie behandelt 
haben, einmal ganz kurz unter die Lupe 
nehmen. 

Aber mich würde j etzt interessieren : Warum Da reden Sie von dem modernen Aus­
waren Sie dafür, daß der Satz "Vvir sind schreibungsgesetz. Wo ist denn dieses Aus-
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schreibungsgesetz?  Wissen Sie, wie modern 
dieses Ausschreibungsgesetz ist? Es würde 
sich nämlich an der Entscheidung des j eweili­
gen Bundesministers bei der endgültigen Be­
stellung eines Amtsorgans überhaupt nichts 
ändern. 

Ich möchte weiter hinzufügen: Sie sprechen 
von Umwelt. Wie sieht denn dieses Umwelt­
schutzministerium aus, das in einer Regie­
rungsvorlage hier vor dieses Haus gebracht 
wurde? Sie haben eine altmodische Kompetenz 
in diesem Umweltschutzministerium, eine alt­
modische Kompetenz, kraft der Sie bis heute 
nicht einmal imstande waren, eine echte ko­
ordinierende Kompetenz auf dem Gebiete des 
Umweltschutzes zu erarbeiten. Ich warte noch 
immer auf diese Koordinierungskompetenz. 
(Beifall bei der OVP.) . 

Sie erklären mit hochgehobener Stimme, daß 
man nun das Kompetenzgesetz der Bundes­
ministerien vorgelegt habe. Ich muß sagen : 
Ich freue mich, dieses Gesetz zu haben, und 
wir werden es diskutieren. Aber falsch wäre 
es, zu behaupten, es hätte nie ein Kompetenz­
gesetz gegeben. Bis heute ist die Frage der 
Ministerien immer auf dem kompetenzrecht­
lich richtigen Grunde des Artikels 79 be­
handelt worden. 

Ich möchte hervorheben, daß in der Regie­
rungserklärung der Datenschutz angekündigt 
war. Ich habe gestern den Herrn Staatssekre­
tär Veselsky darauf aufmerksam gemacht, daß 
sich seit 1971 die Aussagen der Bundesregie­
rung über diesen D atenschutz immer mehr 
verdünnt haben und heute man nur von einer 
Punktation, aber von keinem Gesetz mehr 
spricht. Ist das etwa eine modern vorbereitete 
Regierung, und zwar in einem Bereich, wo 
dem Staatsbürger eine Gefahr ersten Ranges 
droht, j enem Staatsbürger, für dessen Freiheit 
Sie sprechen, frage ich Sie, Herr Blecha? 
(Beifall bei der OVP.) 

Sie sprechen von der Raumordnungsfrage. 
Ich glaube, zunächst müßte man doch einmal 
versuchen, diese Raumordnungskompetenz 
herzustellen, nachdem man tausend Punkta­
tionen seit Jahren erarbeitet hat. 

Sie redeten aber nicht vom Länderförde­
rungsprogramm, Herr Abgeordneter Blecha ! 
(Abg. B l e c h a: Natürlich habe ich es er­
wähntf) Bitte, wenn S ie davon gesprochen 
haben, dann möchte ich noch einmal darauf 
hinweisen, daß in diesem Länderforderungs­
programm doch nicht alles so geregelt wurde, 
wie es die Bundesländer mit Ihrem Herrn 
Bundeskanzler vereinbart hatten, sondern er 
hat eher Aufgaben hineingenommen und will 
noch Aufgaben hineinnehmen, die den Län­
dern nunmehr entzogen werden sollen. Ist 

das eine moderne Regierung in bezug auf den 
Föderalismus und den kooperativen Bundes­
staat, von dem Sie sprechen? (Beifall bei der 
OVP.) 

Es ist richtig, daß die Frage der Volksan­
waltschaft in Form eines Gesetzentwurfes vor 
dieses Haus gekommen ist. Aber Sie haben 
nicht gesagt, daß dieses Gesetz, wenn es end­
gültig beraten sein wird, ein ganz anderes 
Gesicht haben wird als das, was der Herr 
Bundeskanzler von einer Volksanwaltschaft 
halten zu sollen glaubt. (Abg. Dr. F i s  c h e r: 
Wer sagt denn das? Wieso?) Das sage ich 
Ihnen, Herr Abgeordneter Fischer! Das wer­
den Sie noch sehen. (Beifall bei der OVP.) 

Sie werden das deshalb sehen, weil Sie 
dann, wenn Sie eine Volksanwaltschaft 
wolle�l, die Zustimmung der Oppositionspartei 
brauchen. (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Wie es aus­
schaut, kann die Opposition auch nich t  ent­
scheiden!) Herr Abgeordneter Fischer !  Sie 
wird es entscheidend mitbestimmen, und wir 
werden in diesem Ausschuß eine gründliche 
Arbeit leisten und der Offentlichkeit zeigen, 
wer die Initiativen wozu ergriffen hat. (Abg. 
Dl'. F i s  e h e  r: Die Initiative der Regierung 
liegt ja vorl) 

Ich möchte dann noch hervorheben: Sie 
mögen sicherlich Ihre Netzpläne mit Ihren 
Zeitpolstern aufgestellt haben, aber diese 
Netzpläne sind Ihnen gründlich durcheinander­
gekommen, und zwar durch Betriebsunfälle 
ersten Ranges. (Abg. Dr. F i s  c h e r: Wann 
werden Sie denn der avp beitreten, damit 
klare Verhältnisse sind? Haben Sie schon das 
Parteibuch, oder kommt das erst?) 

Schließlich möchte ich Ihnen - das gebe ich 
durchaus zu - etwas Polemisches sagen: 
Wenn Sie nun wirklich Ihr Regierungspro­
gramm, das unter dem Schlagwort der Be­
kämpfung der Armut steht, erfüllen wollen, 
dann müssen Sie die Inflation abbauen! (Bei­
fall bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Kraft. (Abg. Dr. F i s  c h e r: 
Schade, daß der Strachwitz nicht auch noch 
dasitzt! Das wäre ein lustiges Trio von Unab­
hängigen! - Abg. Dr. B 1 e n k: Schwach! -
Abg. G r a  f: Sehr schwach das Argument, 
nicht gullY 

Abgeordneter Kraft (OVP) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! Die 
Debatte über die ersten beiden Beratungs­
gruppen hat bereits fast zwei Tage gedauert 
und eine Fülle von Problemen aufgezeigt, mit 
denen diese Regierung nicht fertig geworden 
ist. Eine Fülle von offenen Wunden ist zutage 
getreten, und wie weh es tut, wenn man in 
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diese offenen Wunden den Finger hineinlegt , einen angenehmen Strompreis, die Elektrolyse 
hat schon die bekannt empfindliche Reaktion sei unerläßlich .  Wir sind da vollkommen einer 
der Regierungspartei gezeigt. Meinung. 

Ich darf vielleicht auf einige Ausführungen 
von Vorrednern eingehen. 

Herr Abgeordneter Pfeifer hat gemeint : 
Jeder verlangt etwas von dieser Regierung, 
und niemand sagt, wie es bezahlt werden soll. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren 
von der Regierungspartei ! Wir haben im 
Grunde genommen nur das verlangt, was Sie 
einmal versprochen haben und nicht viel mehr. 
Wir erinnern Sie nur an Ihre Versprechen. 
(Beifall bei der O VP.) Aber zu dem Zeitpunkt, 
zu dem Sie diese Versprechungen gemacht 
haben - das war in der Hauptsache vor 
1 970 -, da haben Sie j a  selbst noch nicht 
daran geglaubt, einmal Regierungspartei zu 
werden ; darum sind sie so groß und hoch­
mütig ausgefallen. 

Der Großteil der Redner der Regierungspar­
tei hat sich mit dem Salzburger Parteitag der 
OVP und mit dem Grundsatzprogramm dieser 
OVP beschäftigt . Anscheinend ist es doch ein 
bißchen unangenehm, dieses Budget zu ver­
teidigen beziehungsweise sich mit diesem Bud­
get zu befassen, weil Sie so gutgemeinte Vor­
schläge dieser OVP machen wollten. Sie brau­
chen keine Sorge zu haben, meine Damen und 
Herren von der Regierungspartei :  Dieses Par­
teiprogramm und Grundsatzprogramm der 
OVP wird von der OVP selber gemacht. 

Abgeordneter Weisz hat gemeint, daß die 
Fraktion christlicher Gewerkschafter Vollzugs­
organ des OAAB ist. Das ist eine Behaup­
tung ohne j eden Beweis. Wenn man die Frage 
stellt, wie das umgekehrt ausschaut, muß man 
sagen : Ich glaube, Herr Abgeordneter Weisz 
kennt vielleicht den Inhalt seines eigenen 
Parteimitgliedsbuches nicht, denn dort heißt 
es bereits auf der ersten Seite : 

"Jedes Parteimitglied der SPO hat die 
Pflicht, seiner dem Osterreichischen Gewerk­
schaftsbund angeschlossenen Berufsorganisa­
tion und innerhalb dieser der sozialistischen 
Fraktion anzugehören." 

Hier wird also Parteipolitik in den Gewerk­
schaftsbund hineingetragen ! (Beifall bei der 
OVP. - Zwischenrufe bei der SPO.) 

Bitte, im Mitgliedsbuch der SPO das nach­
zulesen. 

Nun ganz kurz zu den Ausführungen des 
Herrn Kollegen Hellwagner bezüglich des Be­
triebes und des Werkes Ranshofen. Kollege 
Hellwagner !  Wir stimmen vollkommen über­
ein, wenn Sie behaupten, Ranshofen brauche 

Aber wenn Sie behaupten, mit der Regie­
rung seien Sie einverstanden, dann sind wir 
geteilter Meinung. Denn hier ist von der Re­
gierung bisher nichts geschehen, außer daß 
man einen Zickzackkurs eingeschlagen hat. 
(Beifall bei der OVP.) 

Sie meinten: Ranshofen ist viel versprochen 
worden, aber bisher wurde nichts getan. -
Jawohl, Ranshofen ist vom Herrn Bundes­
kanzler versprochen worden, daß die Strom­
preisfrage geregelt wird. Aber bisher ist sie 
noch nicht erledigt worden. 

Wenn Sie gemeint haben, Sie seien im Werk 
Ranshofen seit 20 Jahren beschäftigt und ich 
als Außenstehender könne darüber gar nicht 
reden, weil ich keine Ahnung davon habe, so 
möchte ich sagen : Herr Kollege Hellwagner! 
Wenn man erst nach 20 Jahren über ein Pro­
blem reden kann, so mag das vielleicht ein 
Intelligenzkriterium für Sie sein, aber ich 
nehme es für mich nicht in Anspruch. (Präsi­
dent Dr. M a l e t a  übernimmt den Vorsitz.) 

Herr Doktor Geist hatte einige Male in 
Linz - auch in Ranspofen sollte er einmal 
sprechen, er ist nicht hingekommen - hier 
ganz beachtliche Aussagen auch zum Problem 
Ranshofen gemacht. Gerade in der heute schon 
erwähnten Veranstaltung vom 20. Oktober in 
Linz hat Geist - .das entnehme ich einem Zei­
tung,sartikel - gesagt: "Gezielte Anfragen 
kamen von Mitarbeitern der VMW-Ranshofen, 
die auf die Erklärung des Bundeskanzlers hin­
wiesen, wonach spezielle Strompreise für 
Ranshofen gesichert seien." Herr Kollege Hell­
wagner ! "Als rhetorische Floskel wurden aber 
empfunden die mehrfachen Hinweise, daß das 
Volk Aktionär sei und dergleichen mehr. 
Große Worte - kleine Taten oder überhaupt 
keine."  "Für Oberösterreich" , heißt es weiter, 
"von Interesse war die Zusage, daß für die 
nächsten fünf Jahre der Absatz der Braun­
kohle in . W olfsegg gesichert sei ."  Ich stelle 
hier die Frage, wodurch ist er denn gesichert? 
Durch nichts anderes als durch den Vertrag 
mit der OKA, die ja ebenfalls ein Beispiel 
dafür ist, wo die Regierung bisher nichts getan 
hat, als dazu zu sagen: In fünf Jahren müsse 
dieser Betrieb zugesperrt werden. Hier haben 
wir auch immer wieder auf die unterschied­
liche Bergbauförderung hingewiesen und auf 
die SchlechtersteIlung, die man dem Kohlen­
bergbau der WTK angedeihen hat lassen. 
Durch die Abnahmeverpflichtung des Landes 
beziehungsweise der OKA ist es möglich, eine 
weitere Abnahmegarantie zu geben. 
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Hohes Hau s !  Meine Damen und Herren! 
Ich darf vielleicht auch noch zu einem ande­
ren Problem, das immer wieder bei dieser 
Beratung der zwei letzten Tage aufgetaucht 
ist, Stellung nehmen. Die Regierungspartei sah 
sich in der vergangenen Woche veranlaßt, eine 
eigene S tabilisierungsdebatte zu entfachen. Ich 
h abe den Zeitpunkt ein bißehen eigenartig 
gefunden. 

Eigenartig deshalb, weil gerade unlängst, 
erst vor wenigen Wochen, am 1 8 .  Oktober, 
ausreichend Gelegenheit gewesen wäre, dar­
über zu debattieren. Aber das beharrl iche 
Schweigen der Regierungspartei, die erst zu 
nächtlicher Stunde gegebenen Antworten des 
Herrn Bundeskanzlers und des Herrn Finanz­
ministers auf diese dringliche OVP-Anfrage 
sind in der Offentlichkeit denkbar schlecht 
angekommen, und man hat verständlicher­
weise daher auf Rache geschworen. 

Eigenartig auch deshalb, weil die Spezial­
debatte gestern begonnen hat und bei der 
Bu dgetdeb atte auch Gelegenheit ist, über Sta­
bilität zu reden. Ich meine, daß gerade das 
Budget eines der wichtigsten Instrumentaria 
für eine vernünftige Stabilitäts- und Preis­
politik darstellt. Die Debatte wurde damals 
von der Regierungspartei aus einem sehr 
zweifelha ften Grund erzwungen. Aber ich 
glaube,  sie  war auch ein Beweis dafür - das 
sei eindeutig auch festgestellt -, daß diese 
Regierungspartei von den Argumenten der 
OVP überzeugt wurde, daß es doch eine sehr 
beängstigende Preis- und Inflationsentwick­
lung in Osterreich gibt. 

Zweitens, daß diese Regierung dies viel­
leicht auch selber einsieht. 

Drittens,  daß man nicht länger einfach dar­
über hinwegreden und bagatellisieren kann 
und daß 

viertens endlich geeignete Maßnahmen ge­
setzt werden müssen. 

Man h a t  eben mehr als eineinhalb Jahre 
seitens der Regierung tatenlos zugesehen und 
immer wieder die Warnungen, die Hinweise 
der OVP einfach großzügig und großmütig 
vom Tisch geblasen. 

Heute versucht man diese Situation der In­
flation, des Preisgalopps auf andere abzuschie­
ben. Heute wendet man sich hilferufend an 
die Wirtschaftstreibenden. Diese werden auf­
gerufen, durch Preissenkungsaktionen ZUm 
Gelingen dieser Stabilisierungsaktion beizu­
tragen. Rundfunk, Fernsehen, Zeitungen, j a  
alle Massenmedien werden u m  Unterstützung 
förmlich a ngefleht. Ich glaube doch, eine sehr 
seriöse Zeitung, auch einen unabhängigen 
Rundfunk, hoffen wir, werden Sie davon nicht 

abbringen können, über Fakten und Tatsachen 
zu berichten und nicht über Halbwahrheiten 
oder taktische Wahrheiten, wie sie Sie so 
gerne haben möchten. 

Zwei Jahre lang hat m an mit der Inflation 
ein bißehen spekuliert und die erhöhten 
Steueraufkommen befriedigt zur Kenntnis ge­
nommen. 

Wir waren immer der Meinung und haben 
au ch diesen Standpunkt vertreten, daß man 
gerade aus stabilitätspolitischen Erwägungen 
seitens des Staates Opfer bringen sollte, nicht 
aber Inflationsgewinne einfach einstecken 
sollte. Ihr Parteikollege Karl Ausch hat Ihnen 
in dieser Hinsicht einige Dinge b ereits ins 
Stammbuch geschrieben. In der "Arbeiter-Zei­
tung" vom 9.  November heißt es unter dem 
Titel "Inflation ohne Illusion" : "Es geht wie 
in einem Krimi zu",  schre ibt Auseh, "in dem 
ständig durch falsche Spuren von dem wirk­
lich Schuldigen abgelenkt wird. Solche Spuren 
sind zum Beispiel . . .  " Und hier sind ,auch Ihre 
Praktiken angeführt. Hier sollten Sie vielleicht 
ein bi ßchen mehr auf Ihre eigenen Wirtschafts­
experten hören. Der Handelsminister Doktor 
Staribacher hat am 8.  März 1967 auch im Hause 
erwähnt, und diese Dinge werden wir immer 
wieder - so unangenehm es Ihnen auch ist -
aufzeigen, damit es möglichst alle in unserer 
Bevölkerung erfahren, Staribacher sagte am 
8 . März 1 967 : "Die Bundesregierung hat die 
Möglichkeit, der Preisentwicklung Einhalt zu 
gebieten." Wir fragen heute immer wieder, 
warum hat denn dann diese Regierung nichts 
geta n ,  um dieser Preisentwicklung Einhalt zu 
gebieten? (Abg. Dr. S t a  r i b a c h  e r: Hat sie!) 

Herr Handelsministe r !  Warum sind denn da 
die Preissteigerungen um ein Vielfaches 
größer als zur Zeit der OVP-Regierung? (Bei­
fall b ei der avp. - Abg. Dr. S t a  r i b a  e h e  r: 
Haben wir Ihnen ja erklärtJ) Damals haben 
Sie n o ch nicht gewußt, wie hart das Brot der 
Regierungspartei ist.  In der "Arbeiter-Zeitung" 
vom 22. Februar 1 970 heißt es auch: "Die 
Preise steigen beängstigend." Zu einem Zeit­
punkt, als Sie noch nicht an der Regierung 
waren. 3,5 Prozent oder 3 Prozent sind beäng­
stigend , . haben Sie damals gesagt . Ein Preis­
ultimatum haben Sie gestellt. Sogar Streik­
drohungen wurden ausgesprochen, und Streiks 
wurden von den sozialistischen Betriebsräten 
vorbereitet. Ich frage Sie heute : Was sind 
denn dann 7 und 71/2 Prozent, wenn 3 Prozent 
schon b eängstigend waren ? 

Her r  Bundeskanzler Dr. Kreisky hat am 
18.  S eptember 1970, kurz nach der Ubernahme 
der Regierungsverantwortung - da merkt 
man den Wechsel in Ihrer Meinung und Ge­
sinnung -, gesagt : "Ich bedauere, daß die 
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Preise steigen." Wenn das die Meinung des OVP heizt diese Stimmung an. Ihre eigenen 
Regierungschefs ist, ist das sicherlich sehr zu Leute kommen halt auch allmählich drauf. 
bedauern. Dr. Gmoser hat festgestellt, daß schlicht 

Am 17. März 1 972 sagte er : "Wir werden 
die Leute auffordern, sich mehr um die Preise 
zu kümmern." Ja warum hat sich denn die 
Bundesregierung nicht um die Preise geküm­
mert? Warum müssen Sie denn immer 
wiederum andere auffordern? Der Herr 
Finanzminister hat am 28 . November 1 97 1  ge­
sagt : "Ich persönlich halte nichts von groß­
artig aufgemachten Stabilisierungsprogram-
men." 

Mit solchen und ähnlichen Aussagen, meine 

65 Prozent der Leute in den Betrieben empört 
oder sehr beunruhigt sind über die Preisent­
wicklung. Und dann wollen Sie uns der Preis­
hysterie und der Panikmache bezichtigen! 
Analysieren Sie doch die Ergebnisse der Be­
triebsratswahlen, dann können Sie die Miß­
erfolge genau erklären, die Sie in der letzten 
Zeit gehabt haben. Nur die bisher von dieser 
Regierung an den Tag gelegte Bagatellisie­
rung und die Unbekümmertheit veranlaßt uns, 
immer wieder auf diese Dinge hinzuweisen. 

sehr geehrten Damen und Herren, wundern Zu Neujahr 1969 haben Sie groß auf ein 
Sie sich heute, wenn wir aus ernster Sorge Plakat geschrieben : "Viel Glück im teuren 
heraus immer wieder auf die Gefährlichkeit Jahr 1 969 - Sie werden es brauchen" . 3 Pro-
dieser Entwicklung aufmerksam machen. Diese 
Inflationspolitik ist einfach im höchsten Maße 
unsozial, weil gerade die sozial Schwachen 
betroffen werden, aber Sie sollten sich immer 
ein biß ehen mehr an Ihre Aussagen erinnern. 
Sie sind es immer wieder, die gemeint haben, 
wir wären die Partei der kleinen Leute, der 
Arbeiter. Mit dieser Politik haben Sie diesen 
Anspruch vollkommen verwirkt. Man speku­
liert immer wieder mit der Vergeßlichkeit 
auch der Bevölkerung. Die Wahlen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, haben Sie 
1 970 und auch 1 97 1  in der Hauptsache deshalb 
gewonnen, weil Sie der österreichischen Wäh­
lerschaft versprochen haben, daß unter einer 
sozialistischen Regierung die Teuerung, die 
damals 3 bis 31/2 Prozent betrug, aufhören 
werde. Das war eine konkrete Zusage an die 
österreichische Bevölkerung. 

Die OVP-Regierung haben Sie als Preis­
treiber und Bankrottregierung bei 3,5 Pro­
zent bezeichnet, und heute haben wir 7 Pro­
zent. Was ist denn diese Regierung heute mit 

. 7 Prozent? Der Gewerkschaftsbundpräsident 
Benya sagt :  Wir stehen vor einer Durststrecke. 

Vor einigen Jahren - und das i st vielleicht 
auch eine bezeichnende Haltung der sozialisti­
schen Gewerkschafter -, im Jahr 1 966, haben 
sozialistische Gewerkschafter einen Streik an­
gezündet, weil ein österreichischer

· 
Staatsbür­

ger - dem übrigens noch dazu einige Jahre 
später der heutige Herr Bundeskanzler und 
Ihr Parteiobmann lächelnd die Hand geschüt­
telt hat - einen Reisepaß bekommen hat. Bei 
7 Prozent Preissteigerung sagt der Gewerk­
schaftspräsident: "Wir stehen vor einer Durst­
strecke." Das muß doch auch einmal klar her­
vorgehoben werden. (Beifall bei der OVP.) 

Eine recht eindrucksvolle Benotung haben 
Sie ja auch in letzter Zeit von Ihrem eigenen 
Parteigenossen Dr. Gmoser erfahren, nicht von 
der OVP. Sie sollten nicht immer sagen: Die 

zent, ich wiederhole es noch einmal ! Und 
dann: "Bedanken Sie sich bei der OVP-Regie­
rung für den Griff in die Tasche." "Denken Sie 
einmal voraus" , ist dmals draufgestanden, 
"wollen Sie nochmals eine solche Teuerungs­
regierung? Wenn nicht, müssen Sie das näch­
sternal SPO wählen." Diesen Slogan werden 
Sie wohl nicht mehr auf Ihre Plakate schrei­
ben können. Sie redeten damals von einern 
Griff in die Tasche, und heute, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, sind Sie unge­
halten, wenn wir Sie auffordern, doch gefäl­
ligst Ihre Hand aus der Tasche der Arbeit­
nehmer, aus den Einkaufskörben der Haus­
frauen oder auch aus dem Geldbörsel der Pen­
sionisten und Rentner zu nehmen. 

Der Herr Bundeskanzler hat am 1 5. Februar 
1 970 festgestellt, eine neue Regierung müßte 
alles tun, um die Preisentwicklung wieder in 
den Griff zu bekommen. Meine sehr Geehrten! 
Wenn ich mich heute bei dieser Debatte zum 
Budget damit beschäftige, so deshalb, weil 
gerade der Herr Bundeskanzler es war, der 
immer wieder diese nicht bewahrheiteten Aus­
sagen gemacht hat. Es wurde nichts getan. 
Man hat die Gefahr zu spät erkannt, und man 
hat sich bisher mit dem Bereden dieser Pro­
bleme beschäftigt. Eine Vielfalt der Worte 
kann einfach kein Ausgleich für die Qualität 
Ihrer Wirtschaftspolitik sein, und die Alter­
nativen der OVP haben Sie halt immer wieder 
vom Tisch geblasen. (Zwischenrufe bei der 
SPo.) Wenn Sie sie hören wollen, ich bin 
gerne dazu bereit, es hat eine Reihe davon 
gegeben. Am 18 .  Juni 1971 das Stabilitäts­
paket der OVP, Vorschläge bei der Budget­
debatte im vergangenen Jahr, neuerliche Vor­
schläge unseres Bundesparteiobmannes im 
Juni des heurigen Jahres. Professor Koren 
hat bei vielen Anlässen immer wieder brauch­
bare Maßnahmen vorgelegt. Die Opposition 
hat Alternativen angeboten. Diese Ausreden 
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können Sie heute nicht mehr gebrauchen. (Bei­
fall bei der OVP.) Wir haben wohl Alternati­
ven erarbeitet, meine sehr Geehrten, obwohl 
wir nicht die Fachleute aus den einzelnen 
Mi nisterien gehabt haben, obwohl wir auch 
nicht die fragwürdigen 1 400 Fachleute zur Ver­
fügung hatten, die diese Regierung angeblich 
zur bestvorbereiteten machen sollten. 

Es wurde durch diese Bundesregierung wohl 
bereits ein beträchtlicher Schaden gerade für 
die sozial schwächeren Leute in unserer Be­
völkerung angerichtet. Allein das Spargut­
haben der Arbeitnehmer hat im Jahr 1 97 1  
einen Verlust von 2112 Milliarden erlitten, wie 
auch Ihr Parteikollege - keine Aussage der 
OVP - Karl Ausch zu berichten weiß. In 
einer Demokratie wäre es halt gar nicht so 
schlecht, und es würde gar nicht schaden, wenn 
man manchmal zeitgerecht auch eine Idee der 
Opposition akzeptieren würde, und es hätte 
vor allem weiten Kreisen der Bevölkerung 
genützt. 

Die Märchen von der importierten Inflation 
s ind wohl endgültig ad absurdum geführt. 
Die Tatsachen beweisen es ja. Osterreichs 
Teuerung ist nicht mit den Waren aus dem 
Ausland eingeführt, sie ist hausgemacht, und 
der Chefkoch Dr. Kreisky und der Servier­
kellner · Dr. Androsch des Gasthauses zur In­
flation bitten die Osterreicher mehr und mehr 
zur Kasse. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Das Risiko dieser Bundesregierung haben 
nicht die Abgeordneten der OVP zu tragen, 
aber die Auswirkungen dieser falschen Politik 
hat die gesamte österreichische Bevölkerung 
zu tragen. Vielleidlt fühlen Sie sich ein biß­
ehen ermutigt und ermuntert von dem von 
Ihnen sehr heiß erwarteten auffrischenden 
Westwind. Aber wenn Sie eine Empfehlung 
brauchen, so sollten wir Ihnen heute sagen : 
Es gibt auch Vergleiche aus dem privaten 
Leben, wo zwei Brüder sich sehr unterschied­
lich verhalten; der eine führt sein Erbe fort, 

und der andere wirtschaftet auch ein gutes 
Erbe ab und richtet auch e in gutes Erbe zu­
grunde. Und . auf diesem besten Weg, ein 
gutes Erbe zugrunde zu richten, sind Sie auch 
mit diesem Budget für 1 973. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter ver­
zichtet auf das Schlußwort. 

Damit ist die Aussprache über die Bera­
tungsgruppen I und II beendet. 

Wir gelangen nunmehr zur A b  s t i  m­
m u n go 

Ich lasse zunächst über die Beratungs­
gruppe I abstimmen. Ich bitte jene Damen 
und Herren, die den Kapiteln 01 ,  02, 03, 04 und 
06 in der Fassung der Regierungsvorlage ihre 
Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - E i n  s t i m  m i g a n  g e n  0 m­
rn e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über die Beratungsgruppe 11. Ich bitte jene 
Damen und Herren, die dem Kapitel 1 0  und 
dem Kapitel 70 mit dem dazugehörigen Kon­
junkturausgleich-Voranschlag in der Fassung 
der Regierungsvorlage zustimmen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die M e h r­
h e  i t. 

Uber die zu dieser Beratungsgruppe e inge­
brachten Entschließungsanträge wird nach der 
dritten Lesung abzustimmen sein. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e  Sitzung berufe ich für 
heute, Dienstag, den 5. Dezember um 1 8 .20 Uhr 
mit folgender Tagesordnung ein . . . (Bewe­
gung.) 18 .25 Uhr. (Heiterkeit.) Demokratische 
Vorsitzführung. Mit folgender Tagesordnung 
also : 

Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1 973 (460, 
Zu 460 und 546 der Beilagen) I Spezialdebatte 
über die Beratungsgruppen III  und X. 

Die Sitzung ist g e s c h I  0 s s e n. 

SchlUß der Sitzung : 18 Uhr 20 Minuten 
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